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Haschsüchtige: 
Gefahr 
im Verkehr 


Unfallgeschädigte im Straßenver- 
kehr sollten gegenüber der Polizei 
in Zukunft nicht nur auf einem 
Alkoholtest beim Unfallverursa- 
cher, sondern auch auf einem 
Drogentest bestehen. Nach einer 
Auswertung des Fachverbandes 
Freier Einrichtungen in der Sucht- 
arbeit (FES) in München nehmen 
rund drei Millionen Deutsche re- 
gelmäßig Haschisch. Zudem sit- 
zen im Durchschnitt mehr als 
100 000 Autofahrer unter Dro- 
geneinfluß am Steuer. 


Offiziell gab es im vergangenen 
Jahr 150 Verkehrstote und 4000 
Verletzte, die aus dem Führen ei- 
nes Fahrzeugs unter Drogenein- 
fluß resultierten. Die wahre Zahl 
liegt aber bedeutend höher. Ha- 
schischraucher, die gleichzeitig 
auch Alkohol getrunken haben 
und verunglückten, zählen näm- 
lich zu den Promille-Opfern. Dar- 
über hinaus testet die Polizei nur 
bei begründetem Verdacht auf 
Drogenkonsum. 


Nach dem Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts, das den Konsum 
von Haschisch und Marihuana 
mehr oder weniger straffrei stellte 
- in einigen Bundesländern, so in 
Nordrhein-Westfalen und Schles- 
wig-Holstein, ist darüber hinaus 
auch der Eigenkonsum von Hero- 
in und Kokain straffrei -, droht 
nach Ansicht von Verkehrs- und 
Suchtexperten nunmehr die Ge- 
fahr, daß noch mehr Personen sich 
unter Drogeneinfluß ans Steuer 
ihres Fahrzeugs setzen werden. 


In einem Interview mit der Tages- 
zeitung „Die Welt“ äußerte sich 
der Suchtexperte Hans Ulrich 
Gresch wie folgt: „Besonders 
schlimm ist, daß das Verkehrs- 
recht auf die neue Situation von 
sogenannten leichten Drogen 
nicht vorbereitet ist. Die Polizei 
muß anders als beim Alkoholde- 
likt langwierige Nachweisverfah- 
ren führen. Außerdem sind Fälle 
bekannt geworden, wo noch Wo- 
chen und Monate nach dem Kon- 
sum mit einem sogenannten 
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Flashback eine vorübergehende 
Fahruntüchtigkeit eintrat.“ 


Der Trancezustand des Drogen- 
nehmers werde zudem noch durch 
monotone Landstraßen- und Au- 
tobahnfahrten verstärkt. Auch 
komme es häufig zu einem kör- 
perlichen Fehlverhalten wie bei 
einer Unterzuckerung. Bei einem 
Unfall in der Nähe von Köln, der 
auf das Fahren unter Drogenein- 
fluß zurückzuführen sei, sei ein 
36jähriger Angestellter auf gera- 
der Strecke von der Fahrbahn ab- 
gekommen und gegen einen 
Baum geprallt. 


Bedenklich sei, daß Haschisch- 
raucher oftmals gleichzeitig auch 
noch Alkohol konsumierten. Dies 
führe aber zu einer wechselseiti- 
gen Wirkungsverstärkung. Der 
FES wörtlich: „Damit ist der Fah- 
rer schon lange vor Erreichen der 
Promillegrenze massiv fahr- 
untüchtig. Der Trugschluß, alles 
im Griff zu haben, wird extrem si- 
muliert. Dabei sind tatsächlich 
Fehleinschätzungen bei kritischen 
Situationen selbstverständlich.“ 


Es ist zu bezweifeln, daß sich die 
Damen und Herren des Verfas- 
sungsgerichts vor ihrer sich im- 
mer mehr als Skandal erweisen- 
den Entscheidung ausreichend 
Rat bei wirklichen Experten ein- 
geholt haben. Denn solche Fehler, 
wie die Nichtbeachtung des Ha- 
schischkonsums bei Autofahrten, 
sollten dem obersten deutschen 
Gericht eigentlich nicht passieren. 


Gleichzeitig zeigt die jetzige Ex- 
pertenschelte auch einen großen 
Unterschied von Hasch, Marihua- 
na, Kokain, Heroin und anderen 
Rauschgiften gegenüber Nikotin, 
Koffein und Alkohol, die auch in 
die Abhängigkeit treiben können, 
auf. Während Nikotin und Koffein 
das Bewußtsein weitestgehend 
unverändert lassen, höchstens 
vielleicht etwas aufputschen, führt 
zwar auch Alkohol schon in klei- 
nen Mengen zu Fahrunfähigkeit. 


Sind diese Stoffe aber erst einmal 
abgebaut, ist alles wieder in Ord- 
nung. Ein sogenannter „Flash- 
back“, wie bei Rauschgiften, ist 
dort absolut unbekannt. Selbst 
wer einen absoluten Vollrausch 
hat, sich dann aber einen Tag aus- 
ruht, kann sich danach wieder un- 
bedenklich hinters Lenkrad set- 
zen. 


Bei Rauschgiftsüchtigen ist aber 
das genaue Gegenteil der Fall. 


Wenn schon der Rauschgiftkon- 
sum quasi durch die Hintertür le- 
galisiert wird, kann die Konse- 
quenz nur sein, daß jedem, der 
Drogen nimmt, ohne Wenn und 
Aber der Führerschein entzogen 
wird und man ihn erst dann wie- 
derbekommt, wenn man nach- 
weislich mehrere Monate wieder 
„clean“ ist. Nur so kann Sicher- 
heit im Straßenverkehr, zumindest 
in bezug auf die Fahrtüchtigkeit, 
garantiert werden. Alles andere 
wäre inkonsequent. m 


Insolvenzen in 
Deutschland 1994 
auf Rekordstand 


Die Zahl der Insolvenzen wird in 
Deutschland nach Einschätzung 
der Neusser Wirtschaftsauskunftei 
Creditreform trotz der leichten 
wirtschaftlichen Besserung 1994 
auf einen neuen Rekordstand stei- 
gen. Alleine in den ersten sechs 
Monaten 1994 erhöhten sich die 
Konkurse gegenüber dem glei- 
chen Vorjahreszeitraum um knapp 
23,2 Prozent auf 11 700 Pleiten. 
Für das Gesamtjahr werden etwa 
24 000 Gesamtinsolvenzen, davon 
17 800 Unternehmenskonkurse 
erwartet. 


Besonders schlecht sieht es dabei 
in den neuen Bundesländern aus. 
So stieg die Zahl der Gesamtin- 
solvenzen dort im ersten Halbjahr 
um rund 55 Prozent. Bei den Un- 
ternehmenspleiten lag die Steige- 
rungsquote bei etwa 44 Prozent. 
Etwas besser schnitten die alten 
Bundesländer ab. Hier ergab sich 
gegenüber den ersten sechs Mo- 
naten 1993 eine Gesamtsteige- 
rung um 17,7 Prozent. Die Zahl 
der Unternehmenspleiten nahm 
dabei um 19,4 Prozent zu. 


Auf bislang noch nicht gekannte 
Höhen stieg nach Worten von 
Kreditreform auch die Schadens- 
höhe. Lagen die Forderungsverlu- 
ste je Schadenfall in Westdeutsch- 
land 1993 noch bei durchschnitt- 
lich 950 000 Mark, betragen die 
Ausfälle in diesem Jahr pro Scha- 
den im Durchschnitt etwa 1,5 
Millionen Mark im Westen und 
sogar 1,9 Millionen Mark im 
Osten. Insgesamt lag der Schaden 
in den ersten sechs Monaten bei 
schätzungsweise 30 Milliarden 
Mark. 


Mit rund drei Viertel aller Fälle 
blieb die Zahl der Konkursverfah- 
ren, die mangels Masse abgelehnt 


wurden, in den alten Bundeslän- 
dern konstant. In den neuen Bun- 
desländern stieg diese Quote von 
etwa 20 Prozent nach der Wende 
auf nunmehr rund 60 Prozent. 


Den größten Anteil an den Pleiten 
stellen in Westdeutschland den An- 
gaben zufolge die Dienstleister mit 
37 Prozent, gefolgt vom Handel mit 
25 Prozent, dem Verarbeitenden Ge- 
werbe mit 19 Prozent und dem Bau- 
sektor mit 18 Prozent. Hauptursa- 
chen für die Unternehmenszusam- 
menbrüche sind zu geringe 
Eigenkapitalausstattung, ein zu ho- 
hes Forderungsvolumen sowie Män- 
gel in der Rechnungslegung und der 
Finanzplanung. 


Dennoch wagen Creditreform zu- 
folge immer noch sehr viele den 
Weg in die Selbständigkeit. So 
standen im ersten Halbjahr 1994 
in Westdeutschland 265 000 Neu- 
eintragungen im Gewerberegister 
nur 205 000 Löschungen gegenü- 
ber. In Ostdeutschland wurden 
rund 95 000 Unternehmen neu 
eingetragen, wohingegen nur etwa 
70 000 Firmen gelöscht wurden. 
Während in den alten Bundeslän- 
dern vor allem die Zahl der 
Großhändler zunahm, kam es in 
den neuen Bundesländern zu ei- 
ner weiteren Zunahme bei den 
Dienstleistern. Dagegen fehlte es 
auch weiterhin an Gründungen im 
industriellen Sektor. 


Nächstenliebe gilt 
nicht für den Irak 


Während die serbischen Aggres- 
soren im Bürgerkrieg des ehema- 
ligen Jugoslawien nach wie vor 
gerngesehene Gesprächspartner in 
der gesamten Welt sind und Serbi- 
en auch weiterhin mit Medika- 
menten aller Art versorgt wird, 
gilt dies für den Irak auch drei 
Jahre nach Ende des Golfkriegs 
nicht. Folge ist ein katastrophaler 
Mangel an Medikamenten aller 
Art, worunter vor allem die Zivil- 
bevölkerung leidet. 


Dies veranlaßte die „Ärzte-Zei- 
tung“ zu folgender Aussage: „Ei- 
ne schwere Niederlage mußte der 
irakische Gesundheitsminister 
einstecken. Sein Appell, man mö- 
ge das Embargo für pharmazeuti- 
sche und medizintechnische Pro- 
dukte aufheben, stieß bei der Bun- 
desregierung auf taube Ohren - 
trotz der von UNICEF belegten 
hohen Morbiditäts- und Morta- 
litätsrate (Krankheits- und Sterbe- 


rate), insbesondere der Kinder un- 
ter fünf Jahren.“ 


Exporte sorgen 
für Konjunktur- 
aufschwung 


Die westdeutsche Wirtschaft be- 
findet sich nach Ansicht des Düs- 
seldorfer Privatbankhauses Trink- 
aus & Burkhardt wieder auf ei- 
nem Wachstumskurs. Zwar seien 
nach wie vor keine positiven Im- 
pulse vom privaten Verbrauch zu 
erwarten, jedoch werde das reale 
Bruttosozialprodukt (BSP) in 
Westdeutschland aufgrund der 
deutlich steigenden Ausfuhren 
1994 um 0,7 Prozent steigen. 
1993 hatte es noch einen Rück- 
gang beim BSP um 1,9 Prozent 
gegeben. 


1995 wird der Konjunkturauf- 
schwung nach Angaben der Bank 
auf einer breiteren Basis stehen. 
Vor allem die Ausrüstungsinvesti- 
tionen dürften dabei erstmals seit 
drei Jahren wieder einen positiven 
Wachstumsbeitrag liefern. Obwohl 
sich der private Verbrauch stabili- 
sieren werde, sei wegen des ab 
1995 geltenden Solidaritätszu- 
schlags sowie der niedrigen Lohn- 
steigerungen eine starke Zunahme 
der Binnennachfrage nicht mög- 
lich. Insgesamt sei jedoch eine 
Steigerung beim Bruttoinlandspro- 
dukt um ein Prozent möglich. 


UNO faßt Beeteili- 
gung am Konver- 
sionszentrum ins 


Auge 


Großes Interesse an einer Beteili- 
gung an dem weltweit ersten Kon- 
versionszentrum in Bonn (BICC) 
hat die UNO zu erkennen gege- 
ben. In dem BICC sollen Vor- 
schläge erarbeitet werden, wie 
nicht mehr benötigte militärische 
Einrichtungen, zum Beispiel Ka- 
sernen, im zivilen Sektor genutzt 
werden können. Bei der Vorstel- 
lung des BICC bei der UNO in 
New York boten gleich mehrere 
Abteilungen der nordrhein-west- 
fälischen Wissenschaftsministerin 
Anke Brunn (SPD) enge Koope- 
rationen an, so unter anderem das 
Zentrum für Abrüstung und die 
Abrüstungskommission der UNO. 


Bei dem Besuch wurde nach An- 
gaben von Frau Brunn deutlich, 


daß die UNO bisher keine An- 
sprechstelle für Konversion hat 
und es dadurch keine Institution 
als Bindeglied zwischen den Re- 
gierungen gibt. Da dieses aber 
notwendig sei, könnte das BICC 
diese Aufgabe übernehmen, zeig- 
te sich die Ministerin zuversicht- 
lich. Das erste gemeinsame 
Projekt des BICC und der UNO 
werde das „Aktionsseminar Kon- 
version in Afrika“ sein. Darüber 
hinaus sei eine weitere gemeinsa- 
me internationale Tagung der 
nordrhein-westfälischen Landes- 
regierung und der UNO an Rhein 
und Ruhr denkbar. = 


Einzelhandel 
spürt weiter Kon- 
Junkturschwäche 


Der deutsche Einzelhandel befin- 
det sich trotz der derzeitigen Kon- 
junkturerholung noch immer in 
der Krise. Zwar weist der gesamte 
Einzelhandel begünstigt durch 
Sonderentwicklungen im Pkw- 
und Apothekenbereich für die er- 
sten drei Monate 1994 ein reales 
Umsatzwachstum von einem Pro- 
zent aus. Der Umsatz des Einzel- 
handels im engeren Sinne, also 
ohne Kfz- und Mineralölhandel 
sowie Apotheken, konnte im er- 
sten Quartal dagegen nur um 0,2 
Prozent zulegen. Da die Fachhan- 
dels-Umsätze im April sogar real 
um zehn Prozent sanken, ist die 
Umsatzentwicklung des Einzel- 
handels im engeren Sinne für die 
ersten vier Monate voraussichtlich 
leicht negativ. Dies teilte der Prä- 
sident der Bundesarbeitsgemein- 
schaft der Mittel- und Großbetrie- 
be des Einzelhandels (BAG), Wal- 
ter Deuss, in Köln mit. 


Angesichts der auch weiterhin an- 
gespannten Lage am Arbeitsmarkt 
sowie der stagnierenden Einkom- 
mensentwicklung stufte Deuss, 
der auch Vorstandsvorsitzender 
des Karstadt-Konzerns ist, die 
Aussichten des westdeutschen 
Einzelhandels bis zum Jahresende 
als weiterhin kritisch ein. Dabei 
dürfte es sehr vielen Unternehmen 
schwerfallen, verkaufsflächenbe- 
reinigt die wertmäßigen Vorjah- 
resumsätze wieder zu erreichen. 


In Ostdeutschland profitierte der 
Einzelhandel bislang noch nicht 
von der kräftigen gesamtwirt- 
schaftlichen Aufwärtsentwick- 
lung, die von der Bauwirtschaft 
und zunehmend auch vom Verar- 
beitenden Gewerbe getragenen 


wird. Auch hier leidet der Einzel- 
handel unter dem nicht mehr so 
starken Anstieg der Einkommen 
wie in den vergangenen Jahren. 
Während die Einzelhandelsumsät- 
ze in den neuen Bundesländern 
im ersten Quartal noch leicht san- 
ken, erwartet der BAG-Präsident 
für das Gesamtjahr einen kleinen 
Anstieg. 


Kritisch äußerte sich Deuss zur 
geplanten Änderung des Rabatt- 
gesetzes. Für ihn sei noch immer 
nicht ersichtlich, welche Vorteile 
dieses für den Produktionsstan- 
dort Deutschland haben soll. Oh- 
ne die Metro beim Namen zu nen- 
nen, kritisierte Deuss, daß dieses 
Unternehmen von diesem Gesetz 
„einseitig begünstigt“ werde. Ihm 
würden nämlich die Gewährung 
von umsatzabhängigen Rabatten 
und die Werbung für diese Rabat- 
tart im Gegensatz zu allen ande- 
ren Einzelhandelsunternehmen er- 
möglicht. 


Auf Kritik des Karstadt-Chefs 
stieß auch die geplante Einführung 
von Straßennutzungsgebühren, die 
auch negative Auswirkungen auf 
die Innenstädte haben werden. 
Bundesweit fahre nämlich die 
Mehrzahl der innerstädtischen 
Kunden mit dem Pkw zum Ein- 
kaufen. Würde der Autofahrer ne- 
ben den bereits erheblichen Park- 
gebühren zusätzlich noch mit 
Straßennutzungsgebühren belastet, 
würde dies negative Konsequenzen 
für den dortigen Handel haben. 
Aus Norwegen lägen inzwischen 
entsprechende Erfahrungswerte 
vor. Viel sinnvoller wäre ein ver- 
bessertes Angebot im öffentlichen 
Personennahverkehr. Ein schlech- 
tes Angebot bei Bussen und Bah- 
nen werde nicht akzeptabler, wenn 
der Pkw-Verkehr behindert werde, 
kritisierte Deuss. DO 


IKB warnt vor 
allzu großem 

L} . 
Konjunkturopti- 
mismus 
Vor allzu großem Konjunkturopti- 
mismus hat die Deutsche Indus- 
triebank (IKB) gewarnt. Zwar ge- 
be es momentan eine deutliche 
Aufwärtstendenz zu verzeichnen, 
doch gebe es noch immer sehr 
viel Negativpunkte, teilte die IKB 
in ihrem „Konjunkturbarometer“ 
mit. Belastend wirke sich vor al- 


lem aus, daß lediglich die Aus- 
landsbestellungen anstiegen, die 


Inlandsorders dagegen nach wie 
vor sehr verhalten seien. Dabei 
dürfte der private Verbrauch 1994 
das bereits schon sehr schwache 
Vorjahresergebnis noch einmal 
um mehr als ein Prozent unter- 
schreiten. 


Auch hat die deutsche Wirtschaft 
nach Angaben der IKB noch mit 
erheblichen Strukturschwierigkei- 
ten zu kämpfen. Besondere Pro- 
bleme gebe es dabei im Werk- 
zeugmaschinenbau, bei der Mehr- 
zahl der Automobilzulieferer, in 
der Textil- und Bekleidungsindu- 
strie sowie beim Stahl- und 
Leichtmetallbau. Negative Aus- 
wirkungen auf den Standort 
Deutschland gingen nach wie vor 
auch von den sehr hohen Löhnen 
und Steuern bei gleichzeitig kür- 
zester Arbeitszeit aller Industrie- 
länder aus, betonte das Geldhaus. 
Insgesamt erwartet die IKB für 
1994 einen Anstieg des realen 
Bruttoinlandsproduktes um ein 
Prozent. 1933 war es dagegen 
noch um 1,9 Prozent zurückge- 


gangen. 


Zweiter Fall 
Küng? 


Droht in der deutschen Kirche ein 
zweiter Fall Küng? Der Professor 
für praktische Theologie Norbert 
Greinacher (63) hatte in einem In- 
terview im „Südwestfunk“ Papst 
Johannes Paul Il. vorgeworfen, 
sich mit seinem endgültigen Nein 
zur Priesterweihe für Frauen von 
der Mehrheit der Kirche entfernt 
zu haben und ihn aufgefordert, 
von seinem Amt zurückzutreten. 
Des Papstes Argumentation, „die 
Kirche hat keine Vollmacht, Frau- 
en die Priesterweihe zu spen- 
den“,sei „theologischer Unsinn“. 


Der Bischof von Rottenburg-Stutt- 
gart, Walter Kasper, hat Greinach- 
er daraufhin aufgefordert, sich in 
der Frage des Frauenpriestertums 
„wieder auf den Boden der kirchli- 
chen Lehre“ zu stellen. Ein sol- 
cher Appell war in der Vergangen- 
heit sehr oft die Vorstufe zu einem 
Verfahren, das mit dem Entzug der 
kirchlichen Lehrerlaubnis endet. 
Greinachers Äußerungen sind 
nach Auffassung Kaspers ebenso 
anmaßend wie „eines wissen- 
schaftlich argumentierenden kirch- 
lich gesinnten Theologen unwür- 
dig“. Greinachers Aufruf zum 
Rücktritt des Papstes sei ein „un- 
verblümter Aufruf zum Ungehor- 
sam in der Kirche“. DO 
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Deutschland 


SED-Unrechts- 


Alfred König 


Massive Kritik an dem 2. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz haben 
der Bund der Steuerzahler (BdSt) und der Verband Deutscher Ver- 
sicherungsträger (VDR) geübt. Zur Abmilderung des Unrechts des 
DDR-Regimes sollen gemäß diesem Gesetz aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung „Ausgleichsleistungen unter sozialen Aspekten 


gewährt werden“. 


Die Finanzierung in der vorgese- 
henen Form läuft jedoch nach An- 
sicht des BdSt auf eine erneute 
Zusatzbelastung von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern als Beitrags- 
zahlern zur Rentenversicherung 
hinaus. Dagegen sind die 1,9 Mil- 
lionen Beamte und die Berufspo- 
litiker fein heraus, da sie selbst 
nicht Mitglieder in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung und da- 
her von den Lasten befreit sind. 


„Der finanzielle Ausgleich poli- 
tisch bedingter Nachteile ist als 
typische Folgelast der Wiederver- 
einigung eine gesamtgesellschaft- 
liche Aufgabe, deren Finanzierung 
nicht der Rentenversicherung, son- 
dern dem Staat obliegt“, heißt es 
in einer Stellungnahme des VDR. 
Zudem verstoße der Gesetz- 
entwurf gegen fundamentale Prin- 
zipien der Sozialversicherung. Oh- 
ne eigene Beitragsleistung würden 
nämlich hierdurch millionen- 
schwere Ansprüche entstehen, oh- 
ne daß Bund oder Länder Aus- 
gleichszahlungen gewähren. 


Würde der Entwurf in der vorlie- 
genden Form verwirklicht, so 
würde dies bei vermuteten 70 000 
Antragstellern im rentenberech- 
tigten Alter zu Mehrbelastungen 
der Rentenkassen von insgesamt 
764 Millionen Mark in den kom- 
menden drei Jahren führen. Ab 
1998 würden sich die jährlichen 
Zahlungen dann auf rund 142 
Millionen Mark einpendeln. 
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„Berücksichtigt ist dabei aber 
noch nicht“, so der Bund der 
Steuerzahler weiter, „daß der 
Rentenversicherung durch die 
jährliche Rentenanpassung, die 
auch bei diesen Leistungen 
durchgeführt werden wird, hier 
ein neuer Kostentreibsatz unter- 
geschoben wird, der zu weiteren 
Beitragssatzsteigerungen führen 
kann.“ 


Zwar weise die Bundesregierung 
stets auf den Bundeszuschuß zur 
Rentenversicherung hin, „vergißt 
dabei aber ebenso regelmäßig, 
daß auch dieser über allgemeine 
Steuermittel von den Beitragszah- 
lern zur Rentenversicherung an- 
teilig mitfinanziert wird“. 


Der Griff des 
Staates in die 
Kassen hat System 


Der VDR hat daher auch begrün- 
dete verfassungsrechtliche Beden- 
ken geäußert. Aus dem Gleich- 
heitsgrundsatz des Artikel 3 des 
Grundgesetzes ergibt sich nach 
Ansicht des Verbandes Deutscher 
Rentenversicherungsträger näm- 
lich unter anderem auch das 
Gebot der Lastengleichheit aller 
Bürger. Eine besondere, über die 
Verantwortung aller Bürger hin- 
ausgehende Verpflichtung der 
Beitragszahler der Rentenversi- 
cherung für die Opfer der DDR- 
Willkürherrschaft, mittels derer 


die Zahlungen aus der Rentenver- 
sicherung gerechtfertigt werden 
könnten, dürfte wohl kaum nach- 
zuweisen sein. Damit aber stehe 
die Finanzierung des Gesetzes 
über die Rentenkasse auf wackeli- 
gen Beinen. 


Der Griff des Staates in die Kas- 
sen der Rentenversicherer habe 
System, kritisierte der BdSt wei- 
ter. Nach einer Schätzung des 
VDR habe sich der versicherungs- 
fremde Anteil an den Leistungen 
aus den Rentenkassen schon vor 
der Wiedervereinigung auf rund 
35 Prozent belaufen. Der Bundes- 
zuschuß mache an den Einnah- 
men der Rentenversicherer jedoch 
nur rund 20 Prozent aus. 


„Allein die Regelungen aus dem 
Renten-Überleitungsgesetz, das den 
Bestandsschutz der Renten im Zuge 
der Vereinigung garantiert, schlugen 
mit jährlich zusätzlichen Ausgaben 
in Höhe von über sechs Milliarden 
Mark zu Buche. Dies bedeutet für 
den Beitragszahler einen Beitrags- 
anteil von 0,5 Prozentpunkten. 
Durch das SED-Unrechtsbereini- 
gungsgesetz wird dieser Prozentsatz 
erneut ansteigen.“ 


Die Rentenkassen werden also, be- 
tont der Bund der Steuerzahler, von 
der Bundesregierung offensichtlich 
als „‚Verschiebebahnhof ihrer Haus- 
haltslasten mißbraucht“. Dadurch 
ließen sich nämlich zwei Fliegen mit 
einer Klappe schlagen: „Müßten die 
Leistungen aus Steuermitteln getra- 
gen werden, würde das sichtbare 
Haushaltsdefizit noch größer. Und 
gleichzeitig werden Profi-Politiker 
und Beamte von einer finanziellen 
Beteiligung ausgespart, nicht wohl 
zuletzt auch aus wahlkampftakti- 
schen Gründen. 


Ganz und gar unklar ist gegen- 
wärtig, wie in den nächsten 
zwanzig oder dreißig Jahren die 
anstehenden Strukturprobleme 
der Rentenversicherung ökono- 
misch sinnvoll zu lösen sind.“ 
Diese Warnung des Wissen- 
schaftlichen Beirats beim Bun- 
desfinanzministerium stoße bei 
den Verantwortlichen offenbar 
noch immer auf taube Ohren, kri- 
tisierte der BdSt. 


Dem Steuerzahlerbund und dem 
VDR ist vollkommen recht zu ge- 
ben. Zwar ist es auch vollkommen 
richtig, in der DDR geschehenes 
Unrecht zu ändern und die Folgen 
für die Betroffenen abzumildern, 
nur darf dies nicht einseitig auf 
Kosten Dritter gehen. 


Und gerade dies geschieht im vor- 
liegenden Fall. Einseitig werden 
die Kosten für die Bereinigung 
dieses Unrechts den Zwangsren- 
tenversicherten aufgebürdet. Die 
Beamten, die ohnehin schon über 
weitreichende Privilegien verfü- 
gen, werden aber mal wieder ver- 
schont. 


Die Taktik der Bundesregierung 
ist klar. Auf der einen Seite soll 
gespart werden, was aber auf- 
grund eigener Unzulänglichkeiten 
und von außen auf die Bundesre- 
gierung zukommender Verpflich- 
tungen, wie eben die Beseitigung 
der Spätfolgen des SED-Unrechts, 
kaum möglich ist. 


Nach uns 
die Sintflut 
als Politik 


Um zum einen dennoch Sparen 
vorzutäuschen und zum anderen 
sicherlich auch aus dem Zwang, 
die ohnehin schon übernervösen 
Kapitalmärkte nicht noch weiter 
zu verunsichern und zu belasten, 
bleibt der Bundesregierung gar 
nichts anderes übrig, als diese La- 
sten irgendwo in anderen Positio- 
nen zu verstecken. 


Dieses geht aber nur dort, wo 
nicht zu starke Lobbyisten sofort 
Zeter und Mordio schreien und 
mit großangelegten Kampagnen 
in die Öffentlichkeit gehen. Und 
hier bieten sich die Sozialversi- 
cherungen geradezu an. Erhöhun- 
gen der Beitragssätze lassen sich 
hier mit Verweis auf die sich im- 
mer mehr zum negativen (bezüg- 
lich des Alters und damit des 
Beitragsaufkommens der Bei- 
tragszahler) entwickelnde Alters- 
pyramide relativ leicht durchset- 
zen; auf jeden Fall viel leichter als 
eine weitere Erhöhung irgendwel- 
cher indirekter Steuern, wie etwa 
der Mehrwertsteuer. 


Und dies obwohl die Folgen für 
„Otto Normalverbraucher“ sehr 
groß sind. Wie groß die Probleme 
der Rentenversicherung sind, kann 
man daran erkennen, daß die Poli- 
tiker heute offen zugeben müssen, 
daß die Renten für die jetzt bis zu 
40jährigen später nicht ausreichen 
werden, um alleine ohne weiteres 
Einkommen den gleichen Lebens- 
standard wie vor der Rente auf- 
rechtzuerhalten. Dabei profitieren 
die Politiker von der Einstellung: 
„Was interessiert mich heute, was 
in zwanzig oder dreißig Jahren 
passiert.“ oO 


Deutsche Bank 


Mitschuld 
am Girmes- 
Konkurs 


Gerhard Baader 


Der Konkurs des Grefrather Textilkonzerns Girmes 1989 war eine 
der größten Textilpleiten in der deutschen Nachkriegsgeschichte. 
Während zuerst einem Aktionärsvertreter die Schuld an der ge- 
scheiterten Sanierung in die Schuhe geschoben wurde, kristallisiert 
sich der wahre Schuldige jetzt immer mehr heraus: Es handelt sich 


dabei um die Deutsche Bank. 


Zum besseren Verständnis: Das 
Unternehmen, dessen Aufsichtsrat 
das Deutsche-Bank-Vorstandsmit- 
glied Ulrich Cartellieri angehörte, 
war vor allem auch wegen des in- 
ternational deutlich verschärften 
Wettbewerbs 1988 in eine ernst- 
hafte Krise geraten. Ein Konkurs 
war nur dadurch vermeidbar, daß 
vor allem die Aktionäre und die 
Banken, besonders die Deutsche 
Bank als Hausbank, die Verluste 
ausglichen und der Pensionssiche- 
rungsverein (PSV) auf große Teile 
seiner Forderungen verzichtete. 


Ein völlig 
überflüssiger 
Konkurs 


Während die Banken nur einen 
Minibeitrag zur Sanierung leisten 
wollten, sollten die Aktionäre mit 
einer Kapitalherabsetzung im Ver- 
hältnis 5:2 den Großteil hierzu lei- 
sten. Hiergegen wehrte sich eine 
von dem Herausgeber des Düssel- 
dorfer Börsenmagazins „Effecten- 
Spiegel“, Bolko Hoffmann, ange- 
führte Aktionärsgruppe. Dieser 
Zusammenschluß brachte dann 
auch wirklich eine Sperrminorität 
auf, der den Kapitalschnitt verhin- 
derte und von sich aus eine Kapi- 
talherabsetzung im Verhältnis 5:3 
vorschlug. Die dann fehlenden 
zehn Millionen Mark sollten, so 
die Aktionäre, von den Banken 
aufgebracht werden. 


Girmes-Chef Klimant und vor al- 
lem Cartellieri lehnten dies mit 
dem Hinweis ab, der PSV habe 
sich nur dann zur Leistung seines 


Sanierungsbeitrags bereit erklärt, 
wenn das der Hauptversammlung 
vorgelegte Sanierungskonzept oh- 
ne jegliche Änderung verabschie- 
det werde. 


In einem Interview mit der Nach- 
richtenagentur „Deutscher Depe- 
schen Dienst“ (ddp) erklärte ein 
PSV-Sprecher dann aber einige 
Wochen nach der Hauptversamm- 
lung, solange der vom PSV zu lei- 
stende Sanierungsbeitrag nicht 
geändert werde, wäre es dem PSV 
egal gewesen, in welchem Aus- 
maße die Aktionäre bzw. die 
Gläubiger ihren Anteil an der Sa- 
nierung geleistet hätten. Also das 
genaue Gegenteil von dem, was 
auf der HV gesagt wurde. 


Der Alternativvorschlag Hoff- 
manns auf der Aktionärsver- 
sammlung, das Kapital im Ver- 
hältnis 5:3 herabzusetzen, fand 
auch keine Mehrheit. Über einen 
Kompromißvorschlag 5:2,5 wurde 
dann nicht mehr abgestimmt. Die 
Folge war, daß Girmes wenige 
Wochen später in einen völlig 
überflüssigen Konkurs unterging 
bzw. über eine Auffanggesell- 
schaft als GmbH weiterbetrieben 
wurde und seitdem eine glänzen- 
de Geschäftsentwicklung aufwies. 


Das Gericht 

stellt die Dinge 

richtig 

Gegen Hoffmann hatte ein Ak- 
tionär geklagt und von ihm wegen 


angeblichen Stimmrechts- 
mißbrauchs Schadenersatz ver- 


langt. Vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) Düsseldorf (Aktenzeichen: 
7 U 109/93) bekam Hoffmann 
nun in allen Punkten recht - Revi- 
sion vor dem Bundesgerichtshof 
wurde wegen der grundsätzlichen 
Bedeutung des Falles zugelassen - 
und ging das OLG auch auf die 
Sache selber ein. Der Kernsatz 
des Urteils lautet dabei: „Auch 
bei einer Kapitalherabsetzung im 
Verhältnis 5:3 wäre das Gläubige- 
rinteresse nicht gefährdet gewe- 


“ 


sen. 


Auch stellte das OLG die damali- 
ge Situation von Girmes ganz an- 
ders dar, als es zuvor in der eta- 
blierten, der Deutschen Bank na- 
hestehenden Presse zu lesen war. 
So heißt es in dem OLG-Urteil: 
„Es ist unstreitig, daß die Girmes 
AG im Zeitpunkt der außerordent- 
lichen Hauptversammlung vom 3. 
Februar 1989 nicht zahlungsun- 
fähig war. Streitig ist, ob im Zeit- 
punkt der Hauptversammlung ei- 
ne Überschuldung ... vorlag, das 
Vermögen der Gesellschaft also 
nicht mehr die Schulden deckte.“ 
Eine Überschuldungs-Bilanz war 
auf jeden Fall niemals erstellt 
worden. Vielmehr waren wahr- 
scheinlich sogar noch stille Reser- 
ven enthalten, die letztendlich 
wohl auch dafür verantwortlich 
waren, daß es der GmbH-Auf- 
fanggesellschaft sehr schnell ge- 
lang, am Markt wieder Tritt zu 
fassen. 


Als seltsam empfindet es das Ge- 
richt auch, daß bis zur Abstim- 
mung des Kapitalherabsetzungs- 
vorschlags im Verhältnis 5:2 
seitens des Vorstands eine soge- 
nannte „positive Fortführungspro- 
gnose“ für das Unternehmen ge- 
nannt wurde. Diese hätte aber bei 
einem Kapitalschnitt 5:3 sogar 
eher besser sein müssen. Beson- 
ders aufschlußreich ist, daß die 
Prognose sogar ohne Zuführung 
von neuer Liquidität positiv war, 
denn diese sollte ausweislich des 
HV-Protokolls im Rahmen einer 
Kapitalerhöhung erst dann erfol- 
gen, „wenn auch die betriebswirt- 
schaftliche Sanierung sichtbar 
wird. Dabei sind wir auf einem 
guten Weg.“ 


Der machtlose 
kleine Aktionär 


Wie schwach hierzulande die 
Stellung der Kleinaktionäre ist 
und wie diese eigentlich nur als 
lästiges, Geld zur Verfügung stel- 
lendes Übel angesehen werden, 


geht auch aus folgenden Sätzen 
des OLG hervor: „Es gab für den 
Beklagten (Hoffmann) auch keine 
Möglichkeit, mit den Gesell- 
schaftsgläubigern zu verhandeln. 
Das Ergebnis mußte der Beklagte 
entgegennehmen ohne jede Ein- 
schätzungsmöglichkeit der Chan- 
ce, ein weiteres Nachgeben der 
Gläubiger zu erreichen. 


In dieser Situation blieb für den 
Beklagten als einzige Möglich- 
keit, in der Hauptversammlung 
durch die Abstimmung über eine 
niedrigere Kapitalherabsetzung 
ein weiteres Nachgeben der Ge- 
sellschaftsgläubiger zu errei- 
chen. 


Mehr als einmal wurde von Ak- 
tionären mehr oder weniger offen 
der Deutschen Bank der Vorwurf 
gemacht, das Großkapital habe 
sich ein im Kern gesundes Unter- 
nehmen zu Lasten der Kleinak- 
tionäre zugeschanzt. 


Die Hauptschuld 
liegt bei der Bank 


Auf jeden Fall wird das noch 
nicht rechtskräftige OLG-Urteil 
von vielen enttäuschten Kleinak- 
tionären, die ihren ganzen Akti- 
eneinsatz verloren, dahingehend 
interpretiert, daß die Deutsche 
Bank die Hauptschuld an dem 
Girmes-Konkurs trägt. Immer lau- 
ter wird von ihnen die Forderung, 
daß die Deutsche Bank sich nun 
etwas einfallen lassen müsse, um 
den Schaden zumindest wieder 
teilweise gutzumachen. 


Es gehe nicht an, so heißt es, daß 
Deutschlands größtes Geldhaus 
im Falle der Schneider-Immobili- 
enpleite Handwerkern, die Geld 
verloren, unter die Arme greife, 
die Girmes-Aktionäre aber leer 
ausgehen sollen - und dies obwohl 
die Schuld der Deutschen Bank 
im Falle Girmes ungleich höher 
sei als bei Schneider. 


Eine positive Seite hatte die Gir- 
mes-Affäre aber doch, und zwar 
für die Nino-Aktionäre. Dieser 
Textilkonzern, dessen Hausbank 
erneut die Deutsche Bank war, 
war ebenfalls in große finanzielle 
Schwierigkeiten geraten. Eine 
zweite Pleite so kurz hintereinan- 
der konnten sich die Deutschban- 
kiers aber nicht leisten. So wurde 
dann wenigstens Nino saniert. Für 
die Girmes-Aktionäre kann dies 
aber nur, sofern überhaupt, ein 
schwacher Trost sein! D 
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Standort Deutschland 
Wie man 
Forschung 
fördern kann 


Wolfgang Gerok 


Die Falk-Foundation wurde 1978 von Dr. Herbert Falk, Freiburg, 
zur Förderung der biomedizinischen Forschung gegründet. Profes- 
sor Dr. Dr. h. c. Wolfgang Gerok von der medizinischen Univer- 
sitätsklinik der Freiburger Albert-Ludwigs-Universität würdigte 
die Falk-Foundation für ihren Beitrag zur Forschung der deutschen 
Gastroenterologie (Magen-Darm-Krankheiten) und Hepatologie 


(Leber-Krankheiten). 


Durch die Falk-Foundation wurde 
die biomedizinische Forschung 
auf dem Gebiet der Gastroentero- 
logie und Hepatologie entschei- 
dend gefördert. Dies erfolgte auf 
mehreren Wegen. Erstens: Durch 
die seit 1967 in vierjährigem Ab- 
stand stattfindenden internationa- 
len Lebersymposien wurde ein in- 
tensiver Kontakt zwischen For- 
schern auf dem Gebiet der 
biomedizinischen Grundlagenfor- 
schung, den Vertretern klinischer 
Forschung und den in Klinik und 
Praxis tätigen Ärzten auf interna- 
tionaler Ebene geschaffen. Diese 
Freiburger - später Baseler - „Le- 
berwoche“ hat hohes Ansehen im 
In- und Ausland, so daß es mög- 
lich war, für die Vorträge und Dis- 
kussionen die international her- 
ausragenden Forscher auf dem je- 
weiligen Gebiet zu gewinnen. Für 
viele jüngere deutsche Wissen- 
schaftler wurde durch dieses in- 
ternationale Symposium der erste 
Kontakt zu Forschern im Ausland 
vermittelt. Es ist zu betonen, daß 
die wissenschaftlichen Organisa- 
toren bei der Gestaltung des Pro- 
grammes völlig freie Hand haben. 
Die wissenschaftliche Veranstal- 
tung ist völlig frei von Firmen- 
werbung. 


Völlig frei 
von Firmenwerbung 


Ab 1969 hat die Falk-Foundation 
zahlreiche kleinere wissenschaft- 
liche Symposien unterstützt. Auch 
diese Symposien finden in der 
Regel unter internationaler Betei- 
ligung statt. Ein Beispiel ist das in 
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durch. Sie haben das Ziel, die in 
der Praxis tätigen Ärzte über 
neuere Entwicklungen auf dem 
Gebiet der biomedizinischen 
Grundlagenforschung und der 
medizinischen Forschung zu in- 
formieren. Für diese Fortbil- 
dungsveranstaltungen konnten na- 
tional und international ausgewie- 
sene Ärzte und Forscher als 
Referenten gewonnen werden. 


Die Falk-Foundation hat die bio- 
medizinische Forschung und kli- 
nische Forschung außerdem durch 
Vergabe von Stipendien an Nach- 
wuchskräfte, besonders für die 
zeitlich befristete Tätigkeit in aus- 
ländischen Laboratorien, geför- 
dert. Sie hat ferner den Aufenthalt 
von ausländischen Forschern, die 
für eine begrenzte Zeit an den In- 
stituten und Kliniken der Univer- 
sität Freiburg tätig waren, unter- 
stützt. Darüber hinaus hat die 


Prof. Dr. Manfred Löwisch, Rektor der Freiburger Universität, über- 
reicht dem Gründer der Falk-Foundation, Dr. Herbert Falk (rechts), 
die Verdienstmedaille der Universität. 


zweijährigem Abstand stattfin- 
dende internationale Gallensäu- 
ren-Meeting, das 1971 mit 40 
Teilnehmern begann und das im 
Laufe der Jahre bis zu einer Teil- 
nehmerzahl von 300-400 ange- 
wachsen ist. Insgesamt haben seit 
1969 achtzig derartige Symposi- 
en, die von der Falk-Foundation 
unterstützt wurden, stattgefunden. 
Bei allen diesen Symposien liegt 
die Themenwahl und die Gestal- 
tung des Programmes ganz aus- 
schließlich bei den wissenschaft- 
lichen Organisatoren. 


Für die Ärzte in freier Praxis führt 
die Falk-Foundation seit 1974 
Fortbildungsveranstaltungen 


Falk-Foundation einzelne For- 
schungsprojekte durch zeitlich be- 
fristete Stellenfinanzierung, Sach- 
mittel und Hilfe bei der apparati- 
ven Ausstattung der Laboratorien 
gefördert. 


Drei angesehene 
wissenschaftliche Preise 


Die Falk-Foundation gibt einen 
monatlich erscheinenden wissen- 
schaftlichen Literaturdienst auf 
dem Gebiet der Hepatologie (He- 
patology Rapid Literature Re- 
view) heraus. Hier werden alle 
führenden wissenschaftlichen 
Fachzeitschriften regelmäßig von 


Fachkennern ausgewertet und die 
Zusammenfassungen der einzel- 
nen wissenschaftlichen Publika- 
tionen veröffentlicht. Die Falk- 
Foundation verfügt dadurch über 
eine umfassende wissenschaftli- 
che Bibliothek, die allen Interes- 
sierten, speziell an der Universität 
Freiburg, den raschen Zugang zur 
Originalliteratur ermöglicht. 


Die Falk-Foundation hat drei hoch 
angesehene _wissenschaftliche 
Preise gestiftet: 

Den internationalen Hans Popper 
Award, der für eine herausragende 
Lebensleistung auf dem Gebiet 
der Hepatologie im Abstand von 
drei Jahren vergeben wird. Der 
Preis ist mit 25 000 US-Dollar do- 
tiert. 

Den Hans Popper Sponsorship 
Award. Diese Auszeichnung wird 
für einen jüngeren Wissenschaft- 
ler unter 35 Jahren aus dem deut- 
schen Sprachgebiet für herausra- 
gende Leistungen im Abstand von 
drei Jahren vergeben. Der Preis ist 
mit DM 10 000 dotiert. 


Den Adolf-Windaus-Preis. Dieser 
Preis wird im Rahmen des Gal- 
lensäure-Meetings für besondere 
Leistungen auf dem Gebiet der 
Gallensäurenforschung vergeben. 
Der Preis ist mit DM 10 000 do- 
tiert. 


Zusammenfassend läßt sich 
sagen, daß durch die Falk- 
Foundation die biomedizinische 
Grundlagenforschung und die me- 
dizinisch-klinische Forschung ent- 
scheidend gefördert wurde. Die 
Bedeutung dieser Forschungsför- 
derung für die deutsche Gastroen- 
terologie und Hepatologie kann 
nicht hoch genug eingeschätzt 
werden. Die Förderung der For- 
schung durch die Falk-Foundation 
erfolgt stets unbürokratisch, rasch 
und zielgerichtet. Die Vergabe der 
Forschungsförderung erfolgt aus- 
schließlich nach wissenschaftli- 
chen Gesichtspunkten und Be- 
wertungen durch international 
angesehene Wissenschaftler. Fir- 
meninteressen haben, wenn über- 
haupt, nur eine ganz untergeord- 
nete Randbedeutung. 


Aus der Forschungsförderung 
speziell auf dem Gebiet der bio- 
medizinischen Forschung an der 
Universität Freiburg ist die Falk- 
Foundation nicht mehr wegzuden- 
ken. Es handelt sich um ein echtes 
Mäzenatentum im Sinne einer un- 
eigennützigen, unbürokratischen 
und zugleich sehr konkreten För- 
derung der Forschung. 


Ein 
Mikrochip, 
der schmeckt 
und fühlt 


Professor Dr. Meinhard Knoll schafft High-Tech mit Geschmack: 
Er hat einen Mikrochip entwickelt, der in Minutenschnelle bei- 
spielsweise Schwermetalle, Nitrat, Kalium, Ammonium oder Glu- 
kose erschmecken und deren Konzentration bestimmen kann. Da- 
mit gelang erstmals ein Brückenschlag zwischen Mikroelektronik 
und Biosensorik. Die neue Technik kann zur Messung von Stoff- 
konzentrationen in Flüssigkeiten dienen, beispielsweise des Blut- 
zuckers oder des Nitratgehaltes im Trinkwasser. Für seine Entwick- 
lung des bisher kleinsten stofferkennenden Mikrosensor-Chips er- 
hält der Direktor des Institutes für Chemo- und Biosensorik, 
Münster, den Philip Morris Forschungspreis 1994. Die Auszeich- 
nung für anwendungsorientierte Spitzentechnologie wird jährlich 
an vier Forscher vergeben. 


Die Entwicklung stofferkennender 
Mikrosensoren galt lange als un- 
lösbar. Der Grund: Bisher wurde 
der Ansatz verfolgt, die stoffer- 
kennenden Schichten auf der 
Chip-Oberfläche aufzutragen. Sie 
hafteten jedoch schlecht oder ver- 
änderten sich im Laufe des 
Meßvorganges. Man glaubte des- 
wegen, daß Mikroelektronik und 
stofferkennende Membranen sich 
nicht miteinander vertrügen. 


Die menschliche 
Zunge als Vorbild 


Im Kollegenkreis bekannt für sei- 
ne unorthodoxen Ideen, löste der 
43jährige Professor das Problem 
so genial wie einfach: Er nahm 
die menschliche Zunge zum Vor- 
bild. „Genau wie dieser Ge- 
schmackssensor sich nicht außen 
am Kopf, sondern geschützt im 
Mundraum befindet“, erklärt 
Knoll, „haben auch wir die stoff- 


erkennende Schicht des Mikro- 
sensors zum ersten Mal nicht auf 
dem Chip angebracht, sondern in 
seinem Inneren mikromechanisch 
verankert.‘ In die Oberfläche ei- 
nes wenige Quadratmillimeter 
kleinen Chips werden mehrere 
Hohlräume, sogenannte Contain- 
ments, eingeätzt und mit stoffer- 


kennenden Materialien versehen. 
Jeder dieser künstlichen Ge- 
schmacksnerven spürt einen an- 
deren Stoff auf. Flüssigkeiten 
können so gleichzeitig auf ver- 
schiedene Stoffkonzentrationen 
hin untersucht werden. Problem- 
los läßt sich der preisgekrönte 
Sensor auch in komplette Mikro- 


Prof. Dr. Meinhard Knoll, ausgezeichnet mit dem Philip-Morris-For- 
schungspreis 1994 für die Verbindung von Mikroelektronik und Bio- 


bzw. Chemosensorik. 


Mikrosensoren der neuen Generation: High-Tech mit Geschmacksen- 
sor. Die menschliche Zunge diente als Vorbild. 


systeme integrieren. Das „che- 
mische Labor auf dem Chip“ - 
Knolls Zukunftstraum - rückt 
damit in greifbare Nähe. 


„Bisher können wir erst einige 
Dutzend Stoffe messen, z. B. 
Nitrat oder Glukose“, so der 
Wissenschaftler, „doch im Prin- 


zip ist das Verfahren für alle 
möglichen Substanzen verwend- 
bar.“ Besonders im Umwelt- 
schutz können die sensiblen 
Meßfühler wertvolle Dienste lei- 
sten, denn die klassische Analy- 
tik ist durch Anzahl und Art der 
Chemikalien oft überfordert. So 
verschafft der computergesteuer- 
te Mikrosensor des Forschungs- 
preisträgers einen schnellen 
Überblick über die Schadstoffbe- 
lastung in Trink-, Grund- oder 
Abwässern. 


Selbst die medizinische Diagno- 
stik vermag Knoll mit seiner Er- 
findung zu revolutionieren: Dia- 
betiker könnten den Mikrosensor 
mit einem kleinen Meßgerät bei 
sich tragen und ihren Blutzucker- 
spiegel kontinuierlich überwa- 
chen. In der Intensivmedizin fän- 
de er Einsatz bei der Kontrolle 
wichtiger Parameter wie Kalium, 
Natrium, Kalzium oder ph-Wert 
des Blutes. Bisher benutzte Sen- 
soren - sofern nicht nur für den 
Einweggebrauch bestimmt - ha- 
ben ungefähr die Größe von Rea- 
genzgläsern und kosten einige 
hundert Mark. Der massenpro- 
duktionstaugliche Mikrosensor 
hingegen soll für rund eine Mark 
pro Stück zu haben sein - viel 
Geschmack für wenig Geld. Oo 
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Gesundheitswesen 


Folgekosten 
einer unterlas- 
senen Vorsorge 


Peter Oberender 


Frühere Betrachtungen der Wirtschaftlichkeit therapeutischer und 
prophylaktischer Maßnahmen beschränkten sich auf Teilaspekte. 
So sehen die Kassen der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 
nur die finanziellen Auswirkungen der jeweiligen Maßnahme pro 
Quartal. Belastungen anderer Kostenträger wurden nicht berück- 
sichtigt. Heute sind Behandlungsstrategien ganzheitlich auf ihre 
Wirtschaftlichkeit zu untersuchen. Dies sei auch für den Bereich 
venöser Erkrankungen erforderlich, führte Professor Dr. Peter 
Oberender, Bayreuth, auf einem Nordmark-Presseseminar aus. Er- 
krankungen des venösen Systems zählen in Deutschland zu den 


häufigsten Erkrankungen. 


Die Reformversuche der vergan- 
genen Jahre zeigen, daß auch im 
Gesundheitswesen der Tatbestand 
der Ressourcenknappheit allge- 
genwärtig ist. Dennoch hat die 
Zahl der Reformen die bestehen- 
den vielfältigen Mängel und Pro- 
bleme allenfalls partiell sympto- 
matisch behandelt. Die fehlende 
individuelle Zuordnung von Ent- 
scheidung und Entscheidungsfol- 
gen aufgrund falscher Rahmenbe- 
dingungen und Anreize führt zu 
individuellem Fehlverhalten der 
Patienten, der Leistungserbringer, 
aber auch der Kostenträger. Damit 
ergeben sich notwendige Korrek- 
turen in den Rahmenbedingungen 
des Gesundheitswesens und in der 
Betrachtung der Wirtschaftlich- 
keit therapeutischer und prophy- 
laktischer Maßnahmen in den ein- 
zelnen Indikationsgebieten. 


Notwendige Korrekturen: 
Handlung und 
Haftung als Einheit 


Die Korrekturen in den Rahmen- 
bedingungen des Gesundheitswe- 
sens müssen eine Herstellung des 
individuellen Zusammenhangs 
von Handlung und Haftung zum 
Ziel haben, so daß ein individuel- 
ler Anreiz zum sparsamen Um- 
gang mit knappen Ressourcen 
entsteht. Dabei darf nicht außer 
acht gelassen werden, daß der in- 
dividuell sparsame Umgang mit 
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Prof. Dr. Peter Oberender: „Strate- 
gien der Prophylaxe können mit ge- 
ringeren Kosten verbunden sein.“ 


knappen Ressourcen einer objek- 
tiven Bewertung nicht zugänglich 
ist. Vielmehr orientiert sich die 
Entscheidung des einzelnen an 
seinen subjektiven Bedürfnissen. 
Insgesamt ergibt sich aus einer 
adäquaten Korrektur der Rah- 
menbedingungen eine graduelle 
Steigerung der individuellen 
Wahlfreiheit bei gleichzeitiger 
Steigerung der Eigenverantwort- 
lichkeit für die Folgen getroffener 
Entscheidungen. 


Die Betrachtung der Wirtschaft- 
lichkeit therapeutischer und pro- 


phylaktischer Maßnahmen be- 
schränkte sich in der Vergangen- 
heit weitgehend auf eine Partial- 
analyse der finanziellen Konse- 
quenzen für die jeweiligen 
Kostenträger. So beschränkten 
sich die Kassen der GKV auf die 
Betrachtung der finanziellen Aus- 
wirkungen der jeweiligen Maß- 
nahmen im relevanten Quartal, 
ohne langfristige Kostenaspekte 
therapeutischer oder prophylakti- 
scher Aktivitäten zu beachten. 
Ferner wurden Belastungen ande- 
rer Kostenträger nicht berücksich- 
tigt. Die Betrachtung der finanzi- 
ellen Konsequenzen setzte im we- 
sentlichen am Input an, ohne den 
qualitativ heterogenen Output der 
jeweiligen Aktivitäten zu berück- 
sichtigen. 


Die Frage nach der Wirtschaft- 
lichkeit muß aber grundsätzlich 
die direkten, die indirekten und 
die intangiblen Kosten und Nut- 
zen, damit also auch den Output 
(das Ergebnis), einbeziehen. Be- 
handlungsstrategien sind indikati- 
onsbezogen ganzheitlich auf ihre 
Wirtschaftlichkeit zu untersuchen. 
Dieser Grundsatz gilt auch für das 
Indikationsgebiet „Gefäßver- 
schluß“ oder „venöse Erkran- 
kung“, das aufgrund seiner epide- 
miologischen Entwicklung in der 
Vergangenheit zukünftig an Be- 
deutung gewinnen wird. 


Beeinträchtigungen 
in der Berufsausübung 


Von Venenerkrankungen kann all- 
gemein gesprochen werden, wenn 
eine chronische Veneninsuffizi- 
enz unabhängig vom jeweiligen 
Stadium vorliegt. Venenerkran- 
kungen, etwa eine tiefe Venen- 
thrombose, treten selten ad hoc 
und ohne Vorgeschichte auf. Ve- 
nenthrombosen sind bedingt 
durch bestimmte Risikofaktoren 
und sind Ergebnis einer Entwick- 
lung, die bei entsprechender Pro- 
phylaxe zumindest verzögert wer- 
den kann. Erkrankungen des 
venösen Systems gehören auch in 
der Bundesrepublik Deutschland 
mit zu den häufigen Erkrankun- 
gen. So entfielen im früheren 
Bundesgebiet der GKV bei 
10 000 Versicherten 42 Kranken- 
hausfälle auf Krankheiten der Ve- 
nen und Lymphgefäße sowie son- 
stige Krankheiten des Kreislauf- 
systems (ICD 451-459). Im 
Vergleich dazu entfielen auf die 
Hypertonie und Hochdruckkrank- 
heiten (ICD 401-405) lediglich 
15 Krankenhausfälle. 


Ferner ergab die „Münchener Ve- 
nenstudie“ eine Häufigkeit an 
Beinvenenveränderungen im Un- 
tersuchungskollektiv von 44 Pro- 
zent bei den Männern und 56 Pro- 
zent bei den Frauen des Kollek- 
tivs. Davon waren bei den Män- 
nern 14 Prozent und bei den Frau- 
en 15 Prozent als krankhaft einge- 
stuft. Überträgt man diese Ergeb- 
nisse auf die Bundesrepublik 
Deutschland, dann ergibt sich ei- 
ne Prävalenz chronischer Venen- 
insuffizienz von etwa 6,8 Millio- 
nen Personen. Aber auch in den 
nicht krankhaften Fällen kann es 
bei Personen mit Beinvenenverän- 
derungen zu Venenentzündungen 
und Lungenembolien kommen. 


Die schwerer wiegenden Venener- 
krankungen sind diagnostisch nur 
schwer zu erfassen, so daß die 
vorliegenden Prävalenzdaten mit 
Vorsicht zu betrachten sind. So 
werden für das postthrombotische 
Syndrom etwa eine Million Pati- 
enten für die alten Bundesländer 
konstatiert. An einer Lungenem- 
bolie sterben in Deutschland jähr- 
lich über 32 000 Menschen. Die 
Prävalenz in einem internistischen 
Sektionsgut beträgt ca. 50 Pro- 
zent. Die Prävalenz der tiefen Ve- 
nenthrombose in der Gesamtbe- 
völkerung liegt bei etwa zwei Pro- 
zent und die Inzidenz pro Jahr 
etwa bei ein Promille. 


Die Folge dieser Venenerkrankun- 
gen sind erhebliche Beeinträchti- 
gungen in der Berufsausübung, 
die zur vorübergehender oder dau- 
erhafter Arbeitsunfähigkeit, Ar- 
beitsplatzwechsel bis hin zu Ein- 
schränkungen in der Freizeitge- 
staltung führen können. Häufig 
führen Venenerkrankungen zu ei- 
nem frühzeitigen Tod mit hohen - 
vor allem auch intangiblen - Ko- 
sten. Alles in allem sind Venener- 
krankungen mit vielfältigen nega- 
tiven Folgen verbunden. 


Keine 
Bagatellerkrankung 


Mit diesen Folgen von Venener- 
krankungen sind Kosten in erheb- 
lichem Umfang verbunden. So hat 
die Gesetzliche Krankenversiche- 
rung etwa 270 Millionen DM im 
Jahre 1980 für die ambulante Be- 
handlung von Venenerkrankungen 
aufgewendet. Die Kosten der Me- 
dikation betrugen fast 370 Millio- 
nen DM, und bei der stationären 
Behandlung fielen etwa 195 Mil- 
lionen DM an Kosten an. Die ge- 
setzliche Rentenversicherung 


wandte für 2158 Kuren für Venen- 
erkrankte 8,3 Millionen DM für 
Rehabilitationsmaßnahmen auf. 
Allein für die abhängig Beschäf- 
tigten ergab sie für 1980 ein Ar- 
beitsausfall durch Venenerkran- 
kungen von über 12 700 Arbeits- 
unfähigkeitsjahren. Der mit der 
Arbeitsunfähigkeit einhergehende 
Produktionsausfall wurde auf et- 
wa 380 Millionen DM geschätzt. 
Außerdem sind die Kosten für 
2522 Frühverrentungen von Ar- 
beitnehmern in Höhe von 39 Mil- 
lionen DM zu berücksichtigen, so 
daß nach einer Studie der Health 
Econ die Kosten der Venenerkran- 
kungen im Jahre 1980 insgesamt 
etwa 1,3 Milliarden DM betrugen. 
Inzwischen dürften die Ge- 
samtaufwendungen für Venener- 
krankungen einschließlich der tie- 
fen Venenthrombose in Deutsch- 
land bei über 3,5 Milliarden DM 
pro Jahr liegen. 


Unterlassene Prophylaxe 
führt zu erheblichen Kosten 


Die vorgenannten Zahlen machen 
deutlich, daß es sich bei den Er- 
krankungen des venösen Systems 
keineswegs um „Bagatellen“ han- 
delt. Aus diesen Gründen ist es 
sinnvoll, die Wirtschaftlichkeit 
therapeutischer Maßnahmen zu 
überdenken und vor allem Strate- 
gien der Prophylaxe zu ent- 
wickeln und, soweit solche Strate- 
gien vorhanden sind, auf ihre 
Wirtschaftlichkeit hin zu untersu- 
chen. Strategien der Prophylaxe 
können für den gesamten Zeit- 
raum der notwendigen Prophylaxe 
aus volkswirtschaftlicher Sicht 
mit geringeren Kosten verbunden 
sein als notwendige therapeuti- 
sche Maßnahmen, die zu den 
oben angedeuteten direkten und 
indirekten Kosten führen. Dabei 
ist hier zu berücksichtigen, daß in 


der obigen Skizze der Bereich der 
intangiblen Kosten vollständig 
ausgespart wurde. 


Für Deutschland existieren bisher 
keine allgemeingültigen neueren 
Studien bezüglich des Nutzens 
prophylaktischer Maßnahmen im 
Bereich der Venenerkrankungen. 
Es gibt einige Studien für die 
USA und Kanada, in denen nach- 
gewiesen wird, daß sich die Inzi- 
denz von Venenerkrankungen 
durch präventive Maßnahmen hal- 
bieren läßt. Auch die Ergebnisse 
hinsichtlich der Letalität sind bei 
allen präventiven Maßnahmen im 
Vergleich zur Situation ohne sol- 
che Maßnahmen signifikant nied- 
riger. So starben beispielsweise 
von 10 000 Patienten mit Venen- 
thrombosen und Lungenembolien 
ohne präventive Maßnahmen 48, 
während sich diese Zahl bei den 
verschiedenen präventiven Maß- 
nahmen bis auf acht Todesfälle re- 
duzieren ließ. Insgesamt belegen 
die Studien, daß sich präventive 
Maßnahmen im Bereich der Ve- 
nenerkrankungen lohnen, weil die 
Kosten insgesamt niedriger sind 
als die Kosten ohne Prävention. 


Zusammenfassend ist zu konsta- 
tieren: Venenerkrankungen sind 
keineswegs „seltene Bagatell- 
krankheiten“. Sie führen bei un- 
terlassener Prophylaxe zu erhebli- 
chen Kosten nicht nur der konkre- 
ten Therapie, sondern auch der 
begleitenden Arbeitsunfähigkeit 
und des Produktionsausfalls. Da- 
her sollte die Wirtschaftlichkeit 
von Therapie- und Prophylaxe- 
Strategien untersucht werden, so 
daß sämtliche Kosten und Nutzen 
der Behandlung erfaßt werden 
können. Nur auf diese Weise wird 
eine fundierte Basis der Entschei- 
dung für oder gegen eine be- 
stimmte Prophylaxe oder eine be- 
stimmte Therapie geschaffen. U 


Deutschland 


Politik mit 
„umstrittenen 
Arzneimitteln“ 


In den letzten zehn Jahren hat sich in Deutschland eine Gruppe von 
Pharmakologen, Klinikern und Politikern etabliert, deren publizi- 
stischer Schwerpunkt die Arzneimittelkritik beziehungsweise Arz- 
neimittelverordnungskritik ist. Die Arzneimittelkritiker unterschei- 
den sich in pharmakologischen und klinischen Spezialgebieten, es 
gibt Arzte, Apotheker, Biologen, Statistiker unter ihnen. Sie gleichen 
sich in einem Merkmal: Sie haben zumeist nicht in einer ver- 
tragsärztlichen Praxis über längere Zeit sowohl den Patienten ge- 
genüber als auch vor Prüf- und Beschwerdeausschüssen die Arznei- 
verordnung der Praxis verantworten müssen. 


Die wissenschaftlichen Referenz- 
ebenen, von denen aus die Arz- 
neimittelkritiker urteilen, entspre- 
chen nicht dem Anwendungsfeld 
der Arzneimittel, die sie kritisie- 
ren. Hinzu kommt, daß die Arz- 
neimittelstudien, aufgrund derer 
Ratschläge zur Arzneimittelthera- 
pie erteilt werden, vorzugsweise 
an Klinikpatienten mit eindeuti- 
gen klinischen Diagnosen bis zum 
sechzigsten Lebensjahr erhoben 
wurden, während die Arzneimittel 
in der Praxis bei über Sechzig- 
jährigen Multimorbiden einge- 
setzt werden. Es muß den Kriti- 
kern daher die Frage vorgelegt 
werden, ob ihre Kritik daher am 
Arzneimitteleinsatz der Praxis 
nicht noch umstrittener ist als die 
kritisierte Arzneitherapie. 


Eine zunehmend 
politisierte Diskussion 


Es ist intellektuell nicht redlich, 
den Einsatz von Nootropika bei 
Hirnleistungsstörungen im Alter 
abzulehnen, ohne daß eine thera- 
peutische Alternative benennbar 
ist. Es ist unärztlich, gegen den 
Einsatz von Venenpräparaten bei 
Schmerzen und Spannungsgefühl 
in den Beinen zu plädieren, wenn 
Operation, Verödung, Kompressi- 
on kontraindiziert, erfolglos ver- 
sucht oder vom Patienten abge- 
lehnt wurden. 


Man hat die Hausärzte ins Nie- 
mandsland geführt. Die klinische 
Pharmakologie liefert unumstrit- 
tene Behandlungsprinzipien, die 


oft nur bei gegebener Diagnose 
beziehungsweise in Einzelfällen 
einsetzbar sind. Die entsprechend 
der vorherrschenden Behand- 
lungssituation in der hausärztli- 
chen Praxis adäquate und zweck- 
mäßige Therapie wird für umstrit- 
ten erklärt, und die darauf 
entfallenden Verordnungskosten 
werden der Öffentlichkeit in einer 
zunehmend politisierten Diskussi- 
on als Einsparpotential vorgerech- 
net. Die verordnenden Ärzte wer- 
den durch Budgets und Richt- 
größendrohungen unter Druck 
gesetzt. Das Hilfeersuchen der Pa- 
tienten stößt in der Arztpraxis auf 
Ablehnung. 


Die Frage ist: War diese Auswir- 
kung des Gesundheitsstrukturge- 
setzes politisch wirklich gewollt? 
Wird das „Kranksein“ des Patien- 
ten hausärztlich verantwortungs- 
voll dadurch gelöst, daß ihm die 
zweckmäßige Behandlung vorent- 
halten und er in die unkontrollier- 
te Selbstbehandlung abgeschoben 
wird? Wie behält der Hausarzt bei 
ständig zunehmender Selbstmedi- 
kation den Überblick über das 
„Arzneimittelmenü“, also die 
Summe aller Arzneimittel, die der 
Patient laufend einnimmt? 


Konflikte 
mit den Patienten 


Eckpfeiler der hausärztlichen 
Therapie ist die auf einer sorgfäl- 
tigen Diagnosestellung und deren 
Dokumentation beruhende medi- 
kamentöse Behandlung des Versi- 
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Deutschland 
Politik mit 
„umstrittenen 
Arzneimitteln“ 


cherten. Die Auswahl indizierter, 
auf die individuelle Behandlungs- 
situation ausgerichteter Arzneimit- 
tel auf der Grundlage sorgfältiger 
Nutzen-Risiko-Abwägungen ist im 
wesentlichen Aufgabe des Haus- 
arztes. Die sorgfältige Handha- 
bung der Arzneimittelverordnung 
ist somit ein wichtiger Faktor er- 
folgreichen hausärztlichen Han- 
delns. Dies gilt um so mehr, als die 
im Gesundheits-Struktur-Gesetz 
(GSG) bedingten Restriktionen im 
Arzneimittelsektor zu erheblichen 
Verunsicherungen darüber geführt 
haben, was verantwortliches ärztli- 
ches Handeln ist. 


Man hat den Begriff „umstrittene 
Arzneimittel“ zu politischen 
Zwecken erfunden, um das Verord- 
nungsverhalten des Arztes zu be- 
- einflussen. Einspareffekte ergeben 
sich aus der propagandistisch er- 
reichten Verordnungszurückhal- 
tung der Vertragsärzte, diese haben 
die Konflikte mit den Patienten 
und Versicherten auszuhalten. 


Wohlgemerkt: Hier ist nicht die 
Rede von Arzneimitteln, die auch 
nach den Vorschriften des Arznei- 
mittelgesetzes unwirksam oder be- 
denklich sind. Vielmehr hat eine 
große Zahl von Phytopharmaka, 
die im Arzneimittelindex der Ge- 
setzlichen Krankenversicherungen 
zur Liste der „Arzneimittelgruppen 
mit umstrittener Wirksamkeit“ 
gehören, eine positive Bewertung 
durch die Zulassungsinstanzen be- 
ziehungsweise eine Positivmono- 
graphie beim Bundesgesundheit- 
samt erhalten. 


Rationale und 
rationelle Therapie 
mit Phytopharmaka 


Es gehört zu den Aufgaben der 
Hausärzte, bei der Therapieent- 
scheidung die Belange der Patien- 
ten zu berücksichtigen. Patienten 
dürfen nicht mit potentiell neben- 
wirkungsreichen Arzneimitteln 
überfordert werden. Das schafft 
Therapieverweigerung, „Non-Com- 
pliance“, Nachttischschubladen 
voller Arzneimittel und schließlich 
jenen Arzneimittelmüll, der wieder 
zum politischen Thema wird. 
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Gerade unter den pflanzlichen 
Arzneimitteln, den Phytopharma- 
ka, finden sich eine Reihe von gut 
akzeptierten Präparaten, die darü- 
ber hinaus gegenüber chemisch- 
synthetischen Therapiealternati- 
ven Vorteile bieten. Als Beispiel 
seien die pflanzlichen Beruhi- 
gungsmittel genannt. 


Phytopharmaka haben oft einen 
hohen „therapeutischen Nutzen“. 
Unter „therapeutischen Nutzen“ 
versteht man das Verhältnis von er- 
wünschten zu nicht erwünschten 
Wirkungen. Bei einem Beruhi- 
gungsmittel oder schlafanstoßen- 
den Mittel ist die Sedation er- 
wünscht, die Abhängigkeit nicht. 


Wenn die therapeutisch erwünsch- 
te sedierende Wirkung ohne Ab- 
hängigkeitsrisiko erreicht werden 
kann, dann ist der therapeutische 
Nutzen höher als beispielsweise 
bei einem Benzodiazepin in der 
Langzeittherapie, dessen sedieren- 
der und angstlösender Effekt stär- 
ker ausgeprägt und zuverlässiger 
sein kann als bei Kava- oder Bal- 
drianextrakt, welches aber eben 
leider für den Langzeiteinsatz we- 
gen seines Abhängigkeitspotenti- 
als nur bedingt geeignet ist. 


Aber nicht nur rationale Erwägun- 
gen zur Verbesserung des thera- 
peutischen Nutzens, sondern auch 
Wirtschaftlichkeitsüberlegungen 


können für Phytopharmaka spre- 
chen, weil diese sehr oft niedrige- 
re Tagestherapiekosten aufweisen 
als chemisch-synthetische Alter- 
nativen bei gleicher Indikation. 


Aus diesen Gründen ist ein generel- 
ler gesundheitspolitischer Trend ge- 
gen die pflanzlichen Arzneimittel, 
die Phytopharmaka, abzulehnen. 


Opfer einer 
überzogenen Kritik 


Die Verordnung von Phytophar- 
maka ist Opfer einer überzogenen 
Kritik von Krankenkassen, Kas- 
senärztlichen Vereinigungen und 
anderen Fachkreisen geworden, 
die sich im Zusammenhang mit 
dem Inkrafttreten des Gesund- 
heits-Struktur-Gesetzes (GSG) 
auf das Verordnungsverhalten der 
Vertragsärzte übertragen hat. Dies 
schafft für die hausärztliche Ver- 
sorgung Probleme, weil ohne 
Phytopharmaka weder eine pro- 
blemgerechte noch eine wirt- 
schaftliche Versorgung möglich 
ist. Phytopharmaka per se sind in 
der hausärztlichen Verordnung 
unverzichtbar. 


Es gibt im neuen Sozialrecht keine 
Vorschriften, die gegen die Verord- 
nung von Phytopharmaka spre- 
chen. Im Gegenteil, Phytopharma- 
ka sind ausdrücklich nicht ausge- 


Der Ginkgo überlebte nicht nur 
die Atombombe von Hiroshima, 
als botanische Gattung scheint er 
der Zeit zu trotzen. 


schlossen. Die Therapie mit Phyto- 
pharmaka entspricht grundsätzlich 
dem allgemein anerkannten Stand 
der medizinischen Erkenntnisse, 
wenn für das einzelne Phytophar- 
makon naturwissenschaftliche 
Wirksamkeitsnachweise erbracht 
wurden. Dies ist für eine Vielzahl 
von Indikationen und Phytophar- 
maka im Rahmen der Zulassung 
und/oder Nachzulassung nach dem 
Arzneimittelgesetz tatsächlich ge- 
schehen. 


Der Patient hat daher den gleichen 
Versorgungsanspruch auf die Ver- 
ordnung von Phytopharmaka wie 
bei allen anderen nach dem Arz- 
neimittelgesetz zugelassenen Arz- 
neimitteln. 


Für Phytopharmaka gilt wie für 
alle anderen Arzneimittel, daß ih- 
re Verordnung zweckmäßig, aus- 
reichend, wirtschaftlich sein muß. 
Sie darf das Maß des Notwendi- 
gen nicht überschreiten und muß 
dem allgemein anerkannten Stand 
der medizinischen Erkenntnisse 
entsprechen. Auch insofern ergibt 
sich kein Unterschied zwischen 
Phytopharmaka und chemisch- 
synthetischen Arzneimitteln. 


Deutschland 


Verordnun 
von pflanz- 
lichen Arz- 
neimitteln 


Martin Schulz 


Nach dem Arzneimittelgesetz sind pflanzliche Arzneimittel - die 
Phytopharmaka - solche, die als arzneilich wirksame Stoffe Pflan- 
zen, Pflanzenteile oder Pflanzenbestandteile in bearbeitetem oder 
unbearbeitetem Zustand enthalten. Reine Pflanzeninhaltsstoffe wie 
Codein oder Menthol sind chemisch definierte Einzelstoffe. Nicht 
zu Phytopharmaka gehören homöopathische und anthroposophi- 
sche Arzneimittel. Dr. Martin Schulz, Apotheker und Pharmakolo- 
ge, kommentiert die Verordnung von Phytopharmaka. 


Phytopharmaka im engeren Sinne 
sind Bestandteil der naturwissen- 
schaftlich orientierten allopathi- 
schen Medizin, bei der die be- 
kannten Dosis-Wirkungs-Bezie- 
hungen gelten. Das bedeutet, daß 
innerhalb bestimmter Grenzen ei- 
ne höhere Dosis eine stärkere 
Wirkung hervorruft. 


Viele Patienten, die ein „homöo- 
pathisches“ Arzneimittel verord- 
net haben wollen, meinen eigent- 
lich ein pflanzliches und sind sich 
über die gravierenden Unterschie- 
de nicht im klaren. 


In der auf Empirie beruhenden 
Volksheilkunde wurden und wer- 
den vorwiegend traditionelle gale- 
nische Zubereitungen wie z. B. 
Tee, Tinktur, Mazerat, Preßsaft 
oder Sirup eingesetzt. Ein Bei- 
spiel dafür ist die Baldriantinktur. 
Im Gegensatz dazu sind die 
Phytopharmaka von heute oft das 
Ergebnis gezielter industrieller 
Entwicklung auf der Basis syste- 
matischer phytopharmazeutischer 
Forschung. 


Das seit Paracelsus bekannte Wis- 
sen, daß zur Wirkung eines Arz- 
neimittels die richtige Dosierung 
eine zwingende Voraussetzung 
ist, wurde in der Vergangenheit 
bei der Entwicklung von Phyto- 
pharmaka nicht immer beachtet. 
Da das Volumen der modernen 
Arzneiformen, z. B. Tabletten, 
Dragees, Kapseln oder Tropflö- 


sungen, begrenzt ist, lassen sich 
oft nicht die in der traditionellen 
Medizin üblichen Einzeldosen un- 
terbringen. Die auf Erfahrung be- 
ruhende und bewährte traditionel- 
le Dosierung der Arzneidroge 
wird dann teilweise erheblich re- 
duziert. 


Die Anforderungen 
sind überall die gleichen 


Um pflanzliche Wirkstoffe in aus- 
reichender Dosierung in einer mo- 
dernen Arzneiform anbieten zu 
können, hat die forschende Indu- 
strie den Weg der Herstellung von 
Spezialextrakten beschritten. Bei 
der Herstellung hochwertiger Spe- 
zialextrakte werden unerwünschte 
oder nicht an der Wirkung betei- 
ligte Stoffe, z. B. lipophile harzi- 
ge Bestandteile bei Kavaextrakt 
oder wegen ihrer allergenen Po- 
tenz Ginkgolsäuren bei Ginkgoex- 
trakt, abgetrennt und die für die 
therapeutische Wirksamkeit wich- 
tigen Inhaltsstoffe, z. B. die Ka- 
valactone bei Kavaextrakt oder 
die Ginkgoflavonglykoside und 
die Terpenlactone bei Ginkgoex- 
trakt, angereichert. 


Bei der Entwicklung eines Spe- 
zialextraktes wird auf die Zusam- 
mensetzung des Extraktes also in 
ganz gezielter Weise Einfluß ge- 
nommen, um Wirkungen, Wirk- 
samkeit und Verträglichkeit zu 
optimieren. 


Eine wesentliche Voraussetzung 
für den Erfolg einer medika- 
mentösen Therapie ist die phar- 
mazeutische Qualität des verwen- 
deten Arzneimittels. Um eine 
sachgerechte Herstellung von 
Arzneimitteln zu gewährleisten, 
verabschiedete die Weltgesund- 
heitsorganisation bereits 1968 so- 
genannte Grundregeln für die 
Herstellung von Arzneimitteln 
und Sicherung ihrer Qualität, 
auch GMP-Regeln genannt. Das 
Arzneimittelgesetz fordert außer 
dem Nachweis von Wirksamkeit 
und Unbedenklichkeit auch den 
Nachweis der pharmazeutischen 
Qualität. 


Diese Anforderungen sind an alle 
Arzneimittel zu stellen - ganz 
gleich, ob es sich um Arzneimittel 
mit synthetisch hergestellten 
Wirkstoffen oder mit Wirkstoffen 
pflanzlicher Herkunft, also die so- 
genannten Phytopharmaka, han- 
delt. 


Das Besondere 
bei Phytopharmaka 


Bei chemischen Arzneimitteln ist 
der arzneilich wirksame Stoff ei- 
ne ganz bestimmte chemisch syn- 
thetisierte Verbindung. Phytophar- 
maka enthalten als Wirkstoff eine 
pflanzliche Zubereitung, meist ei- 
nen Extrakt. 


Das Besondere bei pflanzlichen 
Extrakten ist, daß sich aus ein und 
derselben Pflanze sehr unter- 
schiedliche Extrakte mit unter- 
schiedlichen Inhaltsstoffen her- 
stellen lassen. In Abhängigkeit 
von der Pflanzenart, dem Pflan- 
zenteil, der Qualität des Aus- 
gangsmaterials und dem Herstel- 
lungsverfahren entstehen im Ver- 


gleich zum unbehandelten 
Rohextrakt unterschiedlich opti- 
mierte Spezialextrakte. Diese 


können sich bezüglich ihrer In- 
haltsstoffe erheblich unterschei- 
den. 


Da bei pflanzlichen Extrakten je- 
doch der Extrakt in seiner Ge- 
samtheit und seiner spezifischen 
Zusammensetzung der Wirkstoff 
ist, sind Extrakte mit unterschied- 
lichen Inhaltsstoffen auch als un- 
terschiedliche Wirkstoffe zu be- 
werten. Das heißt also, daß sich 
aus einer Pflanze ganz unter- 
schiedliche Wirkstoffe herstellen 
lassen. 


Deshalb sind für unterschiedlich 
hergestellte Pflanzenextrakte je- 


weils eigene Untersuchungen zu 
Wirkungen, Wirksamkeit und 
Verträglichkeit erforderlich. 


Um eine gleichmäßige und von 
Charge zu Charge reproduzierba- 
re Qualität und Zusammenset- 
zung eines Extraktes sicherzu- 
stellen, werden die Extrakte stan- 
dardisiert.  Definitionsgemäß 
wird unter Standardisierung das 
Einstellen eines Extraktes auf die 
durch einen Prototyp vorgegebe- 
ne Norm verstanden. Als Proto- 
typ wird die Extraktqualität ver- 
standen, mit der die toxikologi- 
schen, pharmakologischen und 
klinischen Prüfungen durchge- 
führt wurden. Jeder in einem Fer- 
tigarzneimittel verarbeitete Ex- 
trakt muß diesem Prototyp in sei- 
ner quantitativen und qualitativen 
Zusammensetzung entsprechen. 
Damit wird sichergestellt, daß al- 
le später hergestellten Chargen 
die gleiche Wirksamkeit und Ver- 
träglichkeit aufweisen. In der 
Fertigungskette von der Droge 
über Extrakt bis zum Fertigarz- 
neimittel sollte die Standardisie- 
rung normalerweise so früh wie 
möglich einsetzen, also am be- 
sten bei dem pflanzlichen Aus- 
gangsmaterial. 


Nutzen-Risiko- 
Verhältnis ist günstiger 


Nach Paragraph 25 (7) des 1976 
novellierten Arzneimittelgesetzes 
ist das Bundesgesundheitsamt 
verpflichtet, bei Arzneimitteln, 
die nicht der (automatischen) Ver- 
schreibungspflicht nach Para- 
graph 49 unterliegen, das wissen- 
schaftliche Erkenntnismaterial 
durch Kommissionen aufbereiten 
zu lassen und die Ergebnisse be- 
kanntzumachen. Die für die 
phytotherapeutische Therapierich- 
tung und Stoffgruppe zuständige 
Kommission E hat inzwischen 
über 300 Arzneipflanzen aufberei- 
tet. Bei ungefähr zwei Dritteln 
wurde das Nutzen-Risiko-Verhält- 
nis bewertet. 


Monographien beschreiben Min- 
destanforderungen. Das den Mo- 
nographien zugrunde liegende Er- 
kenntnismaterial beruht teilweise 
auf Erfahrungen mit quantitativ 
und qualitativ unterschiedlichen 
pflanzlichen Zubereitungen. Dar- 
aus und aus dem weiter oben Ge- 
sagten ergibt sich, daß Phytophar- 
maka selbst dann, wenn sie diese 
Mindestanforderungen erfüllen, 
nicht automatisch vergleichbar 
sind. 
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Standort Deutschland 


Krebs - 


ein Defekt der 
Biokatalyse 


Karlheinz und Sylvia Hermannsdörfer 


Die Medizin steckt noch voller Geheimnisse: Aktuelle Wissensge- 
biete sind ungeklärt und unerforscht, insbesondere bei Krebs 
herrscht nach wie vor großes Rätselraten über Ursache, Entstehung 


und Heilung. 


Vor fünf Jahren publizierte K. H. 
Hermannsdörfer, Wissenschaftler 
aus Schwabach bei Nürnberg, sei- 
ne Erkenntnisse, daß der Krank- 
heit Krebs ein Defekt der Bioka- 
talyse zugrunde liegt. Durch die 
Verleihung des Nobelpreises für 
Medizin 1992 an die Wissen- 
schaftler für Biochemie E. Fischer 
und E. Krebs wurde die Biokata- 
lyse-Thematik aktualisiert. 


Neue Erkenntnisse 
zum Krebsproblem 


Angesichts der dramatisch zuneh- 
menden Zahlen von Krebserkran- 
kungen und Krebstoten - die Wis- 
senschaft rechnet allein bei Haut- 
krebs in den nächsten zehn Jahren 
mit einer Erkrankungsquote von 
20 Millionen und ebenso vielen 
Toten - besteht die zwingende 
Notwendigkeit, von spekulativen 
Hypothesen Abstand zu nehmen 
und sich realistischen Ansätzen 
zuzuwenden. Über Ursache und 
Entstehung nachzudenken zählt 
zu den wichtigsten Aufgaben; 
denn ohne diese Kenntnis ist das 
Krebsproblem nicht zu lösen - 
weder in der Sache noch thera- 
peutisch. 


In der Betrachtung der Biokataly- 
se-Prinzipien liegt dafür der rich- 
tige Ansatz. Was ist unter Bioka- 
talyse zu verstehen, und welches 
Prinzip steckt dahinter? Unter 
Biokatalyse versteht die Moleku- 
larbiologie die Steuerung bioche- 
mischer Reaktionen durch Bioka- 
talysatoren. Biokatalysatoren ih- 
rerseits sind Stoffe oder 
Substanzen, die biochemische Re- 
aktionsprozesse wie beispielswei- 
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Dr. K. H. Hermannsdörder: „Die 
Chemotherapie gilt als das größte 
Experiment, das je in der Medi- 
zingeschichte stattfand.“ 


se die Stoffwechselvorgänge im 
Menschen durch Änderung der 
Aktivierungsenergie lenken, in- 
dem sie diese je nach Bedarf be- 
schleunigen oder verlangsamen. 
Enzyme, Hormone und Vitamine 
zählen zu den wichtigsten Bioka- 
talysatoren. Nachfolgend die ent- 
scheidenden Erkenntnisse: 


Nach unserer Meinung entsteht 
die Krankheit Krebs durch De- 
fekte im Biokatalyse-System. Mit 
der Erkenntnis „Krebs - ein De- 
fekt der Biokatalyse“ ist es erst- 
malig gelungen, die molekular- 
biologischen Zusammenhänge 
von Ursache und Entstehung der 
Krankheit Krebs zu enträtseln. 


Bei der Krankheit Krebs fallen 
die Bio-Enzyme Nikotin-Adenin- 


Dinukleotid (NAD) in der At- 
mungskette und Asparaginase, ein 
Biokatalysator im Eiweißstoff- 
wechsel, aus. Umweltfaktoren, 
speziell Chemiegifte und eine er- 
höhte radioaktive Strahlung, auch 
als Über-Radioaktivität bezeich- 
net, hemmen diese Biokatalysato- 
ren und führen über eine biokata- 
lytische Direktblockade das Bio- 
System in ein Chaos. 


Die Blockade von NAD verhin- 
dert die Produktion an Bio-Ener- 
gie in Form von Adenosintriphos- 
phat (ATP) über die Atmungsket- 
te: Der NAD-Ausfall stoppt die 
Wasserstoff-Übertragung vom Zi- 
tronensäurezyklus auf die At- 
mungskette. Die Verbrennung 
(Oxydation) von Wasserstoff 
durch Sauerstoff zu Wasser in der 
Atmungskette fällt aus, die Ener- 
giegewinnung an ATP über die 
Atmungsketten-Phosphorylierung 
bricht zusammen. In der Zelle 
nimmt die Wasserstoff-/Wasser- 
stoffionen-Konzentration zu, die 
Permeabilität der Zellmembran 
(Durchlässigkeit der Zellwand) 
verändert sich, im Plasma-Serum- 
Raum (Zell-Zwischenzellraum) 
verschieben sich die Elektrolyt- 
bzw. Mineralstoff-Verhältnisse 
(Isotonie-Prinzip). Der Aktivitäts- 
verlust von Asparaginase unter- 
bricht die Bildung von Asparagin- 
/Glutaminsäure; dem Zellstoff- 
wechsel fehlt damit das 
regulatorische Aufbau-Eiweiß. 


Stoffwechseldefizite ver- 
ursachen ein Zellchaos 


Stehen Bio-Eiweiß und Bio-Ener- 
gie nicht ausreichend zur Verfü- 
gung, ist das Zellsystem nicht in 
der Lage, seine spezifischen Ei- 
weiß-Verbindungen aufzubauen. 
Der Zellstoffwechsel kommt ins 
Stocken, die physiologische Zell- 
tätigkeit ist nicht mehr garantiert. 
In der Biologie der Zelle treten 
Funktionsausfälle auf, die Zelle 
kann die geforderte Multifunktio- 
nalität (Funktionsvielfalt) nicht 
mehr voll erfüllen. 


Der Organismus schaltet dann, 
um sich selbst zu erhalten und 
nicht zu zerstören, über die kyber- 
netischen Regelkreise gegenregu- 
latorisch auf Somatotropie bezie- 
hungsweise Wachstum. Das Bio- 
System stimuliert so über das 
Zwischenhirn-Hypophysen-Drü- 

sen-Organ-System die Stoffwech- 
seltätigkeit; dabei soll erreicht 
werden, erstens das Substrat- und 
zweitens das Energieangebot den 


Erfordernissen anzupassen. Ge- 
lingt dies nicht, dann koppelt sich 
unter den gegebenen Stoffdefizi- 
ten das Stoffwechselgeschehen 
von den Normalbedingungen ab. 
Die nunmehr ablaufenden Stoff- 
wechselprozesse folgen völlig 
atypischen Kriterien, sie zielen 
ausschließlich auf eine Zellerhal- 
tung ab: Ein massiv einsetzender 
Glykogenabbau liefert dazu die 
notwendigen Biostoffe, die einer- 
seits die zellulare Selbsterhaltung 
speisen, andererseits aber auch 
das Zellwachstum und die Zell- 
vermehrung - speziell der Krebs- 
zelle - intensivieren. 


Unter dem Ausfall der regulatori- 
schen Zellchemie und unter der 
Zunahme der Wasserstoff-/Was- 
serstoffionen-Konzentration rea- 
giert die Zelle mit gewaltigen 
Wachstumsschüben, die eine un- 
kontrollierbare und ungebremste 
Zellteilungs-Automatik in Gang 
setzt - das Indiz für eine Zellentar- 
tung beziehungsweise Krebs. 


Gerade die moderne Krebsdia- 
gnostik mittels Kernspintomogra- 
phie (KST) macht sich dieses 
Prinzip der degenerativen Entar- 
tung in der molekularen Zellbio- 
logie zunutze. Wie bekannt, wird 
mit Hilfe der KST-Methode das 
Körpergewebe nach unterschiedli- 
chen Wasserstoff-Ansammlungen 
abgesucht - erhöhte Wasserstoff- 
Werte bedeuten Krebs! 


Diese Erkenntnis, auf das Chaos- 
Prinzip übertragen, besagt: Stoff- 
wechseldefizite verursachen ein 
Zellchaos, das sich aus Gründen 
der Selbsterhaltung in ein neues 
Nicht-Chaos-System umwandelt 
mit total verändertem Zell-Stan- 
dard, das heißt, die Zelle hat ihre 
biologisch geforderte Multifunk- 
tionalität aufgegeben und be- 
schränkt sich nur noch auf die 
beiden Spezialfunktionen Wach- 
sen und Teilen. Krebs als Allge- 
meinerkrankung hat sich ent- 
wickelt, Mikro-Krebsherde bilden 
sich im menschlichen Organis- 
mus. Die Krankheit Krebs for- 
miert und organisiert dann aus- 
schließlich ihr eigenes invasives 
Größenwachstum, die Ursache 
dafür, warum Krebs eine so bösar- 
tige und aggressive Erkrankung 
ist. Das Bio-System ist entgleist, 
eine Krebsgeschwulst entsteht. 


In wissenschaftlichen Experimen- 
ten konnte nachgewiesen werden, 
daß in Krebsgeschwulsten erstens 
der biologisch verfügbare Wirk- 
spiegel von Nikotin-Adenin-Dinu- 


kleotid und Adenosintriphosphat 
stark erniedrigt ist, zweitens die 
Wasserstoff-Konzentrationen 
enorm erhöht sind und drittens 
der pH-Wert in der Krebszelle auf 
ein Säure-Milieu von pH 6,2 ab- 
driftet, im Gegensatz zum physio- 
logischen Basen-pH-Wert von 7,4. 


Ein totales Umdenken 
in den Konsequenzen 


Bei dieser Erkenntnis war uns 
schon vor mehreren Jahren klar- 
geworden: Krebsbekämpfung 
muß heißen, die Blockade der 
Biokatalysatoren Nikotin-Adenin- 
Dinukleotid (NAD) und Aspara- 
ginase in der Zelle zu beseitigen. 
Mit Reaktivierung der Enzym- 
tätigkeit von Nikotin-Adenin-Di- 
nukleotid und Asparaginase 
springt das defekte Stoffwechsel- 
geschehen wieder an, das heißt, 
die Versorgungsengpässe ver- 
schwinden. Bio-Energie und Bio- 
Eiweiß stehen zur Verfügung, der 
Zellstoffwechsel kann wieder an- 
laufen. Das gestörte Bio-System 
hat die Möglichkeit, sich zu reor- 
ganisieren und zu sanieren. Für 
den Organismus besteht sogar die 
Chance, zu regenerieren und zu 
gesunden. Differenzierung wird 
dieser Vorgang genannt, mit der 
die Zelle ihre volle Funktionalität 
wieder zurückgewinnt. Differen- 
zierungstherapie heißt die Be- 
handlungsmethode, die dazu bei- 
tragen könnte, der tödlichen Be- 
drohung für Leib und Leben zu 
entgehen. 


Diese neuen molekularbiologi- 
schen Erkenntnisse fordern bei 
der Krankheit Krebs ein totales 
Umdenken in den medizinischen 
und therapeutischen Konsequen- 
zen; als richtungsweisende Prinzi- 
pien in die Krebsthematik einge- 
bracht, könnten sie das Problem 
Krebs einer Lösung näherbringen. 
Defekte Gene oder eine Schwäche 
des biologischen Immunsystems 
spielen bei der Krebsentstehung 
eine untergeordnete Rolle. 


Ein Beispiel möge dies deutlich 
und verständlich machen: Vor ei- 
nigen Jahren kursierte die Mittei- 
lung durch die Presse: „Das Gen, 
das den Brustkrebs auslöst, ist 
entdeckt.‘ Nach all den großauf- 
gemachten theoretischen Aus- 
führungen über Wert und Bedeu- 
tung dieser Entdeckung stand 
kleingedruckt am Schluß des Ar- 
tikels: „Nach Angaben der Wis- 
senschaftler trifft dies nur auf fünf 
Prozent der Krankheitsfälle zu“ - 


also eine vernachlässigbare Aus- 
lösequote. Dies stimmt auch mit 
den Erkenntnissen der Molekular- 
biologie überein, die bei Krebs 
von einem seltenen Ereignis 
spricht, wenn defekte Gene als die 
Auslösefaktoren der Krankheit 
Krebs reklamiert werden. Gen- 
Defekte können demnach nicht 
die generelle Ursache der massen- 
haft auftretenden Krebserkran- 
kungen sein! Chemiegifte und ei- 
ne erhöhte Belastung durch radio- 
aktive Strahlung sind die 
wirklichen Initiatoren! 


Von der Molekularbiologie ist 
längstens bekannt, daß die Bioka- 
talyse-Systeme besonders anfällig 
sind gegenüber Chemiegiften und 
radioaktiver Strahlung. Sind die 
Biokatalysatoren Nikotin-Adenin- 
Dinukleotid und Asparaginase be- 
troffen, reagiert das Bio-System 
mit Ausfallerscheinungen bezie- 
hungsweise mit einer sogenannten 
Verlustmutation, die in letzter 
Konsequenz die Krankheit Krebs 
zur Folge hat. 


Die konventionelle Thera- 
pie ist immer noch Stahl, 
Strahl und Chemie 


Nach Professor Schütz von der ra- 
diologischen Uniklinik Münster 
kann zuviel Strahlung durch 
Röntgen und Computertomogra- 
phie (CT) Krebs auslösen. Rönt- 
genuntersuchungen und Compu- 
tertomographie-Aufnahmen (CT- 
Aufnahmen) sollten deswegen 
niemals routinemäßig gemacht 
werden; gerade die häufig durch- 
geführten Untersuchungen der 
Wirbelsäule, der Gelenke, des 
Magen-Darm-Traktes und des 
Nierensystems sind stark strahlen- 
belastend. 


Die Schulmedizin dagegen vertritt 
bei Krebs immer noch die Mutati- 
onshypothese, eine Theorie, die 
besagt, daß Krebs durch Gen- 
Schäden ausgelöst wird. Defekte 
Gene sollen dabei eine unge- 
hemmte Zellteilung - Mitose ge- 
nannt - verursachen, die das Bio- 
System in eine unkontrollierbare 
Zellvermehrung, die Krebskrank- 
heit, treibt. Demgemäß orientiert 
sich die konventionelle Krebsbe- 
handlung nach dem Motto „Stahl, 
Strahl und Chemie“ - mit Opera- 
tion, Bestrahlung oder Chemothe- 
rapie - an der Entfernung der Tu- 
mormasse und Unterdrückung der 
Zellteilung (Mitosehemmung). 
Dieser Therapieansatz greift le- 
diglich am Symptom der Krank- 


heit Krebs; Ursache und Entste- 
hung bleiben unberücksichtigt. 
Ein derartiges Konzept, die Ope- 
ration ausgenommen, ist schlicht- 
weg falsch: Die Erfolgsaussichten 
sind niedrig, von Heilung kann 
kaum die Rede sein. Nach Auffas- 
sung namhafter Krebsspezialisten 
ist die Chemo- und Strahlen-The- 
rapie als Begleittherapie nicht 
mehr vertretbar; beide Methoden 
schädigen die desorientierte Bio- 
logie des Krebskranken meist ir- 
reparabel. 


Chemotherapie, das 
größte Experiment der 
Medizingeschichte 


Von Professor Nagel, Freiburg, 
Ex-Präsident der Deutschen 
Krebsgesellschaft, stammen die 
bemerkenswerten Worte: „Kein 
Krebspatient muß noch Angst da- 
vor haben, mit unnützen Operatio- 
nen, giftigen Medikamenten und 
zerstörerischen Strahlen gequält 
zu werden, wie es in den vergan- 
genen Jahren gängige Praxis war.“ 
Für Professor Martz, Zürich, be- 
sitzt die Chemotherapie noch 
weitgehend „experimentellen 
Charakter“. Mit der Chemothera- 
pie experimentiert demnach die 
Medizin ohne wissenschaftlich 
gesichertes Fundament, das heißt, 
ohne die Modalitäten von Ursache 
und Entstehung der Krankheit zu 
kennen, am krebskranken Patien- 
ten - und dies seit nahezu 40 Jah- 
ren. Die Chemotherapie gilt so als 
das größte Experiment, das jemals 
in der Medizingeschichte stattfand 
und noch immer stattfindet. Ohne 
Kenntnis von Ursache und Entste- 
hung einer Krankheit sei jede 
Therapie „ein Experiment am 


kranken Patienten“ - so lautet 
auch ein Grundsatzurteil des Bun- 
dessozialgerichtes in Kassel An- 
fang der achtziger Jahre. 


Auch die gegenwärtigen Vorsor- 
geuntersuchungen reichen nicht 
aus zur Krebsfrüherkennung; wird 
hierbei ein Krebs entdeckt, liegt 
meist schon ein „fortgeschrittenes 
Stadium“ vor, das heißt, in ande- 
ren Körperregionen haben sich 
Sekundärtumoren ausgebildet; der 
Organismus ist praktisch nicht 
mehr in der Lage zu regenerieren. 
Therapieerfolge in dieser Phase 
lassen sich dann nur schwer erzie- 
len. Sinnvoll könne eigentlich nur 
eine vorbeugende Behandlung, ei- 
ne Präventivmedikation, sein. 


Gibt es nun eine Präventivmedi- 
kation, die an den Defekten der 
Biokatalyse ansetzt? Wir haben in 
mehrjähriger Arbeit ein Medika- 
ment entwickelt, eine Spezial- 
kombination aus bekannten und 
zugelassenen biologischen Heil- 
mitteln, das nicht mehr sympto- 
matisch wirkt. Nach ihren Anga- 
ben substituiert und reaktiviert es 
die blockierten Katalysatoren. 
Entsprechend dem Prinzip der 
Diabetes-Behandlung könnte so 
das Bio-System in einem regene- 
rativen Gleichgewicht gehalten 
werden, das ein Überleben ermög- 
licht. = 


Dr. K. H. Hermannsdörfer und Dr. 
S. Hermannsdörfer haben ihre Er- 
kenntnisse in einem Buch darge- 
legt: „Krebs - Milliarden Tote 
sind genug“, Verlagsgesellschaft 
Hermannsdörfer, Lindenstraße 14, 
D-91126 Schwabach (im Buch- 
handel erhältlich) 


Banker- 
Journal 


Infrastruktur- 
Investitionen bis 
zum Jahr 2000 
festlegen 


Die asiatisch-pazifische Region 
benötigt bis zum Jahr 2000 eine 
Billion Dollar an Infrastruktur-In- 
vestitionen, schätzt die Asian De- 
velopment Bank (ADB) in ihrem 
jetzt veröffentlichten Jahresbe- 
richt. Ungefähr 300 bis 350 Milli- 
arden Dollar werden für die Ener- 
gie, 150 Milliarden für Telekom- 
munikation, 300 bis 350 
Milliarden für das Transportwe- 
sen und 80 bis 100 Milliarden für 
die Wasserversorgung benötigt. 


Die im Jahre 1993 bei einem 
ADB-Treffen in Manila präsen- 
tierten Zahlen zeigen jedoch eine 
starke Kürzung der Kreditauswei- 
tung, nämlich von 6,6 Prozent im 
Jahre 1992 auf 3,5 Prozent im 
Jahre 1993. Das Kreditvolumen 
der ADB betrug im Jahre 1993 
5,3 Milliarden Dollar. Die ADB 
schlägt nun die Privatisierung der 
Infrastruktur und anderer „Markt- 
mechanismen“ vor, um die Lücke 
zu füllen. 


Türkei bietet dem 
Irak Geschäft: 


Die Türkei hat dem Irak angebo- 
ten, 12 Millionen Barrel Ol im 
Wert von 120 Millionen Dollar 
abzukaufen, das in der Pipeline 
vom Irak zum Mittelmeer fließt, 
die durch türkisches Gebiet ver- 
läuft. Die Türken wollen mit Le- 
bensmitteln und medizinischen 
Vorräten bezahlen. 


Einige Beobachter behaupten, 
dies sei eine Verletzung des UN- 
Embargos, doch die Türkei sagt 
„nein“. Sie sagt, sie werde die So- 
lidarität mit den Verbündeten über 
die Fortsetzung des Embargos 
aufrechterhalten, doch sie machte 
auch deutlich, daß sie es aufgeho- 
ben haben wolle, da es kaum Aus- 
wirkung auf die Unterminierung 
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des Baath-Regimes habe. Der 
Schritt wird als Vorbereitung auf 
die eventuelle Aufhebung des 
Embargos und die Wiederaufnah- 
me der Ölexporte angesehen. 


Obwohl die Vereinigten Staaten 
und Großbritannien deutlich ge- 
macht haben, daß sie das Embar- 
go fortsetzen werden, wenn es in 
Verhandlungen um die Verlänge- 
rung geht, sagen die Chinesen, 
Russen und Franzosen, daß sie es 
aufheben wollen. Französische, 
deutsche, italienische und ameri- 
kanische Ölfirmen haben mit Ver- 
tretern des Iraks schon Verhand- 
lungen über die Fortsetzung von 
Verträgen geführt, sobald das Em- 
bargo aufgehoben wird. DO 


Tuberkulose gibt 
Arzten Rätsel auf 


Wie Reuters berichtete, stehen die 
Wissenschaftler angesichts des 
weltweiten Wiederauftretens der 
Tuberkulose, insbesondere bei 
medikamentenresistenten Arten 
der Krankheit, vor einem Rätsel. 
Dies sagte Dr. Barry Bloom, der 
Leiter der Tbc-Forschung in der 
New Yorker Albert Einstein Kli- 
nik, auf dem 6. Internationalen 
Kongreß über Infektionskrankhei- 
ten in Prag. 


„Der Stand wissenschaftlicher 
Unkenntnis über die Pathogenese 
der Tuberkulose ist enorm. Wir 
wissen wirklich nicht, wie der Or- 
ganismus in den Körper kommt, 
sich an Gewebszellen anhängt, 
eindringt, überlebt, wächst und 
sich ausbreitet“, äußerte Bloom. 
„im Grunde wissen wir nicht, 
warum Tbc Zellen tötet, Krank- 
heiten verursacht und die Men- 
schen tötet, und es wurde auch 
noch kein einzelnes Gen gefun- 
den, das für die Bösartigkeit die- 
ses Organismus verantwortlich 
sein könnte.“ 


Bloom sagte, die Armut sei als 
der bedeutendste Faktor beim 
Wiederauftreten der Tuberkulose 
festgestellt worden, wobei uner- 
heblich sei, wie reich ein Land 
insgesamt sei. 


Im Sommer 1992 schrieb Bloom 
in der Zeitschrift „21st Century 
Science & Technology“: „Selbst 
wenn so schlimme Dinge wie 
HIV und Obdachlosigkeit nicht 
aufgetreten wären, wäre die Tbc 
zurückgekommen. ... Die Men- 
schen haben dies als große Über- 


raschung angesehen, doch es ist 
die vorhersehbare Folge davon, 
daß öffentliche Gesundheitsmaß- 
nahmen aufgegeben wurden, die 
funktioniert haben.“ 


Statistisches 
Bundesamt über 
AIDS 


Wie Reuters berichtet, war in dem 
halbjährlich erscheinenden Bevöl- 
kerungsbericht des Statistischen 
Bundesamtes des amerikanischen 
Handelsministeriums erstmals ein 
Abschnitt dem Thema AIDS ge- 
widmet. In dem Bericht heißt es, 
der hart erarbeitete Rückgang in 
den Kindersterblichkeitsraten in 
vielen armen Ländern werde 
durch AIDS wieder zunichte ge- 
macht und die Todesfälle in vielen 
Ländern Afrikas würden durch 
AIDS wieder steigen. 


„Die kumulativen Auswirkungen 
von AIDS in den einzelnen Län- 
dern werden ungeheuer sein“, 
hieß es in dem Bericht. „Staatli- 
che Gesundheitsprogramme und 
Einrichtungen sowie magere 
Haushalte, die schon gestreckt 
wurden, werden nicht in der Lage 
sein, mit der Vielzahl an Men- 
schen fertig zu werden, die von 
AIDS oder anderen Krankheiten, 
die mit HIV im Zusammenhang 
stehen, befallen sind.“ 


Die zur Verfügung stehenden Da- 
ten weisen eine alarmierende Ten- 
denz auf. Die Säuglings- und Kin- 
dersterblichkeit in Sambia liegt 
beispielsweise 15 Prozent höher 
als vor zehn Jahren. Mehr als 20 
Prozent der Schwangeren in Lusa- 
ka, die im Jahre 1990 getestet 
wurden, hatten den AIDS-Virus, 
und ähnlich sah es in den Haupt- 
städten von Uganda und Malawi 
aus. Infolge von AIDS werden 
sich die Sterblichkeitsziffern auf 
dem afrikanischen Kontinent in 
13 Ländern südlich der Sahara 
von 1985 bis zum Jahr 2010 vor- 
aussichtlich verdoppeln. 


Die Sterblichkeitsziffern in Brasi- 
lien, Haiti und Thailand werden 
aufgrund von AIDS ebenfalls er- 
heblich steigen - fast um das Dop- 
pelte auf Haiti und um mehr als 
das Dreifache in Thailand. Wegen 
der höheren Sterblichkeit wird die 
Lebenserwartung auf Haiti bis zum 
Jahr 2010 auf 44 Jahre sinken, 
während sie ohne AIDS bei 59 
Jahren liegen würde. In Uganda ist 
die Lebenserwartung auf 32 Jahre 


gesunken, während sie ohne AIDS 
59 Jahre betragen würde. 


Israel und die 
PLO unterzeich- 
nen Wirtschafts- 
abkommen 


Die palästinensische Befreiungs- 
organisation und Israel haben ein 
Wirtschaftsabkommen unterzeich- 
net, in dem die Verantwortung der 
PLO für die wirtschaftliche Ent- 
wicklung unter dem Gaza-Je- 
richo-Abkommen festgelegt wird, 
so berichtete die „Herald Tribu- 
ne“. Das Abkommen sieht folgen- 
des vor: 


Finanzen: Während eine unabhän- 
gige palästinensische Währung 
nicht ausgeschlossen wurde, wird 
es auf jeden Fall eine Währungs- 
behörde für die Regulierung von 
Banken und Devisen und die Ver- 
waltung von Währungsreserven 
geben. Der israelische Schekel 
und der jordanische Dinar werden 
als Währung eingesetzt. 


Besteuerung: Die Palästinenser 
werden ihre eigenen Einkom- 
mens- und Grundsteuern sowie 
Verwaltungsgebühren einziehen, 
während Israel über 75 Prozent 
der Einkommenssteuern abgibt, 
die es von in Israel arbeitenden 
Palästinensern einzieht. Die 
Mehrwertsteuer wird in den Terri- 
torien bis zu zwei Prozent niedri- 
ger sein. 


Handel: Die Importzölle und Ge- 
bühren werden zwischen Israel 
und den Palästinensern koordi- 
niert, doch verschiedene Produkt- 
kategorien wie landwirtschaftli- 
che Maschinen können kostenlos 
aus den arabischen Staaten impor- 
tiert werden. 


Grenzen: Zwischen den beiden 
Gebieten gibt es einen freien Ver- 
kehr zwischen Waren und Men- 
schen. Es wird eine gemeinsame 
Tourismusbehörde gegründet. 


Kraftstoff: Die Palästinenser kön- 
nen ihr eigenes Benzin aus den 
arabischen Staaten zu den von ih- 
nen gewünschten Preisen impor- 
tieren, aber die Benzinpreise dür- 
fen nicht mehr als 15 Prozent un- 
ter den israelischen Benzinpreisen 
liegen. 


Der hochrangige PLO-Unterhänd- 
ler Nabil Shaath sagte: „Die Leute 


werden palästinensische Häfen, 
Flughäfen, Wirtschaftsinstitutio- 
nen zu sehen bekommen. ... Sie 
werden wirklich eine Entwick- 
lungsmöglichkeit für ihre Zukunft 
erhalten.“ 


Einer der wichtigsten Aspekte der 
Vereinbarung ist die Tatsache, daß 
durch sie die Auszahlung von 2,5 
Milliarden Dollar an Hilfsgeldern 
möglich wird, die von internatio- 
nalen Spendern zwar bereitge- 
stellt, aber von der Weltbank 
zurückgehalten wurden. DO 


Lloyds of London 
am Ende? 


Es könnte sein, daß die im Jahre 
1688 von Welshman Edward 
Lloyd gegründete Versicherung 
Lloyds of London für zahlungsun- 
fähig erklärt wird und zum Jah- 
resende ihr Geschäft aufgibt. 
Die französische Tageszeitung 
„Liberation“ berichtete über „den 
wichtigsten Prozeß in der ganzen 
Geschichte des Vereinigten Köni- 
greichs“, der am Obersten Ge- 
richtshof in London am 27. April 
begann, als über 3000 der soge- 
nannten „Lloyds Names“ die 
Lloyds Agenten verklagten. 


Die Names, die eine eigene Ge- 
werkschaft besitzen, kämpfen da- 
gegen, daß ihr Vermögen be- 
schlagnahmt wird, da sie Geld in 
die Versicherungsgeschäfte des 
Unternehmens stecken und von 
ihnen Entschädigung verlangt 
wird, wenn Lloyds in Schwierig- 
keiten gerät. Mit anderen Worten, 
die Names werden finanziell ge- 
troffen, wenn Lloyds Geld ver- 
liert, und Lloyds hat in den letzten 
Jahren starke finanzielle Proble- 
me gehabt. Die Names behaupten, 
die Lloyds Agenten hätten „rück- 
sichtslos spekuliert“ und bei der 
Verwaltung ihrer Finanzen ‚in ho- 
hem Maße Inkompetenz‘ gezeigt. 


Der Fall „könnte Lloyds, eine über 
300 Jahre alte Institution, in die 
Knie zwingen“, berichtete „Libera- 
tion“. Der Prozeß „könnte für das 
größte Versicherungsunternehmen 
der Welt zu einem Desaster wer- 
den‘, Im letzten Jahr wurde Lloyds 
durch staatliche Intervention vor 
dem Konkurs gerettet. 


In den letzten Monaten haben 
mindestens sieben Names Selbst- 
mord begangen - angeblich, weil 
sie darüber verzweifelt waren, daß 
ihre Ersparnisse von den Beiträ- 


gen, die in die jetzt leeren Lloyds- 
Kassen flossen, aufgefressen wor- 
den sind. Je nachdem, was mit 
dem Prozeß passiert, sind noch 
weitere 30 Prozesse anhängig. 
Unter den Tausenden von Names 
befinden sich auch mindestens 50 
britische Parlamentarier. = 


Mit dem Projekt 
„Beringstraße‘“ 
würden die USA 


und Rußland di- 
rekt verbunden 


„US-Experten und Geschäftsleute 
untersuchen die Möglichkeit einer 
transkontinentalen Eisenbahnlinie 
über die Beringstraße“, die Ruß- 
land und die Vereinigten Staaten 
verbinden würde, berichtete die 
russische Tageszeitung „Rossiis- 
kaya Gazeta“. „Das einzigartige 
Projekt wird von Transcontinental 
finanziert, einem internationalen 
Unternehmen, das zu diesem 
Zweck eine gemeinnützige Stif- 
tung gegründet hat.“ 


Der 90 km lange unterirdische Ei- 
senbahntunnel wäre das größte 
Projekt seiner Art auf der ganzen 
Welt, und die Kosten werden auf 
über neun Milliarden Dollar ge- 
schätzt, berichtete die Zeitung. Es 
wird Sibirien, „das praktisch kei- 
ne permanenten Transportwege 
besitzt, mit anderen Teilen der 
Welt verbinden“. 


Nikolai Grom, der Leiter der Bau- 
abteilung im russischen Eisen- 
bahnministerium, der an der Pro- 
jektplanung beteiligt ist, sagte, 
man habe 1991 mit der Planung 
begonnen, als die International 
Railroad and Tunnel Across the 
Bering Strait, ein internationales 
Unternehmen, in den Vereinigten 
Staaten eingetragen wurde und 
ein Tochterunternehmen beim 
russischen Komitee für Auslands- 
investitionen akkreditiert wurde. 
„Der gegenwärtige Stand der 
Technologie im Schienenverkehr 
und in der Transporttechnik 
macht die Durchführung dieses 
phantastischen Projekts möglich“, 
meinte Grom. 


Ein Problem, das noch gelöst wer- 
den müsse, sei „die Lieferung des 
Energiebedarfs für die Eisenbahn 
von Jakutsk zur Beringstraße und 
für die Industrien, die entlang der 
Route aufgebaut werden“. Grom 
sagte, Rußland werde die Projekt- 


studien und „die experimentellen 
und Konstruktionsarbeiten auf 
dem Bausektor sowie die Instand- 
haltung der Eisenbahn im nördli- 
chen Landesteil und in den ande- 
ren klimatisch rauhen Regionen 
des Landes durchführen“. D 


In Algerien wütet 


Jetzt der ‚„IWF- 
Terrorismus“ 


„Nach dem Terrorismus der Isla- 
misten sind wir jetzt Opfer des 
Terrorismus des Internationalen 
Währungsfonds“, sagte ein algeri- 
scher Wirtschaftswissenschaftler 
der Pariser Tageszeitung „Le Fi- 
garo“. Die vom IWF auferlegten 
Bedingungen „werden eine sozia- 
le Explosion im Land hervorru- 
fen“, meinte er. 


Der IWF schwächt Algerien. 
Zunächst einmal hat das Land ei- 
ne Auslandsverschuldung in Höhe 
von 26 Milliarden Dollar und soll 
9,5 Milliarden Dollar jährlich zah- 
len, um diese Schuld zu bedienen. 
Angesichts des Zusammenbruchs 
des Ölpreises - das Öl ist die ein- 
zig wichtige Exportware - werden 
die Exporterträge lediglich 8,5 
Milliarden Dollar betragen. 


Doch allein um nur in diesem Jahr 
zu überleben, muß Algerien drei 
Millionen Tonnen Weizen im 
Wert von 780 Millionen Dollar, 
400 000 Tonnen Milch im Wert 
von 560 Millionen Dollar, 
950 000 Tonnen Zucker im Wert 
von 320 Millionen Dollar sowie 
400 000 Haushaltsfett im Wert 
von 500 Millionen Dollar impor- 
tieren. Außerdem benötigt das 
Land 500 Millionen Dollar für 
Medikamentenimporte und sechs 
Milliarden Dollar für Ersatzteile, 
um die Industrie am Laufen zu 
halten. 


Der Zeitung zufolge würde Alge- 


rien in diesem Jahr zehn Milliar- 
den Dollar brauchen, allein um 
nur das Nullwachstum zu erhal- 
ten. 


Im Austausch für die Durchset- 
zung von IWF-Bedingungen, die 
verheerende Folgen haben wer- 
den, wird die Schuldenrückzah- 
lung in der IWF-Vereinbarung 
vom April 1994 nominell erleich- 
tert. Der IWF verlangt eine Ab- 
wertung des algerischen Dinar um 
mehr als 40 Prozent, eine Er- 
höhung der Zinssätze von 17 auf 
25 Prozent, die Liberalisierung 
von Importen und vieles mehr. 
„Dies könnte die Entlassung von 
1,5 Millionen Arbeitern in einem 
Land zur Folge haben, das bereits 
eine Arbeitslosenquote von 30 
Prozent aufweist“, heißt es in der 
Zeitung. 


Weniger als 15 Tage nach der Un- 
terzeichnung der Vereinbarung 
mit dem IWF seien die Algerier 
„von den Folgen bereits entsetzt“. 
Die Preise für viele Grundnah- 
rungsmittel sind um 50 Prozent 
gestiegen. Die Löhne reichen ab- 
solut nicht aus, um Lebensmittel 
zu diesen Preisen zu bezahlen, 
und ein Arbeitnehmer muß mit 
seinem Lohn mindestens sieben 
Menschen ernähren. 


Die Behörden haben die Situation 
noch verschlimmert, indem sie ih- 
re Zusagen, Grundmedikamente 
und Grundnahrungsmittel wie 
Zucker von den Preiserhöhungen 
auszuschließen, zurücknahmen, 
und das versprochene Arbeitslo- 
sengeld wird ebenfalls nicht ge- 
zahlt. Was die Lage noch ver- 
schlimmert, ist die Tatsache, daß 
einige von den reicheren Alge- 
riern durch kurzfristige Kursspe- 
kulationen mit dem Dinar und 
dem französischen Franc unge- 
heure Profite machen konnten 
und das Geld dazu benutzt haben, 
Schmuggelware zu Wucherprei- 
sen zu verkaufen. D 
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Geld 


Keine Panik 
bei den Zinsen 


Gerhard Baader 


Ausgehend von den USA macht sich derzeit an den internationalen 
Zinsmärkten eine breitangelegte Panik breit. So stieg alleine in 
Deutschland die durchschnittliche Umlaufrendite der Anleihen seit 
Jahresanfang von 5,41 auf 6,82 Prozent. Dieses ist der größte je be- 


obachtete Rentencrash. 


Auslöser dieses Kurseinbruchs 
war die Anhebung der kurzfristi- 
gen US-Zinsen in drei Schritten 
auf rund vier Prozent. Die US- 
Notenbank FED begründete dies 
mit der Notwendigkeit, potentiel- 
le Inflationsgefahren bereits im 
Keime zu ersticken und damit ei- 
nen zwar nicht boomenden, dafür 
aber langfristig moderaten Wirt- 
schaftsaufschwung zu ermögli- 
chen. 


Große Unterschiede 
beim Aufschwung 


Die Folge war eine Überreaktion 
an den internationalen Kapital- 
märkten. Waren die Zinsen, be- 
sonders auch in Deutschland, zu- 
vor in einer Übertreibungsphase 
auf durch die Wirklichkeit nicht 
gedeckte Tiefststände gefallen, 
fiel die (notwendige) Korrektur 
jetzt aber viel zu drastisch aus. 


Verkannt wurden vor allem auch 
die großen Unterschiede zwischen 
der deutschen und der amerikani- 
schen Wirtschaft. Während die 
Wirtschaft in Deutschland gerade 
erst wieder Fuß zu fassen beginnt 
und der Aufschwung mit einem 
zarten Pflänzchen vergleichbar ist, 
das sich durch die Winterschnee- 
decke zwängt, und große Teile der 
Wirtschaft, vor allem auch der Ar- 
beitsmarkt, hiervon noch gar nicht 
erfaßt wurden, ist der US-Auf- 
schwung breit angelegt. 


So legte in den Vereinigten Staa- 
ten das Bruttosozialprodukt im er- 
sten Quartal 1994 um 3,5 Prozent 
zu. Dagegen verzeichnete das 
deutsche Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) gerade einmal einen An- 
stieg um 2,1 Prozent. Bereinigt 
man dies durch die mehr Arbeits- 
tage gegenüber dem ersten Quar- 
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tal 1993 sowie den für die Bauin- 
dustrie besonders vorteilhaften 
äußerst milden Winter, dann sieht 
die Wirklichkeit gar nicht mehr so 
rosig aus. 


Eine divergierende Entwicklung 
gibt es auch bei den Preisen. 
Während die Inflationsrate in 
Deutschland im Mai das erste 
Mal seit rund vier Jahren wieder 
unter die Drei-Prozent-Marke ge- 
rutscht ist - bei weiter fallender 
Tendenz; manche Analysten er- 
warten für Anfang 1995 eine 
Preissteigerungsrate von unter 
zwei Prozent-, war bei den US- 
Preisen eine wenn auch nur 
leichte Teuerungstendenz erkenn- 
bar. 


Während die FED also gegensteu- 
ern mußte, besteht hierfür für die 
Deutsche Bundesbank überhaupt 
kein Anlaß. Und selbst Chef- 
volkswirt Ottmar Issing, immer 
einer der Hardliner in der Zinspo- 
litik, gibt zu erkennen, daß das 
zweistellige Wachstum der Geld- 
menge M 3, die neben den Sicht- 
einlagen bei den Banken auch 
Termingelder und Spareinlagen 
umfaßt, bald wohl der Vergangen- 
heit angehören wird. 


So gut wie 
keine Inflationsgefahr 


Die Chancen hierfür sind wirklich 
sehr gut. So sind die Zinsen für 
Festgelder unter 100 000 Mark in- 
zwischen deutlich unter drei Pro- 
zent gefallen, und auch für Beträ- 
ge über einer Million sind die 
Zinsen mit etwa 4,5 Prozent um 
einige Prozentpunkte niedriger als 
noch vor einem Jahr. Dieses wird 
über kurz oder lang zu Umschich- 
tungen in längerfristige Anleihen 
führen. Immerhin gibt es heute für 


zehnjährige Anleihen des Bundes 
bereits wieder rund sieben Pro- 
zent Zinsen. Kommt es aber zu 
diesen Umschichtungen, dann ist 
ein Rückgang des M 3-Wachs- 
tums von 15 auf deutlich unter 
zehn Prozent vorprogrammiert. 
Analysten schließen nicht aus, 
daß selbst der von der Bundes- 
bank vorgegebene Zielkorridor 
von vier bis sechs Prozent gegen 
Ende des Jahres erreicht werden 
kann. 


Gilt M 3 derzeit noch (fälschli- 
cherweise) als Inflationsbarome- 
ter - dies trifft nur in „normalen“ 
Jahren zu, aber nicht in Sondersi- 
tuationen, wie es sie in Deutsch- 
land nach der Wiedervereinigung 
von West- und Mitteldeutschland 
gibt -, dann dürfte spätestens 
dann jedem Skeptiker klar wer- 
den, daß in Deutschland derzeit 
so gut wie keine Inflationsgefah- 
ren bestehen. 


Unterstützt wird dieser Abwärts- 
trend bei den Preisen auch noch 
durch den vergleichsweise niedri- 
gen Dollar, der mit Kursen von 
unter 1,70 Mark aber klar unter- 
bewertet ist. Dadurch werden aber 
auch die Rohstoffpreise unten ge- 
halten. 


Gleichzeitig bedeutet dies aber 
auch, daß die Konjunktur in 
Deutschland nur langsam an Fahrt 
gewinnt. Wie verschiedene Wirt- 
schaftsforschungsinstitute nach- 
wiesen, kommt die Exportkon- 
junktur nur bei einer deutlich 
schwächeren Mark richtig in 
Schwung. So wurden alle Kon- 
junkturerholungen der vergange- 
nen Jahrzehnte von einer klaren 
Abwertung der deutschen 
Währung getragen. 


Die zu harte 
Deutsche Mark 


1994 aber präsentiert sich die 
Mark gegenüber allen wichtigen 
Währungen in einer sehr festen 
(zu festen!) Verfassung. Zwar zie- 
hen die Exporte dennoch wieder 
an, bleiben insgesamt aber auf ei- 
nem nach wie vor recht niedrigen 
Niveau. Da von der privaten 
Nachfrage für dieses Jahr über- 
haupt keine Konjunkturimpulse 
erwartet werden, ist alleine durch 
diese beiden Punkte ein kräftiger 
Wirtschaftsaufschwung nahezu 
unmöglich, zumal die Aussichten 
für die bislang boomende Bauin- 
dustrie auch nicht mehr so rosig 
sind wie noch vor einem Jahr. 


Dieses alles sind aber klare Indi- 
zien für weiterhin niedrige Zin- 
sen. Auch das Argument, viele 
Anleger, besonders aus den USA, 
wollten Währungsgewinne mit- 
nehmen und verkauften deshalb 
deutsche Rentenpapiere zugun- 
sten amerikanischer Anleihen, 
zieht auch nicht. Denn auch der 
US-Rentenmarkt ist sehr 
schwach. Und die Portefeuilles 
großer amerikanischer Banken, 
Pensionsfonds und Broker liegen 
nur noch wenig über dem 
langjährigen Basisbestand. 
Außerdem boomte der Renten- 
markt, als der Dollar von 1,55 
Mark auf 1,70 Mark anzog. Jetzt 
liegt der Dollarkurs aber niedri- 
ger. Außerdem werden diese An- 
leihen unter längerfristigen 
Aspekten gekauft, und da spricht 
nichts für einen haussierenden 
Dollar. 


Der wahre Grund für den Kurs- 
verfall der vergangenen Monate 
ist vielmehr auf dem psychologi- 
schen Sektor zu suchen. Die Ren- 
diten ziehen an, viele Anleger 
wollen ihre Gewinne sichern, da- 
durch fallen die Kurse noch mehr, 
weitere Anleger werden nervös 
und verkaufen - Folge war der 
Rentencrash. 


Und hierfür gibt es noch einen 
weiteren Grund. Während die pri- 
vaten Banken zwischen Oktober 
1993 und März 1994 mehr als 
120 Milliarden Mark an festver- 
zinslichen Wertpapieren kauften, 
verkauften die inländischen 
Nichtbanken hohe Milliardenbe- 
stände und legten gleichzeitig 
über 120 Milliarden Mark in 
kurzfristigen Termineinlagen an. 
Wenn diese aber wieder umge- 
schichtet werden - und dies ist nur 
eine Frage der Zeit -, dann wird 
sich die Lage am Rentenmarkt 
deutlich entspannen. 


Weitere Entspannung ist dann an- 
gesagt, wenn sich die Vernunft 
wieder durchsetzt und die institu- 
tionellen Anleger merken, daß ih- 
re Inflationsängste bei weitem 
übertrieben waren. 


Darum kann die Devise nur 
heißen: Augen zu und durch. 
Denn die Chancen, daß die Zinsen 
bis zum Jahresende wieder deut- 
lich fallen, sind bedeutend größer 
als umgekehrt. Die endgültige 
Zinswende ist erst irgendwann 
zwischen Mitte und Ende 1995 zu 
erwarten. Bis dann scheint zumin- 
dest am Zinshimmel noch die 
Sonne! 


Irak 


Das Embargo 
“wird die 
Entwicklung 
Eurasiens 
sabotieren 


Joe Bronstein 


Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 17. Mai 1994 für 
die Fortsetzung der Sanktionen gegen den Irak gestimmt. Mit Aus- 
nahme Rußlands, das vorgeschlagen haben soll, angesichts des 
„Good Will“ des Irak bei der Erfüllung der UNO-Resolutionen zu- 
mindest eine gewisse Art von Lippenbekenntnis abzulegen, hat kei- 
nes der anderen Mitglieder der Gruppe der „Permanent Five“ auch 
nur einen Muckser gemacht. Kurz vor dem Treffen haben jedoch 
Frankreich und China laut ihre Stimmen erhoben und eine Locke- 
rung des Embargos verlangt. Zuvor, im April, brachte der UNO-In- 
spektor Rolf Ekeus seine Zufriedenheit darüber zum Ausdruck, 
daß der Irak gehorche, und er empfahl einen sechsmonatigen „Ver- 
suchszeitraum“, während dessen die anhaltende Erfüllung der Re- 
solutionen überwacht werden sollte, bevor der Würgegriff endgültig 
aufgehoben wird. Auf der Grundlage von Ekeus’ öffentlichen Auße- 
rungen wurde weithin erörtert, daß bei dem in regelmäßigen Ab- 
ständen in New York stattfindenden Treffen eine Geste in Richtung 
Aufhebung der Sanktionen gemacht werden würde. 


Mit der Entscheidung vom 17. 
Mai sind alle diese Spekulationen 
dahin. Wie ein Sprecher des in 
Genf stationierten humanitären 
UNO-Programms für den Irak 
sagte: „Wir haben vor dem UNO- 
Treffen mit den USA gesprochen, 
und sie hatten keinerlei Absich- 
ten, ihre Position zu ändern.“ Die 
einzige Schlußfolgerung, die man 
aus dem empörenden Verhalten 
des Sicherheitsrats ziehen kann - 
sie besaßen noch nicht einmal 
den Anstand, eine Stellungnahme 
zu ihrem Beschluß zu veröffentli- 
chen -, ist die, daß sie den Irak 
abwürgen wollen, wahrscheinlich 
bis er tot ist 


Das Embargo 
ist ein Todesurteil 


Die Auswirkungen dieser Ent- 
scheidung, die von Großbritanni- 
en und deren Komplizen in der 


US-Delegation durchgeboxt wur- 
den, sind enorm. Unmittelbar be- 
deutet es ein Todesurteil für die 
irakische Bevölkerung, besonders 
die Kinder, Alten und Kranken. 
Wie viele internationale huma- 
nitäre Hilfsorganisationen unab- 
hängig voneinander dokumentiert 
haben, geht das Schreckgespenst 
der Hungersnot im Land umher, 
und damit verbundene soziale Un- 
ruhen sind zu befürchten, wenn 
die Sanktionen nicht aufgehoben 
werden. 


Außerdem wird durch die Ent- 
scheidung eine dynamische Ent- 
wicklung sabotiert, die mit Iraks 
Wiedereintritt in den Welthandel 
ausgelöst worden wäre. Und in 
diesem Zusammenhang neigt sich 
die Waage auch zugunsten jener 
Gruppierung im Friedensprozeß 
des Nahen Ostens, die die Region 
eher in ein von der Weltbank kon- 
trolliertes Spekulantenparadies 


verwandelt sehen wollen als ein 
Wirtschaftswachstum zu initiie- 
ren, das von fortgeschrittener 
Technologie geleitet wird. 


Der Tribut, den das seit Jahren an- 
dauernde Embargo von der Zivil- 
bevölkerung fordert, kann nur als 
Völkermord bezeichnet werden. 
Amtlichen Schätzungen des Ge- 
sundheitsministeriums zufolge 
sollen eine Million Irakis auf- 
grund des Embargos gestorben 
sein. Auch wenn die ärmeren 
Schichten von der in die Höhe 
schießenden Inflation stärker be- 
troffen sind und es sich nicht lei- 
sten können, Dinge auf dem 
Schwarzmarkt zu kaufen, um die 
staatlichen Zuteilungen zu ergän- 
zen, so töten die Sanktionen doch 
Irakis aller Einkommensklassen 
und aller sozialen Schichten. 


Die unmittelbare Ursache dafür 
ist das vollständige Fehlen von 
Medikamenten und die daraus fol- 
gende Lähmung des Gesundheits- 
systems, das vor dem Krieg eines 
der besten war. Ein Journalist bei- 
spielsweise, der uns interviewte, 
trauerte um seine Tante, die vor 
kurzem noch sehr jung gestorben 
war. Sie hätte Sauerstoff benötigt, 
doch das Krankenhaus, in dem sie 
sich befand, hatte keinen. 


Ein Todesurteil 
für die Bevölkerung 


Ein Professor, der Vorsitzende ei- 
ner Berufsorganisation, hatte eine 
Verwandte, die an Krebs erkrankt 
war und operiert werden mußte. 
Diese Operation konnte wegen 
des Embargos nicht im Irak 
durchgeführt werden. Die Chemo- 
therapie, die gemacht wurde, ging 
zu Ende. 


Eine Frau, die mit einem Chirur- 
gen verheiratet war, berichtete, ihr 
Mann habe aufgehört, Nieren zu 
transplantieren, weil es keine Me- 
dikamente gegeben habe, um eine 
Abstoßung zu verhindern. 


Eine andere Person berichtete da- 
von, daß Frauen ihre Neugebore- 
nen für Geld an Adoptiveltern 
verkaufen, in der Hoffnung, die 
restlichen Familienmitglieder da- 
durch am Leben zu erhalten. 


Ein junger Journalist, dem wegen 
einer Knocheninfektion ein Fuß 
amputiert werden mußte, bekam 
kein Visum für Deutschland, um 
dort ärztliche Behandlung zu be- 
kommen, mit der das Bein viei- 


leicht hätte gerettet werden kön- 
nen. Buchstäblich jede Familie hat 
einen Verwandten an das Embar- 
go verloren. 


Als ob die Zeit 
stehengeblieben wäre 


Die Ohnmacht im Gesundheits- 
wesen ist verheerend. Während 
eines Besuchs der Universität von 
Mosul, einer Stadt im Norden des 
Irak, erklärte Dr. Jamal D. Mulla- 
Abed, der Dekan der medizini- 
schen Fakultät, die Medizinstu- 
denten seien in ihrem letzten Stu- 
dienjahr nicht in der Lage, ihre 
Praktika abzuschließen, ‚weil „es 
in den Krankenhäusern keine Pa- 
tienten gibt, die sie behandeln 
könnten“. Patienten, die ins Kran- 
kenhaus eingewiesen werden 
müßten, werden größtenteils nicht 
aufgenommen, weil die medizini- 
schen Mittel fehlen, um sie zu be- 
handeln. Dazu gehören solche 
grundlegenden Sachen wie Ban- 
dagen, Spritzen, Narkosemittel, 
Basismedikamente und Materiali- 
en, die in der Diagnostik benötigt 
werden (Röntgenfilme, Glasob- 
jektträger für mikroskopische Un- 
tersuchungen). 


Wie ein Besuch der Bibliothek 
deutlich machte, wurden Medizin- 
studenten und Ärzten außerdem 
Informationen über medizinische 
Fortschritte, die in der restlichen 
Welt gemacht worden sind, vor- 
enthalten. Auf den Dutzenden von 
Zeitschriftenregalen gab es Hun- 
derte von Einzelexemplaren der 
führenden medizinischen Zeit- 
schriften in englischer Sprache. 
Das Datum auf den Zeitschriften 
war immer das gleiche: Sommer 
1990 oder Juli 1990 oder zweites 
Halbjahr 1990. 


Es war, als ob die Zeit stehenge- 
blieben wäre. Sogar Abonne- 
ments, die im voraus bezahlt wor- 
den waren und zum Zeitpunkt der 
Kuwait-Krise noch nicht abgelau- 
fen waren, sind einseitig von den 
Herausgebern beendet worden. 
Durch Sabotage von Postsendun- 
gen aus den Vereinigten Staaten 
wurde verhindert, daß die von 
einzelnen Ärzten in den USA an 
ihre Kollegen geschickten Zeit- 
schriften ihre Empfänger erreich- 
ten. Den gleichen Eindruck, näm- 
lich in eine Zeitmaschine zu stei- 
gen und dreieinhalb Jahre 
zurückzureisen, bekam man auch 
in der Zentralbibliothek der Uni- 
versität mit ihren 400 000 
Büchern und 3000 Zeitschriften. 
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Irak 
Das Embargo 
wird die 
Entwicklung 
Eurasiens 
sabotieren 


Mit dem modernen, computeri- 
sierten Ablagesystem erhält man 
Zugriff auf Publikationen bis zum 
Sommer 1990. 


Tiefgreifende 
Folgen des Embargos 


Um den Medizinstudenten und 
anderen Fakultäten Studiermateri- 
al zu liefern, hat die Mosul Uni- 
versität versucht, ihre eigene Pro- 
duktion von Druckschriften und 
Büchern an der Druck- und Ver- 
lagsgesellschaft Dar al-Kutub an- 
zukurbeln. Auch wenn dort ein 
beeindruckendes Aufgebot an 
modernen Computern und Setz- 
maschinen vorhanden ist, so sind 
diese Maschinen nicht ausgela- 
stet, weil wegen des Embargos 
nur ein Drittel des Papierbedarfs 
gedeckt ist. Auf dem Flur stand 
ein Gestell voll mit Druckplatten, 
die zum Druck fertig waren und 
nur auf Papier warteten. Weil Er- 
satzteile fehlen, werden die mo- 
dernen Anlagen außerdem weni- 
ger benutzt, und der Satz wird 
manuell durchgeführt, ebenso wie 
das Kollationieren und Binden. 
Im Jahre 1990 hatte man einen 
Publikationsausstoß von 2,5 pro 
Tag, 294 Tage pro Jahr, heute liegt 
er bei 1,5 pro Tag. Dar al-Kutub, 
die einen großen Auftrag bei Mc- 
Graw Hill hatten, der durch die 
Blockade zum Stillstand kam, 
druckt für sämtliche Universitäten 
im Irak sowie für den privaten 
Sektor. 


In Bildungseinrichtungen versucht 
man, mit der Knappheit an Büchern 
dadurch fertig zu werden, daß sie 
zum Jahresende wieder eingesam- 
melt und an das nächste Semester 
ausgeteilt werden. 


Lebensbedrohender für die ganze 
Bevölkerung ist das Fehlen von 
Nahrungsmitteln zu erschwingli- 
chen Preisen. Wie Handelsmini- 
ster Dr. Mohammed Mehdi Salih 
in einem Interview erläuterte, 
wird mit den Nahrungsmittelzu- 
teilungen knapp über die Hälfte 
des Tagesbedarfs an Grundnah- 
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rungsmitteln wie Mehl, Reis, Fett 
und ähnlichem abgedeckt. Weil es 
keinen Zucker mehr gibt, sind 
Süßigkeiten sogar von den Speise- 
karten der besten Hotels ver- 
schwunden. Die einzige Zuflucht, 
die die irakischen Bürger haben, 
um ihre Zuteilungen zu ergänzen, 
ist der offene Markt, der mit Obst, 
Gemüse, sogar Fleisch gut be- 
stückt ist, jedoch zu astronomi- 
schen Preisen. 


Eine Art moderner 
Gehirnwäsche 


Die Landeswährung, der Dinar, 
dessen amtlicher Kurs zum Dollar 
1:1 beträgt, wurde auf dem 
schwarzen Markt Ende Januar auf 
200 Dinar und im Mai auf 300 
Dinar abgewertet. Damit wurde 
die Suche nach Dollar zu einer 
täglichen Besessenheit, die geset- 
zestreue Bürger in kleine Krimi- 
nelle verwandelt. Wohlhabende 
Frauen haben Angst, nachts allein 
mit dem Wagen zu fahren, weil 
sie fürchten, überfallen und ihres 
Fahrzeugs beraubt zu werden. 
Nicht nur die Kinder haben ange- 
fangen, an belebten Kreuzungen 
Sachen feilzubieten oder direkt zu 
betteln, sondern auch Hotelange- 
stellte, Taxifahrer und die einst 
reichen Schichten versuchen 
ebenfalis, Käufer für ihre persön- 
liche Habe zu finden. Der psycho- 
logische Effekt dieses Abge- 
schnittenseins von der Außenwelt 
und der allernotwendigsten Dinge 
beraubt zu sein, als ob man in ei- 
nen fensterlosen Raum geworfen 
und einer Gehirnwäsche unterzo- 
gen wurde, ist das Hervorrufen 
von Wut. 


Es kommt nicht selten vor, daß 
Frauen bei der wunderschönen Jo- 
nah-Moschee in Mosul an Ameri- 
kaner herantreten und ihnen mit 
zornigem Unterton von ihrem 
persönlichen Leid erzählen. „Sie 
können das Embargo noch einen 
weiteren Monat, noch ein Jahr 
oder noch zehn Jahre aufrechter- 
halten“, sagte eine junge Mutter 
herausfordernd, „wir werden 
trotzdem nicht sterben; als Volk 
werden wir nicht sterben.“ 


Selbst Akademiker wie Univer- 
sitätsdozenten, die in Vorkriegs- 
zeiten relativ hohe Gehälter bezo- 
gen hatten, wurden durch die Un- 
fähigkeit, für ihre Familien zu 
sorgen, in Menschen verwandelt, 
die der Haß auf Amerika und 
„den Westen“ gepackt hat. Ein 
Professor sagte frei heraus, er leh- 


re seinen Studenten, „nie zu ver- 
gessen oder zu vergeben“, und 
meinte, „wenn diese irakischen 
Kinder, die in der Aggression und 
in dem Embargo aufgewachsen 
sind, in 20 Jahren die Führer des 
Landes werden, werden sie es ih- 
nen heimzahlen“. 


Es ist klar, daß diejenigen, die die 
Schlinge um Iraks Hals immer en- 
ger ziehen, darauf spekulieren, 
daß diese Wut mit der Zeit in so- 
zialen Unruhen explodieren wird, 
die sie wiederum versuchen wür- 
den, gegen die herrschende 
Baath-Regierung zu manipulie- 
ren. 


Die geopolitischen 
Ziele des Embargos 


Bei dem UNO-Treffen im März 
zur Überprüfung der Sanktionen 
wagten Frankreich und China ihre 
Stimmen gegen das Embargo zu 
erheben, und sie schlugen vor, der 
Sanktionsausschuß solle zumin- 
dest bestätigen, daß der Irak die 
UNO-Resolutionen erfüllt habe. 
Rußland äußerte einen ähnlichen 
schwachen Protest bei dem Tref- 
fen im Mai. Doch alle waren of- 
fenbar von Großbritannien und 
den Vereinigten Staaten dazu er- 
preßt worden zu gehorchen. 


Der Grund dafür, warum drei der 
fünf Länder ausgebrochen sind, 
sind vorwiegend wirtschaftlicher 
Art. Frankreich, Rußland und 
China leiden alle unter den Aus- 
wirkungen der Depression und 
den gravierenden Auswirkungen 
des Wahnsinns, der vom Interna- 
tionalen Währungsfonds (IWF) in 
Form der „freien Marktwirt- 
schaft“ verbreitet wird. Sie alle 
brauchen das, was der Irak anzu- 
bieten hat - nicht nur Öl, sondern 
auch einen riesigen Markt für 
fortschrittliche Industrie- und Ver- 
brauchsgüter. 


Nachdem sie eine parlamentari- 
sche Delegation nach Bagdad ent- 
sandt hatten, gab Frankreich im 
März bekannt, daß EIf Aquitaine 
und Total, seine beiden Ölgigan- 
ten, Verträge vorbereitet hatten, 
um einige neue Ölfelder im Irak 
zu erschließen, sobald das Embar- 
go aufgehoben würde. 


Die russische Föderation hat mit 
den Irakis über die Rückzahlung 
der sechs Milliarden Dollar 
Schulden des Irak in Öl und Wa- 
ren gesprochen. Außerdem haben 
Moskau und Bagdad ein Öl- und 


Agrarprogramm im Wert von 
neun Milliarden Dollar diskutiert 
- eine Summe, die die 3,5 Milliar- 
den Dollar über fünf Jahre, die der 
Westen zugesagt hat, verblassen 
läßt. 


Selbst Deutschland, dessen ex- 
portabhängige Wirtschaft sich mit 
atemberaubender Geschwindig- 


‚keit entwirrt, schließt sich dieser 


erfolgversprechenden Sache leise 
mit an. Der CDU-Abgeordnete 
Hans Sterken sagte im April, der 
Bundestag würde im Sommer ei- 
ne Delegation in den Irak entsen- 
den, und deutsche Firmen nehmen 
vorsichtig erneut Kontakte mit 
ihren irakischen Partnern auf. Plä- 
ne für einen Besuch hochrangiger 
irakischer Regierungsvertreter in 
Deutschland sind im Gange. 


Die Italiener, die vor Monaten an 
einer Reise des europäischen Par- 
laments in den Irak teilgenommen 
hatten, gehen jetzt offen vor und 
besuchen Bagdad mit einer 
großen Delegation von 30 Ge- 
schäftsleuten und Politikern. So- 
gar amerikanische Geschäftsleute 
haben potentielle Handelspartner 
umworben. 


Ein Alptraum 
für die Briten 


Der irakische Handelsminister Dr. 
Mohammed Mehdi Salih drückte 
es in Zahlen aus, die für sich 
selbst sprechen: In den 44 Mona- 
ten der Sanktionen gingen unge- 
fähr fünf Milliarden Dollar an 
Einnahmen aus dem Ölgeschäft 
verloren, die der Irak für Importe 
von Nahrungsmitteln und Waren 
im Zusammenhang mit inländi- 
schen Projekten ausgegeben hätte. 


Hierin liegt der tiefere Grund, 
warum sich Großbritannien und 
die Vereinigten Staaten so hart- 
näckig an die Sanktionen klam- 
mern, die einem Völkermord 
gleichkommen, und warum der 
Krieg im Sommer 1990 überhaupt 
erst begonnen wurde. Auch wenn 
die Absicht, so viele Irakis wie 
möglich durch die kombinierte 
Wirkung von Bomben und Block- 
ade zu töten, den malthusiani- 
schen Richtlinien des berüchtigten 
Memorandums 200 der Studie des 
amerikanischen Sicherheitsrats 
(NSSM-200) aus dem Jahre 1974 
entspricht, in dem ein Depopulati- 
onsvorstoß gegen ressourcenrei- 
che Schwellenländer dargelegt 
wird, kam die Entscheidung zum 
Start der Operation Wüstensturm 


zu dem Zeitpunkt dann doch aus 
weitreichenderen geopolitischen 
Gründen. 


Europa - angeführt durch ein 
Deutschland im Prozeß der Wie- 
dervereinigung - war bereit, die 
historische Herausforderung an- 
zunehmen, sich durch massive in- 
frastrukturelle Entwicklungen, die 
Eurasien zur High-Tech-Antriebs- 
kraft für die Wiederbelebung der 
Weltwirtschaft gemacht hätten, 
„vom Atlantik bis zum Ural“ auf- 
zubauen. 


Diese Perspektive hätte zur Pro- 
duktion hochtechnologischer In- 
dustriegüter zum Transfer in die 
Schwellenländer geführt. Weil ei- 
ne solche Perspektive für die Bri- 
ten, die eine wirtschaftliche Ko- 
operation in Eurasien schon im- 
mer als tödliche Gefahr für ihre 
Weltherrschaft angesehen haben, 
ein geopolitischer Alptraum war, 
brachte die damalige Premiermi- 
nisterin Margaret Thatcher - wie 
sie in ihren Memoiren erzählt - ei- 
nen nur zu bereitwilligen Präsi- 
denten George Bush dazu, den 
Angriff gegen den Irak zu führen. 


Es war der Irak und nicht irgend- 
ein anderes ölproduzierendes 
Land, der schon Jahrzehnte zuvor 
Zielscheibe gewesen ist, weil sie 
ihre gesamten Einnahmen aus 
dem Ölgeschäft in die Infrastruk- 
tur steckten - als Voraussetzung 
für eine Industrialisierung, nicht 
nur für ihr eigenes Land, sondern 
für die ganze arabische Welt. So- 
mit waren die Kriegsziele für Wü- 
stensturm klar definiert: Es ging 
nicht darum, die Irakis zu zwin- 
gen, sich aus Kuwait zurückzuzie- 
hen, sondern darum, „den Irak in 
die Steinzeit oder in das vorindu- 
strielle Zeitalter zurückzubom- 
ben“. Somit hob auch die Tatsa- 
che, daß man - lange nachdem die 
ursprünglichen Sanktionen ver- 
hängt waren - im Austausch ge- 
gen eine Aufhebung des Embar- 
gos einen Regierungswechsel ver- 
langte, auf die irakische Führung 
ab, weil diese schon seit Jahrzehn- 
ten eine konsequente Politik wirt- 
schaftlichen und technologischen 
Fortschritts betreibt. 


Angst vor 
den Industrieriesen 


Die einzige „vernünftige“ Er- 
klärung für die Aufrechterhaltung 
der illegalen Sanktionen liegt vom 
britischen oligarchischen Stand- 
punkt in der Verfolgung dieser 


Politik: den Irak auf einer ‚‚vorin- 
dustriellen Stufe‘ zu halten, seine 
Regierung zu destabilisieren und 
um jeden Preis eine dynamische 
Entwicklung in Eurasien und 
Nahost zu verhindern. Was die 
Briten in der gegenwärtigen Si- 
tuation drohender finanzieller 
Tiefschläge fürchten, ist die Tatsa- 
che, daß die Industrieriesen Euro- 
pas, die in die Unterstützung der 
Aggression im Jahre 1990/91 


Frei heraus gesagt, die UNO- 
Agenda fordert Deindustrialisie- 
rung, Depopulation und den Ab- 
bau des Nationalstaats, was alles 
in Gefahr wäre, wenn Frankreich 
die Geschäfte zwischen Elf Aqui- 
taine und Total mit dem Irak fest- 
machen würde. Handelsabkom- 
men der Art und des Ausmaßes, 
wie sie zwischen dem Irak und 
den Russen besprochen worden 
sind - in der Größenordnung von 


Saddam Hussein, der starke Mann des Iraks, war über Jahre einer der 
treuesten Freunde der USA. 


durch Schwindel hineingestolpert 
sind, insbesondere Frankreich, 
Deutschland, Italien und die kri- 
sengeschüttelte russische Födera- 
tion, in einem Irak nach dem Em- 
bargo riesige Entwicklungspro- 
jekte starten könnten. 


Es ist nicht der finanzielle Ge- 
winn, den solche Projekte abwer- 
fen könnten, der eine Gefahr an 
sich darstellt, sondern es sind die 
politischen Auswirkungen, die sie 
verkörpern. Anstatt die Dritte 
Welt durch das Vehikel eines Ei- 
ne-Welt-Direktoriums genannt 
UNO zu ruinieren, wie es die ge- 
genwärtige britische Politik dik- 
tiert, würden wiederaufgenomme- 
ne Handelsbeziehungen der Art, 
wie sie Paris, Moskau, Rom und 
wahrscheinlich auch Bonn mit 
dem Irak vorbereitet haben, eine 
Politik friedlicher Beziehungen 
durch wirtschaftliche Kooperati- 
on zum gegenseitigen Nutzen in 
Aussicht stellen. Die Wirtschaft 
des Irak würde nicht nur wieder- 
aufgebaut, sondern sein Status als 
souveräne Nation im Prozeß der 
Industrialisierung würde wieder- 
hergestellt und verbessert. 


neun Milliarden Dollar -, würden 
eine Abwendung von der 
Schocktherapie bedeuten, die der 
IWF Rußland auferlegt hat. Die 
Tatsache, daß der russische Präsi- 
dent Boris Jelzin außerdem vor 
kurzem eine Hochgeschwindig- 
keits-Bahnverbindung zwischen 
Moskau und Paris forderte, hat 
kurz vor dem Treffen des Sicher- 
heitsrats zum Thema Irak in Lon- 
don und Washington sicherlich 
sämtliche Alarmglocken in Gang 
gesetzt. 


Eine bedrohliche Ent- 
wicklung für die Briten 


Doch das Komplott hinter der 
Druckausübung, das sich im Si- 
cherheitsrat der „Permanent Five“ 
abgespielt hat, ist noch übler. Die 
Frage ist: Wie kann der amerika- 
nische Außenminister - vor der 
Einberufung der UNO-Versamm- 
lung und ein paar Tage, nachdem 
er eine einstimmige Verurteilung 
des Irak zum Ausdruck brachte 
und seinen Entschluß, das Embar- 
go aufrechtzuerhalten, wiederhol- 
te - sich über die historische Be- 


deutung des Vertrages zwischen 
Israel und der PLO auslassen so- 
wie darüber, daß Israel den Palä- 
stinensern im Anschluß daran Au- 
tonomie gewährt hat - und das al- 
les im Interesse des Friedens in 
Nahost? 


Es ist eine ökonomische Tatsache, 
daß der Irak das einzige Land der 
Region ist, das die technologi- 
schen Fähigkeiten und die ökono- 
mische Basis dafür besitzt, die 
Antriebskraft für die Weiterent- 
wicklung der Region zu liefern. 
Die Beibehaltung des Würgegriffs 
durch Sanktionen ist aus rein 
wirtschaftlicher Sicht deshalb 
gleichbedeutend mit der Sabotage 
von „Großprojekten“ im Nahen 
Osten. Auch wenn führende poli- 
tische Persönlichkeiten in Israel, 
Jordanien und die Palästinensi- 
sche Befreiungsorganisation ge- 
nau diese fortgeschrittenen Tech- 
nologien im Nahen Osten ein- 
führen wollen, um ein reales 
wirtschaftliches Wachstum zu er- 
zeugen, ist es eine politische Tat- 
sache, daß eine Mannschaft in 
London über die Weltbank einen 
wirtschaftspolitischen Kurs ver- 
folgt, der das Ziel hat, die Region 
in eine „Zone freier Marktwirt- 
schaft“ zu verwandeln, die auf 
Verbrauchsgütern und Dienstlei- 
stungen basiert, die durch Billig- 
arbeitskräfte der Art erzeugt wer- 
den, wie sie vom Internationalen 
Währungsfonds diktiert werden. 
Es gibt gute Gründe dafür anzu- 
nehmen, daß Großbritannien und 
die USA vor allem deshalb um je- 
den Preis auf den Sanktionen be- 
stehen, weil sie verhindern wol- 
len, daß eine solche dynamische 
Entwicklung unter den Parteien 
des Friedensvertrages freigesetzt 
wird. 


Deshalb war die Routineentschei- 
dung im Sicherheitsrat nicht nur 
ein schändlicher Angriff auf den 
Irak, sondern auch eine politische 
Intervention, um eine Entwick- 
lung in Eurasien und Nahost zu 
verhindern, die sich vor den Au- 
gen der Briten bedrohlich ab- 
zeichnet - fast der Schatten des 
Jahres 1990. DO 


Polen 


Die 


ödliche 
Schocktherapie 


John Springfield 


Nach vier Jahren sogenannter freier Marktreformen haben die Kri- 
tiker der Schocktherapie eine ungeheure Menge an Daten angesam- 
melt, um das Fiasko des darwinistischen Liberalismus aufzuzeigen, 
der in Polen von Harvard-Professor Jeffrey Sachs, dem ehemaligen 
polnischen Finanzminister Leszek Balcerowicz und ihresgleichen 
durchgeführt wurde. Zwei Berichte, die in Polen innerhalb des letz- 
ten Jahres veröffentlicht wurden, zeichnen ein Bild, das jedes Land 
studieren sollte, dem befohlen wird, diese Medizin zu schlucken. 


Innerhalb Polens hat es schon im- 
mer eine Opposition gegen die ra- 
dikale „Schocktherapie“, genannt 
Wirtschaftspolitik, gegeben, doch 
sie ist weniger sichtbar als die 
Gruppe, die die Reformen des 
freien Marktes propagiert und die 
meisten Massenmedien kontrol- 
liert und die jeden einen „Kom- 
munisten‘ nennt, der es wagt, dar- 
an zu zweifeln, daß es nötig ist, 
den britischen Liberalismus in Po- 
len einzuführen. Jetzt können die 
Kritiker schwere Geschütze auf- 
fahren. 


Im Gegensatz zu den optimisti- 
schen Bewertungen des polni- 
schen Marktes, die in der westli- 
chen Presse veröffentlicht wurden 
und in denen die ungeheuren Pro- 
fite betont werden, die an der 
Warschauer Börse - vor ihrem Zu- 
sammenbruch im April - erzielt 
werden konnten, beweisen der 
Niedergang der Wirtschaft und 
die Verschlechterung des Lebens- 
standards nur, daß Polen in einer 
schweren Krise steckt. Ein ver- 
heerendes Bild der polnischen 
Wirtschaft wurde in einem Be- 
richt von Professor Eugeniusz To- 
maszewski mit dem Titel „Zwi- 
schen Zusammenbruch und Wie- 
derbelebung“ gezeichnet, der von 
der polnischen Bauernpartei 
(PSL) im Oktober 1993 veröffent- 
licht wurde. 


Professor Tomaszewski vergleicht 
die statistischen Daten - die vor- 
wiegend vom zentralen polnischen 
Amt für Statistik zur Verfügung 
gestellt wurden - aus den Jahren 
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1989, 1992 und der ersten Hälfte 
des Jahres 1993. In dem Kapitel, 
das der Industrie gewidmet ist, 
weist er auf den Zusammenbruch 
der Produktion in fast allen wich- 
tigsten Industriezweigen hin. 


Der Tomaszewski- 
Bericht 


Zwischen 1989 und 1992 ging 
beispielsweise die Kohleprodukti- 
on von 178 auf 132 Millionen 
Tonnen zurück; die Energieerzeu- 
gung fiel von 145 auf 133 Tera- 
watt-Stunden; die Stahlproduktion 
fiel von 15 auf 9,9 Millionen Ton- 
nen; Elektrolytkupfer von 390 000 
auf 387 000 Tonnen; Werkzeug- 
maschinen von 48 000 auf 16 000 
Stück; elektrische Spinnereima- 
schinen von 12 auf 5 Millionen; 
elektrotechnisches und techni- 
sches Porzellan von 14 000 auf 
7000 Tonnen; Düngemittel von 
2,5 auf 1,5 Millionen Tonnen; 
Kunststoffe von 721 000 auf 
644 000 Tonnen; Zement von 
17 100 auf 11 900 Tonnen. 


Das Absinken 
der Produktion 


Neue Industrien und besonders je- 
ne, die moderne Technologien er- 
fordern, litten aufgrund der Libe- 
ralisierung des polnischen Mark- 
tes. In der pharmazeutischen und 
Elektromaschinen-Industrie sarık 
die Produktion um 40 bis 50 Pro- 
zent. In der Elektronik-Branche 
ging die Halbleiterproduktion von 


365 Millionen auf 38 Millionen 
Stück zurück, die Produktion von 
Elektronenlampen fiel von 4,5 
Millionen auf 0,7 Millionen 
Stück. 


In dem Bericht wird betont, daß 
die Probleme der polnischen 
Werkzeugmaschinenindustrie 
nicht einfach nur als kurzfristige 
Schwierigkeit angesehen werden 
können, da sie sich nicht nur in ei- 
nem Rückgang der Produktion 
widerspiegeln, sondern auch in ei- 
nem Rückgang des Investitionska- 
pitals, das im Jahre 1989 25,5 
Prozent des gesamten Kapitals in 
der Industrie ausmachte und im 
Jahre 1992 auf 18,8 Prozent her- 
absank. 


Das Absinken der Verbrauchsgü- 
terproduktion ist noch dramati- 
scher, da Polen mit Konsumgütern 
aus dem Ausland überflutet wor- 
den ist. Die Waschmaschinenpro- 
duktion fiel zum Beispiel von 
21,4 auf 9,6 je 1000 Einwohner, 
Fernseher von 20,3 auf 15,1 je 
1000; Autos von 75,2 auf 57 je 
10 000 Einwohner, Baumwolle 
und baumwollähnliche Textilien 
von 20 Meter auf 6,3 Meter pro 
Kopf; Wolle und wolleähnliche 
Textilien von 2,6 Meter auf 0,9 
Meter pro Kopf; Papier von 30,7 
kg auf 26,9 kg pro Kopf. 


Die ungünstigen Zinssätze und 
die strenge Kreditpolitik von Re- 
gierung und Banken stellten ein 
ernstes Hindernis für die Ent- 
wicklung von Industrie und Infra- 
struktur dar. Im Jahre 1991 verga- 
ben polnische Banken Kredite 
und Darlehen in Höhe von 
177 840,7 Milliarden Zloty (ca. 
15 Milliarden Dollar); im Jahre 
1992 stiegen die Kredite nominell 
auf 197 515,0 Milliarden Zloty, 
doch wenn man eine Inflationsrate 
von 43 Prozent berücksichtigt, 
wird klar, daß die verfügbare Kre- 
ditmenge in Wirklichkeit gesun- 
ken ist. 


Transportwesen 
und Landwirtschaft 


In diesem allgemeinen Zusam- 
menbruch wird auch die grundie- 
gende Infrastruktur des Transport- 
wesens demontiert, weil die Gel- 
der zur Aufrechterhaltung fehlen, 
von der Entwicklung neuer Syste- 
me ganz zu schweigen. Auch hier 
weist Professor Tomaszewski auf 
aufschlußreiche Statistiken hin. 
Die Menge an transportierten Gü- 
tern beispielsweise sank von 1820 


Millionen Tonnen auf 1388 Mil- 
lionen; der Personentransport 
sank von 3524 Milliarden auf 
2064 Milliarden. Der Transport 
auf der Schiene fiel von 26 644 
km auf 25 254 km. 


Die Weltbank hat vorgeschlagen, 
Polen solle unrentable Eisenbahn- 
linien stillegen und nur 15 000 km 
aufrechterhalten. 


Auch der Transport auf dem Luft- 
wege sank von 135 000 km auf 
96 000 km, und die Gütermenge, 
die in polnische Häfen geleitet 
wurde, fiel von 48 Millionen Ton- 
nen auf 46 Millionen Tonnen. 


Der Zusammenbruch des Trans- 
portwesens hat die Industriezwei- 
ge für Transportausrüstungen 
stark beeinträchtigt. Die Buspro- 
duktion fiel von 9100 auf 1300, 
die von Lkws und Traktoren von 
43 000 auf 19 000 Stück, die von 
Gütertransportzügen von 4600 auf 
700 Stück und die von Personen- 
zügen von 230 auf 40 Stück - be- 
zogen auf die Jahre zwischen 
1989 und 1992 einschließlich. 


Für das Jahr 1993 weisen alle Pa- 
rameter auf einen weiteren Nie- 
dergang der Wirtschaft hin. Die 
Investitionen in Unternehmen 
sanken zum Beispiel in fünf Mo- 
naten verglichen mit dem Vorjah- 
reszeitraum um fünf Prozent - da- 
bei sind die aktuellen Preise 
berücksichtigt, das heißt, die In- 
flation, die derzeit bei über 30 
Prozent liegt, wurde dabei außer 
acht gelassen. Dabei hatte die von 
Hanna Suchocka geführte Regie- 
rung, die in den Parlamentswah- 
len im September 1993 abgewählt 
wurde, noch kurz vorher erklärt, 
das Wachstum der Volkswirt- 
schaft Ende 1993 werde über vier 
Prozent erreichen. 


Die Lüge von 
der Auslandshilfe 


Tatsächlich zeigte der Bericht des 
zentralen Statistischen Amtes, daß 
die verkaufte Produktionsmenge 
in polnischer Währung in der er- 
sten Jahreshälfte um 7,6 Prozent 
gestiegen ist, was der Regierung 
Anlaß gab, den „Erfolg“ ihres 
Programmes zu verkünden. Doch 
Professor Tomaszewski meint, 
dieses Wachstum spiegele nicht 
das tatsächliche Produktions- 
wachstum wider, sondern stehe 
mit der Tatsache in Zusammen- 
hang, daß die Regierung be- 
schlossen hatte, im Juli 1993 eine 


neue Mehrwertsteuer einzuführen, 
was viele Menschen und Institu- 
tionen dazu veranlaßte, ihre Re- 
serven zu nutzen und bis Ende Ju- 
ni noch Waren zu kaufen. Das 
wird durch die Tatsache bewiesen, 
daß die Menge an verkauften Wa- 
ren im Juli um 8,6 Prozent sank 
und die privaten Spareinlagen im 
Juni im Vergleich zu Mai um 155 
Milliarden Zloty fielen, obwohl es 
zuvor einen stabilen Wachstums- 
trend gegeben hatte. 


In diesem Bericht entlarvt Profes- 
sor Tomaszewski auch die Lüge 
über die „ungeheure Auslandshil- 
fe“, die Polen vom Internationalen 
Währungsfonds und anderen 
westlichen Institutionen gewährt 
wurde, sowie die angeblich be- 
deutenden ausländischen Investi- 
tionen. 


Im Jahre 1992 wiesen ausländi- 
sche Kapitalanleger Polen ledig- 
lich 284 Millionen Dollar an Ka- 
pitalaufwand für technische Ver- 
besserungen zu; im übrigen 
kaufen sie vorhandene Vermö- 
genswerte billig auf. 


Ähnlich Alarmierendes gibt es 
über die polnische Landwirtschaft 
zu berichten. Der Wert der land- 
wirtschaftlichen Produktion sank 
zwischen 1989 und 1992 um 22 
Prozent, und sie befindet sich der- 
zeit in noch schlechterer Verfas- 
sung, da die Kosten für Geräte, 
Benzin, Energie, Düngemittel und 
Viehfutter permanent gestiegen 
sind. In dem Bericht heißt es, die 
Krise wurde durch fehlende staat- 
liche Intervention verursacht: Der 
polnische Markt wurde nicht vor 
Nahrungsmittelimporten und die 
polnischen Bauern nicht vor Ver- 
schuldung geschützt. 


Soziale Kosten der 
freien Marktreformen 


Das düstere Bild wäre nicht voll- 
ständig, ohne den Preis zu nen- 
nen, den die polnische Gesell- 
schaft für den Wahnsinn des frei- 
en Marktes zahlen mußte. Seine 
Konsequenzen werden in dem Be- 
richt der PSL und weiter in dem 
Buch „Die Staatskultur und die 
politische Kultur: die Sozialpoli- 
tik; Aktueller Stand und Perspek- 
tiven“ aufgezeigt, das im März 
1994 veröffentlicht wurde und das 
auf Material basiert, das vom Prä- 
sidentschaftsrat für Sozialpolitik 
vorbereitet wurde. 


Symptomatisch für die Krise ist 


die Tatsache, daß die Geburtenra- 
te im Jahre 1992 die niedrigste in 
der Nachkriegsära war (516 000), 
während die Kindersterblichkeit 
nach Angaben der Weltgesund- 
heitsorganisation bei 18,2 Prozent 
- dreimal so hoch wie in Däne- 
mark - lag. Die Lebenserwartung 
für Männer fiel auf 66 Jahre. Pol- 
nische Demographen nennen dies 
die „Übersterblichkeit der Män- 
ner“, denn es ist eine Sterblich- 
keitsrate, die höher liegt, als er- 
klärbar ist. 


Die sich verschlechternde wirt- 
schaftliche Lage hat auch zu einer 
Verringerung der realen Haus- 
haltseinkommen geführt, die im 
Jahre 1992 26,4 Prozent niedriger 
waren als 1989, und 40 Prozent 
der Haushalte sollen ein Einkom- 
men unter dem sogenannten so- 
zialen Minimum haben. 


In gewissem Ausmaß steht dies 
mit der zunehmenden Arbeitslo- 
sigkeit in Zusammenhang, die im 
Jahre 1993 offiziell auf 15,9 Pro- 
zent (2,9 Millionen Menschen) 
geschätzt wurde. Doch die Auto- 
ren betonen, daß man auch jene 
hinzufügen muß, die vorzeitig in 
den Ruhestand gehen (1,2 bis 1,3 
Millionen), um ein reales Bild zu 
bekommen. Die Zahl der Pensio- 
nierten und Arbeitslosen liegt bei 
11,7 Millionen, was 75 Prozent 
der arbeitenden Bevölkerung ent- 
spricht - im Jahre 1989 lag dieses 
Verhältnis bei 39 Prozent. Der Ar- 
beitsverlust ergab sich nicht aus 
der Eliminierung der sogenannten 
versteckten Arbeitslosigkeit, die 
für eine zentrale Planwirtschaft 
typisch ist. Jeder dritte Arbeitslo- 
se verlor seinen Arbeitsplatz auf- 
grund einer übertriebenen Öff- 
nung des polnischen Marktes für 
ausländische Importe, des fehlen- 
den Schutzes dieses Marktes und 
der Senkung der Zölle in den Jah- 
ren 1990/91. 


Die Buchautoren haben nicht nur 
eine Menge Daten über das Ge- 
sundheitswesen, die Ausbildung 
oder den Zugang zur Kultur ge- 
sammelt, die alle einen dramati- 
schen Rückgang im Lebensstan- 
dard zeigen, sondern sie bestimm- 
ten auch genau die Gründe für 
den allgemeinen Zusammen- 
bruch, nämlich die liberale Politik 
für einen freien Markt, die von al- 
len Regierungen nach der Zeit der 
Solidarität vertreten wurde und 
deren Überzeugung, daß „die un- 
sichtbare Hand des Marktes“ alle 
Anomalien der polnischen Wirt- 
schaft eliminieren werde. m 
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Europa- 


Journal 


Die Verbrechen in 
Rußland steigen 
weiter 


Einem Bericht der Tageszeitung 
„Moskowski Komsomolets“ zu- 
folge beklagt sich die Moskauer 
Polizei über ein starkes Ansteigen 
der Verbrechen in der russischen 
Hauptstadt. Die Zeitung schrieb: 
„In den ersten drei Monaten die- 
ses Jahres wurden 18 344 Verbre- 
chen registriert (32,3 Prozent 
mehr als im gleichen Zeitraum 
des Jahres 1993). Davon waren 
4285 Schwerverbrechen (ein An- 
stieg um 4,7 Prozent) und 2012 
waren Wirtschaftsverbrechen (ei- 
ne Zunahme um 6,7 Prozent). 


Der Anstieg der Morde und 
Mordversuche bleibt gleich (es 
hat 348 solcher Vorfälle gegeben 
oder 40,9 Prozent mehr als im er- 
sten Quartal des vergangenen Jah- 
res), und es gab 439 schwere Kör- 
perverletzungen (ein Anstieg um 
12,9 Prozent). Die Anzahl an 
Diebstählen nahm um das 2,7fa- 
che zu, während Autodiebstähle 
um 19,6 Prozent stiegen. 


Die Justizbehörden sind sehr besorgt 
über diesen Anstieg an Verbrechen, 
die von oder unter Beteiligung von 
Minderjährigen begangen werden. 
Die Verbrechensrate unter Jugendli- 
chen stieg in sieben Verwaltungsbe- 
zirken der Stadt, besonders im Nor- 
den und Nordwesten (um mehr als 
70 Prozent). 


Lebensmittel- 
knappheit in den 
GUS-Republiken 


Wie es in dem Welternährungs- 
programm der UNO hieß, werden 
in den Republiken der Gemein- 
schaft Unabhängiger Staaten von 
Armenien, Aserbaidschan, Geor- 
gien, Tadschikistan und Kirgistan 
im nächsten Jahr 75 Millionen 
Dollar benötigt, um der Lebens- 
mittelknappheit zu begegnen. 


„Krieg, bürgerkriegsartige Unru- 
hen und immer schlechter wer- 
dende wirtschaftliche Bedingun- 
gen in fünf Republiken der frühe- 
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ren Sowjetunion haben dazu ge- 
führt, daß 2,3 Millionen Men- 
schen dringend humanitäre Unter- 
stützung benötigen“, sagte Paul 
Mitchell, der Sprecher des Welt- 
ernährungsprogramms. 


Vertreter der Behörde meinten, 
die Lage verschlechtere sich Tag 
für Tag und rasche, gezielte Maß- 
nahmen seien nötig, um „eine 
größere und problematischere 
Tragödie in naher Zukunft“ zu 
verhindern. mi 


Europa braucht 


20 Millionen 
Immigranten bis 
zum Jahr 2020 


Bis zum Jahr 2020 braucht die 
Europäische Union 28 Millionen 
Immigranten, um das Potential an 
Arbeitskräften aufzustocken, das 
durch die „Bevölkerungsentwick- 
lung“, das heißt, durch sinkende 
Geburtenraten und steigende Le- 
benserwartung, schrumpft, wie es 
in einer Studie heißt, die im April 
von dem Institut der deutschen 
Wirtschaft veröffentlicht wurde. 


Ohne Immigration aus anderen 
Ländern wird die Bevölkerung 
der Europäischen Union bis zum 
Jahr 2020 um 11 Millionen auf 
333 Millionen sinken, und wenn 
sich das Verhältnis zur arbeiten- 
den Bevölkerung nicht ändern 
wird, wird sich das gesamte Ar- 
beitskräftepotential um 13 Millio- 
nen auf 144 Millionen Menschen 
verringern. Nur in Irland wird 
sich die Anzahl an Menschen im 
Arbeitsalter erhöhen, doch Irland 
hat eine hohe Emigrationsrate in 
die Vereinigten Staaten und das 
Vereinigte Königreich. 


Es wird nicht möglich sein, die de- 
mographische Lücke zu schließen, 
indem man mehr Frauen in das 
Arbeitsleben integriert, die beruf- 
liche Ausbildung verkürzt oder 
das Rentenalter erhöht. ii) 


Tories: Hohe 
Wahlverluste 


Die konservative Partei von Pre- 
mierminister John Major hat bei 
den Kommunalwahlen, die am 5. 
Mai 1994 in ganz Großbritannien 
stattfanden, hohe Verluste erlitten. 
Bei 5000 Kandidaten, die um 
1500 Sitze in den Gemeinderäten 


im ganzen Land wetteiferten, wa- 
ren dies die „schlechtesten Ergeb- 
nisse, die die Tories bei Kommu- 
nalwahlen je erzielt haben“, be- 
richtete BBC. 


Die Konservativen haben in vie- 
len Gemeinderäten verloren, in 
denen sie seit über 100 Jahren die 
Mehrheit besaßen. So auch in Ba- 
sildon, einem Gebiet, in dem Pre- 
mierminister Major persönlich 
den Wahlkampf geführt hat. Ins- 
gesamt erhielten die Tories mage- 
re 26,5 Prozent der Stimmen, 
während die Labour-Party 40 Pro- 
zent der Stimmen errang. Die Li- 
beraldemokraten haben ım Ver- 
gleich zu den letzten Kommunal- 
wahlen die höchsten Gewinne 
erzielt. 


John Smith, der Chef der Labour- 
Party, sagte, die Konservativen 
seien durch die Ergebnisse „ge- 
demütigt“ worden. BBC zufolge 
wird weithin darüber diskutiert, 
daß Major vielleicht schon bald 
zurücktreten und daß er sich „in 
den nächsten Monaten“ innerhalb 
der Tory-Reihen einer Herausfor- 
derung um die Führungsposition 
stellen muß. Sir Norman Fowler, 
der Chef der konservativen Partei, 
hat Berichte über Majors Rücktritt 
eilig zurückgewiesen. 


Tarpley: 
Die Briten wollen 
die USA und Me- 


xiko vernichten 


Webster Tarpley, Präsident des 
Schiller-Instituts in den Vereinig- 
ten Staaten, sagte auf einer Pres- 
sekonferenz in Mexiko City, die 
gleiche britische Geheimdiensto- 
peration, die mit „Whitewater“ 
den amerikanischen Präsidenten 
zu Fall bringen will, habe auch 
das Ziel, Mexiko zu vernichten. 


Wie die mexikanische Tageszei- 
tung „El Heraldo“ berichtete, hat 
Tarpley gesagt: „In Mexiko und in 
den Vereinigten Staaten arbeitet 
ein britisches Geheimdienstnetz- 
werk daran, beide Länder zu de- 
stabilisieren und solche stabilen 
Institutionen wie die katholische 
Kirche und die mexikanische Ar- 
mee zu zerstören, wobei Cuauhte- 
moc Cärdenas, der Präsident- 
schaftskandidat der PRD, am mei- 
sten davon profitiert.“ 


Tarpley präsentierte eine Analyse 
des Chiapas-Aufstandes und der 


Morde an dem Präsidentschafts- 
kandidaten Luis Donaldo Colosio 
und an Kardinal Juan Jose Posa- 
das Ocampo und sagte: „Keiner 
der intellektuellen Haupturheber 
dieser Ereignisse ist Mexikaner“, 
so berichtete „EI Heraldo“. „Es 
sind vor allem Mitglieder der Hol- 
linger Corporation wie die frühere 
britische Premierministerin Mar- 
garet Thatcher und der ehemalige 
US-Außenminister Henry Kissin- 
ger daran beteiligt, die eine Kam- 
pagne zur Diskreditierung wichti- 
ger Institutionen in beiden Län- 
dern inszenieren.“ 


Tarpley äußerte, Mexiko sei „we- 
gen seiner Nähe zu den Vereinig- 
ten Staaten und seiner Führungs- 
rolle in Lateinamerika wichtig für 
London“. Zur Hollinger Corpora- 
tion, sagte er, „der gleichen Grup- 
pe, die sich den Whitewater-Skan- 
dal gegen Clinton ausgedacht hat, 
gehören mindestens 80 amerika- 
nische Zeitungen, und auch der 
‘Daily Telegraph’ und der ‘Sun- 
day Telegraph’ sind Teil dieses 
Unternehmens“. Er fügte hinzu, 
daß „die Briten die Schiedsrichter 
der internationalen Diplomatie, 
Politik und Finanzen bleiben wol- 
len und sogar vorhergesagt haben, 
daß Clinton nur noch bis Ende 
dieses Jahres Präsident sein wird“, 
heißt esin „El Heraldo“. 


Spanien: 
Weitere Skandale 
und Rücktritte 


Die politische Krise in Spanien 
hat sich weiter verstärkt: Es gab 
täglich neue Skandale, Verhaftun- 
gen und Rücktritte. 


So geschah in dem 24-Stunden- 
Zeitraum vom 4. zum 5. Mai 1994 
folgendes: 


Landwirtschaftsminister Vincente 
Albero trat zurück, da er zusam- 
men mit Manuel de la Concha, 
dem Chef der Madrider Börse, in 
Finanzspekulationen verwickelt 
war. 


De la Concha und Mariano Ru- 
bio, der ehemalige Chef der Bank 
von Spanien, wurden verhaftet. 
Anklage: Steuerbetrug und Fäl- 
schung öffentlicher Dokumente. 
Angel Rojo, der jetzige Chef der 
Bank von Spanien, soll ebenfalls 
in gesetzwidrige Aktivitäten ver- 
wickelt sein. 


Der frühere und jetzige Innenmi- 


nister gaben ihre Sitze im Parla- 
ment auf, ebenso wie Carlos 
Solchaga, der parlamentarische 
Geschäftsführer der sozialisti- 
schen Partei (PSOE). 


Jorge Pujol, Chef der katalani- 
schen Nationalpartei, die er in die 
Regierungskoalition führte, wel- 
che die Regierung von Premier- 
minister Felipe Gonzälez an der 
Macht hält, erklärte, jetzt sei er 
für baldige Neuwahlen. 


Spaniens Wertpapierbörse fiel um 
fast zwei Prozent, und die Schul- 
den des Landes wurden gesenkt. 


Premierminister Gonzälez sagte 
auf einer Pressekonferenz, er sei 
bereit, sich im Parlament einem 
Mißtrauensvotum zu stellen. Es 
gehen allerdings Gerüchte, daß er 
zurücktreten und vielleicht ein an- 
derer Sozialist für einen Über- 
gangszeitraum das Präsidenten- 


amt übernehmen werde. IM 
Die meisten 
Russen sind gegen 


Einmischung auf 
dem Balkan 


Wie eine für das nationale russi- 
sche Fernsehen durchgeführte 
Meinungsumfrage gezeigt hat, ist 
eine überwältigende Mehrheit der 
Russen dagegen, sich auf dem 
Balkan einzumischen. Nur 21 
Prozent der Befragten gaben an, 
sie würden eine Intervention zu- 
gunsten der Serben unterstützen, 
während 72 Prozent der Meinung 
sind, daß Rußland sich aus diesem 
Konflikt heraushalten sollte, und 
acht Prozent würden sogar eine 
Intervention der NATO gegen die 
Serben befürworten. 


Ein Fernsehkommentator, der die 
Ergebnisse präsentierte, sagte, sie 
zeigen, daß es keine pan-slawi- 
sche Mehrheit in der russischen 
Bevölkerung gebe, auf die sich 
ein Politiker oder Armeevertreter 
stützen könnte, um Abenteuer auf 
dem Balkan in Gang zu setzen. 


Über das Ergebnis der Umfrage 
wurde auch in der Tageszeitung 
„Nesawissimaja Gaseta“ berich- 
tet, die auch eine Analyse von Pa- 
wel Felgenbauer veröffentlichte, 
aus der hervorgeht, daß sich mi- 
litärische Abenteuer auf dem Bal- 
kan immer als eine Falle für Ruß- 
land erwiesen haben. Die ganze 
Zeit der russischen Kriege auf 


dem Balkan gegen die Türken im 
19. Jahrhundert und besonders die 
Intervention zugunsten der Serben 
im Jahre 1914 hätten die russische 
Marine nicht - wie erhofft - zum 
Adriatischen Meer gebracht, son- 
dern Rußland eine Menge An- 
strengungen, Ressourcen und 
Menschenleben und am Ende des 
Ersten Weltkriegs ihren Groß- 
machtstatus gekostet. 


„Das ganze Übel liegt in der Tat- 
sache, daß der Balkan für Rußland 
immer ein Kriegsschauplatz gewe- 
sen ist“, schrieb Felgenbauer und 
beschuldigte die russische Elite, 
aus der Geschichte nichts gelernt 
zu haben. „Das Außenministerium 
hätte alles daransetzen sollen, da- 
mit Rußland nicht in diesen Krieg 
hineingezogen wird, aber es tat 
dies nicht“, schrieb Felgenbauer 
und meinte, der Balkan bleibe ein 
„unkalkulierbares Abenteuer“ und 
Rußland solle „lieber erst einmal 
im eigenen Land die Ordnung 
wieder herstellen“. D 


Truppenabzug 
aus Lettland 


Die Präsidenten von Rußland und 
Lettland haben zwei Jahre andau- 
ernde Verhandlungen mit einer 
formellen Vereinbarung beendet, 
die besagt, daß die russischen 
Truppen bis zum 31. August 1994 
aus Lettland abziehen werden. 


„Ich möchte eine Frage anschnei- 
den, die sowohl für Lettland als 
auch für uns schmerzlich ist, näm- 
lich die Frage nach den Überresten 
des stalinistischen totalitären Regi- 
mes der vierziger Jahre“, sagte der 
russische Präsident Boris Jelzin 
dem lettischen Präsidenten Guntis 
Ulmanis nach der Unterzeich- 
nungszeremonie im Kreml. „Ich 
möchte offiziell sagen, daß wir 
diese Handlungen gegen die Auto- 
nomie der Republik Lettland und 
deren Bevölkerung verurteilen.“ 


Das letzte Hindernis gegen die 
Unterzeichnung - der Status von 
22 320 ehemaligen Armeeoffizie- 
ren und deren Familien - wurde in 
Gesprächen in Lettland beseitigt, 
obwohl einige Parteien im letti- 
schen Parlament es bisher abge- 
lehnt haben, den Kompromiß zu 
akzeptieren. Der Kompromiß er- 
laubt es den ehemaligen russi- 
schen Offizieren zwar, mit einem 
Anrecht auf Sozialleistungen und 
Aufenthalt in Lettland zu bleiben; 
sie werden jedoch keinerlei An- 


sprüche auf die Staatsbürgerschaft 
haben. m 


Spanische Regie- 
rung von Skanda- 
len geschüttelt 


Die politischen Einrichtungen in 
Spanien werden von einer Reihe 
von Skandalen über korrupte Fi- 
nanzgeschäfte und Geldwäsche 
von Drogengeldern geschüttelt. 
Premierminister Felipe Gonzälez 
war gezwungen, einen geplanten 
Staatsbesuch in Rumänien und 
Bulgarien abzusagen, weil er sich 
im Parlament gegen Anschuldi- 
gungen zur Wehr setzen mußte. 
Täglich nehmen die Forderungen 
aus den Reihen der Opposition 
nach einem Rücktritt von Gon- 
zäles und der Einberufung baldi- 
ger Neuwahlen zu. Eine Geheim- 
dienstquelle sagte, daß „ein paar 
Leute in Spanien wahrscheinlich 
einen Unfall haben werden“. 


Neuerdings richtet sich die Auf- 
merksamkeit auf Luis Roldan, 
den ehemaligen Chef der mächti- 
gen Zivilgarde, der jetzt unterge- 
taucht ist. In einem Interview mit 
der spanischen Zeitung „El Mun- 
do“, das er in seinem Versteck ge- 
geben hat, schwor Roldän, er wer- 
de Informationen über alle mögli- 
chen schmutzigen Geschäfte unter 
der Führung des sozialistischen 
Präsidenten Gonzälez enthüllen. 


Die französische Tageszeitung „Le 
Figaro“ betonte, der Skandal um 
Roldän „nimmt jetzt seine wahren 
Dimensionen an, wenn man be- 
denkt, daß er sieben Jahre lang den 
Kampf gegen die Terroristen und 
Operationen gegen Drogenhändler 
geführt hat und daß er die geheimen 
Beträge für die Finanzierung be- 
stimmter Spezialoperationen des 
Staates verwaltete“. D 


Biotechnik- eine 
gesellschaftliche 
Herausforderung 


Die Biotechnologie entwickelt 
sich zu einem immer komplizier- 
teren Zusammenspiel verschiede- 
ner Technologien, die in der Me- 
dizin, der Landwirtschaft oder 
dem Umweltschutz zahlreiche 
Perspektiven eröffnen. Dank der 
Auswirkungen in verschiendenen 
Sektoren könnte die Biotechnolo- 
gie auch neue Arbeitsplätze schaf- 
fen. 


Die öffentliche Meinung zu diesem 
Thema ist jedoch kontrovers: Bis- 
weilen übertriebene Besorgnis trifft 
da auf häufig verfrühte Hoffnungen 
bezüglich dieser neuen Wissen- 
schaft. Um mehr Licht in diese An- 
gelegenheit zu bringen, wird die 
Europäische Kommission seit zwei 
Jahren von einer Gruppe hochrangi- 
ger Sachverständiger unterstützt. 
Diese sorgfältig ausgewählten Wis- 
senschaftler, Philosophen, Soziolo- 
gen und Juristen sollen die Kom- 
mission bei den Rechtsvorschriften 
beraten, die sie im Bereich der Bio- 
technologie vorschlägt. 


Der Präsident der europäischen 
Kommision, Jacques Delors, erklär- 
te, daß die Gründung dieser Bera- 
tergruppe auf die Katastrophe von 
Tschernobyl zurückgeht. „, Wir hat- 
ten Sachverständige aus allen Mit- 
gliedstatten zusammengebracht, um 
zu prüfen, wie die europäischen 
Bürger vor strahlenverseuchten Le- 
bensmitteln geschützt werden konn- 
ten. Die Ansichten der Experten 
gingen völlig auseinander und jeder 
vertrat die Meinung, daß die Nah- 
rungsmittel seines Landes ohne Ri- 
siko zu genießen seien, die des 
Nachbarlandes jedoch nicht.“ Der 
Präsident zeigte sich ferner darüber 
besorgt, daß sich jeder zu den Aus- 
wirkungen der Biotechnologie be- 
liebig äußern könne. Manche Un- 
ternehmen seien nicht an neuen Er- 
zeugnissen oder Verfahren auf dem 
Markt interessiert und verbreiteten 
daher Falschmeldungen, um die Be- 
völkerung zu beunruhigen. 


Daher sei es wichtig, daß die 
Kommission von Sachverständi- 
gen beraten wird, die keine einzel- 
staatlichen oder sonstigen Interes- 
sen vertreten. Da die Biotechnolo- 
gie einen immer größeren Platz 
bei den strategischen Industrien in 
der europäischen Wirtschaft ein- 
nehme, würden gesellschaftliche 
und ethische Fragen an Bedeu- 
tung gewinnen. Aus diesem Grun- 
de müsse die Rolle der Berater- 
gruppe ausgebaut werden. 


Die Gruppe unter dem Vorsitz von 
Noelle Lenoir, Mitglied des franzö- 
sischen Verfassungsrates und Vor- 
sitzende des Internationalen Komi- 
tees für Bioethek der UNESCO, 
wird künftig über mehr Mittel ver- 
fügen, um Kontakte mit anderen 
Organisationen zu unterhalten wie 
dem Europäischen Parlament, dem 
wirtschafts- und Sozialausschuß, 
dem Europarat, der UNRESCO so- 
wie den Interessenverbänden der 
Kranken oder den Umweltschutz- 
verbänden D 
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Italien 


Kabinett wird 
von der P-2 
beherrscht 


Peter Blackwood 


Italiens neuer Premierminister Silvio Berlusconi von der Partei For- 
za Italia gab am 9. Mai 1994 nach 45tägigem Gerangel sein Kabi- 
nett bekannt. Seine Zusammensetzung zeigt, daß der „Kampf ge- 
gen die Korruption“, der die Politik Italiens in den letzten beiden 
Jahren beherrschte, nichts anderes war als ein Schritt, um die tra- 
ditionellen Parteien durch Strukturen zu ersetzen, die von der ver- 
botenen Freimaurerloge Propaganda-2 (P-2) beherrscht werden. 
Auch wenn das Phänomen Berlusconi nicht das gleiche ist wie P-2, 
zeigt der ausgedehnte Kampf, der zur Bildung seines Kabinetts 
führte, daß seine Unabhängigkeit sehr begrenzt ist. Die P-2-Netz- 
werke sind mit der anglo-amerikanischen Gruppe um Margaret 
Thatcher und George Bush verbunden, die auch dabei ist, den ame- 
rikanischen Präsidenten zu destabilisieren, und auf eine UNO-Welt- 


regierung hinarbeitet. 


Zentralfigur in dieser Operation 
ist der frühere Präsident Frances- 
co Cossiga, der entscheidend da- 
bei mitgeholfen hat, Berlusconi zu 
zwingen, die Nordliga mit dem 
Innenministerium zu betrauen. 
Cossiga ist ein enger Freund von 
Margaret Thatcher und ein Gön- 
ner des P-2-Chefs Licio Gelli und 
des geheimen Gladio-Netzwerks. 
Es war Cossiga, der 1992 als Prä- 
sident die „Antikorruptions“- 
Kampagne startete, die seine eige- 
ne Partei, die Christdemokraten, 
zusammen mit allen anderen tra- 
ditionellen, nicht kommunisti- 
schen Parteien kaputtmachte. 


Gegen die Achse 
Deutschland-Frankreich 


Die Außenpolitik der neuen itali- 
enischen Regierung wird „sehr 
pro-britisch und pro-amerikanisch 
und gegen diese Achse Frank- 
reich-Deutschland gerichtet sein“, 
sagte Caracciolo, der Direktor des 
römischen geopolitischen Maga- 
zins „Limes“, in einer Diskussion. 
Er sagte, dies sei vor allem auf 
den neuen italienischen Außenmi- 
nister Antonio Martino zurückzu- 
führen, einen „Anhänger That- 
chers, dem die Vorstellung von 
der Achse Frankreich-Deutsch- 
land in Europa nicht gefällt“. 
Martino wird von seinem Cousin 
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Ferdinando Salla di Sinagra, dem 
Generalsekretär des italienischen 
Außenministeriums, stark beein- 
flußt. Caracciolo behauptet, daß 
Salla di Sinagra der Top-Stratege 
in Rom ist. 


Im folgenden werden die wichtig- 
sten Minister der neuen Regie- 
rung vorgestellt: 


Das neue 
Kabinett 


Vizepremierminister und Innen- 
minister: Roberto Maroni (Nord- 
liga) ist die rechte Hand des 
Ligachefs Umberto Bossi. Das In- 
nenministerium kontrolliert zu- 
sammen mit den Verwaltungszen- 
tren die Polizei und Teile des Ge- 
heimdienstes. Fünfzig Jahre lang 
war es in den Händen der Christ- 
demokraten. Daß es jetzt an einen 
Vertreter der Nordliga ging, be- 
deutet einen starken Schlag gegen 
Berlusconis Autonomie und be- 
reitet den Boden für eine weitere 
Zergliederung der staatlichen 
Struktur und den Einsatz von Po- 
lizeiakten für die Zwecke der poli- 
tischen Destabilisierung. 


Vizepremierminister und Postmi- 
nister: Giuseppe Tatarella (Natio- 
nale Allianz) vertritt das, was in 
den internationalen Medien als 


„Neofaschisten“ bezeichnet wird. 
Es werden Wetten darauf abge- 
schlossen, daß die Post nun end- 
lich pünktlich kommen wird. 


Außenminister: Der Sizilianer 
Antonio Martino (Forza Italia) ist 
der Sohn von Francesco Martino, 
Italiens Außenminister in den 
fünfziger Jahren. Martino ist 
Wirtschaftswissenschaftler, der an 
der Chicago School of Economics 
studiert hat. Sowohl der Vater als 
auch der Sohn waren Mitglieder 
der P-2. Antonio Martino wird 
mit seinem Cousin Ferdinando 
Salla di Sinagra, dem Generalse- 
kretär im Außenministerium, zu- 
sammenarbeiten. 


Schatzminister: Lamberto Dini ist 
ein erfahrener Technokrat, der 
zunächst beim Internationalen 
Währungsfonds und dann bei der 
Banca d’Italia arbeitete. Er ist der 
Verfasser eines „Berichts über 
Derivate“ (1983) und genießt das 
Vertrauen „der Märkte“. 


Haushaltsminister: Giancarlo Pa- 
gliarini (Nordliga) war früher 
Haushaltsexperte für Industrieun- 
ternehmen. Er wird versuchen, die 
Kontrolle über die Privatisierung 
staatlich kontrollierter Industrien 
zu übernehmen. 


Finanzminister: Giulio Tremonti 
(unabhängig) ist ein Steuerberater, 
der Berlusconis Steuerreform aus- 
führen soll. 


Verteidigungsminister: Carlo Pre- 
viti (Forza Italia) ist Berlusconis 
Anwalt. Ursprünglich sollte er Ju- 
stizminister werden, um gegen die 
„kommunistischen Staatsanwälte“ 
hart vorzugehen, aber Berlusconi 
brachte seine Ernennung nicht 
durch. Als Verteidigungsminister 
wird Previti seine Verbindungen 
zum u„militärisch-industriellen 


Komplex“ aktivieren, da er neun 
Jahre lang bei dem staatseigenen 
Rüstungsunternehmen Alenia als 
Manager gearbeitet hat. 


Justizminister: Alfredo Biondi 
(UDC) ist ein recyceltes Mitglied 
des alten Establishments. Als ehe- 
maliges Mitglied der liberalen 
Partei ist er nun in der Gruppie- 
rung, die die Überbleibsel von 
PLI, PRI und PSI-PSDI zusam- 
mensammelt. Er repräsentiert eine 
sanftere Version der ursprüngli- 
chen Politik des harten Durchgrei- 
fens, die Previti durchführen soll- 
te. 


Industrieminister: Vito Gnutti 
(Nordliga), ein kleiner Industriel- 
ler, wird auf Steuersenkungen und 
eine „Liberalisierung“ der Löhne 
drängen. Seine Ansichten über 
große Infrastrukturprojekte sind 
nicht bekannt. 


Minister für öffentliche Arbeiten 
(Bauten): Roberto Radice (Forza 
Italia), ein Freund von Berlusconi, 
wird dafür sorgen, daß das Geld 
wieder in öffentliche Arbeiten 
fließt. 


Landwirtschaftsministerin: Adria- 
na Poli Bortone (Nationale Alli- 
anz), eine frühere Staatsanwältin 
und Lehrerin aus Puglie, wird die 
Quotenpolitik der Europäischen 
Union bekämpfen. 


Transportminister: Publio Fiori 
(Nationale Allianz), ein ehemali- 
ger Christdemokrat. 


Gesundheitsminister: Raffaele 
Costa (UDC) war Gesundheitsmi- 
nister unter Premierminister Car- 
lo Azeglio Ciampi. Berlusconis 
Plan für das Gesundheitssystem 
stellt eine „Mischung zwischen 
öffentlichem und privatem Sy- 
stem“ dar. 


a — 


Britanien 


Der 
umstrittene 


Winston 
Churchill 


Peter Blackwood 


Im Jahre 1943 sprach Winston Churchill, der damalige Premiermi- 
nister, vor dem britischen Kabinett von der Hungersnot, die in Ben- 
galen/Indien wütete. Churchill sagte dem Secretary of State für In- 
dien, Leo Amery, die Inder seien „das brutalste Volk auf der Welt, 
gleich nach den Deutschen“ und würden sich immer weiter ver- 
mehren „wie die Karnickel“. Nach einem weiteren derartigen Aus- 
bruch kurze Zeit später sah sich Amery zu der Bemerkung veran- 
laßt, daß er „keinen großen Unterschied zwischen Churchills An- 
sichten und denen Hitlers“ sehe. 


Diese Geschichte wurde von dem 
britischen Historiker Andrew 
Roberts in der Ausgabe der Lon- 
doner „Times‘ vom 8. April 1994 
und in einem Artikel, der in der 
Wochenzeitung „Spectator“ in 
dessen Ausgabe vom 9. April er- 
schienen ist, wiedergegeben. Im 
letzteren Artikel ging es um 
„Churchills lebenslange Antipa- 
thie gegen Farbige“. Roberts hat 
ein Buch mit dem Titel „‚Eminent 
Churchillians“ geschrieben, das 
im Juli veröffentlicht wird. Seine 
Schriften gehören zu einer Flut 
von Werken, die derzeit in Groß- 
britannien rezensiert oder veröf- 
fentlicht werden und in denen das 
mythologisierte Bild Winston 
Churchills - als der große Vertei- 
diger „westlicher Freiheiten“ ge- 
gen Adolf Hitler und später gegen 
die kommunistische Bedrohung -, 
das in den letzten Jahrzehnten 
sorgfältig gepflegt wurde, ange- 
fochten wird. 


Die Revision 
einer Persönlichkeit 


Wie auch immer das endgültige 
Urteil über Churchills Rolle in 
den vierziger Jahren lauten mag 
und welche Motive Roberts und 
andere Autoren bei der Präsenta- 
tion ihrer Erkenntnisse auch im- 
mer haben mögen, aus ihrer For- 
schungsarbeit in zahlreiche Ar- 
chive und Dokumente geht 


hervor, daß Winston Churchill ein 
entarteter Rassist war, der die Ste- 
rilisierung „niederer“ Rassen, eu- 


genische Maßnahmen zum Schutz 
der „britischen Rasse“ und die 
Schaffung der Apartheid in Süd- 
afrika zum Zwecke der Rassen- 
trennung und andere Abscheu- 
lichkeiten befürwortete. 


Die Revision von Churchills Bild 
in der Öffentlichkeit und die De- 
batte, die daraus in Großbritanni- 
en entsteht, kommt genau recht- 
zeitig. Einflußreiche Briten über- 
nehmen derzeit auf internationaler 
Ebene die Führung bei der Orga- 
nisation der von der UN geförder- 
ten Depopulations-Konferenz, die 
im September 1994 in Kairo statt- 
finden soll. Unterdessen begehen 
die Briten Völkermord in Bosni- 
en, Afrika, im Irak und anderswo 
in der Welt und benutzen dabei 
die UNO oft als ihr Vehikel. Die 
Feststellungen über Churchill pas- 
sen zu diesen Fakten, und die Tat- 
sache, daß er im britischen Pan- 
theon des 20. Jahrhunderts eine so 
bedeutende Rolle spielt, macht die 
Enthüllungen noch verheerender 
in ihren Auswirkungen. In dieser 
Hinsicht waren die verschiedenen 


Für Winston Churchill waren die Inder das brutalste Volk auf der Welt 
gleich neben den Deutschen. 


Angriffe gegen Roberts und den 
Churchill-Biographen Clive Pon- 
ting, die Ende April und Anfang 


Mai dieses Jahres veröffentlicht 
wurden, eigenartigerweise sogar 
eher nützlich: Das hartnäckigste 
Argument, das zu Churchills Ver- 
teidigung ins Feld geführt wird, 
lautet, er habe „nur“ die Ansich- 
ten zum Ausdruck gebracht, die in 
der ersten Hälfte dieses Jahrhun- 
derts schließlich die Ansichten 
der britischen Oberschicht waren! 
Für die Menschen, die die grausa- 
me Weltsicht der Briten nicht tei- 
len, dürfte die öffentliche Debatte 
über diese Dinge nur dazu beitra- 
gen, die britische herrschende Eli- 
te zu diskreditieren. 


Roberts. und Ponting wurden 
durch ein ganzes ökumenisches 
Spektrum hindurch angegriffen, 
das von dem Neokonservativen 
Sir Peregrine Worsthorn und an- 
deren im „Sunday Telegraph“ und 
im „Daily Telegraph‘“ - beides 
Zeitungen der Hollinger Corpora- 
tion - bis hin zu Autoren, die für 
Rupert Murdochs „Sunday Ti- 
mes“ schreiben und zum linksli- 
beralen Londoner „Guardian“ 
reichte. Der „Guardian“ ist kürz- 
lich mit der Londoner Wochenzei- 
tung „Observer“ zusammenge- 
gangen, die dem Magnaten Tiny 
Rowland von der Lonrho Corpo- 
ration gehört. Rowland ist der 
Strohmann des britischen Außen- 
ministeriums für den größten Teil 
Schwarzafrikas. 


„Eine Gefahr für die 
Nation und die Rassen“ 


Das umstrittenste der neuen Wer- 
ke ist das von Professor Ponting, 
einem Politikwissenschaftler von 
der Universität Swansea (Wales), 
der im Jahre 1982 „mit der Regie- 
rung Ihrer Majestät heftig zusam- 
mengestoßen war“ - so der Bio- 
graph der Königsfamilie, Philip 
Ziegler, in einer feindseligen Re- 
zension von Pontings neuem Buch 
in der Ausgabe des „Daily Tele- 
graph“ vom 30. April 1994 -, als 
er schädliche Informationen über 
das Versenken des argentinischen 
Schiffes „Belgrano“ im Jahre 
1982 während des Falkland- 
Kriegs veröffentlicht hatte. Dafür 
ist er nach dem britischen Gesetz 
über Staatsgeheimnisse vor Ge- 
richt gestellt und freigesprochen 
worden. 


Ponting gründet seine Feststellun- 
gen über Churchill auf geheime 
Unterlagen der britischen Regie- 
rung, die in den letzten Jahren 
über das britische Public Records 
Office in Kew der Öffentlichkeit 
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zugänglich gemacht worden sind. 
Churchills eigene Unterlagen wer- 
den wahrscheinlich noch weitere 
25 Jahre oder gar noch länger un- 
veröffentlicht bleiben, weil hier 
eine eigenartige Vereinbarung be- 
steht, daß die Papiere erst 20 Jah- 
re nach Abschluß seiner offiziel- 
len Biographie veröffentlicht wer- 
den dürfen. Sein Biograph Martin 
Gilbert ist noch immer dabei, sich 
mit dem mehrbändigen „magnum 
opus“ über Churchill abzuplagen. 
Sorgfältige Leser von Gilberts 
akribisch genauem Werk meinen, 
daß er die rassistisch-eugenischen 
Ansichten Churchills seltsamer- 
weise „übersehen“ zu haben 
scheint. 


Die Verbesserung der 
Rasse als Lebensziel 


Aus Rezensionen der Forschungs- 
arbeit Pontings, die in der „Hindu- 
stan Times“ und im Londoner 
„Guardian“ veröffentlicht worden 
sind, geht hervor, daß Churchill 
ein Rassist war, der 100 000 „gei- 
stig entartete“ Briten zwangswei- 
se sterilisieren lassen und Zehn- 
tausende anderer in Arbeitslager 
schicken wollte, um den Nieder- 
gang der „britischen Rasse“ auf- 
zuhalten. Im Jahre 1899 schickte 
Churchill einen Brief an seinen 
Cousin Ivor Guest, in dem es 
hieß, die Verbesserung der briti- 
schen Rasse sei sein „politisches 
Lebensziel“. 


Im Jahre 1900 schließlich nahm 
Churchill die Vorschläge der Kö- 
niglichen Kommission über den 
Schutz und die Kontrolle der gei- 
stig Behinderten an, nach denen 
die „geistig Behinderten“ eine 
Gefahr für die britische Rasse dar- 
stellten und es ihnen verboten 
werden sollte, „sich fortzupflan- 
zen“. Er schrieb inoffiziell an Pre- 
mierminister Herbert Asquith: 
„Das unnatürliche und immer ra- 
schere Zunehmen der geistig be- 
hinderten und geisteskranken 
Klassen, das einhergeht mit einer 
stetigen Einschränkung der tat- 
kräftigen und höherstehenden 
Rassen, stellt eine Gefahr für die 
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Nation und die Rassen dar, die gar 
nicht genug betont werden kann. 
Meiner Meinung nach sollte die 
Quelle, aus der der Strom des 
Wahnsinns fließt, gestoppt und 
versiegelt werden, bevor noch ein 
weiteres Jahr vergeht.“ 


Im Jahre 1910 versuchte er als In- 
nenminister die zwangsweise Ste- 
rilisierung durchzusetzen - jedoch 
ohne Erfolg. An seine Kollegen in 
der Regierung brachte er eine pro- 
eugenische Vorlesung von Dr. Al- 
fred Tredgold - einem Berater der 
Königlichen Kommission - in 
Umlauf, der über das Thema „Die 
geistig Behinderten: Eine soziale 
Gefahr‘ gesprochen hatte. Tred- 
gold behauptete darin, „die geistig 
Behinderten“ beständen aus der 
Klasse der „Kriminellen, Armen 
und Arbeitsunfähigen, Prostituier- 
ten und Taugenichtsen“, die sich 
fast doppelt so schnell fortpflan- 
zen würden wie der landesweite 
Durchschnitt. 


Das Dilemma in Großbritannien 
sei, daß diese „minderwertigen 
Menschen“ in der natürlichen 
Welt eliminiert würden, doch daß 
der moderne Staat sie am Leben 
lasse. Dringend erforderlich seien 
also Sozialgesetze, um sicherzu- 
stellen, daß sich die Unfähigen 
nicht fortpflanzen und sich nicht 
mit „gesunden“ Mitgliedern der 
Gesellschaft kreuzen und damit 
„die allgemeine Lebenskraft der 
Nation schwächen“. In seinem 
Empfehlungsvermerk an die Kol- 
legen versichert Churchill, daß 
„Dr. Tredgold aus großer Erfah- 
rung und mit besonderer Autorität 
spricht. Dieser Vortrag vermittelt 
eine knappe und nicht übertriebe- 
ne Darstellung der ernsten Proble- 
me, denen wir ins Auge sehen 
müssen.“ 


Zwangsweise Sterilisie- 
rung von Entarteten 


Ponting schreibt sogar, daß jüngst 
freigegebene Akten aus dem In- 
nenministerium, die wegen ihrer 
Sensitivität vor der Öffentlichkeit 
ursprünglich hundert Jahre lang 
geheimgehalten wurden, „zeigen, 
daß Churchill beim Thema [Steri- 
lisation] ein Extremist war und 
noch viel weiter gehen wollte als 
die Königliche Kommission, Dr. 
Tredgold und Vertreter des Innen- 
ministeriums und Minister“. Er 
war besonders beeindruckt von 
Projekten über „die zwangsweise 
Sterilisierung von Entarteten“, die 
damals in amerikanischen Staaten 


wie Indiana durchgeführt wurden. 
Er begann auch die Idee von 
Zwangsarbeitslagern oder Ar- 
beitskolonien für die „geistig Be- 
hinderten“ zu propagieren, die 
von anderen im Innenministerium 
abgelehnt wurde. 


Ponting zufolge war Churchill 
„der Meinung, daß Schwarze min- 
derwertig sind. Diese Äußerungen 
machte er im Anschluß an seine 
Reisen nach Afrika. Er meinte 
auch, die Australier seien schlecht 
wegen der Rasse, von der sie ab- 
stammten.“ 


Churchills „Glauben an die in- 
härente Überlegenheit der weißen 
Rasse, an die Weltmission des bri- 
tischen Empire und sein Glauben 
an die Wirksamkeit der öffentli- 
chen Hinrichtung durch den 
Strang bildete sich in den letzten 
beiden Jahrzehnten des 19. Jahr- 
hunderts. ... Zu der Zeit waren 
rassistische Überzeugungen in 
Europa und Amerika vorherr- 
schend, und ebenso einflußreich 
war das Gedankengut des Sozial- 
Darwinismus, einer ‘Philosophie’, 
die behauptete, die Nationen sei- 
en wie Spezies - im internationa- 
len Kampf würden nur die Fähig- 
sten überleben. 


In dem Jahrzehnt, nachdem 
Churchill 1900 ins Parlament ge- 
kommen war, waren viele aus der 
politischen und sozialen Elite der 
Meinung, die Nation bleibe 
zurück und ihre Zukunft stehe auf 
dem Spiel. Großbritannien verlor 
rasch seine industrielle Vorherr- 
schaft und seinen Anteil an den 
Weltmärkten an die Vereinigten 
Staaten und an Deutschland, und 
der Burenkrieg hatte gezeigt, daß 
seine strategische Position 
schwach und seine Verteidigungs- 
organisation ein Scherbenhaufen 
war. Unter der Elite gab es eine 
Bewegung für nationale Effizienz, 
in deren Randzonen es Unterstüt- 
zung gab für soziale Eugenik - die 
Idee, daß die ‘britische Rasse’ ge- 
säubert werden müsse, um sie für 
den Kampf mit anderen Nationen 
tauglich zu machen.“ 


Rezensenten 
gehen an die Decke 


Pontings Buch hat unter den briti- 
schen Rezensenten eine Art 
Lynchjustiz-Reaktion hervorgeru- 
fen. Der Rezensent des „Guardi- 
an“, Richard Gott, bezeichnete 
Ponting und Roberts am 4. Mai 
als „verrückte Schakale“. Gott be- 


hauptete, Churchills Verwendung 
solcher Worte wie „Neger“, „Ku- 
li“, „Nigger“, „Schlitzauge“ [für 
die Chinesen] und „Hottentotten“ 
war „üblich für einen Engländer 
und auch Amerikaner seines Al- 
ters und seiner Klasse“. 


Gott scheint es für völlig normal 
zu halten, daß Churchill „eindeu- 
tig fasziniert“ war von „Zwangs- 
sterilisations“-Programmen, die in 
bestimmten US-Staaten - vor al- 
lem dem Commonwealth of Vir- 
ginia - durchgeführt wurden, und 
fügte beiläufig hinzu, eine solche 
Behandlung der „Minderwerti- 
gen“ sei übrigens auch „ein Lieb- 
lingsprojekt der Sozialisten Bea- 
trice und Sidney Webb“ - als ob 
dies Churchills Verhalten den 
Linksliberalen, die den „Guardian“ 
lesen, schmackhafter machen 
könnte. 


Schließlich behauptete Gott, 
Churchill sei bis zum heutigen Ta- 
ge ein Held der „Antifaschisten“, 
da er den Kampf gegen die Nazis 
geführt habe und daß jeder, der 
ihn angreife, mehr oder weniger 
in eine Kategorie mit David Ir- 
ving fallen müsse, dem Anti- 
Churchill Historiker, der den Ho- 
locaust der Nazis bestreitet und 
der Churchill beschuldigt, unnöti- 
gerweise und fälschlicherweise - 
nach Irvings Meinung - Großbri- 
tannien für einen Krieg gegen Hit- 
lers Nazis mobilisiert zu haben. 


Ein Reueloser, 
überzeugt von der 
Überlegenheit 

der Angelsachsen 


Pontings grundlegende Behaup- 
tungen werden weitgehend von 
Roberts unterstützt, der von eini- 
gen Rezensenten sogar beschul- 
digt wurde, seinen Artikel rasch 
in Hollinger Corporations „Spec- 
tator“ gebracht zu haben, um den 
Schaden durch Pontings Buch 
möglichst zu begrenzen. Unge- 
achtet der Tatsache, daß Roberts 
seit der Veröffentlichung des Ar- 
tikels behaupte, er stehe 
Churchills rassistischen Ansichten 
nicht teilnahmslos gegenüber, ist 
das Material, das er liefert, höchst 
schädlich. 


Roberts schreibt: „Nach heutigen 
Maßstäben - und möglicherweise 
auch nach den Maßstäben seiner 
eigenen Zeit - war Winston 
Churchill ein überzeugter Rassist. 
Trotz all seiner Aussagen in der 
Öffentlichkeit über die ‘Brüder- 


Auf diesem während einer Trup- 
penbesichtigung gemachten Foto 
beschäftigt sich der alte Soldat 
Churchill mit dem Mechanismus 
einer Maschinenpistole. 


lichkeit der Menschen’ war er ein 
Reueloser, der von der Überlegen- 
heit der weißen Rasse - wenn 
nicht gar der Angelsachsen - über- 
zeugt war. Für ein solch fanati- 
sches Kind des Empire wäre alles 
andere verwunderlich gewesen. 
Zum raison d’ötre des britischen 
Empire gehörte, daß es von seiner 
rassischen Überlegenheit ausging. 


Somit waren Churchills Annah- 
men über die menschlichen Werte 
auch nicht auf die Ethnologie be- 
grenzt. Er befaßte sich auch mit 
der Eugenik. 


Für Churchill waren Schwarze 
‘Nigger’, Chinesen ‘Schlitzaugen’ 
und andere schwarze Rassen ‘Pa- 
viane’ oder “Hottentotten’. Italie- 
ner waren ‘nur Leierkastenmän- 
ner’, und als einige Ägypter im 
Jahre 1952 versuchten Shepherds 
Hotel niederzubrennen, beschrieb 
er sie in einer Aktennotiz an An- 
thony Eden als “minderwertiger 
als die entartetsten Wilden, die 
derzeit bekannt sind’.“ 


Roberts zufolge fragte Churchill 
einmal seinen Arzt, Lord Moran, 
was geschehe, wenn Schwarze 
Masern bekämen; ob der Aus- 
schlag festgestellt werden könne? 
Als Moran antwortete, daß 
Schwarze eine hohe Sterblich- 


keitsrate wegen Masern aufzuwei- 
sen hätten, brubbelte Churchill: 
„Nun, es sind noch eine Menge 
übrig; sie haben auch eine hohe 
Produktionsrate.“ 


Roberts behauptet, daß Churchill 
von der Jahrhundertwende bis in 
die fünfziger Jahre hinein rassisti- 
sche Ansichten hatte. 


Apartheid: Made 
in Großbritannien 


Am 18. April schaltete sich auch 
der Londoner „Independent“ mit 
einem Feature des Afrika-Korre- 
spondenten Richard Dowden un- 
ter dem Titel „Apartheid: Made in 
Großbritannien“ in den Kampf 
ein. Dowden entlarvte den von der 
britischen Regierung und in den 
britischen Medien weithin propa- 
gierten Mythos, die Briten seien 
die Autoren der „Demokratie“ in 
Südafrika und demokratische 
Praktiken seien nicht existent ge- 
wesen, bevor die Briten aufge- 
taucht seien. „In Wirklichkeit“, so 
Dowden, „hat die britische Tradi- 
tion, wie sie sowohl die englisch- 
sprechenden Südafrikaner als 
auch das Parlament in Westmin- 
ster geliefert hat, bei weitem kei- 
ne ruhmreiche Rolle beim Aufbau 
der Demokratie gespielt.“ Dow- 
den fährt fort: „Es waren zwei 
berühmte Engländer - Cecil Rho- 
des und Winston Churchill -, die 
in den entscheidenden Augen- 
blicken die Saat gesät haben, die 
zu der Politik reifte, welche das 
schwarze Volk in Südafrika der 


demokratischen Rechte beraubte. 
Ein dritter - Jan Smuts, geborener 
Afrikaner, der zu einem engagier- 
ten Verfechter des britischen Em- 
pire wurde - gehörte ebenfalls zu 
den Urhebern der Gesetze, die 
später den Rahmen für die Apart- 
heid bildeten. Wie Churchill hat 
auch Smuts eine Statue auf dem 
Parliament Square bekommen, 
doch in Südafrika werden beide 
als Männer in die Geschichte ein- 
gehen, die eine Demokratie im 
Land eher zerstörten als aufbau- 
ten. 


Rhodes glaubte, die Welt solle 
von der angelsächsischen und teu- 
tonischen Rasse regiert werden: 
Einer seiner Träume bestand dar- 
in, die Vereinigten Staaten von 
Amerika zu zwingen, wieder in 
das britische Empire zurückzu- 
kehren. 


Smuts wird gewöhnlich als der 
Mann betrachtet, der die liberalen, 
demokratischen Werte in Südafri- 
ka repräsentierte. Doch in Wirk- 
lichkeit war Smuts der Meinung, 
Südafrika sollte das ‘Land des 
weißen Mannes’ sein, und er 
glaubte an ‘segregation’ - was 
einfach das englische Wort für 
Apartheid ist.“ 


Dowden behauptet, die Apartheid 
wurde institutionalisiert, als das 
Gesetz über die Union Südafrikas 
im Jahre 1910 verabschiedet wur- 
de, wobei Churchill bei der Eta- 
blierung des Systems eine „wich- 
tige Rolle“ spielte. Churchill war 
damals Under-Secretary für die 


Kolonien und war jahrelang für 
ein System der „Selbstherrschaft 
der Afrikaner“ zu Felde gezogen, 
das in der Praxis die schwarzen 
Afrikaner vom Wahlrecht aus- 
schloß. 


„Die stinkende 
Rasse der Hindus“ 


Selbst ein neu veröffentlichtes 
Werk, das Churchill gegenüber 
wohlwollender sein soll, kommt 
nicht umhin, einige schädliche 
Punkte zugeben zu müssen. Nor- 
man Rose, Professor für interna- 
tionale Beziehungen an der He- 
bräischen Universität in Jerusa- 
lem, zweifelt in seinem Buch 
„Churchill: Ein ungestümes Le- 
ben“ die Vorstellung von 
Churchill als einem Opponenten 
des Appeasement von Hitler an. 


Rose meint: „Die allgemeine Vor- 
stellung ist, daß er in den dreißi- 
ger Jahren gegen Appeasement 
und ein Gegner von Chamberlain 
war. Doch in Wirklichkeit war er 
in dieser Zeit selten gegen die Re- 
gierung. Er war sicher für ein Ap- 
peasement im Zusammenhang mit 
Mussolini und Abessinien und 
war Franco gegenüber wohlwol- 
lend eingestellt.“ 


Rose hat auch Churchills Be- 
schreibung der Hindus aufgedeckt 
- was einige für sein schlimmstes 
rassistisches Zitat halten. Er nann- 
te sie „eine stinkende Rasse, die 
durch ihre Verschmutzung vor 
dem Schicksal geschützt werden, 
das ihnen gebührt“. 


Nordkorea 


Der Hinter- 
erund der 
Atomkrise 


April Turner 


Wenn ein großer Teil der amerikanischen Presse von Präsident 
Clinton fordert, „bis zum Rand eines Krieges“ zu gehen, so wollen 
die Internationale Atomenergiebehörde der UNO (IAEA) und das 
britische Außen- und Verteidigungsministerium damit nur eine 


Atomkrise inszenieren, wie jüngste Nachforschungen ergaben. 


Warum die Panik um Nordkorea? 
Es waren nicht Leute aus dem 
US-Verteidigungsministerium 
oder südkoreanische Militaristen, 
sondern das britische Verteidi- 
gungsministerium, das ursprüng- 
lich „herausfand‘, daß Nordkorea 
Atomwaffen baut, um in Süd- 
korea einzumarschieren, so äußer- 
te sich kürzlich ein Vertreter aus 
dem Verteidigungsministerium in 
London. „Unsere Botschaft lautet, 
daß der 82jährige nordkoreani- 
sche Diktator Kim Il Sung ge- 
schworen hat, in Südkorea einzu- 
marschieren, bevor er stirbt“, ver- 
sicherte er. „Und das ist 
wahrscheinlich. Sie werden Seoul 
innerhalb weniger Stunden ein- 
nehmen. Kim hat Atomwaffen, 
chemische Waffen und biologi- 
sche Waffen gebaut, so daß die 
Vereinigten Staaten davon abge- 
halten werden, Atomwaffen ein- 
zusetzen, um den Süden zu vertei- 
digen.“ 


Der Druck 
auf Bill Clinton 


Das führende britische Militärma- 
gazin „Jane’s Intelligence Re- 
view“ veröffentlichte am 22. März 
1994 einen Sonderbericht, in dem 
es verkündete, daß Nordkorea an- 
gefangen hat, genug Spaltstoff für 
zehn Nuklearsprengköpfe pro 
Jahr zu produzieren, und daß es in 
einem „Überraschungsangriff“ in 
den Süden einfallen will. 


„Jetzt wird es Sanktionen gegen 
den Norden geben müssen“, sagte 
ein Informant von „Jane’s“. „Es 
könnte zu einer Militärblockade 
wie bei der Kuba-Krise kommen. 
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Clinton, „Gewalt einzusetzen“, 
um Pjongjang zu entwaffnen, wie 
Weymouth am 12. April schrieb. 
Jedesmal, wenn Nordkorea, Süd- 
korea und die Vereinigten Staaten 
sich beruhigen und verhandeln, 
macht die „Atomenergiebehörde 
der UNO einige feindselige Ver- 
lautbarungen oder provoziert den 
Norden, und die Krise eskaliert 
erneut“, wie ein südkoreanischer 
Kirchenvertreter äußerte. 


Doch alle geben zu, daß nichts 
weniger als das Undenkbare - die 
Auslöschung von 20 Millionen 
Nordkoreanern - Kim Il Sung da- 
zu zwingen könnte, die Bombe 
aufzugeben. 


Ist ein Atomkrieg in Asien wirk- 
lich unvermeidlich? Sicher nicht. 
Nordkorea hat nicht nur keinerlei 


US-Präsident Bill Clinton soll mit der Koreakrise in ein weiteres politi- 
sches Desaster getrieben werden. 


Erinnern Sie sich noch daran, wie 
wir 1961 kurz vor dem Krieg 
standen? Jedes Schiff, das sich 
Nordkorea nähert, muß gestoppt 
werden; wir werden am Rande ei- 
nes Krieges stehen!“ 


Unter dieser „Dr. Strangelove“- 
Logik drängt die anglophile ame- 
rikanische Presse unter Führung 
des Kolumnisten Lally Weymouth 
von der „Washington Times“ und 
der „Washington Post“ Präsident 


Invasionspläne, sagen südkoreani- 
sche Patrioten, die es wissen müs- 
sen, sondern Tatsache ist auch, 
daß Süd- und Nordkorea im ver- 
gangenen Jahr bei friedlichen 
Wiedervereinigungsgesprächen 

erhebliche Fortschritte gemacht 
haben. Unter einem Programm, 
das 1991 von dem hochindustria- 
lisierten Südkorea entwickelt 
wurde, würde eine Wiedervereini- 
gung durchgeführt, indem der Sü- 
den dem Norden, der sich in einer 


tiefen Flaute befindet, helfen wür- 
de, sich wirtschaftlich weiterzu- 
entwickeln. 


Ein koreanisches 
„Camp David“ 


„Die Südkoreaner betrachten die 
Nordkoreaner nicht wie die Deut- 
schen Ostdeutschland ansahen - 
als einen von einer Fremdmacht 
abhängigen Staat“, sagte ein süd- 
koreanischer Vertreter. „Wir wol- 
len mit ihnen zusammenarbeiten.“ 


In Wirklichkeit arbeiten Präsident 
Clinton und seine engsten Berater 
hinter den Kulissen daran, nach 
dem Modell der Nahost-Verträge 
eine Friedensvereinbarung für die 
koreanische Halbinsel auszuarbei- 
ten. 


Und das ist es, was London um 
jeden Preis stoppen will, ebenso 
wie die frühere britische Premier- 
ministerin Margaret Thatcher ver- 
suchte, die Wiedervereinigung 
Deutschlands zu verhindern. Nach 
Londons Ansicht könnte eine mo- 
derne, vereinte koreanische Wirt- 
schaft - zusammen mit Japan - 
ganz Asien die wirtschaftliche 
Weiterentwicklung und Industria- 
lisierung bringen, wenn sie sich 
selbst überlassen bleibt. 


Clinton 
soll scheitern 


Die gleichen „neokonservativen“ 
anglophilen US-Medien, die Prä- 
sident Clinton in „Whitewaterga- 
te“ angreifen - angeführt von 
Weymouth von der „Washington 
Times“ und von A. M. Rosenthal 
von der „New York Times“ - 
schreien am lautesten, daß Präsi- 
dent Clinton „die Bombe auf 
Pjongjang fallen lassen soll“. Für 
London soll die Koreakrise zu ei- 
nem weiteren politischen Desaster 
werden, mit dessen Hilfe der US- 
Präsident scheitern und weitere 
Teile der Welt unter UNO-Kon- 
trolle kommen soll. 


„Ich habe mehrere Male mit Prä- 
sident Clinton gesprochen, und er 
hat zu dem Thema ganz andere 
Ansichten als die Bush-Anhänger 
und die amerikanischen Medien. 
So wie Clinton die PLO und Isra- 
el im Weißen Haus zusammenge- 
bracht hat, könnte er es auf eine 
Camp-David-Konferenz mit 
Nord- und Südkorea abgesehen 
haben. Clinton möchte das. Er hat 
feste moralische Überzeugungen 


“ 
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hinsichtlich einer koreanischen 
Wiedervereinigung, ebenso wie 
das ganze koreanische Volk. Clin- 
tons neuer Korea-Unterhändler, 
Assistant Secretary of State 
Robert Galucci, ist auch viel ver- 
nünftiger als frühere Unterhänd- 
ler 


Der Verteidigungsminister der 
Clinton-Regierung, William 
Perry, unternahm am 20. April 
Schritte, um die Krise in Seoul zu 
beschwichtigen. Perry und sein 
südkoreanischer Kollege Rhee 
Byoung-tae trafen sich und ver- 
kündeten der Presse, daß sie die 
umstrittenen „Team _spirit“- 
Kriegsspiele gegen Nordkorea 
aussetzen würden, wenn Nord- 
korea seine Atomwaffenanlagen 
für UNO-Inspektionen wieder öff- 
net. 


„Die Tür bleibt offen für den Dia- 
log mit Nordkorea, um die Atom- 
frage zu lösen. Ich war in dieser 
Zeit des Auf und Ab nie der Mei- 
nung, daß wir uns vor einer un- 
mittelbar bevorstehenden militäri- 
schen Konfrontation mit Nord- 
korea befinden“, sagte Perry zu 
Reportern. 


„Bei dieser angespannten Situati- 
on handelt es sich eher um eine 
politische als um eine militärische 
Krise“, sagte der stellvertretende 
südkoreanische Verteidigungsmi- 
nister Chung Jung-ho zu Repor- 
tern und fügte hinzu, daß „die mi- 
litärische Situation viel stabiler 
ist, als es von außen erscheint.“ 


Wird Clinton sich 
mit der Atomenergie- 
behörde entzweien? 


Die von Großbritannien kontrol- 
lierte Internationale Atomenergie- 
behörde hat in all diesen Friedens- 
gesprächen die Rolle des Sabo- 
teurs gespielt, sagte ein 
Washingtoner Experte für Korea- 
Angelegenheiten. „In der ameri- 
kanischen Presse werden Sie das 
nicht lesen, aber als im März die 
Nukleargespräche mit Korea zu- 
sammenbrachen, hatte Nordkorea 
die Atomenergiebehörde nicht 
hinausgeworfen“, sagte er. 


„Das Problem war, daß die Behör- 
de ‘spezielle Untersuchungen’ 
forderte, als sie ankam. ‘Spezielle 
Untersuchungen’ heißen bei der 
Behörde polizeiliche Untersu- 
chungen, bei denen UNOBeamte 
dann zu jeder Zeit unangemeldet 
überallhin gehen können. Sie kön- 


Der ehemalige US-Präsident 
Jimmy Carter wurde im Atom- 
streit als Sonderbotschafter nach 
Nordkorea geschickt. 


nen beispielsweise nicht nur ohne 
Voranmeldung alle ihre militäri- 
schen Einrichtungen besichtigen, 
sondern auch in das Haus des Prä- 
sidenten hineinspazieren. 


So etwas wurde bisher - außer 
vom Irak, der sich im Krieg erge- 
ben hatte - noch von keinem Land 
verlangt. Indem sie Nordkorea 
wie den Irak behandelt - so, als ob 
das Land keine Rechte hätte -, 
macht die IAEA (Internationale 
Atomenergiebehörde) Verhand- 
lungen unmöglich. 


Clinton steht tatsächlich kurz vor 
dem Bruch mit der IAEA; seine 
Position ist eine ganz andere als 
die der IAEA“, sagte der süd- 
koreanische Kirchenführer. 


Eine der Clinton-Regierung nahe- 
stehende Quelle äußerte, daß „die 
Vereinigten Staaten der IJAEA in- 
offiziell sagen, sie solle ihre To- 
talforderung nach Blankoinspek- 
tionen zurücknehmen. Die TAEA 
muß vorher schriftlich klarma- 
chen, wo und wann sie eine In- 
spektion durchführen wollen; so 
kann sich Nordkorea einverstan- 
den erklären, und alles ist dann 
klar. 


Diese Regierung ist im Prinzip für 
den Plan Südkoreas hinsichtlich 
einer friedlichen Wiedervereini- 
gung; der Süden will kein Chaos 
und keinen plötzlichen Zusam- 
menbruch Nordkoreas, sondern 
einen allmählichen diplomati- 


schen Prozeß, und wir sind damit 
einverstanden“, sagte der Clinton- 
Mann. 


Der Informant berichtete, daß es 
innerhalb der Regierung zwischen 
Leuten, die von Clinton ernannt 
und jenen, die aus der Regierung 
Bush noch übriggeblieben sind, 
einen Streit darüber gibt, ob „Ca- 
ble News Network“ und andere 
US-Journalisten nach Nordkorea 
gehen sollten, um den nordkorea- 
nischen Diktator Kim Il Sung zu 
interviewen. Die Tatsache, daß sie 
es am 15. April getan haben und 
daß Kim ihnen sagte, er würde 
gerne die Vereinigten Staaten be- 
suchen, war ein „Durchbruch“, 
sagte der Informant. 


„Unterdessen müssen wir öffent- 
lich auf UNO-Inspektionen be- 
stehen, bevor wir diplomatische 
Schritte unternehmen können, 
weil wir in einer Situation sind, 
in der wir uns wirklich über die 
öffentliche Meinung in den USA 
Gedanken machen müssen“, 
meinte er unter Bezugnahme auf 
das Whitewater-Kreuzfeuer ge- 
gen den Präsidenten und die First 
Lady. „Es wäre extrem unpo- 
pulär, wenn die Vereinigten Staa- 
ten diplomatische Zugeständnis- 
se machen würden, ohne zu ver- 
langen, daß Nordkorea in der 
Atomfrage den ersten Schritt tun 
muß. Hoffentlich können wir die 
Gespräche mit dem Norden in 
New York bald wieder beginnen 
und eine Vereinbarung ausarbei- 
ten.“ 


Nord- und Südkorea 
brauchen Atomernergie 


Der chinesische Premierminister 
Li Peng sagte dem japanischen 
Premierminister Morihiro Hoso- 
kawa in Peking am 20. März 
1994, es sei „auch wichtig, den 
Nordkoreanern das zu geben, 
was sie wollen“. Die Vorstellung, 
daß es ein selbstmörderisches 
militärisches Abenteuer und die 
Invasion des Südens sei, „‚was sie 
wollen“, ist absurd, sagen Exper- 
ten in Seoul, Tokio und Washing- 
ton. 


Vielmehr hat eine Gruppe west- 
lich eingestellter Vertreter in 
Nordkorea einen diplomatischen 
und wirtschaftlichen Entwick- 
lungsplan vorgelegt, den Kim Il 
Sung selbst in dem Interview, das 
er am 15. April der amerikani- 
schen Presse gab, gutgeheißen 
hat. 


Selig Harrison, der Experte der 
Carnegie-Stiftung, der 1972 der 
erste amerikanische Journalist in 
Nordkorea war, beschrieb dies in 
einer Rede, die er am 20. April an 
der amerikanischen Universität in 
Washington anläßlich der öku- 
menischen Konferenz über Frie- 
den und Wiedervereinigung von 
Korea gehalten hat. Unter Nord- 
koreas Drei-Punkte-Lösung, sagte 
er, würde Pjongjang vollständige 
IAEA-Inspektionen zulassen im 
Austausch für: 1. diplomatische 
Anerkennung durch die USA und 
andere Länder; 2. eine feste Zusa- 
ge Amerikas, in Korea keine 
Atomwaffen einzusetzen (die 
USA wiederholen ständig, sie be- 
halten sich das Recht vor, dies zu 
tun); und 3. ein größeres Finanz- 
paket, um alle alten Nuklearreak- 
toren und Plutonium-Wiederauf- 
bereitungsanlagen sowjetischer 
Bauart aus den fünfziger Jahren 
gegen moderne Leichtwasserreak- 
toren austauschen zu können. 


Nordkorea verfügt über keinen 
einheimischen Energievorrat, und 
wie Japan und Südkorea strebt es 
Unabhängigkeit auf dem Energie- 
sektor an. Sobald es neue Reakto- 
ren habe, werde es keinen Streit- 
punkt um Plutonium mehr geben, 
und die ITAEA werde jederzeit 
überall willkommen sein, sagt der 
Norden. 


Harrison wies darauf hin, daß die 
USA der Ukraine für einen weit- 
aus weniger umfassenden Nu- 
klearvertrag gerade fünf Milliar- 
den US-Dollar angeboten haben 
und eine weitere größere Summe 
an Kasachstan. Der Tausch in 
Nordkorea würde zwei bis drei 
Millionen Dollar kosten. 


Ein Clinton-Vertreter meinte, die 
Regierung arbeite insgeheim mit 
Japan an dem ganzen Paket. Auf 
die Frage: „Warum geht man 
nicht darauf ein und löst die Kri- 
se?“ antwortete er: „Wir können 
es nicht tun - aber die Japaner 
können es. Sie haben eine ganze 
Menge an Reparationen aus dem 
Zweiten Weltkrieg angesammelt, 
die sie Nordkorea schulden, und 
sie würden diese Leichtwasserre- 
aktoren gerne bauen. Meine 
Freunde bei Greenpeace und die 
Anti-Atomkraft-Lobby werden 
aufheulen und sagen: ‘Sollen sie 
doch Kohle nehmen’, aber wir al- 
le wissen, daß Nordkorea keine 
Wirtschaft auf Kohlebasis führen 
kann. Es wird alles davon abhän- 
gen, das ganze Paket zu verhan- 
deln.“ DO 
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Haiti 


Die Invasion 
der USA 
steht bevor 


Warren Hough 


Bill Clinton hat anscheinend nichts aus dem amerikanischen Fehl- 
schlag in Somalia gelernt. Eine Invasion Haitis durch amerikanische 


Streitkräfte zeichnet sich ab. 


Wie exklusiv von gut plazierten 
UNO-Quellen in New York City 
zu erfahren ist, hat Präsident Clin- 
ton trotz einer ganzen Serie von 
Dementis aus dem Weißen Haus 
begonnen, geheime Befehle aus- 
zugeben, um die erste Phase ame- 
rikanischer Militärintervention in 
Haiti in Gang zu setzen. 


Drohungen aus 
dem Weißen Haus 


Wie ein hochrangiger Delegierter 
in der Karibik unserem diplomati- 
schen Korrespondenten mitteilte, 
hat Joaquin Balaguer, der Präsident 
der Dominikanischen Republik, 
am 10. Mai 1994 offiziell Truppen 
amerikanischer Sonderstreitkräfte 
und Grenz-“Berater“ angefordert, 
um die Grenze seines Landes mit 
Haiti stärker zu sichern. 


„Präsident Balaguer, ein fast blin- 
der alter Mann in seinen Achtzi- 
gern, wird seit Wochen von Was- 
hington stark unter Druck ge- 
setzt“, erzählte dieser gut 
unterrichtete Beobachter. 


„Mr. Sandy Berger (stellvertreten- 
der Sicherheitsberater des Weißen 
Hauses) hat ihm damit gedroht, 
die für sein Land lebenswichtigen 
Zuckerexporte in die USA zu 
stoppen. Berger beschwerte sich 
darüber, daß die Konterbande, die 
über die durchlässige Grenze zur 
Dominikanischen Republik fließt, 
das gegen Haiti auferlegte Embar- 
go zu einem “Witz’ macht.“ Para- 
doxerweise wird der größte Teil 
der Schmuggelware direkt an hai- 
tische Militäroffiziere geliefert, 
die sie mit hohem Profit auf dem 
Schwarzmarkt weiterverkaufen. 
Selbst Angehörige der US-Bot- 
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US-Präsident Bill Clinton will die 
Wirkung der Handelssanktionen 
gegenüber Haiti abwarten, bevor 
er militärische Schritte unter- 
nimmt. 


schaft haben haitischem Militär 
geschmuggelten Sprit für ihre 
Autos abgekauft, bis in den Zei- 
tungen darüber berichtet wurde 
und der amerikanische Präsident 
ihnen befahl, damit aufzuhören. 


Militärplaner im Verteidigungs- 
ministerium bereiten auf Anwei- 
sung des Präsidenten auch ver- 
schiedene militärische Optionen 


vor, die von der Einrichtung eines 
Brückenkopfes bis hin zur voll- 
ständigen Besatzung reichen. 
Doch die Mehrzahl der hochran- 
gigen Militärs sind gegen eine mi- 
litärische Intervention, weil sie ein 
Debakel ähnlich dem in Somalia 
fürchten. 


Doch es könnte sein, daß sie dem 
Druck, der von vielen linken Ge- 
setzesmachern im Kongreß 
kommt, nicht mehr lange wider- 
stehen können. Diese reagieren 
nämlich äußerst heftig darauf, daß 
Haitis Militärbefehlshaber Gene- 
ralleutnant Raoul Cedras den ehe- 
maligen Richter am’ haitischen 
Obersten Gerichtshof Emil Jonas- 
saint (30) zum Präsidenten er- 
nannt hat, und bezeichnen die Po- 
sition offiziell als besetzt. 


Spott für 
Clintons Politik 


Es gab unmittelbare Forderungen 
im Kongreß nach einer bewaffne- 
ten amerikanischen Militärinter- 
vention und einer Rückkehr von 
Jean-Bertrand Aristide an die 
Macht, der äußerst antiamerika- 
nisch eingestellt ist, obwohl er die 
Unterstützung der USA braucht, 
um wieder an die Macht zu kom- 
men. So verspottete er beispiels- 
weise auch Clintons Politik als 
rassistisch, als dieser die haiti- 
schen „boat people“ wieder nach 
Hause schickte. 


In der Hoffnung, die Regierung 
dazu zu zwingen, Maßnahmen zu 
ergreifen, ermutigt Aristide Haiti- 
aner tatsächlich aktiv dazu, die 
gefährliche, 900 Meilen lange 
Reise durch Gewässer anzutreten, 
die von Haifischen unsicher ge- 
macht werden. 


Den Finger 
am Abzug 


Im Augenblick sagt Clinton nur, 
er werde verstärkten Handelssank- 
tionen die Zeit geben, die nötig 
sei, um das haitische Militärregi- 
me in die Knie zu zwingen. Die 
Mehrzahl der für diesen Bericht 
interviewten, erfahrenen Experten 
in der Region ist sich jedoch darin 
einig, daß nur ein hartes und un- 
bestechliches militärisches Vorge- 
hen an Haitis Grenzen den erneu- 
ten Bemühungen, das von Gewalt 
geplagte Land in der Karibik in 
einen noch stärkeren wirtschaftli- 
chen Würgegriff zu nehmen, Be- 
deutung verleihen kann. 


Aufgrund eines Beschlusses des 
UNO-Sicherheitsrats, der von der 
US-Delegation unterstützt wurde, 
wird fast der gesamte Handel Hai- 
tis mit der restlichen Welt zum 
Stillstand kommen, wenn das ge- 
genwärtige Regime auf der Kari- 
bikinsel nicht zurücktritt. Außer- 
dem müssen die Regierungen der 
Mitgliedsländer des Weltforums 
die Visa haitischer Militäroffizie- 
re und anderer Regierungsvertre- 
ter rückgängig machen. Doch die 
Geduld der Clinton-Regierung 
mit verzögerten Maßnahmen wie 
Import- oder Reisebeschränkun- 
gen sei „nun am Ende“, sagen di- 
plomatische Quellen. 


„Wenn Schutztruppen oder Elite- 
einheiten irgendeines Landes mit 
dem Finger am Abzug das Hinter- 
land Haitis als sogenannte ‘Bera- 
ter’ in Grenzsicherheitsfragen 
auszuspähen beginnen, dauert es 
nicht mehr lange bis zum ersten 
Kampf“, prophezeit Oberst Darryl 
E. Shelton, ein ehemaliger ameri- 
kanischer Infanterieoffizier, der 
derzeit im Militärstab der UNO 
dient. 


Die Lage ist schlimmer 
als in Somalia 


„Es dürfte nicht schwer sein, das 
militärische Gesindel Haitis zu 
besiegen. Sie besitzen kein einzi- 
ges funktionsfähiges Flugzeug, 
keine schwere Artillerie und auch 
keinen Kampfpanzer“, fügte die- 
ser altgediente Stratege hinzu. 
„Doch den unberechenbaren, 
linksorientierten Aristide, den die 
UNO für Haitis rechtmäßigen 
Präsidenten hält, aus dem Exil 
zurückzuholen und ihn an der 
Macht zu halten - das wird sicher 
eine weitaus schwierigere Aufga- 
be sein.“ 


Was die USA bisher auf dem Ge- 
biet des Aufbaus einer Nation ge- 
leistet haben, ist nicht sehr ruhm- 
reich, und die chaotische Situati- 
on auf Haiti ist in mancher 
Hinsicht sogar noch schlimmer 
als in Somalia 
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Ein Test für 
Boutros-Ghali 


April Turner 


Der UNO-Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali hat auf das ent- 
setzliche Gemetzel abgehoben, das sich seit Mitte April in Ruanda 
abspielt, und drängt den UNO-Sicherheitsrat, Militär einzusetzen, 
um dem kleinen afrikanischen Land Frieden zu bringen. Es ist das 
letztendliche Ziel des Generalsekretärs, seinen 1992 vorgelegten 
Plan durchzubringen, zu dem auch Vorkehrungen für ein stehendes 
Heer unter UNO-Kommando gehören. Das wäre ein wichtiger 
Schritt für die Etablierung einer UN-Bürokratie als Administrati- 
on für eine Eine-Welt-Diktatur, mit der der Souveränität von Natio- 
nalstaaten ein Ende gesetzt würde. 


In einem Brief an den Sicher- 
heitsrat verlangte Boutros-Ghali 
die Genehmigung einer „großen 
Militärstreitmacht“, um dem Tö- 
ten in Ruanda Einhalt zu gebie- 
ten. Unter Berufung auf die ein- 
stimmige Entscheidung des Si- 
cherheitsrats vom 21. April 1994, 
die bisherigen UNO-Frieden- 
struppen von 2700 auf 270 zu re- 
duzieren, schrieb Boutros-Ghali: 
„Ich bitte den Sicherheitsrat drin- 
gend, die Entscheidungen, die er 
getroffen hat, nochmals zu über- 
prüfen ... und erneut zu überle- 
gen, welche Maßnahmen - auch 
Gewaltmaßnahmen - er ergreifen 
oder Mitgliedstaaten ergreifen 
lassen könnte, um Gesetz und 
Ordnung wiederherzustellen und 
die Massaker zu beenden.“ 


Blutbad an unschuldi- 
gen Zivilisten 


Boutros-Ghali schrieb, innerhalb 
von drei Wochen seien bis zu 
200 000 Menschen in Ruanda 
getötet worden, und meinte wei- 
ter: „Ich bin überzeugt davon, daß 
das Ausmaß an menschlichem 
Leid in Ruanda und dessen Impli- 
kationen für die Stabilität der 
Nachbarstaaten dem Sicherheits- 


Boutros Boutros-Ghali nimmt 


rat keine andere Alternative las- 
sen, als diese Möglichkeit zu prü- 
fen.“ Der Sicherheitsrat antworte- 
te nur mit einer Stellungnahme, in 
der das „Blutbad an unschuldigen 
Zivilisten“ verurteilt wurde, und 
forderte ein internationales Waf- 
fenembargo für Ruanda. China 
und nicht alliierte Staaten wie Ni- 
geria verboten das Wort „Völker- 
mord“ in der Erklärung. 


die Vorfälle in Ruanda zum An- 
laß, eine ständige UN-Streit- 
macht zu fordern. 


In der ABC-Fernsehsendung 
„Nightline‘“ brachte Boutros-Gha- 
li am 4. Mai seine Zuversicht dar- 
über zum Ausdruck, daß der Si- 
cherheitsrat schließlich auf seine 
Forderungen eingehen werde, und 


er verspottete ständige Mitglieder, 
weil sie ihre Truppen nicht unter 
UNO-Kommandbo stellen würden. 
In dieser Hinsicht tritt Boutros- 
Ghali - dessen Großvater im Jah- 
re 1899 Ägypten den Briten ver- 
machte - in die Fußstapfen des 
britischen Außenministeriums des 
19. Jahrhunderts, die wiederholt 
den Vorwand der „humanitären 
Intervention“ benutzten, um ihre 
imperiale, geopolitische Kontrol- 
le zu erweitern. Entsprechend 
schlossen sich zahlreiche huma- 
nitäre Organisationen - besonders 
jene mit Hauptsitz in London - 
Ghali in seinen Forderungen nach 
UNO-Intervention an. Der 
Oxfam-Direktor David Bryer be- 
hauptete, eine kleine Streitmacht 
ausländischer Truppen würde den 
Banden das Fürchten lehren, die 
angeblich den größten Teil des 
Blutbades an Hutu-Oppositioni- 
sten und Tutsis in Ruanda ange- 
richtet haben, und er meinte am 3. 
Mai, „wir fürchten, daß minde- 
stens eine halbe Million der Tutsi- 
Minderheit jetzt in sehr, sehr 
großer Gefahr ist“, wenn die 
UNO nicht eingreifen werde. Am- 
nesty international hat die man- 
gelnde Intervention der UNO an- 
gesichts des Gemetzels ebenfalls 
getadelt. Das Blutbad in Ruanda 
hat auch Debatten in der US-Pres- 
se über die Macht der Vereinten 
Nationen hervorgerufen. In einem 
Leitartikel der „New York Times“ 
hieß es, „‚die Greueltaten in Kigali 
zeigen, daß es notwendig ist, zu 
überlegen, ob eine mobile Streit- 
macht unter UNO-Schirmherr- 
schaft nötig ist, um mit solchen 
Katastrophen fertig zu werden. 
Ohne eine solche Streitmacht 
kann die Welt nur danebenstehen 
und auf das Beste hoffen.“ 


„Entwicklung ist der 
neue Name für Frieden“ 


Unter den Bedingungen eines 
wirtschaftlichen Übergangs, die 
fast jedes Land in Afrika im letz- 
ten Jahrzehnt getroffen haben, ist 
es nicht schwer, verzweifelte 
Menschen aufeinander losgehen 
zu lassen. Niemandem, der be- 
hauptet, Frieden bringen zu wol- 
len, ohne das Thema wirtschaftli- 
che Entwicklung und das Ende 
der Bedingungen des IWF anzu- 
sprechen, sollte auch nur die Spur 
von Glaubwürdigkeit geschenkt 
werden. Selbst jetzt, nachdem die 
Rwanda Patriotic Front (RPF), die 
hauptsächlich aus Tutsi-Expatri- 
ierten besteht, die Kontrolle über 
zwei Drittel des Landes gewonnen 


hat, und Flüchtlingsströme aus 
Ruanda abwandern, bleibt abzu- 
warten, was eine UNOStreitmacht 
oder eine andere internationale 
oder regionale Streitmacht tun 
würde. 


Inzwischen hat das Nachbarland 
Tansania die Initiative ergriffen 
und versucht, die zersplitterte 
Führung der Hutu-Interims-Re- 
gierung und die Führung der RPF 
in Arusha an den Verhand- 
lungstisch zu bekommen. Die 
RPF hat am 3. Mai eine Erklärung 
herausgegeben, in der jede Inter- 
vention seitens der UNO mit der 
Begründung abgelehnt wird, daß 
die UNO nicht eingegriffen habe, 
als Zehntausende in Ruanda getö- 
tet worden sind und daß eine 
UNO-Intervention jetzt nur „ein 
Versuch wäre, den UNO-Prozeß 
und die UNO-Maschinerie zum 
Schutz und zur Unterstützung der 
Mörder, die in der provisorischen 
Regierung sitzen, zu manipulie- 
ren“. 


Keine amerikanischen 
Truppen 
nach Ruanda 


Die Vereinigten Staaten haben ge- 
sagt, sie würden bei der Finanzie- 
rung einer regionalen Friedens- 
truppe, bestehend aus Truppen 
der Mitgliedsstaaten der Organi- 
sation für Afrikanische Einheit 
(OAU), mithelfen. Die USA ha- 
ben John Shattuck (Assistant 
Secretary of State für humanitäre 
Angelegenheiten) und David 
Rawson (Botschafter in Addis 
Abeba) entsandt, um Einzelheiten 
für eine OAU-Friedenstruppe in 
Gesprächen mit dem OAU-Gene- 
ralsekretär Salim Ahmed Salim 
auszuarbeiten. Doch Madeleine 
Albright, die amerikanische Bot- 
schafterin bei der UNO, hat die 
Entsendung von US-Bodentrup- 
pen nach Ruanda kategorisch ab- 
gelehnt. 


Das entspricht dem Vorgehen in 
Somalia, wo Henry Kissinger 
verlangt hatte, daß nicht UNO- 
Truppen, sondern OAU-Truppen 
entsendet werden sollten, um den 
dortigen Konflikt zu beenden. 
Die Gesetzeshüter für internatio- 
nale Friedenstruppen weisen 
auch darauf hin, daß Kapitel 8 
der UNO-Charta ausdrücklich 
vorsieht, daß regionale Organisa- 
tionen den Frieden in ihrer Regi- 
on zu erhalten haben, bevor 
Streitigkeiten vor den Sicher- 
heitsrat kommen. D 
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Rotchina 

uf dem 
Weg zu einem 
Wirtschafts- 
riesen 


Joe Bronstein 


Hinsichtlich Strategie bringt das jüngste Papier des Internationa- 
len Instituts für Strategische Studien (IISS) in London zum Thema 
China nichts Neues. Gerald Segals Studie „China ändert seine Ge- 
stalt: Regionalismus und Außenpolitik“, das im März 1994 heraus- 
kam, ist eine Erweiterung zum Thema der „Öffnung und Teilung 
Chinas“, dem Segal zumindest im letzten Jahr das Wort geredet hat. 


Der Bericht kommt allerdings zu 
einem interessanten Zeitpunkt 
heraus. In der Öffentlichkeit ist 
man sich immer mehr darüber ei- 
nig, daß das „chinesische Wirt- 
schaftswunder“ nicht das ist, für 
was man es gehalten hat. „Euro- 
pa-Archiv“ - das deutsche Äqui- 
valent zur amerikanischen Zeit- 
schrift „Foreign Affairs“ - bei- 
spielsweise hat soeben einen 
Artikel veröffentlicht, in dem der 
„Boom“ in China mit der verhee- 
renden „South Sea bubble“ des 
18. Jahrhunderts verglichen wird. 
In dem gleichen Artikel soll man 
auch über die Publikation des 
Royal Institute of International 
Affairs (Königliches Institut für 
Internationale Angelegenheiten), 
der anderen führenden Institution 
für britische Politik, hergezogen 
sein. 


Londons Reaktion 
ist vorhersagbar 


Während der IISS-Bericht selbst 
nicht von der Einschätzung der 
Weltbank abweicht, daß China 
schon bald nach der Jahrtausend- 
wende die „zweitgrößte Volks- 
wirtschaft der Welt‘ sein werde, 
räumt er doch ein: „Doch so wie 
es aussah, als hätte China das 
größte Bruttoinlandsprodukt, 
wurden Zweifel über das Aus- 
maß geäußert, in dem China 
wirklich als vereinte Wirtschaft 
angesehen werden könnte.“ Seit 
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Deng Xiaoping 1978 seine 
Markt-“Reformen“ in Gang setz- 
te, hat die Zentralregierung viel 
von ihrer Kontrolle über die re- 
gionale Wirtschaft und Politik 
verloren, wie Peking selbst stän- 
dig behauptet. 


Wie die derzeitige Krise in der 
ehemaligen Sowjetunion dem ver- 
nünftigen Beobachter deutlich 
macht, ist die Situation sehr ge- 
fährlich, doch Londons Reaktion 
ist vorhersagbar: im Zweifel auf- 
teilen und erobern. 


„Wenn China damit allein gelas- 
sen wird, seinen Regionalismus zu 
handhaben, könnte es vielleicht 
nur in der Lage sein, Tendenzen 
durch Verstärkung nationalisti- 
scher Politik zu zügeln. Wenn 
man China wirtschaftlich stärker 
und gleichzeitig nationalistischer 
werden läßt, ist es wahrscheinlich, 
daß die Außenwelt es mit dem 
Land weitaus schwerer haben 
wird“, heißt es in dem IISS-Be- 
richt. 


Die chinesische Mauer. Kommt es zu einer weiteren politischen Öff- 
nung Chinas, die mit einer Teilung des Landes verbunden ist? 


Pekings unmittelbare Reaktion 
war es, dem Autor Segal eine Rei- 
se nach China zu verbieten. Segal 
führt das auf alte chinesische Be- 
fürchtungen über ausländische 
„Komplotte‘“ zur Teilung Chinas 
zurück, wie er es verächtlich 
nannte. Ein:solches Komplott exi- 
stiert mit Sicherheit: Bereits vor 
hundert Jahren veröffentlichte 
Lord Charles Beresford ein dickes 
Buch mit dem Titel „Die Auftei- 
lung Chinas“, die zu Beginn die- 
ses Jahrhunderts beinahe gelun- 
gen wäre. Jetzt versucht man es 
wieder. „Es besteht kein Zweifel 
daran, daß dies revolutionäre Zei- 
ten sind“, heißt es in dem Bericht. 
„Die Frage ist, wie man damit fer- 
tig wird.“ 


Wie man 
die Aufteilung erreicht 


Das IISS macht ganz deutlich, 
wie man damit „fertig wird“. „Die 
Außenwelt hat kein Interesse an 
der formellen Aufteilung Chinas“, 
schreibt Segal. „Doch ... der ein- 
zige Weg, um sicherzustellen, daß 
China nicht gefährlicher wird, 
wenn es reicher und stärker wird, 
besteht vielleicht darin, dafür zu 
sorgen, daß es in der Praxis, wenn 
nicht auch dem Gesetz nach, mehr 
als ein China gibt.“ 


Wie in der Zeit vor dem Ersten 
Weltkrieg hat Großbritannien 
nicht die Absicht, die ganze Ar- 
beit alleine zu tun. Dieser Bericht 
zeigt Perspektiven auf, die darauf 
hindeuten, daß man nicht nur die 
Kronkolonie Hongkong, sondern 
auch Taiwan und Japan daran be- 
teiligen will. 


Segal nennt Beispiele dafür, wie 
genau eine solche Druckausübung 
auf Peking aussehen sollte. Eines 
der größten außenpolitischen Pro- 
bleme Chinas, sagt er, sei dessen 
Handelsstreit mit den Vereinigten 
Staaten. Es wird behauptet, 
Chinas Handelsüberschuß sei der 
zweitgrößte hinter Japan. Die Chi- 
nesen behaupten, die Vereinigten 
Staaten setzten ungerechtfertigter- 
weise Exporte aus Hongkong auf 
die Handelsbilanz mit dem Mut- 
terland China. 


Während ein großer Teil der 
Hongkonger Exporte tatsächlich 
in den Ausbeutungsbetrieben von 
Guangdong und anderer Küsten- 
provinzen hergestellt werden, hat 
Pekings Argument in der Tat Ge- 
wicht. Indem Hongkong und Tai- 
wan absichtlich diese Exportindu- 


strien mit Billigarbeitskräften in 
China eingerichtet haben, so Se- 
gal, übertragen sie große Teile ih- 
rer eigenen Handelsüberschüsse - 
und damit zusammenhängende 
politische Reibungspunkte - mit 
den Vereinigten Staaten auf Chi- 
na. Solche Situationen könnten 
dazu genutzt werden, nur noch 
mehr Druck auf Peking auszuü- 
ben, sagt Segal. Sowohl die Re- 
gierungen als auch die internatio- 
nale Geschäftswelt sollte begin- 
nen, über ein dezentraleres China 
nachzudenken, was direkte Bezie- 
hungen zu den Provinzbehörden 
und lokalen Behörden öffnen 
würde, verbunden mit dem lang- 
fristigen Ziel, diese Gebiete von 
externen Wirtschaftsbeziehungen 
abhängiger zu machen als jetzt 
von der Zentralregierung. 


Wenn dies gelingt, so heißt es in 
dem Bericht, könnte es sogar 
möglich sein, Mittel zu etablieren, 
um Sicherheitsthemen zu disku- 
tieren, was bisher gegenüber den 
lokalen Behörden immer noch un- 
angefochten Peking vorbehalten 
ist. „Es stimmt natürlich, daß die 
meisten Themen der internationa- 
len Sicherheit immer noch auf na- 
tionaler Ebene besprochen werden 
- zum Beispiel die Waffenkartelle 
oder UNO-Friedenstruppen -, 
doch es ist möglich, daß 
Bemühungen auf Provinzebene 
zur Bekräftigung von Botschaf- 
ten, die in Peking abgegeben wur- 
den, durchaus der Erwägung wert 
sind“, sagt Segal. 


Gefährliche 
Fehleinschätzungen 


Doch das IISS begeht gefährliche 
Fehleinschätzungen. Seine selbst- 
gefälligen Behauptungen, Groß- 
britannien habe in seinem Disput 
mit China über Hongkong erneut 
gewonnen, muß im Zusammen- 
hang mit dem weltweiten Morast 
des Finanzgefüges gesehen wer- 


den. Segal nennt als Siegesbeweis 
die Tatsache, daß „die Investitio- 
nen Südchinas in den Hongkonger 
Aktienmarkt Anfang des Jahres 
1993 das Vertrauen in die Kolonie 
gestärkt und Peking unterminiert 
haben“. Es muß daran erinnert 
werden, daß im weltweiten Crash 
im Oktober 1987 das wacklige 
Hongkong als erstes nachgab. 
Diesmal ist es als Zentrum der De- 
rivate in Asien dazu prädestiniert, 
eine ähnliche Rolle zu spielen. 


Das IISS verrechnet sich auch 
hinsichtlich der Befreiungsarmee 
des chinesischen Volkes (PLA). 
Während er zugibt, daß die PLA 
der Schlüssel zur Nachfolge sein 
könnte, wenn die letzten kommu- 
nistischen Revolutionsführer tot 
sind, „wird sich die Macht auch 
innerhalb der PLA dezentralisie- 
ren, wenn sie innerhalb Chinas 
dezentralisiert ist“, schreibt Segal. 


Es besteht kein Zweifel daran, daß 
die wirtschaftlichen und politi- 
schen Umbrüche der Reformzeit 
ungeheure - und schädliche - Aus- 
wirkungen auf die PLA hatten. 


Das IISS macht jedoch die glei- 
chen gefährlichen und dummen 
Fehler, die westliche Politiker im 
Zusammenhang mit Rußland und 
dem russischen Militär machen. 
Wenn es keine starken politischen 
Führer im Land gebe, „gerät die 
PLA ... eher ins Abseits“, schreibt 
Segal. Bei der PLA könnte sich, 
so behauptet er, das wiederholen, 
was seiner Meinung nach mit dem 
sowjetischen Militär passiert ist, 
nämlich „im Machtkampf zuneh- 
mend irrelevant zu werden“. 


Es handelt sich um gefährliche 
Desinformationen, wenn das rus- 
sische Militär derartig abgetan 
wird. Der Westen sei darauf auf- 
merksam gemacht, daß es sich im 
Falle Chinas um die gleichen ge- 
fährlichen Desinformationen han- 
delt. 


BRAUT ns 


Rußland 


Ein gefähr- 
licher Kult 
des „Neuen“ 


Alexander Solschenizyn 


Alexander Solschenizyn, einer der einflußreichsten Historiker un- 
seres Zeitalters, hat ebensoviel wie jeder andere getan, um die Bru- 
talität des großen sowjetischen Experiments der Schaffung einer 
klassenlosen, egalitären Welt international bekannt zu machen. Im 
Januar 1993 erhielt der russische Nobelpreisträger vom National 
Arts Club in New York City die Ehrenmedaille für Literatur. Na- 
talja Solschenizyn, seine Frau, nahm die Medaille in seinem Namen 
entgegen, und sein Sohn Ignat verlas seine Rede aus Anlaß der Ver- 


leihung. 


Es gibt eine seit langem akzep- 
tierte Wahrheit über die Kunst, 
die da lautet, „der Stil ist der 
Mensch“ („Le style est I’hom- 
me“). Das bedeutet, daß jedes 
Werk eines erfahrenen Musikers, 
Malers oder Schriftstellers durch 
eine absolut einzigartige Kombi- 
nation seiner Persönlichkeitszüge, 
kreativen Fähigkeiten und indivi- 
duellen sowie nationalen Erfah- 
rungen geprägt wird. Und da eine 
derartige Kombination niemals 
wiederholbar ist, besitzt die 
Kunst - doch ich werde hier in er- 
ster Linie von der Literatur spre- 
chen - in den verschiedenen Zeit- 
altern und unter den verschiede- 
nen Völkern eine unendliche 
Vielseitigkeit. Der göttliche Plan 
sieht so aus, daß es für das Auf- 
treten immer neuer und strahlen- 
der kreativer Talente, von denen 
jedoch keines in irgendeiner 
Form die Werke seiner herausra- 
genden Vorgänger negiert, mögen 
sie auch 500 oder 2000 Jahre 
zurückliegen, keine Grenzen gibt. 
Die unaufhörliche Suche nach 
Neuem bleibt uns niemals ver- 
schlossen, doch dies beraubt un- 
sere dankbare Erinnerung nicht 
all der Dinge, die davor existier- 
ten. 


Kreative Freiheit 
kann gefährlich sein 


Kein neues Kunstwerk entsteht - 
bewußt oder unbewußt - ohne or- 
ganische Verbindung zu dem, 
was früher existierte. Doch es ist 


gleichermaßen richtig, daß ein 
gesunder Konservatismus sowohl 
hinsichtlich der Schöpfung als 
auch hinsichtlich der Wahrneh- 
mung flexibel sein muß und dem 
Alten und Neuen, den ehrwürdi- 
gen Traditionen und der Freiheit 
zu erforschen gegenüber gleicher- 
maßen sensitiv bleiben muß, 
sonst kann keine Zukunft entste- 
hen. Gleichzeitig darf der Künst- 
ler nicht vergessen, daß eine krea- 
tive Freiheit gefährlich sein kann, 
denn je weniger künstlerische 
Grenzen er seinem eigenen Werk 
auferlegt, desto geringer sind sei- 
ne Chancen auf künstlerischen 
Erfolg. Der Verlust einer verant- 
wortungsvollen, aufbauenden 
Kraft schwächt oder ruiniert so- 
gar die Struktur, die Bedeutung 
und den letztendlichen Wert eines 
Kunstwerks. 


Jedes Zeitalter und jede Form 
kreativer Bemühungen schuldet 
jenen herausragenden Künstlern 
sehr viel, deren unermüdliche 
Anstrengungen neue Bedeutun- 
gen und neue Rhythmen hervor- 
gebracht haben. 


Die Zerstörung 
wurde zum Ideal 


Doch im 20. Jahrhundert wurde 
das erforderliche Gleichgewicht 
zwischen der Tradition und der 
Suche nach dem Neuen wieder- 
holt durch einen falsch verstande- 
nen „Avantgardismus“ - einen 
rauhen, ungeduldigen Avantgar- 
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Rußland 
Ein gefähr- 
licher Kult 
des „Neuen“ 


dismus um jeden Preis - wieder- 
holt umgestoßen. Diese Bewe- 
gung, die aus der Zeit vor dem Er- 
sten Weltkrieg stammt, machte 
sich in ihrem Drang, eine neue 
Art von „Superkunst“ zu schaffen, 
daran, jegliche allgemein akzep- 
tierte Kunst - ihre Formen, Spra- 
che, Merkmale und Eigenschaften 
- zu zerstören. Diese „Super- 
kunst“ sollte dann das „Neue Le- 
ben“ selbst hervorbringen. Es 
wurde nahegelegt, die Literatur 
solle „auf einem weißen Blatt Pa- 
pier“ von neuem beginnen. 


Einige sind tatsächlich über dieses 
Stadium nicht sehr weit hinausge- 
kommen. So wurde die Zer- 
störung zum Ideal dieses streitlu- 
stigen Avantgardismus. Sie zielte 
darauf ab, die ganze jahrhunder- 
tealte, kulturelle Tradition zu zer- 
stören, den natürlichen Fluß 
künstlerischer Entwicklung durch 
einen plötzlichen Sprung nach 
vorn zu unterbrechen. Dieses Ziel 
sollte durch ein leeres Streben 
nach neuen Formen als Selbst- 
zweck erreicht werden, wobei 
man gleichzeitig die Maßstäbe der 
Handwerkskunst für sich selbst 
bis auf einen Punkt von Schlam- 
pigkeit und künstlerischer Roheit 
herabsetzte, in manchen Fällen 
kombiniert mit einer derart ver- 
borgenen Bedeutung, die bis in 
Unverständlichkeit hineinreicht. 


Dieser aggressive Impuls könnte 
als reines Produkt persönlicher 
Ambition interpretiert werden, 
wenn nicht in Rußland - und ich 
entschuldige mich bei den hier 
Versammelten dafür, daß ich vor 
allem von Rußland spreche, aber 
in unserer Zeit ist es unmöglich, 
über die harten und umfassenden 
Erfahrungen meines Landes hin- 
wegzugehen - diesem Impuls und 
seinen Manifestationen die phy- 
sisch zerstörerischste Revolution 
des 20. Jahrhunderts gefolgt wäre. 


Bevor sie auf den Straßen von Pe- 
trograd zum Ausbruch kam, brach 
diese kataklysmische Revolution 
auf den Seiten der Kunst- und Li- 
teraturzeitschriften der künstleri- 
schen Kreise der Hauptstadt aus. 
Dort haben wir zum ersten Mal 
heftige Verwünschungen gegen 
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den ganzen russischen und eu- 
ropäischen Lebensstil gehört, For- 
derungen, alle religiösen und ethi- 
schen Kodizes aufzuheben, auf 
der bestehenden traditionellen 
Kultur herumzutrampeln, zusam- 
men mit der eigenen Lobpreisung 
der verzweifelten Innovatoren - 


Josef Stalin führte Rußland in ei- 
ne Jahrzehnte dauernde Eiszeit, 
deren Folgen noch heute sichtbar 
sind. 


Innovatoren, die niemals irgend 
etwas von Wert geschaffen haben. 


In einigen dieser Appelle wurde 
buchstäblich die Zerstörung der 
Racines, Murillos und Raphaels 
verlangt, „so daß die Museums- 
wände von Kugeln zerschlagen 
würden“. Was die Klassiker der 
russischen Literatur angeht, so 
würden sie von dem Schiff der 
Modernität über Bord geworfen. 
Die Kulturgeschichte sollte neu 
beginnen. Der Aufruf hieß: „Vor- 
wärts, vorwärts!“ - seine Urheber 
nannten sich bereits „Futuristen‘“, 
als ob sie jetzt über die Gegen- 
wart hinausgeschritten wären und 
uns das schenken würden, was 
zweifellos die wahre Kunst der 
Zukunft ist. 


Das Toben 
der Pseudo- Avantgarde 


Doch kaum explodierte die Revo- 
lution in den Straßen, änderten je- 
ne „Futuristen“, die erst kürzlich 
in ihrem Manifest mit dem Titel 
„Ein Schlag ins Gesicht des öf- 
fentlichen Geschmacks“ einen 
„unüberwindlichen Haß gegen die 


existierende Sprache“ gepredigt 
hatten, ihren Namen in „Linke 
Front“ und schlossen sich jetzt di- 
rekt der Revolution auf ihrer 
äußersten linken Flanke an. Somit 
wurde deutlich, daß die früheren 
Ausbrüche dieses „Avantgardis- 
mus“ kein reiner literarischer Fir- 
lefanz gewesen sind, sondern eine 
sehr reale Verkörperung im Leben 
hatten. Über ihre Absicht, die 
ganze Kultur umzustoßen, zielten 
sie darauf ab, das Leben selbst zu 
entwurzeln. 


Und als die Kommunisten unbe- 
schränkte Macht erlangten - in 
ihrem eigenen Kampfesschrei for- 
derten sie die existierende Welt 
bis auf „die Grundmauern“ nie- 
derzureißen und statt dessen eine 
neue unbekannte „Schöne Welt“ 
mit gleichermaßen unbeschränk- 
ter Brutalität auf zubauen -, öffne- 
ten sie dieser Horde sogenannter 
„Avantgardisten“ die Tore der Pu- 
blizität und Popularität nicht nur 
weit, sondern sie gaben sogar ei- 
nigen von ihnen wie treuen Ver- 
bündeten die Macht, um die Kul- 
tur zu verwalten. 


Weder das Toben dieser Pseudo- 
“Avantgarde“ noch ihre Macht 
über die Kultur hielten lange an. 
Es folgte ein allgemeines Koma, 
in das die Kultur verfiel. Wir in 
der UdSSR begannen uns durch 
eine siebzig Jahre dauernde Eis- 
zeit durchzugraben, unter deren 
dicker Eisdecke man den gehei- 
men Herzschlag einer Handvoll 
Poeten und Schriftsteller kaum 
wahrnehmen konnte. Sie wurden 
in ihrem eigenen Land, ganz zu 
schweigen von der restlichen 
Welt, erst viel später bekannt. 


Mit der Verknöcherung des tota- 
litären Sowjetregimes erstarrte 
auch seine aufgeblähte Pseudo- 
kultur und verwandelte sich in die 
ekligen zeremoniellen Formen des 
sogenannten „sozialistischen Rea- 
lismus“. Einige haben dem Wesen 
und der Bedeutung dieses Phäno- 
mens zahlreiche kritische Analy- 
sen gewidmet. 


Ich habe keine einzige geschrie- 
ben, denn es liegt gänzlich außer- 
halb der Grenzen der Kunst. Der 
Gegenstand der Studien, der Stil 
des „sozialistischen Realismus“, 
hat niemals existiert. Man muß 
kein Fachmann sein, um zu erken- 
nen, daß er aus nichts anderem 
bestand als aus Unterwürfigkeit, 
einem Stil, definiert durch „Um 
was kümmerst Du Dich?“ oder 
„Schreibe, was immer die Partei 


befiehlt“. Was für eine wissen- 
schaftliche Diskussion könnte hier 
schon stattfinden? 


Und nun, nachdem wir diese 
siebzig tödlichen Jahre innerhalb 
der eisernen Schale des Kommu- 
nismus überlebt haben, kriechen 
wir heraus und sind kaum noch 
am Leben. Für Rußland und die 
ganze Welt hat eindeutig ein neu- 
es Zeitalter begonnen. Rußland 
ist völlig verwüstet und vergiftet, 
sein Volk befindet sich in einem 
Stadium beispielloser Erniedri- 
gung und ist kurz davor, physisch 
und vielleicht sogar biologisch 
zugrunde zu gehen. Angesichts 
der derzeitigen Lebensbedingun- 
gen im Land und der plötzlichen 
Entblößung und Eiterung der im 
Laufe der Jahre angehäuften 
Wunden ist es nur natürlich, daß 
die Literatur eine Pause erfährt. 
Die Stimmen, die die Literatur 
des Landes hervorbringen, 
benötigen Zeit, bevor sie wieder 
erklingen können. 


Eine Verwirrung 
des Geistes 


Doch es sind einige Schriftsteller 
aufgetaucht, die die Beseitigung 
der Zensur und die neue, unbe- 
schränkte künstlerische Freiheit 
nur in einer Richtung würdigen: 
um den ungehemmten „Ausdruck 
der eigenen Persönlichkeit“ zu ge- 
statten. Es geht hier um den Aus- 
druck seiner eigenen Wahrneh- 
mungen von der Umgebung, oft 
ohne jegliche Sensitivität für die 
Übel und Wunden unserer Zeit 
und mit einer sichtbaren Leere des 
Herzens; die Persönlichkeit eines 
Schriftstellers zum Ausdruck zu 
bringen, ob sie nun wichtig ist 
oder nicht; sie zum Ausdruck zu 
bringen ohne ein Gefühl der Ver- 
antwortung für die Moral der Öf- 
fentlichkeit und insbesondere der 
Jugend und manchmal in einer 
Sprache, die in hohem Maße 
durchsetzt ist mit Obszönitäten, 
deren Abdruck seit Jahrhunderten 
undenkbar erschien, doch was 
jetzt nahezu in Mode zu sein 
scheint. 


Die Verwirrung des Geistes nach 
siebzig Jahren totaler Unter- 
drückung ist mehr als verständ- 
lich. Die künstlerische Wahrneh- 
mung der jüngeren Generationen 
besteht aus Schock, Demütigung, 
Groll, Amnesie. Unfähig, in sich 
selbst die Stärke zu finden, um 
sich dem sowjetischen Dogma in 
der Vergangenheit vollständig zu 


widersetzen und es zu widerlegen, 
haben viele junge Schriftsteller 
nun den eher zugänglichen Weg 
des pessimistischen Relativismus 
beschritten. Ja, sagen sie, die 
kommunistische Doktrin war eine 
große Lüge, aber absolute Wahr- 
heiten existieren sowieso nicht, 
und es ist zwecklos zu versuchen, 
sie zu finden. Auch ist es nicht 
der Mühe wert, nach irgendeiner 
Art höherer Bedeutung zu suchen. 


Die Welt besitzt 
keinerlei Werte 


Und in einer weitreichenden Ge- 
ste des Verdrusses wird über die 
klassische russische Literatur - die 
die Realität nie verachtet und die 
Wahrheit gesucht hat - als nahezu 
wertlos hinweggegangen. Die 
Vergangenheit zu verunglimpfen 
wird als der Schlüssel zum Fort- 
schritt angesehen. Und so wurde 
es in Rußland erneut zur Mode, 
die große russische Literatur, die 
von Liebe und Erbarmen für alle 
Menschen und insbesondere jene, 
die leiden, erfüllt ist, zu verspot- 
ten, zu entlarven und über Bord 
zu werfen. 


Und um dieses Ausrangieren zu 
erleichtern, wird verkündet, daß 
der leblose und unterwürfige „so- 
zialistische Realismus“ in Wirk- 
lichkeit eine organische Fortset- 
zung der vollblütigen russischen 
Literatur gewesen ist. 


Somit werden wir über die ver- 
schiedenen Schwellen der Ge- 
schichte Zeugen der Wiederkehr 
ein und desselben gefährlichen 
antikulturellen Phänomens, mit 
seiner Ablehnung und Verachtung 
aller früheren Traditionen und mit 
seiner obligatorischen Feindselig- 
keit gegen alles, was allgemein 
anerkannt ist. Einst stürmte es auf 
uns ein mit den Fanfaren und der 
farbenprächtigen Fahne des „Fu- 
turismus“; heute wird es „Postmo- 
dernismus‘ genannt. Welche Be- 
deutung dieser Heguiff auch im- 
mer haben soll, seine lexikalische 
Zusammensetzung birgt eine In- 
kongruenz, nämlich den scheinba- 
ren Anspruch, daß eine Person 
nach dem Zeitraum, in dem sie 
lebt, denken und Erfahrungen ma- 
chen kann. 


Für einen Anhänger des Postmo- 
dernismus besitzt die Welt keiner- 
lei Werte, die eine Realität haben. 
Er hat sogar einen Ausdruck 
dafür: „die Welt als ein Text‘, als 
etwas Sekundäres, als Text eines 


Autors, in dem das wichtigste Ob- 
jekt von Interesse der Autor selbst 
in Beziehung zu seinem Werk ist, 
seine eigene Introspektion. 


Die Ablehnung 
jeglicher Ideale 


In dieser Betrachtungsweise soll- 
te die Kultur nach innen auf sich 
selbst gerichtet sein - deshalb sind 
diese Werke bis zur Geschmack- 
losigkeit so voller Reminiszensen; 
dies allein ist wertvoll und real. 
Deshalb erlangt der Begriff von 
Spiel eine stärkere Bedeutung - 
nicht die Ausgelassenheit eines 
Mozart, die vor Freude überfließt, 
sondern ein erzwungenes Spiel 
auf den Saiten der Leere, wo ein 
Schriftsteller für niemanden Ver- 
antwortung hat. 


Die Ablehnung jeglicher Ideale 
wird als mutig angesehen. Und in 
dieser freiwilligen Selbsttäu- 
schung sieht sich der „Postmoder- 
nismus“ als die höchste Errungen- 
schaft aller früheren Kulturen, das 
letzte Bindeglied in der Kette. 


Eine unbesonnene Hoffnung, denn 
es ist bereits die Rede von dem 
Entstehen des „Konzeptualismus“, 
ein Begriff, der in seiner Bezie- 
hung zur Kunst erst noch überzeu- 
gend definiert werden muß, doch 
auch das wird versucht werden, 
wie es sich gehört. Dann gibt es da 
bereits den Post-Avantgardismus, 
und es wäre keine Überraschung, 
wenn wir auch noch das Erschei- 
nen eines „Post-Postmodernismus“ 
oder eines „Post-Futurismus“ erle- 
ben würden. 


Wir könnten bei dieser konstanten 
Suche Mitleid empfinden, aber 
nur wie wir für das Leiden eines 
Kranken Mitleid empfinden wür- 
den. Die Suche ist durch ihre 
theoretische Prämisse, daß sie im- 
mer eine sekundäre oder drittran- 
gige Übung bleiben wird, dem 
Untergang geweiht - ohne Leben 
oder eine Zukunft. 


Doch wir wollen unsere Aufmerk- 
samkeit auf den komplexeren 
Aspekt dieses Prozesses richten. 
Auch wenn wir im 20. Jahrhun- 
dert erleben mußten, daß den 
Völkern unter kommunistischer 
Herrschaft das bitterste und 
erdrückendste Schicksal zukam, 
lebt unsere Welt in einem Jahr- 
hundert geistiger Krankheit, die 
nur eine ähnlich allgegenwärtige 
Krankheit in der Kunst hervorru- 
fen konnte, obwohl aus anderen 


Gründen eine ähnlich „postmo- 
dernistische‘“ Verwirrung über die 
Welt auch im Westen aufgekom- 
men ist. 


Doch leider hat auch der Westen 
in einer Zeit des beispiellosen An- 
stiegs materieller Werte der Zivi- 
lisation und ständig steigender 
Lebensstandards eine Untergra- 
bung und Verdunkelung hoher 
Moral und ethischer Werte erfah- 
ren. Die geistige Lebenslinie ist 
undeutlich geworden, und einigen 
verlorenen Künstlern ist die Welt 
nun in scheinbarer Sinnlosigkeit 
wie eine absurde Anhäufung von 
Trümmern erschienen. 


Feindschaft 
gegen alles Geistige 


Ja, die Weltkultur befindet sich 
heute in einer Krise, einer Krise 
von größter Heftigkeit. Die neue- 
sten Kunstrichtungen versuchen 
diese Krise auf dem Trojanischen 
Pferd raffinierter Kriegslist hinter 
sich zu lassen - unter der Annah- 
me, daß es so sein wird, als hätte 
die Krise niemals existiert, falls 
jemand gewandte und einfallsrei- 
che neue Methoden erfindet. Hier 
hofft die Eitelkeit. Auf einer 
Mißachtung höherer Bedeutungen 
und auf einer relativistischen 
Sicht der Konzepte und der Kultur 
als Ganzes läßt sich nichts Wert- 
volles aufbauen. Etwas Größeres 
als ein auf die Kunst beschränktes 
Phänomen schimmert hier 
tatsächlich unter der Oberfläche - 
doch es ist nicht das Licht, das 
hier schimmert, sondern eine un- 
heilvolle, tiefrote Glut. 


Wenn wir aufmerksam hinschau- 
en, können wir erkennen, daß sich 
hinter diesen allgegenwärtigen 
und scheinbar harmlosen Experi- 
menten, die eine „antiquierte“ 
Tradition ablehnen, eine tief ver- 
wurzelte Feindschaft gegen alles 
Geistige verbirgt. Dieser unbarm- 
herzige „Kult des Neuen“ mit sei- 
ner Behauptung, die Kunst müsse 
weder gut noch rein sein, solange 
sie neu, neuer und noch neuer sei, 
verbirgt einen unnachgiebigen 
und lang anhaltenden Versuch, al- 
le moralischen Regeln und Gebo- 
te zu unterminieren, zu verspotten 
und zu entwurzeln. Es gibt keinen 
Gott, es gibt keine Wahrheit, das 
Universum ist chaotisch, alles ist 
relativ, „die Welt als ein Text“, ein 
Text, den jeder Post-Modernist 
bereit ist zu schreiben. Wie laut 
doch alles ist, aber auch - wie 
hilflos. 


Seit mehreren Jahrzehnten nun 
hat die Weltliteratur, die Musik, 
die Malerei und Bildhauerei eine 
hartnäckige Tendenz gezeigt, 
nicht nach oben zu wachsen, son- 
dern zur Seite, in der Kunstfertig- 
keit und im menschlichen Geist 
nicht die größten Leistungen zu 
vollbringen, sondern in eine wilde 
und tückische „Neuheit“ zu zer- 
fallen. Öffentliche Plätze 
schmücken wir mit Plastiken, die 
die pure Häßlichkeit verkörpern - 
doch wir bemerken nicht einmal 
mehr die Überraschung. Und 
wenn Besucher aus dem Welt- 
raum unsere Musik über die 
Atherwellen aufnehmen würden, 
wie könnten sie jemals darauf 
kommen, daß die Erdlinge einst 
einen Bach, einen Beethoven und 
einen Schubert hatten, die jetzt als 
veraltet und überholt gelten? 


Wenn wir, die Schöpfer der 
Kunst, uns diesem Abwärtsgleiten 
gehorsam unterwerfen, wenn wir 
die Wertschätzung der großen 
kulturellen Tradition früherer 
Jahrhunderte zusammen mit den 
geistigen Grundlagen, aus denen 
sie entstand, aufgeben - werden 
wir zu einem höchst gefährlichen 
Sturz des menschlichen Geistes 
auf der Erde beitragen, einer De- 
generation der Menschheit in ein 
niedrigeres, den Tieren ähnliches 
Stadium. 


Und doch ist es schwer zu glau- 
ben, daß wir zulassen werden, daß 
dies passiert. Selbst in Rußland, 
das gerade jetzt so schrecklich 
krank ist, warten und hoffen wir, 
daß wir nach dem Koma und ei- 
ner Zeit des Schweigens den 
Atem einer wiedererwachenden 
russischen Literatur spüren und 
Zeuge des Auftretens frischer, 
neuer Kräfte - der unserer jünge- 
ren Brüder - werden. 
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Hintergrund- 


Journal 


Guatemala schließt 
Friedensvertrag 
mit den URNG- 
Terroristen 


Die Regierung von Guatemala hat 
einen „Friedensvertrag“ mit den 
Terroristen der Guatemalteki- 
schen Nationalen Revolutionsuni- 
on (URNG) geschlossen. Das Ab- 
kommen, das als Durchbruch be- 
zeichnet wird, der nach 33 Jahren 
Bürgerkrieg den Frieden bringen 
wird, kommt einer Kapitulation 
gegenüber den Forderungen der 
Guerrillas gleich. Sein Hauptziel 
ist die Unterminierung des Mi- 
litärs und der Souveränität des 
Landes. 


Die drei wichtigsten Punkte des 
Vertrages sind: 1. die unmittelbare 
Aufstellung eines Überprüfungs- 
teams der Vereinigten Nationen 
innerhalb des Landes; 2. eine Ver- 
pflichtung der Regierung, kein 
Amnestiegesetz für das Militär zu 
verabschieden, wie das in EI Sal- 
vador geschehen ist; und 3. das 
Versprechen der Regierung, an- 
gebliche Todeskommandos zu 
bekämpfen, die Sicherheitskräfte 
zu professionalisieren und die Ge- 
setze über Waffenbesitz zu ver- 
schärfen. Der erste Punkt berech- 
tigt die UNO-Menschenrechts- 
gruppe, jeden beliebigen Teil des 
Landes zu besuchen und jederzeit 
Informationen von der Armee und 
der Regierung zu verlangen. 


Richard Nuccio, ein politischer 
Spitzenberater des amerikani- 
schen Außenministeriums, der 
mithalf, die Vereinbarung aufzu- 
setzen und durchzubringen, mein- 
te: „Jetzt haben wir eine Einigung 
darüber, daß bis zum Ende des 
Jahres 1994 Frieden in Guatema- 
la einziehen wird. Es ist ein 
Durchbruch für Guatemala, weil 
es sich hierbei um eines der 
schwierigsten Themen handelt, 
die Guatemala konfrontieren muß: 
die Menschenrechte und die Öff- 
nung gegenüber internationaler 
Überwachung.“ 


Über eine der vorrangigsten For- 
derungen der URNG nach einer 
„Wahrheitskommission“ zur Un- 
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tersuchung angeblicher Verbre- 
chen des Militärs in ihrem Krieg 
gegen die Subversion konnte man 
sich noch nicht einigen. Es herr- 
scht jedoch Einigung darüber, daß 
man über dieses Thema in den 
nächsten beiden Monaten weiter 
reden will, was in Wirklichkeit 
zwei weitere Monate Druck auf 
Regierung und Militär bedeutet, 
um den Widerstand gegen eine 
solche Kommission zu brechen. 
Verteidigungsminister Mario 
Rene Enrique Morales bezeichne- 
te die Kommission als eine „Ra- 
chekommission“. 


Präsident von 
Kasachstan ent- 
wickelt in London 
seine Strategie 


Der Präsident von Kasachstan, 
Nursultan Nasarbajew, hat den eu- 
roasischen geopolitischen Tiegel 
bei seinem Besuch in Großbritan- 
nien heftig gerührt. Er traf mit 
dem britischen Premierminister 
John Major und anderen Regie- 
rungsvertretern zusammen und 
hielt eine Rede vor dem Königli- 
chen Institut für Internationale 
Angelegenheiten (Chatham Hou- 
se). Der Londoner „Times“ zufol- 
ge verlangte er in dieser Rede die 
Einberufung einer asiatischen Si- 
cherheitskonferenz nach dem Mo- 
dell des Treffens in Helsinki im 
Jahre 1975, aus dem die Konfe- 
renz über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit in Europa (KSZE) her- 
vorging. Er sagte, 23 Länder hät- 
ten die Teilnahme an einem 
solchen Treffen bereits zugesagt. 


Ein solcher „Helsinki“-Prozeß, 
sagte er, sollte einen eurasische 
„Stabilitäts- und Sicherheitsgür- 
tel“ auf der Basis „einer engeren 
wirtschaftlichen Integration“ 
schaffen. Er forderte, daß die Ge- 
meinschaft der Unabhängigen 
Staaten (GUS) nach dem Modell 
der Europäischen Union oder des 
britischen Commonwealth in eine 
euroasiatische Union souveräner 
Staaten verwandelt werden sollte. 


In einem Leitartikel schrieb die 
Londoner „Times“, Nasarbajews 
Ideen „verdienen Aufmerksam- 
keit“ als mögliche Alternative zur 
internationalen Akzeptanz einer 
russischen „friedenserhaltenden“ 
Rolle im „nahen Ausland“. Der 
„Times“ zufolge könnte ein sol- 
ches eurasisches Arrangement 
friedenserhaltende Operationen 


beinhalten, wie die Festlegung der 
Art der Kontrolle über die Grenz- 
gebiete zwischen Tajikistan und 
Afghanistan, wobei russische und 
nicht tajikische zentralasiatische 
Einheiten gemeinsam aufgestellt 
würden. Ein solches Arrangement 
wäre es „wert getestet zu wer- 
den“. 


Während seines Aufenthalts in 
London verkündete Nasarbajew 
auch, daß Rußland an dem von 
Chevron geführten Konsortium, 
das Kasachstans umfangreiche 
Ölreserven in Tengis erschließen 
werde, nicht teilhaben wird. Do 


Präsident Algeri- 
ens trifft sich mit 
®” . 
der islamischen 
Opposition 
Der algerische Präsident Liamine 
Zeroual traf mit Führern der Op- 
position Islamische Heilsfront 
(FIS) zusammen, um einen Bür- 
gerkrieg zu verhindern. Zeroual 
„erhielt ein Versprechen für eine 
Beendigung der Gewaltätigkeiten. 
Zu den Beschwichtigungsmaß- 
nahmen der Regierung gehörte 
die Freilassung von zwei ihrer 
Führer“, so wurde Regierungs- 
sprecher Mihoubi Mihoub von der 


algerischen Nachrichtenagentur 
APS zitiert. 


Im Januar und Februar ließen die 
Behörden mehr als 150 gefangene 
moslemische Aktivisten frei, dar- 
unter zwei führende FIS-Mitglie- 
der, Abdelkader Boukhamkham 
und Ali Djeddi, die beide vier- 
jährige Haftstrafen absaßen. 
Mihoub zufolge waren sie von der 
FIS beauftragt worden, in deren 
Namen zu verhandeln. 


Zeroual gab bekannt, daß es keine 
Ausnahmen von dem politischen 
Dialog des Landes geben werde 
und daß die Regierung nichts aus- 
handeln werde, was die Verfas- 
sung des Landes verletzt. 


Südkorea 
versucht die Krise 
zu entschärfen 


Der südkoreanische Präsident 
Kim Young Sam traf zu einem 
einwöchigen Besuch Japans und 
Chinas in Tokio ein. Bevor er 
Seoul verließ, sagte er, er werde 
„die beiden Länder um Koopera- 


tion bei der Lösung des nord- 
koreanischen Nuklearproblems 
bitten sowie um Hilfe für das von 
der Außenwelt isolierte Nord- 
korea, damit das Land sich ändern 
und sich öffnen kann. Der Disput 
ist nicht nur allein unser Problem, 
sondern er betrifft die Stabilität in 
Ostasien.“ 


Südkoreanische Vertreter 
bemühen sich, daß die Situation 
sich nicht noch weiter verschärft. 
Entgegen den Aussagen Nord- 
koreas befinde sich Korea nicht 
am Rande eines Krieges, sagte ein 
südkoreanischer Vertreter gegenü- 
ber der Presse in Tokio. „Sie kön- 
nen und sollten nordkoreanische 
Aussagen nicht für bare Münze 
nehmen. Nordkorea hat schon im- 
mer eine extreme Sprache verwen- 
det. Präsident Kim wird nicht ver- 
suchen, Nordkorea in eine Ecke zu 
drängen,“ sagte der Vertreter. „Er 
möchte dem Norden dabei helfen, 
aus seiner selbstauf-erlegten Isola- 
tion herauszukommen und sich 
der Hauptströmung Nordostasiens 
als verantwortungsvolles Mitglied 
anzuschließen.“ D 


Algerien setzt 
zwei FIS-Führer 
auf freien Fuß 


Das algerische Regime hat zwei 
führende Mitglieder der Islami- 
schen Heilsfront freigelassen, die 
zwei Jahre in Haft waren. Ali 
Djeddi, der für die politischen Be- 
ziehungen der FIS zuständig ist, 
und Abdelkader Boukhamkham, 
ein Mitglied des Obersten Rats 
der FIS, waren zu je vier Jahren 
Gefängnis verurteilt worden. Ihre 
Entlassung soll zu dem Versuch 
der Regierung von General Lami- 
ne Zeroual gehören, einen Dialog 
mit der Opposition in Gang zu 
setzen. 


General Zeroual verlangte in einer 
kürzlichen Fernsehansprache ei- 
nen uneingeschränkten Dialog mit 
der Opposition einschließlich der 
Islamischen Heilsfront. Man 
hofft, daß die Freilassung der bei- 
den Führer in dem anhaltenden 
Bürgerkrieg zu einem solchen 
Dialog und zu einem Waffenstill- 
stand führen wird. Fünf weitere 
Führer bleiben inhaftiert. 


Algerischen Quellen zufolge war 
die Freilassung der beiden FIS- 
Mitglieder schon seit einiger Zeit 
als ein Versuch geplant, die 
Führung zu spalten. Dennoch 


wird berichtet, die beiden Führer 
hätten die Freiheit erst nach Ge- 
nehmigung durch die anderen in- 
haftierten Führer akzeptiert. Es 
heißt, daß die Frage eines Waffen- 
stillstandes im Kampf keine Ent- 
scheidung der FIS sein soll, son- 
dern der Mujaheddin-Kämpfer, 
die nicht von der FIS kontrolliert 
werden. iM) 


Jiang spricht von 
Korruption in der 
Armee 


Der Vorsitzende der kommunisti- 
schen Partei Chinas, Jiang Zemin, 
beschuldigte die bewaffneten 
Streitkräfte in einer Ansprache vor 
den Kommandeuren in Peking an- 
läßlich einer Sondersitzung der mi- 
litärpolitischen Kommission der 
Partei in barschen Worten der Kor- 
ruption und Dekadenz im westli- 
chen Stil. „Glauben Sie nicht, daß 
ich nicht weiß, was bei Ihnen vor- 
geht,“ sagte Jian und kündigte an, 
daß er Diebstahl, Prostitution, 
Schmuggelei und Piraterie nicht 
länger tolerieren werde. 


Die bewaffneten Streitkräfte sind 
wegen der extremen Korruption, 
die unter ihnen herrscht, zu einem 
Unsicherheitsfaktor geworden. Ji- 
ang ist der Prominenteste unter 
denjenigen, die die Armeeoffizie- 
re beschuldigt haben, mehr an Ge- 
schäften als an der Verteidigung 
des Landes interessiert zu sein. 


Besonders in den Gebieten an der 
Südküste ist es ein offenes Ge- 
heimnis, so schrieb die Tageszei- 
tung „Frankfurter Allgemeine 
Zeitung“, daß die chinesischen 
Küstenwachtschiffe an Piraterie- 
aktionen gegen Frachtschiffe be- 
teiligt sind. In Hongkong wurde 
vor kurzem eine Dokumentation 
präsentiert, aus der hervorging, 
daß 47 von 100 Angriffen auf 
Frachtschiffe von der chinesi- 
schen Küstenwacht, dem Zoll und 
der Polizei durchgeführt werden. 
Autos, Computer, Video-Geräte 
und andere solche Dinge werden 
von Banden nach China hineinge- 
schmuggelt, die normalerweise 
die Küstenwache und die Zollbe- 
amten vorher bestechen. 


Armeegeneral und Politbüromit- 
glied der kommunistischen Partei, 
Liu Huaging, soll vor kurzem „am 
Boden zerstört“ von einer Inspek- 
tionsreise der Regionen an der 
Südküste zurückgekehrt sein, bei 
der er auf umfangreiche illegale 


Verkäufe von Armeebeständen 
durch die bewaffneten Streitkräfte 
gestoßen ist. Die jüngste Entschei- 
dung des Politbüros, den Verteidi- 
gungshaushalt um 22 Prozent zu 
erhöhen, soll aus dem Grunde vor- 
genommen worden sein, weil sich 
die bewaffneten Streitkräfte unter- 
bezahlt fühlten. Kongreßabgeord- 
nete aus der Provinz Quangdong 
forderten Maßnahmen, um die be- 
waffneten Streitkräfte unter die 
Kontrolle des Kongresses zu stel- 
len, so daß „die Anerkennung der 
Gesetze unter den bewaffneten 
Streitkräften durchgesetzt werden 
kann“. 


Rao sieht Ende 
des chinesisch- 
indischen 
Konflikts voraus 


Der indische Premierminister Na- 
rasimha Rao sagte, daß für die 
Auge-in-Auge-Konfrontation der 
indischen und chinesischen Ar- 
meen an der Grenze bald ein En- 
de abzusehen ist. In einer Rede 
vor beiden Häusern des Parla- 
ments über den chinesisch-indi- 
schen Konflikt, sagte Rao, daß 
Maßnahmen eingeleitet würden, 
um die Vereinbarung über die 
Aufrechterhaltung von Ruhe und 
Frieden an der Linie der tatsächli- 
chen Kontrolle, die während sei- 
nes Besuchs in China im vergan- 
genen Jahr unterzeichnet wurde, 
durchzusetzen. 


„Wir wollen die Auge-in-Auge- 
Konfrontation in Kürze beseiti- 
gen. Wir ‚werden einen Durch- 
bruch erzielen können,“ sagte er 
im Lok Sabha, dem Unterhaus, 
wie die chinesische Nachrichtena- 
gentur Xinhua berichtete. im) 


Vorsicht Argenti- 
nien - hier kommt 
der MI-6! 


Der Chef des staatlichen argenti- 
nischen Geheimdienstes (SIDE), 
Hugo Anzoreggui, hat zuge- 
stimmt, daß britische Geheim- 
dienste argentinische Geheim- 
dienstagenten in der Kunst der 
„Geheimdienstanalyse“ schulen. 
Anzoreggui traf in London mit 
den Direktoren von MI-5 und MI- 
6 zusammen, um mit ihnen die 
Vereinbarung zu diskutieren. Da- 
vis Spedding, der neue Chef des 
MI-6 (ausländischer Geheim- 


dienst) wird in Kürze zu einem 
dreitägigen Besuch nach Buenos 
Aires reisen. Spedding war An- 
fang der siebziger Jahre in Santia- 
go de Chile stationiert. 


Anzoreggui teilte der Tageszeitung 
„Clarin“ mit, daß er „erstaunt“ sei 
über das Wissen, das die Chefs des 
MI-5 und MI-6 über Argentiniens 
antisubversiven Krieg der siebziger 
Jahre hätten. Es war, so meinte er, 
als ob „der Verstand eines Militär- 
offiziers mit dem eines Guerilla 
verschmolzen wäre“. 


Zu den anderen Dingen, die bei 
den Londoner Treffen besprochen 
wurden, gehörten unter anderem 
die Nichtweitergabe von Atom- 
waffen und Argentiniens Pläne für 
einen potentiellen regionalen 
Konflikt. Anzoreggui sagte, er be- 
ziehe sich auf Argentiniens ausge- 
zeichnete Beziehungen zu Chile 
und erwähnte dabei keinen der 
Konfliktpunkte mit dem Land, in 
dem das Engagement der Briten 
ebenfalls ein Faktor ist. oO 


OAS möchte 
supranationale 
Armee 


Militärexperten, Diplomaten und 
Verteidigungsbehörden aus Nord- 
und Südamerika trafen sich auf ei- 
nem Forum der Organisation der 
amerikanischen Staaten in Argen- 
tinien, um die militärischen Mittel 
zur Unterstützung solcher Integra- 
tionsmaßnahmen wie des Norda- 
merikanischen Freihandelsabkom- 
mens zu diskutieren, sagte Argen- 
tiniens Botschafter bei der OAS 
Hernän Patino. 


Die Tageszeitung „El Globo“ aus 


Caracas berichtete, das Forum 
sollte Vorschläge für die General- 
versammlung der OAS in Belen, 
Brasilien, im Hinblick auf die 
eventuelle Schaffung einer supra- 
natinalen Militärischen OAS-In- 
terventionsstreitmacht ausarbei- 
ten. 


Eine solche Streitmacht - ein 
langjähriges Projekt der anglo- 
amerikanischen Oligarchie und 
deren Handlanger wie Venezuelas 
Carlos Andres Perez und Argenti- 
niens Carlos Menem - ist bis jetzt 
vor allem aufgrund der Oppositi- 
on aus Mexiko noch nicht ins Le- 
ben gerufen worden. Nach dem 
Aufstand in Chiapas hat Mexiko 
jetzt allerdings seine absolute Ab- 
neigung gegen eine Intervention 
aufgegeben. Luis Donaldo Colo- 
sio, der Präsidentschaftskandidat 
von Mexikos herrschender PRI- 
Partei, sagte, er würde internatio- 
nale Beobachter bei den Präsi- 


dentschaftswahlen im August 
willkommen heißen, so berichtete 
Reuters. m) 


Bundeshaushalt 
soll real schrumpfen 


Bundesfinanzminister Theo Wai- 
gel (CSU) hat für das kommende 
Jahr einen „strengen Sparhaus- 
halt‘ mit einem Volumen von 485 
Milliarden Mark vorgelegt. Preis- 
bereinigt würde dies gegenüber 
1994 eine Schrumpfung bedeuten. 
Darüber hinaus versicherte der 
Minister, daß es, abgesehen vom 
Solidaritätszuschlag, keine weite- 
ren Steuer- und Abgabenerhöhun- 
gen geben soll. Auch die Länder 
versprachen, daß ihre Haushalte 
1994 um nicht mehr als drei Pro- 
zent steigen sollen. 
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General 
Patton und 
die Operation 
Keelhaul 


Fred Blahut 


US-General George S. Patton, einer der wirklichen amerikanischen 
Helden, die aus dem Zweiten Weltkrieg hervorgingen, wurde wegen 
seines Widerstands gegen eine völkermordende Politik, zukünftige 
Generationen von Deutschen zu bestrafen, von der amerikanischen 


Regierung ermordet. 


Der 21. Dezember 1993 war der 
48. Todestag des amerikanischen 
Patrioten und Kriegshelden Geor- 
ge S. Patton jun. Er wurde wegen 
seines Widerstands gegen die 
„Operation Keelhaul“ von seinen 
eigenen Leuten durch einen insze- 
nierten „Autounfall“ umgebracht. 


Der General 
widersetzte sich 


„Operation Keelhaul“ war der ge- 
gen Ende des Zweiten Weltkriegs 
vom amerikanischen Militär ver- 
wendete Deckname für die 
Zwangsrückführung von Anti- 
kommunisten, die somit der Folte- 
rung und Einkerkerung oder dem 
Tod durch Josef Stalins Bolsche- 
wisten oder Josip Broz Titos kom- 
munistische Schlächter ausgesetzt 
wurden. Der Begriff „keelhaul“ 
(Kiel holen) bezieht sich bezeich- 
nenderweise auf eine schreckliche 
Bestrafung in der britischen 
Kriegsmarine, bei der das Opfer 
mit Seilen unter Wasser von einer 
Seite des Schiffskörpers zur ande- 
ren gezogen wurde. Das Opfer 
war gewöhnlich tot, als es schließ- 
lich wieder an die Oberfläche 
kam. 


Patton, ein ausgesprochener Kom- 
munistenfeind, widersetzte sich 
den Vorbereitungen zur Operation 
Keelhaul, und infolgedessen wur- 
den Nachrichtenkorrespondenten 
in Deutschland über Pattons an- 
gebliche Praxis, bei der Besetzung 
von Verwaltungsposten unter sei- 
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nem Kommando „Nazi-Sympathi- 
santen“ anstatt „Liberale“ anzu- 
werben, unterrichtet. Diese Be- 
richte hallten von den Vereinigten 
Staaten auf das Oberste Komman- 
do und General Dwight D. Eisen- 
hower zurück. Der Oberste Kom- 
mandeur, ein verschworener Deut- 
schenhasser, erachtete Pattons 
Kooperation für den reibungslo- 
sen Ablauf der pro-kommunisti- 
schen Operation Keelhaul als not- 
wendig. 


Der britische Komman- 
deur mußte schweigen 


Der britische Kommandeur in die- 
sem Gebiet, Feldmarschall Harold 
Rupert Leofric George Alexander, 
spielte mit. Großbritanniens Ber- 
nard Law Montgomery, der den 
Kommunisten mißtraute, wurde 
von Whitehall zum Schweigen ge- 
bracht. Patton war das letzte Hin- 
dernis. 


Eine Woche vor seinem Tod nahm 
Patton eine Einladung an, Schwe- 
den zu besuchen. Sie war von sei- 
nem lebenslangen Freund, Gene- 
ralleutnant Archibald Douglas, 
Oberkommandeur der Schwedi- 
schen Armee, der 1918 in der 
Schlacht von Tammersfors unter 
Feldmarschall Carl-Gustaf von 
Mannersheim aus Finnland gegen 
die bolschewistische Rote Armee 
gekämpft hatte, ausgesprochen 
worden. Nach Rückkehr auf sei- 
nen Posten in Deutschland wurde 
Patton „erledigt“. 


Am 9. Dezember 1945 wurde er 
in einen sehr ungewöhnlichen 
„Autounfall“ verwickelt, bei dem 
sonst niemand verletzt wurde. Er 
starb am 21. Dezember, angeblich 
an seinen Verletzungen. Es war 
nicht der erste verdächtige „Un- 
fall“, in den Patton hineingezogen 
worden war. 


Sehr 
geheimnisvolle Unfälle 


Der General, der die blutigsten 
und gefährlichsten Jahre des Krie- 
ges ohne größeren Unfall überlebt 
hatte, wurde am 21. April 1945 
beinahe getötet, als er mit seiner 
Piper Cub zum Hauptquartier des 
dritten Armeekorps flog. Dabei 
wurde seine Maschine, wie man 
zunächst glaubte, von einem deut- 
schen Jäger angegriffen, der sich 
jedoch später als eine britische 
Spitfire herausstellte, die von ei- 
nem angeblich unerfahrenen pol- 
nischen Freiwilligen, der in der 
Royal Air Force diente, geflogen 
wurde. Nicht lange danach, am 3. 
Mai, wurde Patton schon wieder 
beinahe getötet, als ein Ochsen- 
karren, der aus einer Sackgasse 
herauskam, plötzlich auf der 
Straße auftauchte, wo Pattons 
Jeep wie gewöhnlich mit hoher 
Geschwindigkeit fuhr. Seinem 
Fahrer, Sergeant Mims, gelang es 
auf wunderbare Weise, einen Zu- 
sammenstoß zu vermeiden, aber 
eine gewaltige hervorstehende 
Deichsel, an die der Ochs ge- 
spannt war, ging haarscharf über 
den Kopf des Generals hinweg. 


Im Juni 1945 kehrte Patton zum 
letzten Mal in die Vereinigten 
Staaten zurück und wurde vom 
amerikanischen Volk als Held 
stürmisch gefeiert. Es war unter 
seinen Freunden und Anhängern 
sogar die Rede davon, daß er ent- 
weder als Kandidat einer großen 
Partei oder als Unabhängiger um 
die amerikanische Präsidentschaft 
kandidieren sollte. Nichtsdestowe- 
niger berichten offizielle Biogra- 
phen, der General habe sich 
während seines Besuchs in der 
Heimat mit Todesgedanken getra- 
gen, die er seiner Familie gegenü- 
ber auch offen zum Ausdruck 
brachte. 


Als diese gegen derartige Bemer- 
kungen protestierte, antwortete er 
schlicht: „Es ist wahr. Es wurde 
mir schon gesagt.“ 


Nach seiner Rückkehr nach 
Deutschland brachten ihn seine 


Achtung für das deutsche Volk 
und sein Mißtrauen gegen die So- 
wjets in große Schwierigkeiten. 
Ende September 1945 teilte ihm 
Eisenhower mit, er werde als Chef 
der dritten Armee abgelöst. Etwa 
eine Woche später wurde die Ent- 
scheidung getroffen, ihm das 
Kommando über die 15. Armee, 
eine Armee nur dem Namen nach, 
zu übertragen. 


Im Dezember 1945 wurde er in 
den Unfall verwickelt, der 
schließlich zu seinem Tod führte. 
Es gab zahlreiche ungewöhnliche 
Punkte um diesen Unfall herum, 
außer der Tatsache, daß niemand 
anders getötet wurde. Erstens, ob- 
wohl beide Fahrzeuge nach Be- 
richten von Augenzeugen nur 
leicht beschädigt wurden, zeigten 
später von Pattons Wagen veröf- 
fentlichte Fotos diesen als „Total- 
schaden“. 


Es wurden 
keine Fragen gestellt 


Denken Sie daran, es gab in jenen 
Tagen keine Sicherheitsgurte oder 
Luftsäcke. Aber wenn dem so ist, 
wie kam es, daß die anderen In- 
sassen in Pattons Wagen unver- 
letzt blieben? Diese Frage wurde 
niemals gestellt. 


Und der GI, der den Lkw fuhr, der 
Pattons Wagen rammte, als er, auf 
den Wagen des Generals zukom- 
mend, kurz vor dem Stabswagen 
plötzlich einbog, kam niemals vor 
ein Kriegsgericht. Gerüchte be- 
sagten, der Fahrer sei kein ge- 
wöhnlicher GI, sondern ein Mitar- 
beiter des Office of Strategic Ser- 
vices (OSS), dem Vorläufer des 
CIA, gewesen. 


Und im Lazarett, in das Patton 
eingeliefert wurde - er war nicht 
sofort gestorben -, herrschte 
plötzlich Mangel an Blut der Blut- 
gruppe des Generals sowie an 
Blutplasma. Dies war nur einer 
von einer Reihe unerklärlicher 
Zwischenfälle, die sich während 
Pattons letzten Krankenhausauf- 
enthalts ereigneten. 


Um die Vorgeschichte zu erhellen, 
wollen wir einmal auf die Szene 
eines besiegten Deutschland unter 
alliierter Besatzung zurückkom- 
men. Der berüchtigte Morgen- 
thau-Plan für Deutschland war im 
Gange. Es war ein Plan, das deut- 
sche Volk, soweit es den Zweiten 
Weltkrieg überlebt hatte, dem 
Hungertod und zahlreichen Ent- 


behrungen und Erniedrigungen 
auszusetzen, die darauf abzielten, 
zahllose zukünftige Generationen 
in Deutschland zu „bestrafen“. 


Der Plan wurde schließlich von 
US-Präsident Harry S. Truman 
auf den Müll geworfen. Er sagte 
später, ihm sei dessen Natur nicht 
bekannt gewesen. Großbritanniens 
Winston Churchill erklärte im 
Parlament, er sei auf der Konfe- 
renz von Quebec von Henry Mor- 
genthau, dem US-Finanzminister 
und Urheber des Planes, überrum- 
pelt worden. 


Churchill behauptete, er habe die- 
sem niemals seine Zustimmung 
erteilt. Die Labour-Regierung von 
Clement Atlee stimmte Trumans 
Entscheidung, den Plan fallenzu- 
lassen, zu. Aber zur Zeit von Pat- 
tons Tod und noch eine Zeitlang 
danach war der Morgenthau-Plan 
durchaus in Kraft - und Patton 
war dagegen. 


Die Absicht des 
Morgenthau-Plans 


Die Bedeutung und Absicht hinter 
dem Morgenthau-Plan - wie er in 
der Praxis funktionierte - werden 
in der folgenden Depesche, die in 
der New Yorker „Daily News“ 
vom 14. Dezember 1945 veröf- 
fentlicht wurde, lebendig: 


CAPITAL STUFF (GROSSAR- 
TIGE SACHE), von John O’Don- 
nell, Washington, D. C., 13. De- 
zember: „Wir machen in dieser 
Vorweihnachtszeit keine Voraus- 
sagen hinsichtlich der geistigen 
Zukunft dieses sogenannten 
christlichen Volkes. Wir zitieren 
nur die jüngsten Sterblichkeitszif- 
fern in Berlin, wie sie unserem 
State Department von amerikani- 
schen Beamten, die an Ort und 
Stelle tätig sind, übermittelt wur- 
den. Die Kindersterblichkeitsquo- 
te in der ausgebombten Haupt- 
stadt Deutschlands hat wegen 
Hungersnot, Kälte, Mangel an 
Windeln für die Neugeborenen 
und an Einrichtungen zur Ge- 
burtshilfe 50 Prozent erreicht. 
Dies ist die Schätzung, die dem 
US-Außenministerium durch 
amerikanische Beamte in 
Deutschland zugeleitet wurde, de- 
nen befohlen wurde, das Diktat 
des „harten Friedens‘ der Mor- 
genthau-Vansittart-Politik in die 
Tat umzusetzen. Die Kindersterb- 
lichkeit in den Vereinigten Staaten 
beläuft sich zur Zeit auf 3,9 Pro- 
zent.“ 


US-General George S. Patton trifft sich mit zwei Kriegsberichterstat- 
tern in Sizilien: Ernie Pyle (Mitte) und Chris Cunningham. 


George S. Patton inspiziert in England am 22. April 1944 amerikani- 
sche Truppen. 


Die in dieser Spalte erwähnte 
Morgenthau-Vansittart-Politik ist 
natürlich der berüchtigte Mor- 
genthau-Plan. In einer Erklärung 
Winston Churchills im britischen 
Unterhaus heißt es, er sei auf der 
Konferenz von Quebec von Präsi- 
dent Franklin D. Roosevelt über- 
rumpelt worden, der Henry Mor- 
genthau, den US-Finanzminister, 
an Stelle des amerikanischen 
Außenministers Cordell Hull, der 
aus einem plausiblen Grund nicht 
reisen konnte, mitgenommen hat- 
te. 


Nicht genügend 
kommunistenfreundlich 


Churchill sagte vor dem Unter- 
haus, er habe dem Plan niemals 
seine Zustimmung erteilt. Jeden- 
falls warf sein Nachfolger, Pre- 
mierminister Clement Atlee, den 
Morgenthau-Plan nach Beratung 


mit Truman, der von dem gräßli- 
chen Plan auch nichts wissen 
wollte, auf den Kehrrichthaufen 
der Geschichte. 


Die Urheber und Durchführenden 
des Planes - wer immer sie auch 
gewesen sein mögen - wollten, 
daß Patton beseitigt wird bezie- 
hungsweise in Ungnade fallen 
sollte. Zu diesem Zweck erschie- 
nen eine Reihe von Artikeln in 
den Medien des Establishments, 
in denen der General beschuldigt 
wurde, mit Nazis „sanft“ umzuge- 
hen und nicht genügend kommu- 
nistenfreundlich zu sein. Zum 
Beispiel erschien folgender Be- 
richt am 1. Oktober 1945 im 
„New Republic“: 


„Die Politik unserer Militärregie- 
rung in Deutschland, reaktionäre, 
wenn nicht faschistische Elemente 
anzuspornen und liberale und de- 
mokratische Kräfte zu entmuti- 


gen, wird schon seit einiger Zeit 
betrieben. Trotz Protesten seitens 
amerikanischer Korrespondenten 
in Deutschland und liberaler Re- 
dakteure daheim ist wenig getan 
worden, um diese Politik zu än- 
dern. 


Dies ist weitgehend darauf 
zurückzuführen, daß die Verant- 
wortung dafür nicht leicht festge- 
legt werden konnte. Waren das 
Kriegsministerium, die Feldhaupt- 
quartiere oder die örtlichen Kom- 
mandeure dafür verantwortlich? 
General George Patton jun., Gou- 
verneur des östlichen Militärbe- 
zirks der amerikanischen Zone, 
gab kürzlich in einem Interview 
seine Verantwortung in dieser 
Hinsicht zu. ‘Meine Meinung’, 
soll der General gesagt haben, ‘ist 
die, daß die Herbeiführung einer 
anarchistischen Situation dadurch, 
daß normale Verbindungswege 
und Gesetz und Ordnung nicht 
wiederhergestellt werden, gefähr- 
licher ist, als ein paar Nazis für 
uns arbeiten zu lassen.’ Der 
Kampf zwischen faschistischen 
und antifaschistischen Kräften, 
glaubt der General, ‘ist wie ein 
Wahlkampf zwischen Demokra- 
ten und Republikanern’. Befragt, 
warum er die Ernennung von Re- 
aktionären in öffentliche Ämter 
zugelassen habe, soll er erwidert 
haben: “Was wollen Sie denn, ei- 
nen Haufen Kommunisten?’ 


Es sollte jedem klar sein, daß ein 
Mann mit einem derart begrenz- 
ten Sinn für demokratische Ver- 
antwortung kaum geeignet ist, in 
Deutschland zu regieren und so- 
bald wie möglich entfernt werden 
sollte.“ 


Entnazifizierung 
als Morgenthau-Politik 


Zu dem Zeitpunkt, als dieser Leit- 
artikel erschien, passierten Patton 
einige Dinge. Im Juni 1945 trat er, 
wie bereits erwähnt, seine letzte 
Heimreise an und machte in Bo- 
ston, Los Angeles und Washing- 
ton Station. Überall, wo er hin- 
kam, wurde er ungeachtet der 
„schlechten Presse‘ in den Medi- 
en des Establishments als Held 
gefeiert. 


Pattons Bemerkungen, wie im 
„New Republic“ wiedergegeben, 
fielen anscheinend am 22. Sep- 
tember. Am 25. September gab 
Patton einen Brief von Eisenho- 
wer, damals sein unmittelbarer 
Vorgesetzter, bekannt. Darin wur- 
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de die Durchführung des soge- 
nannten Entnazifizierungspro- 
gramms, ein Euphemismus für 
den Morgenthau-Plan, gefordert. 
Patton erhob Einwände dagegen. 


Am 28. September kam es zu ei- 
ner weiteren Auseinandersetzung 
zwischen Patton und Eisenhower, 
zu der letzterer keine Stellung 
nehmen wollte. Am gleichen Tag 
machte Patton jedoch die Erlaub- 
nis rückgängig, die er dem rö- 
misch-katholischen Kardinal 
Faulhaber aus München erteilt 
hatte, nach Rom zu reisen, um 
Papst Pius XII. über die Zustände 
in seinem Lande zu berichten. 
Dies geschah offenbar auf Befehl 
von höchster Stelle. Patton war 
ein tief religiöser Mann und der 
Geistlichkeit gegenüber sehr höf- 
lich. Es spielte dabei keine Rolle, 
ob der Geistliche Episkopale war 
wie er oder einem anderen Glau- 
bensbekenntnis huldigte. 


Andererseits war es unschwer zu 
erraten, warum sich die amerika- 
nischen Besatzungsmächte in 
Deutschland mit Eisenhower an 
der Spitze einer Reise des betag- 
ten Kardinals nach Rom wider- 
setzten. Papst Pius XII. war be- 
kanntlich sowjetfeindlich einge- 
stellt, und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit wurden in 
Deutschland sowohl von den So- 
wjets als auch von ihren Freun- 
den, einschließlich denen in der 
amerikanischen Besatzungszone, 
begangen. 


Waren die Unfälle 
wirklich Unfälle? 


Am 2. Oktober wurde Patton von 
seinem Kommando abgelöst, auch 
von seinen Pflichten als Militär- 
gouverneur von Bayern. Als näch- 
stes, am 9. Oktober, wurde er bei 
einem merkwürdigen Autounfall 
leicht verletzt. Die Nachricht über 
den Unfall erscheint erst fünf Ta- 
ge später in einer amerikanischen 
Zeitung, als ein Bericht aus Lu- 
xemburg ausgestrahlt wurde. Au- 
genscheinlich war der Unfall für 
die amerikanischen Medien kaum 
eine Nachricht wert. 
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Oberbefehlshaber der US-Truppen in Europa während des Zweiten 
Weltkrieges General Dwight Eisenhower verlangte die Erfüllung der 
„Operation Keelhaul“. 


Dann, am 9. Dezember, geschah 
ein weiterer merkwürdiger Unfall. 
Zwölf Tage später starb Patton im 
Lazarett an einem „Blutklumpen 
in der Lunge“. 


Waren die Unfälle wirklich Unfäl- 
le? Es wurde seinerzeit berichtet, 
daß ein Mann namens Robert 
Thompson, der seinen Lkw in 
Pattons Auto rammte, sofort von 
der britischen Militärpolizei ent- 
lassen wurde, die zufällig für das 
Ereignis bei der Hand war, und 
auf deren Geheiß blies Eisenho- 
wer die sonst übliche Untersu- 
chung ab. Andernfalls hätten 
Thompson und Pattons Fahrer, 
Harris Woodring, unter Eid in den 
Zeugenstand treten müssen. 


Dann gibt es noch den Gedanken- 
austausch vom Oktober 1979 zwi- 
schen den Redakteuren von „The 
Spotlight“ und Douglas Bazata, 
einem der Spitzenspione/-mörder, 
der während des Zweiten Welt- 
kriegs im OSS tätig war. Nachste- 
hend einige Auszüge aus diesem 
Gespräch: 


Spotlight: Sie sagten kürzlich zu 
einem Reporter für den „Was- 
hington Star“, daß Ihnen von 
(dem OSS-Chef William „Wild 
Bill“) Donovan 10 000 Dollar 
ausgezahlt wurden, um General 


Patton zu töten. Können Sie uns 
etwas dazu sagen? 


Bazata: Eigentlich hatte der 
„Star“ nicht ganz recht. Mir wur- 
den zweimal insgesamt 10 800 
Dollar ausgezahlt. Donovan such- 
te mich 1943 auf, und in einer 
Reihe von acht Zusammentreffen 
sagte er zu mir, er wolle Patton 
„stoppen“. Er benutzte damals 
nicht das Wort „töten“. Er sagte, 
er wolle ihn stoppen oder wie ein 
Pferd oder Hund ‚an die Kandare 
oder Leine legen“. 


Spotlight: Also er wollte 1943, 
daß Sie ihn stoppen oder töten 
sollten? 


Zehntausend Dollar 
als Lohn für den Mord 


Bazata: Das ist richtig. Und ich 
habe zunächst lange darüber 
nachgedacht, nachdem Donovan 
das Thema mir gegenüber zuerst 
angeschnitten hatte. Ich dachte, 
wenn ich den Auftrag nicht an- 
nehme, dann laufe ich mit Gift 
herum. Ich würde bestimmt in 
London einen Autounfall haben. 
Wenn ich ihn nicht annehme, wer- 
de ich getötet. Er (Donovan) wird 
zu der Schlußfolgerung kommen, 
daß, wenn ich den Auftrag nicht 


annehme, ich dagegen bin. Ich 
könnte ihn denunzieren. Umge- 
kehrt, wenn ich den Auftrag an- 
nehme und nicht ausführe, dann 
werde ich vorgeladen und zumin- 
dest verurteilt. Daher entschloß 
ich mich, mit Donovan bei seinem 
Plan zusammenzuarbeiten, bei 
dem Patton nicht getötet würde. 


Spotlight: Was beschlossen Sie 
dann zu tun? 


Bazata: Es gelang uns letztend- 
lich, ihn zu stoppen - oder viel- 
mehr seinen Vormarsch in Frank- 
reich zu stoppen. Es war im Au- 
gust 1944, und Patton und seine 
Leute befanden sich in der Nähe 
von Dijon. Er stieß in östlicher 
Richtung vor, und die oberste Ar- 
meeführung wollte seinen Vor- 
marsch verlangsamen. Daher 
brachten wir ihn militärisch zum 
Stehen. Die Idee war, daß ich in 
Frankreich abspringen sollte, was 
ich auch tat. Ich sprang zwischen 
Belfort und Besangon ab. Wir 
wendeten einen bestimmten Trick 
an, und es funktionierte. Er wurde 
nördlich von Besangon und süd- 
westlich von Belfort zum Stehen 
gebracht. 


Aber es war eine katastrophale 
Geschichte für mich. Ich war ver- 
bittert, weil wir effektiv Patton 
daran hinderten, weiter zu mar- 
schieren und den Krieg zu gewin- 
nen. Hier saß jedermann zu Hau- 
se und wartete darauf, den Krieg 
zu gewinnen, und wir hinderten 
ihn daran, genau das zu tun. Je- 
denfalls bekam ich 800 Dollar 
dafür. 


Spotlight: Haben Sie jemals ge- 
fragt, warum Donovan ihn stop- 
pen wollte? Glauben Sie, daß er 
auf Befehl des Weißen Hauses 
handelte? 


Bazata: Nun, (Franklin) Roose- 
velt war damals Präsident. Ich 
nehme an, da Donovan unmittel- 
bar dem Präsidenten unterstand, 
wußte Roosevelt von der Aktion 
und hatte Donovan ermächtigt. 


Warum sie das tun wollten - ich 
habe niemals gefragt, warum. 
Aber es waren Montgomery, Ei- 
senhower und die anderen, die 
nicht wollten, daß Patton nach 
Deutschland einmarschiert. 


Bazata enthüllte weiter, daß ihm 
1945 schließlich 10 000 Dollar 
ausgezahlt wurden, um Patton zu 
töten. Aber er habe es nicht ge- 
tan. 


John F. Kennedy 


Stehen 

Geheimdienste 
mit dem Mord 
in Verbindung? 


Explosive, nie zuvor veröffentlichte Tatsachen über die Ermordung 
des amerikanischen Präsidenten John F. Kennedy waren der Inhalt 
eines Interviews von Radio Free America, das unser Mitarbeiter 
Tom Valentine mit dem Journalisten Michael Collins Piper, dem Au- 
tor des Buches „Final Judgment“, führte. In diesem Buch geht es 
um die Zusammenarbeit zwischen dem israelischen Mossad, dem 
amerikanischen CIA und dem organisierten Verbrechen, als es um 
die Ermordung von Präsident Kennedy ging. Die Fragen von Tom 


Valentine sind halbfett gedruckt. 


Diejenigen, die Ihre Theorie 
an-zweifeln, fragen sich, warum 
Israel und sein Geheimdienst 
Mossad an der Ermordung von 
Präsident Kennedy beteiligt ge- 
wesen sein sollen. 


Piper: In den letzten Jahren sind 
neue Informationen über John F. 
Kennedys Nahostpolitik ans Ta- 
geslicht gekommen. Diese Infor- 
mationen waren bisher nirgendwo 
veröffentlicht worden. Es handel- 
te sich dabei um Bücher wie Ste- 
phen Greens „Taking Sides“, 
Seymour Hershs „The Samson 
Option“, ein Buch, in dem John 
F. Kennedys bitterer Kampf mit 
Israel über dessen Pläne zur Ent- 
wicklung einer Atombombe be- 
schrieben wurde, und James und 
Leslie Cockburns Buch „Dange- 
rous Liaison“, das von den gehei- 
men Beziehungen zwischen dem 
amerikanischen CIA und dem 
Mossad berichtet. 


In der Nahostpolitik 
eine 180-Grad- 
Wendung 


Diese Bücher zeigen zum ersten 
Mal, daß sich John F. Kennedy 
hinter den Kulissen mit der 
Führung Israels über die amerika- 
nische Israel-Politik praktisch im 
Krieg befand. Das Tollste ist je- 
doch, daß die amerikanische 


Michael Collins Piper, Autor des 
Buches „Final Judgment“, veröf- 
fentlicht neue Tatsachen über die 
Ermordung Kennedys. 


Nahostpolitik nach dem Tode 
John F. Kennedys eine 180-Grad- 
Wendung nahm und sein Nach- 
folger Lyndon Johnson Israel zu- 
mindest Stephen Green zufolge 
„zum 51. Staat“ machte. 


Kritiker der Verschwörungstheo- 
rien um John F. Kennedys Ermor- 
dung sagen beispielsweise oft, 
daß es eine Debatte darüber gebe, 
ob die Vereinigten Staaten in Vi- 
etnam geblieben wären, wenn 


John F. Kennedy am Leben ge- 
blieben wäre. Doch es kann keine 
Diskussion über die Tatsache ge- 
ben, daß sich die amerikanische 
Politik hinsichtlich Israel nach 
seinem Tod wirklich um 180 
Grad gedreht hat. 


Das ist eine Tatsache, die ich im 
Zusammenhang mit John F. 
Kennedys Ermordung nie in 
Erwägung gezogen hatte, bevor 
ich Ihr Buch las, und ich glau- 
be, den anderen Amerikanern 
geht es ebenso. 


Piper: Es gibt ein neues Buch 
mit dem Titel „The United States 
and the State of Israel“, und der 
Autor, Professor David Schoen- 
baum, der ein Sympathisant Isra- 
els ist, weist darauf hin, daß das 
Thema der Beziehungen Kenne- 
dys zu Israel in den wichtigsten 
Büchern über die Kennedy-Ära, 
die von Kennedy-Insidern ge- 
schrieben wurden, kaum disku- 
tiert wird. 


Seymour Hersh beschreibt genau, 
daß John F. Kennedy versuchte, 
Israel vor dem Bau der Atom- 
bombe zu stoppen. Israel wollte 
die Bombe unbedingt, und John 
F. Kennedy versuchte, sie zu 
stoppen. Er war sehr verärgert 
über Israels nukleare Ziele, und 
das ist eine Untertreibung. 


John F. Kennedy unternahm auch 
freundliche Schritte in Richtung 
der arabischen Länder, insbeson- 
dere hinsichtlich Präsident Nasser 
von Ägypten, der glaubte, Kenne- 
dy sei der erste amerikanische 
Präsident, der wirklich bereit war, 
sich den arabischen Standpunkt 
anzuschauen. Den Israelis hat das 
Angst eingejagt. 


Die Probleme 
mit Algerien 


Und noch wichtiger: Anfang 
1963 haßte der israelische Pre- 
mierminister David Ben-Gurion 
John F. Kennedy leidenschaftlich. 
In einer der letzten Botschaften, 
die von Ben-Gurion an John F. 
Kennedy gingen - und viele die- 
ser Botschaften werden immer 
noch geheimgehalten -, schrieb 
der israelische Regierungschef an 
Kennedy: „Herr Präsident, mein 
Volk hat ein Recht darauf zu exi- 
stieren, und diese Existenz ist in 
Gefahr.‘‘ Mit anderen Worten war 
Ben-Gurion der Meinung, daß 
Kennedy eine Gefahr für das 


Überleben Israels darstellte. 


Wie Sie sehen, hatten die Israelis 
also wichtige Gründe dafür, einen 
feindseligen ausländischen Re- 
gierungschef wie John F. Kenne- 
dy aus dem Weißen Haus zu ent- 
fernen. Meiner Meinung nach ha- 
ben sie genau das auch getan. 


In „Final Judgment“ weisen Sie 
noch auf etwas anderes hin, das 
viele Leute vergessen haben, 
und es gehört zu Ihrer Ge- 
schichte: die Tatsache, daß ein 
junger amerikanischer Senator 
- John F. Kennedy - für die Be- 
freiung des arabischen Algeri- 
ens von Frankreich war, und 
auch dagegen war Israel. 


Piper: Der algerische Aspekt der 
John-F.-Kennedy-Affäre ist sehr 
wichtig, obwohl er nie zuvor un- 
tersucht und kaum verstanden 
wurde. Der Algerienkonflikt ist 
heute fast vergessen, aber damals 
in den sechziger Jahren hat dieser 
Konflikt Frankreich fast in eine 
Revolution geführt. 


Die französische geheime Ar- 
meeorganisation (OAS) , die als 
„rechts“ und „konservativ“ galt, 
war eine Gruppe französischer 
Offiziere, die gegen die Unab- 
hängigkeit Algeriens waren. Die 
OAS bezeichnete den französi- 
schen Präsidenten Charles de 
Gaulle als „Kommunisten“, weil 
er Algerien befreite. Propagandi- 
sten der OAS sagten, Algerien 
würde ein kommunistischer Staat 
werden, doch das Verbot der 
kommunistischen Partei war das 
erste, was das freie Algerien tat. 


Das große Geheimnis des Algeri- 
enkonflikts liegt jedoch darin, 
daß Israel hinter den Kulissen das 
Land war, das die OAS am mei- 
sten unterstützte, und in der OAS 
gab es ein großes jüdisches Kon- 
tingent. Die Israelis leisteten ei- 
nen sehr effektiven Propaganda- 
job und führten viele amerikani- 
sche Nationalisten für die Sache 
der OAS zusammen - einschließ- 
lich vieler Konservativer, die dem 
Staat Israel keineswegs zugetan 
waren. Diese Amerikaner ver- 
standen allerdings nicht, was 
wirklich vor sich ging. 


Die Haupttriebfedern 
der Verschwörung 


Sie hatten einen Informanten, 
der früher Verbindungen zum 
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französischen Geheimdienst 
hatte und Ihnen neue Informa- 
tionen über die Verschwörung 
gegeben hat. 


Piper: Das ist richtig. Ein ehe- 
maliger französischer Geheim- 
dienstbeamter informierte mich 
auf der Grundlage seiner eigenen 
Insider-informationen darüber, 
daß es sich bei den Mördern von 
Dallas tatsächlich um französi- 
sche Söldner gehandelt hat, die 
vom israelischen Mossad über 
einen Verbündeten im französi- 
schen Geheimdienst, der gegen 
de Gaulles Nahostpolitik war, ab- 
geworben worden waren. Obwohl 
de Gaulle anfangs sehr pro-israe- 
lisch eingestellt war, begann sich 
seine Politik etwa zur Zeit des 
Algerienkonflikts zu verschieben. 


In „Final Judgment“ nenne ich 
die Namen sowohl des israeli- 
schen Mossad-Beamten als auch 
des französischen Geheimdienst- 
beamten, die die Haupttriebfe- 
dern in der Verschwörung um 
Präsident Kennedys Ermordung 
waren. Der israelische Gentleman 
ist noch sehr lebendig, doch er 
wird mich noch wegen Verleum- 
dung verklagen müssen. 


Wo kommt die Verbindung 
zum CIA hier mit hinein? 


Piper: Nun, das ist sehr wichtig. 
Man kann die Rolle des CIA bei 
der Ermordung Kennedys nicht 
betrachten, ohne die inzestuösen 
Bindungen des CIA mit dem isra- 
elischen Mossad zuzugeben. Das 
wird in dem Buch „Final Judg- 
ment“ sehr sorgfältig dokumen- 
tiert. Hier in den Vereinigten 
Staaten war James Jesus Angle- 
ton, der CIA-Gegenspionagechef 
und Loyalist Nr. 1 des Mossad 
beim CIA, die Schlüsselfigur bei 
der Verschwörung um John F. 
Kennedys Ermordung. 


Angleton ist tot und kann mich 
nicht wegen Verleumdung verkla- 
gen, doch wenn er noch am Le- 
ben wäre, würde ich es ihm ins 
Gesicht sagen. Ich skizziere in 
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meinem Buch nicht nur Angle- 
tons Verbindungen zum Mossad, 
sondern auch zu Lanskys Verbre- 
chersyndikat, das - wie ich doku- 
mentiere - ebenfalls eng mit dem 
CIA zusammengearbeitet hat. 


Die Rolle 
der Mafia 


Genau gesagt saß Angleton am 
Tage der Ermordung des Präsi- 
denten in seinem Büro im CIA- 
Hauptquartier in Langley, Virgi- 
nia, mit keinem anderen zusam- 
men als dem französischen 
Geheimdienstbeamten, der bei der 
Ermordung sein Mitverschwörer 
war. Offenbar übten sie hier Scha- 
densbegrenzung für den Fall, daß 
etwas falsch laufen sollte. 


Sie haben die Rolle des organi- 
sierten Verbrechens bei der 
Verschwörung erwähnt. Jeder- 
mann hat von der Theorie 
gehört, daß „die Mafia John F. 
Kennedy getötet hat“. Wir ha- 
ben alle die Namen von Carlos 
Marcello, Santo Trafficante jr. 
und Sam Giancana gehört. Die 
Medien lassen jedoch den viel- 
leicht größten Namen im Zu- 
sammenhang mit dem organi- 
sierten Verbrechen, nämlich 
Meyer Lansky, immer weg. 


Piper: Carlos Marcello habe ich 
in dem Buch ein Kapitel gewid- 
met. Es trägt die Überschrift: 
„Der kleine Mann des kleinen 
Mannes“. Marcello, der Mafia- 
Boß von New Orleans, trug den 
Spitznamen „Kleiner Mann“ (Li- 
ttle Man). Meyer Lansky war 
auch bekannt als der „Kleine 
Mann“. Obwohl er Jude und nicht 
Italiener war, war Lansky de facto 
der Kopf des organisierten Ver- 
brechens, nicht nur in diesem 
Land, sondern international. 


Man kann die Ermordung John F. 
Kennedys nicht umfassend unter- 
suchen, ohne dabei Meyer Lans- 
ky mit einzubeziehen. Sagen wir 
es so: Die Leute, die sagen, „die 
Mafia hat John F. Kennedy getö- 
tet“, machen bei Carlos Marcello 
Halt. Man kann aber da nicht Halt 
machen. Marcello wurde von 
Meyer Lansky als Mafia-Boß von 
New Orleans eingesetzt. Traffi- 
cante, der Mafia-Boß von Tampa, 
war ein Proteg& Lanskys. Beide 
waren Lanskys Strohmänner. 


Diese sogenannten Mafia-Figu- 
ren, die ständig als die Drahtzie- 
her hinter der Ermordung Kenne- 


dys genannt werden, konnten es 
ohne Lanskys ausdrückliche Zu- 
stimmung und Unterstützung 
nicht tun und hätten es ohne seine 
Zustimmung und Unterstützung 
nicht getan. 


In dem Buch gibt es außerdem 
noch ein ganzes Kapitel, das 
Lansky gewidmet ist. Es ist über- 
schrieben mit „Israels Pate“, und 
ich mache seine Verbindung zu 
der Ermordung Kennedys ganz 
deutlich, insbesondere die Verbin- 
dung zu Israel. 


Lassen Sie uns die Verbindung 
zu Israel im Detail besprechen. 


Piper: Damit kommen wir an den 


Der Mord an US-Präsident John 
F. Kennedy löst noch heute viele 
Fragen über die Hintergründe 
aus. 


Kern der Sache. Viele Leute ha- 
ben Oliver Stones Film „JFK“ ge- 
sehen. Es ist die Geschichte von 
Jim Garrison, dem Staatsanwalt 
von New Orleans, der Clay Shaw 
einen erfolgreichen internationa- 
len Handelsexperten verfolgt, den 
er als einen der Verschwörer hin- 
ter der Ermordung ansieht. 


Das Netzwerk 
hinter dem Mord 


In diesem Film sieht man, wie 
Garrison Shaw Artikel aus italie- 
nischen Zeitungen zeigt, in denen 
die Aktivitäten der Permindex, ei- 
ner in Rom ansässigen Firma, auf- 
gedeckt werden. Shaw saß im Fir- 
menvorstand der Permindex, und 
das ist die Verbindung zu Israel. 
Ich möchte hier einen sehr wich- 


tigen Punkt betonen: Selbst wenn 
es einen Clay Shaw nie gegeben 
hätte, würde die in „Final Judg- 
ment“ dargestellte Theorie immer 
noch standhalten. Ich bin aller- 
dings der Meinung, daß Clay 
Shaws Rolle der Schlüssel zu dem 
Geheimnis ist. Die Tatsache, daß 
Jim Garrison über die Verbindung 
zu Clay Shaw - genauer gesagt die 
Verbindung zu den Israelis - ge- 
stolpert war, macht sehr deutlich, 
warum das Establishment be- 
schlossen hat, daß Garrison ge- 
stoppt werden müsse - und er 
wurde gestoppt. 


Dies sind die kalten, harten Fak- 
ten über Permindex und die Ver- 
bindung zu Israel. Hauptaktionär 
der Permindex war die Banque de 
Credit International (BCI) - nicht 
zu verwechseln mit BCCI, die 
später kam -, eine Bank in Genf. 


Der Gründer der BCI war Rabbi 
Tibor Rosenbaum, der erste Di- 
rektor für Finanzen und Waffen- 
beschaffung für den israelischen 
Geheimdienst, den Mossad. Ro- 
senbaums Bank, die BCI, war 
auch das wichtigste europäische 
Geldwäschezentrum für niemand 
anderen als Meyer Lansky, den 
Chef des internationalen Verbre- 
chersyndikats. 


Und noch wichtiger: Vorstandsvor- 
sitzender der Permindex war Major 
Louis M. Bloomfield aus Montreal. 
Bloomfield selbst ist eine interes- 
sante Figur. Er war nicht nur die 
Schlüsselfigur in der israelischen 
Lobby, sondern auch der wichtigste 
Handlanger für Bronfmans Schnap- 
simperium in Kanada. Die Bronf- 
mans waren langjährige Freunde 
von Lansky und gehörten auch zu 
den führenden Gönnern Israels. 


Nur auf dieser Basis allein haben 
wir hier Clay Shaw - der der Ver- 
schwörung um die Ermordung 
Kennedys tatsächlich angeklagt 
wurde -, der im Vorstand einer 
zwielichtigen Firma sitzt, die 
nicht nur sehr eng mit Israels 
Mossad verbunden ist, sondern 
auch eine Hauptrolle im interna- 
tionalen Verbrechen spielt. 


Ich würde meinen, daß diese Leu- 
te, die behaupten, daß „die Mafia 
John F. Kennedy getötet hat“, nun 
auf diese Verbindung anspringen 
und sagen müßten: „Hier ist Clay 
Shaw, der in das organisierte Ver- 
brechen verwickelt ist.“ Doch sie 
tun es nicht, und das aus Gründen, 
die inzwischen meiner Meinung 
nach offensichtlich sind. 


Geheimdienstbeamte begleiteten 
Kennedy, während er bei seiner 
Fahrt durch Dallas erschossen 
wurde. 


Ich meine, daß es da noch etwas 
anderes bei Clay Shaw gibt, was 
die Geschichte zu einer runden 
Sache macht. Was ich erzähle, be- 
weist - mir zumindest -, daß Jim 
Garrison recht hatte, als er Clay 
Shaw der Verschwörung anklagte. 


Die Sache 
wird immer verwickelter 


In der Zeit, als Garrison sich noch 
im Anfangsstadium der Ermitt- 
lungen befand, und noch bevor er 
angekündigt hatte, daß Clay Shaw 
verdächtig sei, bekam Garrison 
seltsamen Besuch von einem so- 
genannten „Ölexperten aus Den- 
ver“ mit Namen John M. King. 
Dieser Herr tauchte in Garrisons 
Büro wie aus dem Nichts auf und 
bot ihm ein Richteramt auf Bun- 
desebene an, wenn er die Ermitt- 
lungen einstellen würde. Man 
bedenke, daß dies geschah, noch 
bevor Garrison das Vorstandsmit- 
glied der Permindex, Clay Shaw, 
öffentlich mit der Sache in Ver- 
bindung gebracht hatte. 


Garrison warf King raus. Einige Er- 
mittler, die Kings Hintergrund un- 
tersuchten, geben an, daß King Ver- 
bindungen zu Richard Nixon und 
den Republikanern besaß. Das 
stimmte. Es steht außer Frage. 


Zufällig war King zum Zeitpunkt 
seines Besuchs bei Garrison auch 
in internationale Geschäfte mit 
dem berüchtigten internationalen 
raffinierten Geschäftemacher 
Bernie Cornfeld verwickelt. In ei- 
nigen ihrer Geschäfte ging es um 


Ölbohrungen in den israelisch be- 
setzten arabischen Gebieten. 


Die Sache wird allerdings noch 
verwickelter. Kings Partner Corn- 
feld war ein Schützling und Stroh- 
mann für keinen anderen als Rabbi 
Tibor Rosenbaum vom Mossad, 
Chef der BCI, Schlüsselfigur hinter 
der Permindex und Meyer Lanskys 
Chefgeldwäscher in Europa. 


Hier haben wir also die Permindex 
selbst, die versucht Jim Garrison 
zu stoppen, bevor er die Verbin- 
dung zu Clay Shaw herstellte. Was 
mich betrifft, ist das ein definitiver 
Beweis dafür, daß ein israelisches 
Interesse daran bestand, Garrisons 
Ermittlungen zu blockieren. 


Interessant ist auch, daß die Per- 
mindex - wie auch von anderen 
Rechercheuren der Ermordung 
Kennedys vor mir dokumentiert 
wurde - auch in Versuche, den 
französischen Präsidenten Charles 
de Gaulle zu töten, verwickelt war, 
weil er beschlossen hatte, Algeri- 
en die Freiheit zu geben. 


Die Medien und ihre 
falschen Flaggen 


Und wie ich schon sagte, hat auch 
John F. Kennedy zum ersten Mal 
die israelische Lobby gegen sich 
aufgebracht, als er schon als Se- 
natsmitglied die Unabhängigkeit 
Algeriens verlangte. Diese Ver- 
bindung zu Algerien - oder nen- 
nen wir es die „French connec- 
tion“ - ist in Wirklichkeit eine 
Verbindung zu Israel. 


Die Establishment-Medien wer- 
den „Final Judgment“ wahr- 
scheinlich nicht bekanntma- 
chen, denn wenn sie dies täten, 
müßten sie ihren eigenen Fehler 


erklären, warum sie im Zusam- 
menhang mit der Ermordung 
Kennedys nicht auf die Verbin- 
dung zu Israel gekommen sind. 


Piper: Ein wichtiges Kapitel in 
meinem Buch heißt „Sie wagen 
nicht, sich zu äußern“ - mit einer 
Abbitte an den Kongreßabgeord- 
neten Paul Findley, den Autor 
von „Sie wagen es, sich zu 
äußern“, einem Buch, in dem die 
Macht der israelischen Lobby be- 
handelt wird. In diesem Kapitel 
konzentriere ich mich auf die 
Rolle der Medien in der Vertu- 
schung der Ermordung Kenne- 
dys. Ich glaube nicht, daß man 
die Rolle der Medien bei der Ver- 
tuschung erklären kann, ohne die 
Tatsache zu erklären, daß die is- 
raelische Lobby in diesem Land 
einen sehr starken Einfluß auf die 
Medien ausübt. 


Eine der führenden „falschen 
Flaggen“, die während der Debat- 
te über die Ermordung Kennedys 
wehte, war die Geschichte, die 
Drew Pearson und Jack Anderson 
veröffentlicht haben, in der es 
hieß, Fidel Castro könnte hinter 
der Ermordung stecken. Ich habe 
diese Geschichte in meinem Buch 
sehr gründlich kaputtgemacht. So- 
wohl Pearson als auch Anderson 
hatten enge und langjährige Ver- 
bindungen zum CIA und zur isra- 
elischen Lobby. 


Ein Mosaik 
aus Tatsachen 


Ich denke, Sie haben das The- 
ma so gut bearbeitet, daß die 
Medien es nur mit Schweigen 
unwirksam machen können. 


Piper: Am ersten Abend, als ich 
mit dem Buch anfing, begann ich 


mit einem Stück Papier, auf dem 
acht oder zehn Schlüsselwörter 
gekritzelt waren. Ich besitze eine 
recht umfangreiche persönliche 
Bibliothek, und ich begann da- 
mit, Bücher aus den Regalen zu 
ziehen, und recherchierte. Sechs 
Monate später hatte ich ein 352 
Seiten starkes Buch mit 677 
Fußnoten. Die Recherchen sind 
da. 


Am Anfang rechnete ich immer 
noch damit, etwas zu finden, das 
im Widerspruch zu meiner Ge- 
samttheorie stehen würde - etwas, 
das meinen wichtigsten Feststel- 
lungen widersprechen würde - et- 
was, das mich zu der Überzeu- 
gung bringen würde, daß ich weit 
daneben lag. Doch im Gegenteil: 
Aus manchmal unerwarteten 
Quellen bekam ich immer mehr 
Informationen, die meine These 
bestätigten, und - offen gesagt - es 
erschreckte mich regelrecht. 


Ich denke, daß ich das ganze 
Buch hindurch wohlüberlegt im- 
mer deutlich gemacht habe, was 
meine eigenen Vermutungen oder 
Spekulationen waren und was do- 
kumentierte Tatsachen sind. Und 
alle Tatsachen wurden im Gegen- 
satz zu den Meinungen dokumen- 
tiert. 


Ich glaube nicht, daß man mir an 
irgendeiner Stelle nachweisen 
kann, daß ich irgend etwas aus 
dem Zusammenhang gerissen 
oder irgendeine Tatsache, von der 
ich berichtet habe, verdreht hätte. 
Ich denke, ich kann alles in dem 
Buch rechtfertigen. Alle genann- 
ten Tatsachen wurden auch an an- 
derer Stelle veröffentlicht und 
gehören zur Literatur zu diesem 
Thema. Wahrscheinlich war es 
meine Aufgabe, alles zusammen- 
zusetzen. Mi] 
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John FE. Kennedy 


Das alte 
Märchen von 
der Kuba- 
Connection 


Alte Titelgeschichten und Falschinformationen sterben nicht aus. 
Sie verblassen nicht einmal. Das „Art & Entertainment“-Kabelnetz 
der USA brachte vor kurzem eine Sendung aus seiner populären 
Reihe „Investigative Reports“ mit dem Journalisten Jack Anderson. 
Dieser spezielle Beitrag trug den Titel „JFK, the Mob and Me“, was 
Andersons Bericht darüber sein sollte, wie er und sein Mentor, der 
verstorbene Drew Pearson, herausfanden, wie die amerikanischen 
„Mafia“-Figuren bei der Ermordung des amerikanischen Präsi- 
denten John F. Kennedy mit Fidel Castro zusammenarbeiteten. 


Wie Michael Collins Piper es in 
seinem neuen Underground Best- 
seller „Final Judgment“ erläutert, 
war die Pearson/Anderson-Story 
von Anfang an suspekt - ein Teil 
der Vertuschung der Zusammen- 
arbeit von CIA und dem israeli- 
schen Mossad durch die Esta- 
blishment-Medien um die Ermor- 
dung Kennedys. 


Es folgt ein gekürzter Auszug von 
Kapitel 17 aus „Final Judgment“, 
in dem Piper sich auf die Rolle 
von Anderson und Pearson bei der 
Vertuschung der Kennedy-Ermor- 
dung konzentrierte. 


Das angeblich von Fidel Ca- 
stro inszenierte Komplott 


Am 3. März 1967 brachten Drew 
Pearson und sein Zögling Jack An- 
derson eine Geschichte in Umlauf, 
die nahelegte, daß Fidel Castro hin- 
ter der Ermordung Kennedys stehe. 


Sie deuteten sogar an, daß der da- 
malige Justizminister Robert Ken- 
nedy, der jüngere Bruder des Prä- 
sidenten, der 1964 von New York 
in den Senat gewählt worden war, 
eine Hand bei der Sache im Spiel 
hatte, die zu dem angeblich von 
Castro inszenierten Komplott um 
die Ermordung Kennedys wurde. 


Pearson und Anderson behaupte- 
ten: „Präsident Johnson sitzt auf 
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Jack Anderson versuchte eine 
Vertuschung der Zusammenar- 
beit von CIA und Mossad bei der 
Ermordung des US-Präsidenten. 


einer politischen Wasserstoffbom- 
be - einem unbestätigten Bericht 
darüber, daß Senator Robert Ken- 
nedy vielleicht einem Mordkom- 
plott zugestimmt hat, das dann 
möglicherweise gegen seinen 
Bruder ging.“ Bei dem Mord- 
komplott sollte es sich angeblich 
um eines derjenigen handeln, die 
zwischen dem CIA und „der Ma- 
fia“ ausgeheckt werden. 


Dem Bericht zufolge, der nach- 
sichtig als die phantastische Ge- 
schichte von Pearson und Ander- 
son bezeichnet werden kann, hat 
Castro eine Reihe CIA-Mafia- 
Killer gekapert, die es auf ihn ab- 
gesehen hatten, und sie dann „um- 
gedreht“; kurz gesagt, die Anti- 
Castro Killer erlebten dann einen 
Sinneswandel, kehrten in die Ver- 
einigten Staaten zurück und töte- 
ten Kennedy. 


Diese Kolumne erschien in der 
Zeit, als Jim Garrison, der Staats- 
anwalt von New Orleans, im An- 
fangsstadium seiner eigenen um- 
strittenen Ermittlungen über den 
Mord war. Garrison hatte eine 
Verbindung zwischen seinem 
Hauptverdächtigen, dem Ge- 
schäftsmann Clay Shaw, und einer 
zwielichtigen europäischen Firma 
mit Namen Permindex aufge- 
deckt. Bei der Verbindung zur 
Permindex handelte es sich in 
Wirklichkeit - wie in „Final Judg- 
ment‘ dokumentiert - um die Ver- 
bindung des israelischen Mossad 
zum Mord an Kennedy. 


Drew Pearson brachte die Ge- 
schichte in Umlauf, daß Fidel 
Castro hinter der Ermordung 
Kennedys stehe. 


Ein paar Jahre später enthüllte 
Anderson, daß die Mafia-Figur 
Johnny Rosselli in Wirklichkeit 
die angebliche ursprüngliche 
Quelle für die Geschichte war, 
von der Anderson behauptete, sie 
sei dem mit dem CIA in Verbin- 
dung stehenden Washingtoner 
Anwalt Edward P. Morgan erzählt 
worden. 

Rosselli war in die Anti-Castro- 


Mordkomplotts verwickelt, die 
vom CIA in Zusammenarbeit mit 
der sogenannten „Mafia“ und 
dem Meyer-Lansky-Verbrecher- 
syndikat zusammengebraut wor- 
den waren, was in Kapitel 12 von 
„Final Judgment“ besprochen 
wird. 


Ein Produkt koreani- 
scher Kriegsfilme 


Mit gutem Grund - den sie auch 
nennen - glauben Rossellis Bio- 
graphen Charles Rappleye und Ed 
Becker die Pearson/Anderson- 
Story nicht im geringsten. Sie 
schreiben: „In der Kolumne wur- 
de das einfache, schlagkräftige 
Argument gegen eine kubanische 
Unterstützung der Ermordung 
Kennedys nicht erwähnt, nämlich 
das hohe Risiko, das Castro ein- 
gehen würde, wenn ein Komplott 
gegen den amerikanischen Präsi- 
denten entdeckt würde. Wie der 
Church-Ausschuß (nach Senator 
Frank Church, demokratischer 
Abgeordneter des Staates Idaho) 
des US-Senats - der die Mord- 
komplotts des CIA untersuchte - 
feststellte, hätte ein solcher Fehler 
Kuba der Invasion und Zerstörung 
preisgegeben.“ 


„Später erfuhr man, daß Castro zu 
dem Zeitpunkt, als die Schüsse in 
Dallas fielen, neue diplomatische 
Kanäle geöffnet hatte und sich 
nach den Worten eines Diploma- 
ten ‘bestrebt zeigte, eine Kommu- 
nikation mit den Vereinigten Staa- 
ten zu etablieren’. Im nachhinein 
erscheint Rossellis Geschichte 
von den CIA-Killern, die ‘umge- 
dreht’ wurden, auch höchst un- 
plausibel - ein Produkt koreani- 
scher Kriegsfilme. 


Anderson hat auch seine eigene 
enge Beziehung zu seiner Quelle 
nicht vermerkt; daß Morgan abge- 
sehen von Rossellis Aussagen 
keinerlei Beweise dafür hatte, um 
die Vergeltungstheorie Castros zu 
stützen, oder daß Rosselli viel- 
leicht seine eigene Agenda ver- 
folgte.“ 


Der Mafia-Vollstrecker und einst 
„handelnder Boß“ der Mafia- 
Familien in Kalifornien, Jimmy 
Fratianno, sprach von einem Tref- 
fen mit Rosselli im Jahre 1976, 
als Rosselli Untersuchungsbeam- 
ten des Kongresses Einzelheiten 
über Mordkomplotts gegen Fidel 
Castro lieferte, die vom CIA und 
dem organisierten Verbrechen 
ausgingen. 


Wie sich Fratianno an das Ge- 
schehnis erinnert, sprach Rosselli 
nie gerade heraus so über die Ge- 
schehnisse, wie sie sich wirklich 
zugetragen hatten. Fratianno erin- 
nert sich an Rossellis Worte wie 
folgt: 


„Sie waren mit mir im Carroll Arms 
Hotel ... für eine geheime Unterre- 
dung, und ich hab’s ihnen wirklich 
gegeben. Ganz heiß, weißt du, es 
ging drum, wer Kennedy getötet hat. 
Manchmal möchte ich ihnen sagen, 
der Mob war’, nur um ihren dum- 
men Gesichtsausdruck zu sehen. 
Wir sind doch angeblich Idioten, 
stimmt ’s?“ 


Hat der CIA die Castro- 
Theorie verbreitet? 


„Wir heuern einen Psycho wie 
Oswald an, um den Präsidenten 
zu töten, und dann holen wir uns 
einen Blödmann wie Ruby, um 
ihm das Maul zu stopfen. Diese 
Knilche würden noch nicht mal 
einen Hund treffen.“ 


„Auf jeden Fall haben sie ange- 
fangen, mich über dieses ... zu be- 
fragen, von dem ich Morgan 
schon vor Jahren erzählt hatte. Du 
weißt schon, daß Castro sich an 
Kennedy rächte wegen unserer 
versuchten Anschläge auf sein 
Leben. Ich habe gesagt: Ich kann 
mich nicht daran erinnern, solche 
Informationen bekommen oder 
weitergegeben zu haben. Nun 
Jimmy, es ist nicht mein Fehler, 
wenn Morgan eine lebhafte Phan- 
tasie hat.“ 


Rossellis Biographen sind der 
Meinung, daß die Frage, wer 
tatsächlich den Schwindel, daß 
Castro Kennedy getötet habe, pro- 
pagierte, viel interessanter ist als 
Rossellis Motivation, die von 
Pearson und Anderson erzählte 
Geschichte zu kreieren. 


Rappleye und Becker zufolge 
„scheint der Mafia-Boß von Tam- 
pa, Santo Trafficante, derjenige 
zu sein“. Sie gehen sogar noch 
weiter. Sie glauben, daß der CIA 
hinter Trafficantes Aktionen in 
dieser Hinsicht stand. 


Sie fragen: „Hat der CIA viel- 
leicht die Castro-Theorie in Um- 
lauf gebracht, um ebenfalls von 
den Ermittlungen Garrisons in 
New Orleans abzulenken? Wenn 
der CIA wirklich in die Ermor- 
dung Kennedys verwickelt war, 
wie einige führende Rechercheu- 


re glauben, würde das alles zu- 
sammenpassen. 


Unter Berücksichtigung seiner en- 
gen Verbindung mit dem CIA hät- 
te Rosselli wohl ihre Direktive 
ebenso akzeptiert wie die Traffi- 


kommunistische Hysterie aufge- 
peitscht würde, was der „anti- 
kommunistischen“ Offensive in 
Vietnam hilfreich gewesen wäre, 
die sich nicht nur für den CIA, 
sondern auch für das Meyer-Lans- 
ky-Verbrechersyndikat und deren 


Fidel Castro (links), hier im Gespräch mit US-Senator Frank Church, 
soll CIA-Agenten als Killer engagiert haben. 


cantes. Und Ed Morgan selbst 
hatte enge Beziehungen zum 
CIA, sowohl über den CIA-Ope- 
rativen Robert Maheu als auch 
aus einem früheren Job als Bera- 
ter des Senatsausschusses über 
Auslandsbeziehungen.“ 


Der CIA und der 
Vietnam-Krieg 


Wie es in Kapitel 12 von „Final 
Judgment“ heißt, war Trafficante 
nicht der große Verbrecherboß, wie 
er von den Establishment-Medien 
dargestellt wurde. Er war der unmit- 
telbare Stellvertreter des langjähri- 
gen CIA-Kollaborateurs und Israel- 
Loyalisten Meyer Lansky. 


Pearson selbst stand dem damali- 
gen Präsidenten Lyndon B. John- 
son nahe und unterstützte John- 
sons vom CIA getragene Pläne 
zur Ausweitung des Vietnam- 
Kriegs - das Thema, über das sich 
Kennedy und der CIA in den 
Haaren lagen und das zu einem 
endgültigen Showdown führte. 


Die Verbreitung einer antikom- 
munistischen Story, das heißt, ei- 
nen kommunistischen Diktator 
mit dem Mord an dem aufgeop- 
ferten Präsidenten in Verbindung 
zu bringen, hätte außerdem noch 
den Nebeneffekt, daß die anti- 


Verbündete in Israel als vorteil- 
haft erwiesen hatte (dokumentiert 
in Kapitel 6 von „Final Judg- 
ment“). 


Die Beziehung zwischen Pearson 
und Johnson besaß auch noch an- 
dere Implikationen. Pearson hatte 
seine Kolumne dazu benutzt, um 
Regierungsinformationen über ei- 
nen wichtigen Zeugen - einen Don 
Reynolds - durchsickern zu lassen, 
der Beweise gegen Johnsons 
langjährigen Freund und Handlan- 
ger, Bobby Baker, lieferte. 


Baker, so steht es in Kapitel 6 
von „Final Judgment“, arbeitete 
nicht nur selbständig, sondern er 
war auch ein Strohmann für viele 
korrupte Geschäftsunternehmun- 
gen von Lyndon B. Johnson. 
Baker machte viele Geschäfte mit 
engen Freunden von Meyer Lans- 
ky, vor allem mit Ed Levinson, ei- 
nem Direktor der Banque de Cre- 
dit International (BCI) , die dem 
Mossad-Agenten Tibor Rosen- 
baum gehörte. 


Wie es in Kapitel 15 von „Final 
Judgment“ heißt, gehörte Rosen- 
baums BCI zu den Hauptak- 
tionären der Permindex, der zwie- 
lichtigen Firma, die bei dem CIA- 
Mossad-Komplott gegen John F. 
Kennedy eine zentrale Rolle 
spielte. 


Drew Pearsons eigenes Interesse 
an den Titelgeschichten um den 
Mord an John F. Kennedy dauerte 
schon lange an. Genau gesagt war 
es Pearson selbst, der dem Chief 
Justice Earl Warren bei den Er- 
mittlungen der Warren-Kommis- 
sion schon sehr früh gesagt hat, 
daß das Komplott CIA und orga- 
nisiertes Verbrechen gegen Castro 
nach hinten losgegangen sei und 
daß Castro Rache genommen und 
die Ermordung Kennedys ange- 
ordnet habe. 


Mit dem Finger 
auf Castro gezeigt 


Zur Zeit der Ermittlungen durch 
die Warren-Kommission glaubte 
der Chief Justice offenbar, daß 
für Pearsons Story eine Basis 
vorhanden und es somit nötig 
sei, die Wahrheit zu vertuschen, 
um den Ausbruch eines Krieges 
zu verhindern. Das war offen- 
sichtlich der Trick, der nötig 
war, um Warren davon zu über- 
zeugen, das zu verbergen, was er 
fälschlicherweise für die Wahr- 
heit hielt. 


Wie auch immer, die Pearson/An- 
derson-Story über das angebliche 
Castro-Komplott gegen John F. 
Kennedy schuf eine Sensation 
und trübte die Gewässer zu einer 
Zeit, als Behauptungen über ein 
Komplott im Zusammenhang mit 
Kennedys Ermordung weithin ho- 
he Glaubwürdigkeit gewannen. 
Wie vernünftig die Geschichte zu 
der Zeit auch geklungen haben 
mag, wie wir gesehen haben, wa- 
ren die Beweise dafür bestenfalls 
fadenscheinig. 


Tatsache ist, daß die Pearson/An- 
derson-“Enthüllungen“ nichts 
weiter sind als gezielte Falschin- 
formationen. 


Mit ihnen wurde die Beteiligung 
des CIA am Mord Kennedys 
praktisch beiseite geräumt, und es 
wurde mit dem Finger auf Castro 
gezeigt. Auch kam die Aufmerk- 
samkeit von den Garrison-Ermitt- 
lungen in New Orleans weg, die 
sich auf eine wahrscheinliche Be- 
teiligung des CIA konzentrierten 
und bei denen man auf die Ver- 
bindung Clay Shaw-Permindex 
gestoßen war, was die Untersu- 
chungen geradewegs vor Israels 
Haustüre brachte. 


Daß Anderson und Pearson ein 
Interesse daran hatten, jegliche 
Beteiligung Israels zu decken, 
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John F. Kennedy 
Das alte 


Märchen von 
der Kuba- 
Connection 


steht weit außer Zweifel. Pearson 
war von Anfang an ein hinge- 
bungsvoller Freund Israels. In der 
Zeit, die schließlich zur Gründung 
des Staates Israel führte, nahm 
Pearson in seinen Kolumnen jene, 
die den israelischen Interessen 
feindlich gegenüberstanden, unter 
schweren Beschuß. 


Er selbst hatte seine Bindungen 
zur israelischen Lobby stark gefe- 
stigt und widmete sich zusammen 
mit der ADL - Israels Geheim- 
dienst und Propagandaarm - seit 
Jahrzehnten zahllosen Intrigen, 
die hinter den Kulissen ausgear- 
beitet wurden. 


Pearsons Biograph zufolge „hatte 
Pearson der ADL im Laufe der 
Jahre sehr geholfen. Er hatte In- 
formationen geliefert, die sie an- 
derswo nicht bekommen konnten, 
unterstützte ihre Vortragsreisen 
und half sogar bei der Verteilung 
des wöchentlichen Newsletter.“ 


Alte Freunde aus 
den Tagen des Krieges 


Pearsons eigene ehemalige 
Schwiegermutter, Cissy Patterson, 
Herausgeberin des „Washington 
Times-Herald“, war in ihrer Be- 
schreibung Pearsons weniger mil- 
de. In einem heftigen Angriff in 
einem ihrer Leitartikel nannte sie 
Pearson „sowohl einen Underco- 
ver-Agenten als auch Sprachrohr 
der Anti-Defamation-Liga.“ 


Und mehr noch - Pearson hatte ei- 
ne langjährige Vereinbarung mit 
der ADL, laut derer die ADL die 
Kosten für seine Reporter wie 
John Henshaw bezahlte; im Ge- 
genzug machte Pearson in seinen 
Kolumnen Propaganda für die 
ADL. 


Im Laufe der Jahre hatte Pearson 
sich auch mit einer Vielzahl Ge- 
heimdienstbeamter der höchsten 
Ebene bekannt gemacht, die Israel 
sehr nahestanden, insbesondere 
mit der aus Kanada gebürtigen, 
britischen Geheimdienstkanone 
Sir William Stephenson. 
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Stephenson war nicht nur die 
führende Kraft hinter dem israeli- 
schen Mossad, sondern auch der 
Kopf hinter den Geheimoperatio- 
nen der Alliierten im Zweiten 
Weltkrieg, bei denen die Ressour- 
cen von Meyer Lansky und des- 
sen organisiertem Verbrechernetz 
benutzt wurden. Er war auch ein 


Der israelische Premierminister 
David Ben-Gurion haßte US-Prä- 
sident John F. Kennedy leiden- 
schaftlich. 


enger Freund und Mentor von 
Louis M. Bloomfield, dem Vor- 
standschef der vom Mossad ge- 
stützten Permindex, die im Mord- 
komplott gegen Kennedy eine 
zentrale Rolle spielte. 


Pearsons Biograph schreibt: „Ste- 
phenson lernte Pearson im Krieg 
als einen verantwortlichen Publi- 
zisten mit dem größten ernsthaf- 
ten Gefolge in den Vereinigten 
Staaten kennen.“ In mindestens 
einem Fall veröffentlichte Pearson 
eine Geschichte, die ihm seinem 
Biographen zufolge von Stephen- 
son „eingetrichtert worden war“. 


Das geheimnisvolle 
Netzwerk der 
Geheimdienste 


Pearsons übrige Verbindungen 
waren gleichermaßen interessant 
und weisen weiter auf sein Inter- 
esse hin, für Israel und deren Ver- 
bündete beim Mordkomplott ge- 
gen Kennedy zu vertuschen. 


Die Verbindungen zwischen Pear- 
son und der israelischen Lobby in 
Washington waren noch enger. 


Pearsons Stiefsohn und der Her- 
ausgeber seiner „Tagebücher“, 
Tyler Abell, ein Rechtsanwalt, ar- 
beitete in der Anwaltskanzlei von 
David Ginsburg, einem registrier- 
ten Auslandsagenten für Israel. 
Pearsons Beziehung zu den Her- 
ausgebern der Zeitung „National 
Enquirer“ - die sich darauf spe- 
zialisiert hatte, die Kennedy-Fa- 
milie durch den Schmutz zu zie- 
hen, und die auch oft verrückte 
Geschichten über das Kennedy- 
Mordkomplott brachte - ist eben- 
falls interessant, insbesondere an- 
gesichts der Verbindungen des 
„Enquirer“ zum CIA und zu der 
israelischen Lobby. 


Wie von Pearsons Reporter John 
Henshaw in der Ausgabe des 
„Washington Observer Newslet- 
ter“ vom 1. Juli 1969 berichtet 
wurde, hat die Firma, die den „En- 
quirer“ herausgab, nämlich „World 
Wide Features“, eine interessante 
Herkunft. Sie gehörte den drei 
Brüdern Anthony, Fortune und 
Generoso Pope. Sie waren die 
Söhne von Generoso Pope sr., ei- 
nem italienischen Führer der poli- 
tischen Maschinerie von Tammany 
Hall in New York City, die wieder- 
um unentwirrbar mit dem organi- 
sierten Verbrechersyndikat von 
Meyer Lansky verbunden war. 


Die Pope-Familie hat über die Ge- 
neroso-Pope-Stiftung viele Jahre 
lang zu der israelischen Sache bei- 
getragen. Es wird allgemein auch 
vermutet, daß sie als geheimer Ka- 
nal für CIAGelder diente. 


Generoso Pope jr. gehörte der 
„National Enquirer“. Pope jr. hat- 
te im Koreakrieg für den CIA ge- 
arbeitet und war mit Lanskys 
langjährigem Partner Frank Co- 
stello sehr eng befreundet. Costel- 
lo half dem „Enquirer“ auch fi- 
nanziell, als dieser noch in den 
Kinderschuhen steckte. 


Pearson hat Generoso Pope sr. als 
dem ersten „prominenten Italo- 
Amerikaner“, der Mussolini 
bekämpfte, eine höchst positive 
Publizität verschafft. Im Gegen- 
zug nahm Pearson Pope unter 
Vertrag und ließ ihn in seinem „El 
Progresso“, der führenden italie- 
nischsprachigen Zeitung im Land, 
wöchentlich eine Kolumne 
schreiben. Der 150-Dollar-Auf- 
trag pro Woche war mehr, als je- 
de andere Zeitung für eine 
wöchentliche Kolumne zahlte. 


Pearsons Biograph geht über das 
Verhältnis zwischen Pearson und 


der umstrittenen Pope-Familie mit 
dem Wort „rätselhaft‘““ hinweg. 
Dieses Verhältnis festigt jedoch 
Pearsons Bindungen zu der israe- 
lischen Lobby und ihren Verbün- 
deten im CIA noch mehr. 


Die Vertuschung des 
wahren Komplotts beim 
Kenndy-Mord 


Drew Pearsons Partner und Pro- 
tege Jack Anderson hat selbst her- 
vorragende Beziehungen nicht 
nur zur israelischen Lobby, son- 
dern auch zum organisierten Ver- 
brechersyndikat von Lansky. An- 
derson hat nicht nur sein Büro 
einst mit mindestens einem regi- 
strierten Lobbyisten Israels, der 
dem Lansky-Proteg& Carlos Mar- 
cello sehr nahestand, geteilt. Er 
unterhielt auch enge Beziehungen 
zu Herman Hank Greenspun, ei- 
nem langjährigen Mitglied des 
Lansky-Syndikats und Waffen- 
schmuggler für Israel. 


Wie es in Kapitel 7 von „Final 
Judgment“ heißt, handelte es sich 
bei den israelischen Waffen- 
schmugglern, zu denen Green- 
spun gehörte, um eine sehr eng 
verwobene Clique. Natürlich war 
kein anderer als Louis Bloom- 
field - später Vorstandschef der 
obenerwähnten Permindex - einer 
der Hauptkoordinatoren der isra- 
elischen Waffenschmuggelge- 
schäfte, der mit dem Lansky-Syn- 
dikat und Andersons Freund Gre- 
enspun zusammenarbeitete. 


Die Tatsache, daß Pearson und 
Anderson solche engen Bindun- 
gen zu allen Hauptantriebskräften 
der Kennedy-Ermordung unter- 
hielten - Israel, dem CIA und 
dem Meyer-Lansky-Verbrecher- 
syndikat -, wirft nicht nur echte 
Zweifel auf die Geschichte vom 
Castro-Komplott gegen Kennedy, 
die von den beiden Kolumnisten 
verbreitet wurde, sondern sie 
weist auch auf die Motivation für 
die Veröffentlichung einer sol- 
chen Geschichte hin: Es ging um 
die Vertuschung des wahren 
Komplotts. 


Der Fall Pearson und Anderson 
zeigt beispielhaft vor allem die 
heimtückische Art von Israels 
Einfluß auf die amerikanischen 
Medien, und er liefert eine klare 
Fallstudie darüber, wie die Medi- 
en manipuliert wurden, um die 
Wahrheit über das Komplott zur 
Ermordung John F. Kennedys zu 
verdrehen DO 


USA 


Der Mann für 
das Oberste 
Bundesgericht 


Peter Blackwood 


Wer ist der Mann, den US-Präsident Bill Clinton für das Oberste 
Bundesgericht der Vereinigten Staaten nominiert hat? 


Experten behaupten, Präsident 
Clinton habe „eine sichere Wahl“ 
getroffen, als er sich lieber für 
Stephen Breyer, einen Berufungs- 
richter aus Boston, zur Berufung 
ins Oberste Bundesgericht ent- 
schieden hat und nicht für einen 
Kandidaten, der seinem Herzen - 
und seinen liberalen politischen 
Überzeugungen - näher steht, wie 
Innenminister Bruce Babitt. 


Auch er hat ein Kinder- 
mädchen-Problem 


Stephen Breyer, dessen Ernen- 
nung durch den Senat praktisch 
sicher ist, wird den Platz von 
Richter Harry Blackmun, den Ur- 
heber der Entscheidung Roe ge- 
gen Wade, einnehmen. 


„Wenn man von seinen Feinden 
dafür unter Beschuß genommen 
wird, daß man ein fanatischer Libe- 
raler ist, ist es hilfreich, auf Ernen- 
nungen wie diese hinzuweisen, um 
zu zeigen, wie gemäßigt man in 
Wirklichkeit gewesen ist“, sagte ein 
Berater im Weißen Haus. 


Breyer hat die Unterstützung aller 
im Senat, der vorhat, den Richter 
noch vor seiner Sommerpause im 
August und vor der nächsten Sit- 
zung des Obersten Gerichtshofs 
im Herbst zu bestätigen. 


Einige liberale Lobbyisten in 
Washington haben sich darüber 
beschwert, daß Breyer nicht ihren 
Vorstellungen vom idealen Kandi- 
daten entspricht, vor allem wegen 
seiner Pro-business-Entscheidun- 
gen - er war ein Experte für Wirt- 
schaftsrecht -, doch viele sehen 
dies als ein Täuschungsmanöver 
an, um den meisten Amerikanern 


Er zahlte - später -, doch das Klima 
in Washington nach Anhörungen im 
Justizministerium, als zwei Frauen 
eine Spitzenposition nicht erhielten, 
weil sie keine Steuern gezahlt hat- 
ten, reichte aus, um eine Kandidatur 
für das Oberste Bundesgericht zu 
blockieren. 


Clinton sollte sich mit Breyer ver- 
bunden fühlen. Beide besuchten 
sie die Universität Oxford, nach- 
dem sie ihr Studium in Amerika 
beendet hatten. Clinton hatte ein 
Rhodes-Stipendium, Breyer ein 
Marshall-Stipendium für die glei- 
che Schule. Sowohl Clinton als 
auch Breyer haben einen juristi- 
schen Abschluß von einer Elite- 
schule im Osten, und beide haben 


Rechtskonsens, Zentrist und soli- 
der Richter einen Namen, nach- 
dem er 1980 von Jimmy Carter 
zum Bundesrichter ernannt wor- 
den war. 


Ein Anhänger 
der Verfassung? 


Und so wird es in Amerika ausse- 
hen, wenn Stephen Breyer im 
Obersten Bundesgericht sitzt: Der 
Richter äußerte einmal, er glaube, 
daß die Verfassung „Ausdruck 
des Lebens“ sei, wie Präsident 
Woodrow Wilson es einst be- 
zeichnete. 


„Die Verfassung und das Gesetz 


Stephen Breyer (links) und US- 
Präsident Bill Clinton fühlen 
sich besonders verbunden. 


einen Mann schmackhaft zu ma- 
chen, den nur wenige kennen. 


Das einzige, was offenbar zwi- 
schen Breyer und einer raschen 
Bestätigung steht, ist sein „Kin- 
dermädchen-Problem“. 


Breyer sollte die Lücke füllen, die 
entstanden war, als Byron R. 
White im Jahre 1993 zurücktrat, 
doch man fand heraus, daß Brey- 
er für eine Hausangestellte keine 
Sozialabgaben gezahlt hatte. 


nach ihrem Studium in Europa 
für den Senat gearbeitet. Beide 
sind Mitglieder des Council on 
Foreign Relations (CFR). 


Der Richter arbeitete Anfang der 
siebziger Jahre in der Watergate- 
Sache mit Hillary Clinton zusam- 
men. Mrs. Clinton war damals im 
Demokratischen Stab des Senats, 
der die Vertuschung untersuchte. 
Breyer gehörte zur Anklage- 
behörde. Breyer war auch Chef- 
berater im Gewerkschaftsaus- 
schuß von Senator Edward Ken- 
nedy. Später gingen die Clintons 
nach Arkansas, um in Little Rock 
die Macht zu übernehmen. Breyer 
machte sich als Hersteller des 


müssen mehr sein als nur Worte“, 
sagte Breyer. „Ich werde ganz si- 
cher versuchen, der Bevölkerung 
zu zeigen, daß das Gesetz funk- 
tioniert, denn das ist sein definier- 
ter Zweck in einer Regierung des 
Volkes.“ 


Oft beschließen sogenannte 
Rechtsexperten, daß sie die Ver- 
fassung besser kennen als die 
Gründerväter. Die Folgen finden 
sich in vielen der gerichtlich an- 
geordneten Änderungen - Schul- 
busregelung, Abtreibung, Ab- 
schaffung des Schulgebets - in 
den Vereinigten Staaten von der 
Mitte dieses Jahrhunderts bis in 
die Gegenwart hinein. DO 
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Deutschland 


Die 


Ökonomie 
des Hjalmar 
Schacht 


Peter Blackwood 


Zeitgenössische Anhänger des Wirtschaftsministers der National- 
sozialisten, Hjalmar Schacht, sind fest davon überzeugt, dieser ha- 
be „Deutschland aus der Depression herausgeführt“. Einige von ih- 
nen versuchen, Schachts Methoden vom Nazi-Regime abzuheben, 
um die Schachtsche Okonomie als „reines Modell“ zu untersuchen, 
das angeblich wertvolle Leitlinien für die wirtschaftliche Erholung 
abgeben kann. Schacht selbst hätte solche Bemühungen als lächer- 
lich zurückgewiesen, denn der springende Punkt der Schachtschen 
Ökonomie ist Faschismus, ein faschistischer Staat. 


Diesen beharrlichen Glauben an 
die Zauberkräfte der Schacht- 
schen Wirtschaftspolitik bewies 
auch die Londoner „Financial Ti- 
mes“, die einen Leitartikel mit 
dem Titel veröffentlichte: „Wie 
der deutsche Doktor die Inflation 
kurierte“. Jeder, der über ein ge- 
sundes Verständnis wirtschaftli- 
cher Zusammenhänge verfügt, 
wird erkennen, daß der Beifall, 
der Schacht zuteil wird, weil er 
Deutschland aus der Depression 
herausgeführt habe, absolut keine 
reale Basis hat. 


Die Ehe zwischen 
Rockefeller und Schacht 


Die Geschichte des Dritten Rei- 
ches stellt sich im wesentlichen als 
Abfolge von Zusammenbruchsrisi- 
ken dar. Jedes dieser Risiken wur- 
de vorübergehend durch die immer 
weiterreichende Einführung von 
ursprünglicher Akkumulation um- 
gangen, der gleichen Politik, die 
den Zusammenbruch erst verur- 
sacht hatte. Die Schachtsche Wirt- 
schaftspolitik als Rezept gegen die 
Depression anzuwenden gleicht 
dem Vorschlag, einem Patienten 
zur Heilung seines Leidens den 
Tod zu verschreiben. 


Wenn man heute von zeitgenössi- 
schen Anhängern Schachts 
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spricht, so meint man keine ver- 
nünftigen Ökonomen, sondern 
Rockefellers Machtapparat. Diese 
anglo-amerikanische Gruppe un- 
ter Rockefellers Führung ist ent- 
schlossen, bis zum Äußersten zu 
gehen, jedes greifbare Mittel ein- 
zusetzen, um das todkranke impe- 
rialistische System zu erhalten. 
Die Ehe zwischen den Rockefel- 
lers und Schacht wurde durch die 
gleiche Dynamik vermittelt, die 
Schacht zu den Nazis brachte - 
die Zusammenbruchkrise des Ka- 
pitalismus. 


Im Kapitalismus treten Zusam- 
menbrüche auf, weil zwei einan- 
der widersprechende Optimie- 
rungsprozesse gleichzeitig den 
Verlauf der gesellschaftlichen Re- 
produktion bestimmen. Wir haben 
die Produktion wirklichen Reich- 
tums in Gestalt materieller Ge- 
genstände, die zur Reproduktion 
einen Beitrag leisten, und die ka- 
pitalistische Bewertung dieses 
Reichtums in Gestalt des kapitali- 
stischen Profits, der aus Eigen- 
tumstiteln erwächst. 


Würden sich diese beiden Prozes- 
se aufeinander abgestimmt entfal- 
ten, dann gäbe es kein Problem. 
Jedoch wächst die Kapitalisie- 
rungsrate des kapitalistischen 
Einkommens in Form von Kredit- 
expansion rascher als die Produk- 


tionsrate des realen Reichtums. 
Wenn die gesellschaftliche 
Arbeitsproduktivität als Folge des 
technologischen Fortschritts und 
höheren Lebensstandards steigt, 
so werden Investitionen aus der 
Vergangenheit abgewertet, in dem 
Sinne, daß die Gesellschaft die 
entsprechenden materiellen Ge- 
genstände billiger und bei glei- 
chen Kosten effektiver reprodu- 
zieren kann. 


Als Ausgleich für die Entwertung 
ihres alten Kapitals setzen die Ka- 
pitalisten die Waren zu überhöh- 
ten Preisen in Zirkulation. Dabei 
wird immer mehr fiktiver Wert 
geschaffen, und folglich steigen 
die Forderungen nach Schulden- 
dienst-Zahlungen viel schneller 
als die Erzeugung realen Reich- 
tums - mit dem diese Forderun- 
gen beglichen werden müssen. 
Damit entwickelt sich eine Liqui- 
ditäts- oder Währungskrise. 


Der Versuch des Kapitalisten, die- 
ser Tendenz dadurch auszuwei- 
chen, daß er den Zahlungen für die 
realen Kategorien der gesellschaft- 
lichen Reproduktion nicht nach- 
kommt, _verschlimmert die 
Schwierigkeiten, weil er den ge- 
sellschaftlichen Nettoüberschuß, 
die Grundlage des Wachstums, 
weiter reduziert. Ist dieser Prozeß 
erst einmal im Gang, wird die De- 
pression, das heißt, eine Entwer- 
tung des aufgeblühten kapitalisti- 
schen Vermögens, unvermeidbar. 


Insofern aber der Kapitalist die 
Arbeitskraft und die vom Men- 
schen gestaltete Natur ausplün- 
dern kann, kann die kapitalisti- 
sche Akkumulation weitergehen, 
obgleich die gesellschaftliche Re- 
produktion Null erreicht hat. Die- 
se Krisenpolitik, deren Vorreiter 
Schacht war, findet ihre einzige 
Schranke am Widerstand und der 
körperlichen Ausdauer der Arbei- 
ter und Bauern, die man dieser 
Ausplünderung unterwirft. So- 
bald die ursprüngliche Akkumu- 
lation zum Kernstück kapitalisti- 
scher Akkumulation wird, wächst 
sie im Verhältnis zur realen Pro- 
duktion zwangsläufig wie eine 
Krebsgeschwulst, wobei die Pro- 
duktion völlig zusammenbricht. 


Die Schachtsche Ökonomie be- 
deutete nicht bloß Nullwachstum, 
wie es die Rockefeller-Stiftung 
seit über einem Jahrzehnt propa- 
gierte, sondern ihr Wachstum be- 
wegt sich sogar in negativen Zif- 
fern. Vor diesem Hintergrund 
taucht der Begriff der - im 


Verhältnis zu den „knappen 
Vorräten“ - „überzähligen Bevöl- 
kerung“ erstmals auf. 


Als Industrie und Landwirtschaft 
ausgeblutet worden waren, um 
Schachts papierene Finanzen zu 
stützen, wurden große Bevölke- 
rungsteile als überflüssiges Über- 
bleibsel abgeschrieben. Das Voka- 
bular der Nationalsozialisten er- 
weiterte sich um Worte, die der 
neuen Wirtschaftsordnung ent- 
sprangen, wie „Überbevölke- 
rung“, „Endlösung“, „Zwangsaus- 
siedlung“, „Wanderarbeit“ und 
„Umsiedlung“. Viele dieser Wor- 
te sind Arbeitern in der ganzen 
Welt am eigenen Leib vertraut ge- 
worden, und die Rockefellers ha- 
ben dem Schachtschen Wörter- 
buch neue Schlagworte hinzuge- 
fügt, wie  „Kannibalismus“, 
„Auslese“, „Entwicklungsprojek- 
te“ und andere mehr. 


Für die Ausbeutung kei- 
ne nationalen Schranken 


Der einzige wesentliche Unter- 
schied zwischen dem Deutschland 
der deißiger Jahre und dem anglo- 
amerikanischen Imperium in be- 
zug auf den Zusammenbruchspro- 
zeß ist der, daß sich die deutschen 
Kapitalisten auf die Ausplünde- 
rung ihres eigenen Landes be- 
schränken mußten. Die äußersten 
Grenzen der ursprünglichen Akku- 
mulation wurden im Jahr 1936 er- 
reicht, und die Nationalsozialisten 
mußten daraufhin mit militärischen 
Mitteln an die Erweiterung ihres 
Herrschaftsgebietes gehen. 


Den Rockefellers stellten sich we- 
gen ihrer Kontrolle über die Roh- 
stoffe und Finanzen der kapitali- 
stischen Welt keine nationalen 
Schranken entgegen, wenn sie 
nicht daran gehindert werden, den 
Aufbau einer supranationalen fa- 
schistischen Infrastruktur zu voll- 
enden. 


Heute befinden wir uns in der 
gleichen kritischen Situation wie 
Deutschland am Vorabend der na- 
tionalsozialistischen Machtergrei- 
fung. Die Regierungen Brüning 
und von Papen, die Hitlers Macht- 
ergreifung vorausgingen, hatten 
bereits die ganze Skala der 
Schachtschen Wirtschaftspolitik 
eingeführt, doch fehlte ihnen der 
Zwangsapparat, um sie völlig 
durchzusetzen. 


Die Regierungen der Vereinigten 
Staaten, Westeuropas und Japans 


tragen den gleichen Übergangs- 
charakter. Sie werden nur und in- 
sofern an der Macht bleiben, wie 
sie die Programme, die den Weg 
zum Vierten Reich ebneten, 
durchführen können. 


Eine Satrapie 
französischer Aktionäre 


Seit etwa den siebziger Jahren des 
vergangenen Jahrhunderts erlebte 
der Kapitalismus eine beispiello- 
se wirtschaftliche Expansionspha- 
se, deren Grundlage der Export 
fiktiver Kapitalmassen in Gestalt 
von Krediten an außerkapitalisti- 
sche Gebiete bildete. Der kolonia- 
le Sektor stütze den imperialisti- 
schen Aufschwung, indem er ei- 
nen ausreichenden Überschuß 
unbezahlten Reichtums lieferte. 
Das währte bis etwa 1905, als die- 
ser Sektor insgesamt die kombi- 
nierten Schuldenlasten nicht mehr 
tragen konnte. Der Erste Welt- 
krieg war ein Versuch, das Pro- 
blem der imperialistischen „Über- 
bevölkerung“ durch die zwangs- 
weise Beseitigung von 
Konkurrenten zu lösen. 


Der Sieg der Entente über das 
Kaiserreich reduzierte Deutsch- 
land dann zu einem Staat, den 
deutsche Kapitalisten zu Recht als 
„proletarische Nation“ bezeichne- 
ten. Nicht allein, daß Deutschland 
die Kolonien und Einflußgebiete 
abgenommen wurden, sondern 
das Land selbst wurde nun in der 
gleichen Art ausgebeutet wie zu- 
vor nur Asien und Afrika. Zum 
ersten Mal wurde ein kapitalisti- 
sches Land das Opfer kolonialer 
Ausbeutung. Die Reparationsver- 
träge machten Deutschland prak- 
tisch zu einer Satrapie französi- 
scher Aktionäre, die selbst so weit 
gingen, im Jahr 1923 das Ruhrge- 
biet als Zahlungssicherheit beset- 
zen zu lassen. 


Die Hyperinflation von 1923/24 
war direkte Folge der französi- 
schen Beschlagnahmungen, die 
Deutschland nur noch Papierno- 
ten überließen, um die fälligen 
Zahlungen zu leisten. Zur Verhin- 
derung einer sozialistischen Revo- 
lution griffen die Vereinigten 
Staaten mittels langfristiger Kre- 
dite ein; diese bildeten dann die 
Grundlage für die Wiederbele- 
bung der deutschen Wirtschaft. 
US-Banken und im geringeren 
Umfang britische Geldinstitute fi- 
nanzierten die Ausfuhr von 
Schwerindustrieprodukten, wobei 
ihnen die niedrigen Löhne der 


„Vom Führer ernannt: Dr. Hjalmar Schacht“ schrieb die „Grüne Post“ 
1933 zu diesem Bild. 


deutschen Facharbeiter in diesem 
Sektor zugute kamen. Doch die 
wirtschaftliche Gesundung hing 
von einer ständigen Expansion 
des Welthandels ab, der einen zu- 
nehmenden Exportstrom aus 
Deutschland hätte aufnehmen 
müssen. Die ersten Anzeichen ei- 
ner Handelskrise mußten daher 
katastrophale Folgen haben. 


Auf Kosten 
der Arbeiter 


Während die Siegermächte der 
Entente sich in der Illusion der 
„Goldenen Zwanziger“ wiegen 
konnten, war das deutsche Fi- 
nanzkapital zu einer wirklich- 
keitsnäheren Einschätzung ihres 
labilen, verspäteten Nachkriegs- 
Aufschwungs gezwungen. 


Schachts neue Rentenmark stand 
nur zur Debatte, weil der Dawes- 
Plan von 1924 versprach, als erste 
Anlage amerikanischer Geldgeber 


einen Kredit von 800 Millionen 
Dollar bereitzustellen. Dennoch 
versank der Aufschwung rasch in 
der Depression von 1925/26, und 
erst dann, als die Zinssätze in den 
USA beträchtlich niedriger lagen 
als in Deutschland, gaben neue 
Kapitaleinfuhren den zugrundege- 
richteten deutschen Finanzen neu- 
es Leben. 


Während dieser Aufschwungspe- 
riode gab es durchschnittlich zwei 
Millionen Arbeitslose, das ent- 
sprach dem siebten Teil der arbei- 
tenden Bevölkerung. Der Staats- 
haushalt und die Zahl der staatli- 
chen Angestellten wurden 
beschnitten, während die Steuern 
drastisch stiegen. In einer koordi- 
nierten Aktion entließen der Wirt- 
schaftsminister und Schacht, da- 
mals Reichsbankpräsident, auf ei- 
nen Schlag 397 000 Beamte. 


Ohne Kolonien war Deutschland 
außerstande, Teile seiner Schul- 
den mit der traditionellen Ausbeu- 


tungsmethode zu exportieren oder 
zu realisieren. Bei mehreren An- 
lässen setzte sich Schacht bei 
amerikanischen und britischen Fi- 
nanziers dafür ein, daß Deutsch- 
land einige Kolonien zugestanden 
würden, doch diese Bitte wurde 
abgeschlagen. So blieb den deut- 
schen Finanzkreisen in ihrer ein- 
geengten Situation und angesichts 
einer drohenden Handelsrezession 
nichts anderes übrig, als sich an 
ihre eigenen Arbeitnehmer zu hal- 
ten, die einzige Möglichkeit zur 
Ausplünderung. 


Schacht formulierte in dieser Zeit 
ihren Standpunkt sehr offen und 
eindringlich: „Dieses Verfahren 
verstrickte die neu aufblühende 
Wirtschaft in eine ungeheure 
Schuldenlast. Denn wir übernah- 
men mit den lang- und kurzfristi- 
gen Anleihen nicht nur die Ver- 
pflichtung, diese Gelder eines Ta- 
ges zurückzuzahlen - wir mußten 
sie auch laufend verzinsen. Man 
wird jetzt verstehen, warum ich 
bald nach Aufnahme meiner 
Tätigkeit in der Reichsbank be- 
gann, die deutsche Öffentlichkeit 
davor zu warnen, übermäßige 
Schulden an das Ausland zu ma- 
chen. Vor allem Schulden für sol- 
che Dinge wie Schwimmbäder, 
Grünanlagen, Bibliotheken und 
Sportplätze.“ 


Bündnis zwischen 
Kapital und SPD 


Bis zu einem Schwenk zu den Na- 
tionalsozialisten pflegte Schacht 
sein Einsparungsprogramm in 
Metaphern zu kleiden, die sich 
auf den Bau von Schwimmbädern 
bezogen, obwohl es damals jedem 
klar war, daß der deutsche Arbei- 
ter nicht gerade im „Wohlstand“ 
badete. Zwar verlangte das Kapi- 
tal heftig nach einem außerordent- 
lichen Sparprogramm, doch es 
gab keine Kraft, die es hätte 
durchsetzen können. Wie Schacht 
bitter konstatierte, hatte sich das 
deutsche Kapital noch nicht von 
den politischen Nachwehen des 
Krieges erholt. 


Die Weimarer Republik war ein 
„Sozialvertrag“ zwischen der 
SPD, die sich auf die Gewerk- 
schaften stützen konnte, und den 
deutschen Kapitalisten. Dieser 
Vertrag war im Verlauf des Krie- 
ges geschlossen worden, als die 
SPD Ludendorffs Militärdiktatur 
über die Kriegswirtschaft zu- 
stimmte und dafür von den Herr- 
schenden die Anerkennung als 
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Deutschland 

Die 
Okonomie 
des Hjalmar 
Schacht 


einziger Verhandlungsführer für 
die deutsche Arbeiterklasse er- 
warb. Unter dem Vertrag wurde 
die Ernährung der deutschen Ar- 
beiter auf Rüben als Grundnah- 
rungsmittel beschränkt. Frauen 
und Kinder wurden in die Fabri- 
ken getrieben, und das Arbeits- 
tempo wurde bis an die Grenze 
der körperlichen Leistungsfähig- 
keit erhöht. Der Vertrag warf die 
deutschen Arbeiter ins 19. Jahr- 
hundert zurück. 


Der „Rübenwinter“ von 1918 
zeigte den Zusammenbruch der 
deutschen Kriegswirtschaft und 
löste eine Welle von revolu- 
tionären Massenstreiks aus, die 
die Fabriken ergriff und vor den 
uniformierten Arbeitern an der 
Front nicht haltmachte. Darauf 
forderte der deutsche Generalstab 
die SPD auf, ihrer Pflicht zu 
genügen und für Ruhe und Ord- 
nung zu sorgen. Die Fraktion um 
Ebert und Noske gehorchte eifrig 
und setzte das faschistische, para- 
militärische Freikorps ein, das 
Säuberungsaktionen gegen den 
Massenstreik vornahm. 


Nach diesem einzigartigen Ver- 
trauensbeweis beschlossen der 
Generalstab und die aufgeklärten 
Kapitalisten, ihr vorläufiges 
Bündnis mit der SPD zu institu- 
tionalisieren. In geheimen Ver- 
handlungen, die der Annahme der 
Weimarer Verfassung vorausgin- 
gen, führte ein Sprecher der Ei- 
sen- und Stahlindustrie für die 
kurzsichtigeren Ruhr-Barone den 
Kern der Übereinkunft aus. 


„Ohne Verhandlungen mit den 
Gewerkschaften kommen wir 
nicht weiter. Ja, meine Herren, 
wir sollten froh sein, daß sich die 
Gewerkschaften noch bereit fin- 
den, auf die Art und Weise mit 
uns zu verfahren, wie sie es getan 
haben, denn nur über Verhandlun- 
gen mit den Gewerkschaften kön- 
nen wir es verhindern - nennen 
Sie es, wie Sie wollen: Anarchie, 
Bolschewismus, Herrschaft der 
Spartakisten oder Chaos.“ 


Während der ersten Jahre der 
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Weimarer Republik handelten die 
Industriellen durch ihre Unterneh- 
mervereinigungen mit der SPD ei- 
ne Reihe von „Konzessionen“ 
aus, deren Absicht es insgesamt 
war, der SPD den Anschein von 
Glaubwürdigkeit als Organisation 
der Arbeiter zu verleihen. Dieser 
Katalog bildete in seiner Gesamt- 
heit die wirkliche Verfassung der 


e% 


Musterbeispiel für das Engage- 
ment der Industrie und Finanz für 
die „Sozialpartnerschaft“. Als 
treuer, gottesfürchtiger Monar- 
chist im Kaiserreich diente 
Schacht seinem Land während 
des Krieges in Belgien, wo er dar- 
an arbeitete, die Finanzen des be- 
setzten Landes auf deutsche Ban- 
ken zu transferieren. Während der 


Schacht spricht beim Deutschen Studententag 1931 im Stadion von 
Potsdam über Kriegsschuld und Reparationen. 


Weimarer Republik. Damit die 
SPD die Linke weiter unter Kon- 
trolle halten konnte, akzeptierten 
die geschlagenen Industriellen ei- 
ne Liste mit einem Minimum von 
Rechten der beschäftigten Arbei- 
ter unter der herrschenden De- 
pression. 


Für die SPD den 
Anschein von 
Glaubwürdigkeit 


Als die Arbeitslosenzahl im Jahr 
1918 auf sechs Millionen ange- 
stiegen war, handelte die SPD 
Vorschriften für den Arbeits- 
platzwechsel aus, die den Einsatz 
von Streikbrechern als Mittel zur 
Lohnsenkung verhinderten. 
Außerdem entstand ein überregio- 
nales, koordiniertes Netz von Ar- 
beitsämtern, die gewährleisteten, 
daß die Arbeiter zu den Tarifbe- 
dingungen zum Einsatz kamen. 
Unter den weiteren Schutzmaß- 
nahmen wurden die 48-Stunden- 
Woche und der Acht-Stunden-Tag 
verwirklicht, und vor Entlassun- 
gen mußte eine Kündigungsfrist 
von sechs bis acht Wochen einge- 
halten werden. 


Hjalmar Schachts politische Akti- 
vitäten während der ersten Jahre 
der Weimarer Republik stehen als 


Erhebungen des Jahres 1918 ver- 
wandelte er sich plötzlich in ein 
„revolutionäres“ Mitglied der 
Exekutive eines Arbeiter- und 
Soldatenrates. Während des „Rü- 
benjahres“ 1918 wurde ihm klar, 
daß Deutschland, auf einen Zu- 
sammenbruch hinsteuerte wie den 
in Rußland, der dort zur bolsche- 
wistischen Machtergreifung ge- 
führt hatte. Doch im Gegensatz zu 
Rußland konnte hier die SPD als 
Massenpartei ein Bollwerk gegen 
die Revolution bilden. 


Im „Club 1914“ des Berliner 
Großbürgertums machte Schacht 
gegen die naive, traditionelle Un- 
nachgiebigkeit gegenüber der 
SPD Propaganda. Diese Haltung 
beherrschte besonders die Indu- 
striellen von der Ruhr, die das 
„Denken“ schon immer dem 
preußischen Militär überlassen 
hatten. 


„Wir müssen uns um die Bildung 
eines mächtigen Sammelbeckens 
bemühen, für alle Elemente, die 
mit den heutigen Verhältnissen 
unzufrieden sind, ohne Extremi- 
sten zu sein“, argumentierte 
Schacht. „Wir brauchen eine lin- 
ke Mitte, die mit den organisier- 
ten Arbeitern ihren Teil zur kom- 
menden Koalitionsregierung 
beiträgt.“ 


In Schachts „liberaler‘“ Deutscher 
Demokratischer Partei sammelten 
sich die Köpfe, die man heute als 
strategische Denkfabrik bezeich- 
nen würde. Sie formulierten für 
die gesamte kapitalistische Klasse 
einen geschlossenen Katalog poli- 
tischer Vorstellungen. Indem sie 
sich mit der Sozialdemokratie 
verbündeten, konnten sie der SPD 
diktieren, wie weit die Forderun- 
gen der Arbeiter gehen durften. 


„Wir brauchen 
eine linke Mitte“ 


Schacht stellt dazu stolz fest: „Die 
Spekulationen, die wir mit der 
Gründung der Demokratischen 
Partei verbanden, verwirklichten 
sich. Die Demokratische Partei 
gewann 74 Sitze und bewahrte 
uns damit in einem kritischen 
Moment davor, daß sozialistische 
Theorien allzu einseitig ausgeübt 
wurden. Die Sozialdemokratische 
Partei wurde gezwungen, eine 
Koalitionsregierung mit der bür- 
gerlichen Linken zu bilden.“ 


Die deutsche Bourgeoisie hielt 
sich widerwillig etwa zehn Jahre 
lang an die Bedingungen ihres 
Vertrages mit der SPD. Das sieht 
man auch an ihrer Reaktion auf 
den Kapp-Putsch, auf Hitlers 
Putschversuch in München und 
auf verschiedene andere Ver- 
schwörungen der Rechten, die sie 
durchaus zutreffend für verfrüht 
hielten und daher auch nicht sy- 
stematisch unterstützten. Diese 
unerschütterliche Entspannung 
gegenüber der SPD hatte mit die- 
ser selbst äußerst wenig zu tun. 
Die Bourgeoisie hatte von der ver- 
räterischen SPD-Führung nichts 
zu befürchten. Ihre ständige Sor- 
ge war, die Basis der SPD könne 
die Partei verlassen und sich dem 
revolutionären Kampf der KPD 
anschließen. 


Die Zugeständnisse an die SPD 
waren nicht mehr als verzweifelte 
Rückzugsmanöver des Kapitals 
angesichts der explosiven Mas- 
senstreikprozesse. Es war die 
Aufgabe der SPD-Führung, die- 
sen Massenstreik zu zerschlagen. 
Jeder Sieg der Arbeiter wurde 
durch die klassenweiten politi- 
schen Kämpfe errungen, für die 
die KPD in ihren Gründungsjah- 
ren die koordinierende Organisa- 
tion und das Programm zur 
Machtergreifung schaffen wollte. 


Rosa Luxemburgs strategische 
Perspektive sah vor, diese Kampf- 


form der Einheitsfront auszubau- 
en und in diesen Bündnissen die 
Hegemonie über die SPD zu ge- 
winnen, indem die SPD für die 
Arbeiter das Programm zur eu- 
ropäischen Lösung des gesell- 
schaftlichen Zusammenbruchs 
entwickelte. Nach ihrer Ermor- 
dung säuberte die Sinowjew-Frak- 
tion die Komintern von den Ka- 
dern, die Luxemburg herangebil- 
det hatte, und die KPD geriet in 
die Hände drittklassiger Führer, 
deren ursprüngliches Engagement 
und Integrität so weit beeinträch- 
tigt worden waren, daß sie skru- 
pellos Aufträge im Namen der 
Fraktion um Sinowjew und Stalin 
ausführten. 


Gemeinsame Demon- 
strationen gegen Weimar 


Als Folge der Hexenjagd gegen 
den Luxemburgismus wurde die 
kommunistische Bewegung ent- 
hauptet und glich in den schlimm- 
sten Jahren der Depression einem 
Schiff, das ohne Orientierung und 
ohne Führung in der stürmischen 
See treibt. 


Während der zwanziger und 
frühen dreißiger Jahre zog die 
KPD die fortgeschrittensten und 
engagiertesten Schichten der Ar- 
beiterklasse an, vor allem aus den 
Reihen der Arbeitslosen, doch die 
Partei verstand es nicht, sie mit 
den Arbeitern in der SPD zusam- 
menzuschließen. Weil es der KPD 
nicht gelang, Bündnisse der Ar- 
beitslosen mit den SPD-Gewerk- 
schaften zustande zu bringen, 
wurden die Arbeitslosen zu einer 
isolierten, zersplitterten Gruppe, 
und als sich die Depression dann 
verschärfte, paßte sich die Partei 
den verzweifelten Vorurteilen die- 
ser Schicht an. 


In einem kleinbürgerlichen Appa- 
rat bildeten diese Massen die 
Grundlage einer faschistischen 
Bewegung. Mit „Anweisungen 
aus Moskau“ kann man den Eifer, 
mit dem sich die KPD in der 
Volksabstimmung von 1931 mit 
den Nationalsozialisten gegen die 
SPD verbündete, nicht ausrei- 
chend erklären, genausowenig wie 
die Veranstaltung gemeinsamer 
Demonstrationen gegen die Wei- 
marer Republik oder das Über- 
wechseln von Mitgliedern zwi- 
schen der NSDAP und der KPD. 
Weil die KPD auf die Lehren Ro- 
sa Luxemburgs verzichtete, verlor 
sie sich in den Tiefen der Depres- 
sion, wo ihre Mitglieder dann 


zwangsläufig mit den nationalso- 
zialistisch orientierten Strasser- 
Brüdern Seite an Seite standen. 


So blieb dem SPD-Gewerkschafter 
keine andere Alternative, als sich 
an seine zerfallende Organisation 
zu klammern. Dieser ungelöste 
Antagonismus zwischen den Be- 
schäftigen und den Arbeitslosen 
unter der herrschenden Depression 
war der Virus, dem die Arbeiterbe- 
wegung zum Opfer fiel. 


Als die deutschen Kapitalisten 
erst einmal erfahren hatten, daß 
die Aufhebung des Sozialvertra- 
ges nicht sofort zu einem Massen- 
zulauf für die KPD führen würde, 
bereiteten sie eine direkte Kon- 
frontation mit der Arbeiterklasse 
vor. Trotz der verbrecherischen 
Dummheit der kommunistischen 
Bewegung lastete die Furcht, die 
KPD könne die 15 Millionen or- 
ganisierter Arbeiter mobilisieren, 
so schwer auf ihnen, daß sie 
äußerst vorsichtig vorgingen, da- 
mit sie keine Explosion auslösten, 
die in ganz Europa zur sozialisti- 
schen Machtergreifung geführt 
hätte. 


Ihre Offensive wurde in „Etap- 
pen“ vorgetragen, einer Abfolge 
von Konfrontationen, wobei die 
Niederlage der Arbeiterklasse und 
die darauf folgende Demoralisie- 
rung die Vorbedingungen für die 
nächste Konfrontation schaffen 
würden. Nachdem die Arbeiterbe- 
wegung mit dieser Methode auf- 
geweicht worden war, wurden die 
Nationalsozialisten auf den Plan 
gerufen, um die Zerstörung zu 
vollenden. 


Schachts Übertritt 
zum Nationalsozialismus 


Schon 1927 überreichte der ame- 
rikanische Bankier Parker Gilbert, 
dem Morgan die Überwachung 
der Reichsbank-Finanzen übertra- 
gen hatte, der SPD-Regierung ein 
Memorandum, in dem er vor 
„Tendenzen, die zu spürbaren Re- 
zessionen und Depressionen 
führen würden“, warnte. 


Zur Finanzierung der Reparatio- 
nen und der Zinsen auf Kredite, 
die Deutschland zum „Wiederauf- 
bau“ gewährt worden waren, nah- 
men die deutschen Banken und 
die deutsche Industrie in alarmie- 
rendem Ausmaß kurzfristige Kre- 
dite in ausländischer Währung 
auf. Diese kurzfristigen Verbind- 
lichkeiten wurden jedoch den 


“deutschen Banken in langfristige 


Kredite umgewandelt, um den 
Bankrott der deutschen Industrie 
zu verhindern. 


Der Schrumpfungsprozeß der In- 
dustrie in Europa und den Verei- 
nigten Staaten schuf eine Situati- 
on, in der die Absatzchancen der 
deutschen Industrie im Ausland 
im umgekehrten Verhältnis zu ih- 
rer Schuldenlawine standen. Die 
deutsche Finanzwelt stand vor der 
widersprüchlichen Aufgabe, die 
Zinsen hoch zu halten, um eine 
Kapitalflucht zu verhindern, und 
gleichzeitig mitten im Handels- 
kollaps die Zahlungen auf diese 
Anleihen leisten zu müssen. 


Als Reichsbankpräsident vertrat 
Schacht Standpunkt und Interes- 
sen seiner ausländischen Gläubi- 
ger, der Morgans und der briti- 
schen Girobanken. Schacht ak- 
zeptierte den Status Deutschland 
als Satrapie voll und ganz, und 
weil er darauf beharrte, daß die 
Austerität verstärkt werden müs- 
se, damit die Kredite zurückge- 
zahlt werden konnten, wurde er 
völlig berechtigt von links wie 
von rechts als Agent der Bankin- 
teressen der USA und Großbritan- 
nien bezeichnet. 


Gleichzeitig bemühte sich 
Schacht sehr darum, für Deutsch- 
land einen besseren Kolonialsta- 
tus auszuhandeln. Er forderte von 
den USA die Verringerung der 
Reparationszahlungen und erklär- 
te, das liege in ihrem eigenen In- 
teresse, und er wiederholte stän- 
dig seine Appelle, Deutschland 
Kolonien irgendwo in Afrika oder 
Asien zur Verfügung zu stellen. 


In der Innenpolitik wurde Schacht 
zum führenden Vertreter und Pro- 
pagandisten für Austerität, da, wie 
er sagte, nur eine drastische Sen- 
kung des Lebensstandards 
Deutschland aus seinen Liqui- 
ditätsschwierigkeiten retten kön- 
ne. Doch Schachts Bemühungen 
hatten bis zum Jahre 1928 keine 
größere Wirkung. Die Austerität 
wurde nur langsam durchgesetzt, 
weil sich starker Widerstand in 
der Arbeiterklasse regte. Erst 
dann, als die Industriellen von der 
Ruhr unter dem Schlachtruf „Zer- 
schlagt die Gewerkschaften“ die 
Offensive ergriffen, konnte 
Schachts Programm durchgeführt 
werden. 


Die deutschen Kapitalisten hatten 
keine Probleme mit den Gewerk- 
schaften an sich, aber doch mit 


den Hindernissen, die diese ent- 
wickelten Außenposten dem 
„Recycling“ der Gesamtklasse in 
den Weg stellten. Der Apparat, 
mit dem die Arbeitslosen in stei- 
gender Zahl als „Ware Arbeits- 
kraft‘ verarbeitet werden konnten, 
war in Gestalt der überregionalen 
Arbeitsämter vorhanden, doch die 
Rechte der „Gewerkschaften“, die 
im Massenstreik von 1918 errun- 
gen worden waren, hinderten die 
Kapitalisten, ihn in ihrem Sinn 
einzusetzen. 


Die Illusionen 
der SPD 


Im Winter 1928 sperrten die Un- 
ternehmer 200 000 Arbeiter aus. 
Sie erklärten offen, daß sie damit 
die gewerkschaftlichen Tarifver- 
handlungen und überbetrieblichen 
Tarifverträge abschaffen wollten. 
Unter den damaligen Umständen 
kam das der expliziten Forderung 
gleich, die Organisation der Ar- 
beiterschaft zu beseitigen. 


Die Sozialdemokraten reagierten 
auf diesen Wendepunkt in der Ge- 
schichte der Weimarer Republik, 
indem sie den unglücklichen In- 
nenminister Karl Severing damit 
beauftragten, eine Kompromißlö- 
sung auszuhandeln. Otto Braun, 
ein sozialdemokratischer Gewerk- 
schaftsführer, erklärte, warum die 
Gewerkschaften sich unter diesen 
Angriffen wie gelähmt verhielten: 
„Wie hätten die Gewerkschaften 
die Arbeiter von ihren Posten ru- 
fen können, wo sie doch wußten, 
daß Millionen von Arbeitslosen 
nur auf den Moment warteten, 
daß diese Plätze frei würden?“ 


Obwohl ein vorläufiger Kompro- 
miß zustande kam, erkannten die 
Arbeiterparteien nicht, daß sich 
dieses Ereignis innerhalb einer 
neuen politischen „Geometrie“ 
zugetragen hatte, mit der die So- 
zialpartnerschaft nicht mehr ver- 
einbar war. Das Versagen der 
Kommunistischen Internationale, 
in dieser kritischen Phase mit ei- 
nem eigenen Programm aufzutre- 
ten, das die Ablösung des Sy- 
stems ermöglichte, mit dem die 
Kapitalisten nicht mehr leben 
konnten, bestimmte dann die ka- 
tastrophalen Niederlagen, die sich 
anschlossen. 


Die Unternehmervereinigungen 
betrachteten die Ruhr-Aussper- 
rung als Fundamentalversuch, 
dessen Ausgang ihnen selbst und 
den Kapitalisten anderer Länder 
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bewies, daß die am besten organi- 
sierte Arbeiterklasse Europas - 
auf die Probe gestellt - nicht 
kämpfen würde. 


Aber dennoch klammerte sich die 
SPD verzweifelt an ihre Illusion, 
den alten Vertrag verlängern zu 
können, um den Preis, daß sie ei- 
ne Austeritätsgesetzgebung 
durchführen mußte, an die sich 
keine kapitalistische Regierung 
herangewagt hätte, durfte sie bis 
1930 in der Regierung bleiben. 
Ihre verräterische Kollaboration 
mit Schacht bei der Durchpeit- 
schung der Sparpolitik erreichte 
erst die Grenze, als die Kapitali- 
sten verlangten, sie sollten frei- 
willig die Gewerkschaften auflö- 
sen, die Basis ihrer eigenen Partei. 
Doch im Gegensatz zu ihren mo- 
dernen Nachfahren wie Wood- 
cock, Vetter und Loderer waren 
sie dazu nicht fähig. 


Der Übergang 
zum Faschismus 


Als die Ruhr-Barone verlangten, 
daß mittels Gesetzesänderungen 
die Arbeitslosenversicherung ab- 
geschafft würde, wußte selbst der 
korrupteste Gewerkschaftsführer, 
daß angesichts der Massenarbeits- 
losigkeit die Widerrufung dieses 
Gesetzes die SPD und ihre Ge- 
werkschaften restlos zerstören 
würde. Wegen dieses Konflikts 
verließ die SPD die Regierung, 
obwohl sie sich nie hatte eingeste- 
hen wollen, daß der Vorhang über 
der Weimarer Republik gefallen 
war. 


Bis ein politischer Apparat zur 
Zerschlagung der Arbeiterklasse 
entstehen konnte, mußten die Ka- 
pitalisten auf die bonapartistische, 
vom Militär gestützte Regierung 
Brüning zurückgreifen, die über 
den Parteien stehend mit Notver- 
ordnungen regierte. Unter den 
Notstandsgesetzen „zum Schutz 
der deutschen Wirtschaft und Fi- 
nanzen“ wurden die Löhne um 15 
Prozent gesenkt und die gewerk- 
schaftlichen Tarifverhandlungen 
untergraben. 
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Die Regierung Brüning markierte 
Schachts Übergang zum Faschis- 
mus. Schacht unterstütze die „po- 
sitiven“ Maßnahmen Brünings 
und, mehr als das, er war sogar 
der Verfasser der Austeritätsmaß- 
nahmen der neuen Regierung. 
Doch es wurde ihm rasch deut- 
lich, daß halbe Austeritätsmaß- 
nahmen, durch die die Arbeiter- 
klasse nur geschwächt wurde, für 
die deutschen Kapitalisten nicht 
die Rettung bedeuteten. 


Schacht war einer der ersten, die 
das sinkende Schiff verließen. Im 
Jahre 1930 setzte er seine Unter- 
schrift unter den Young-Plan, der 
zur Bedingung machte, daß 
Deutschland weiterhin die Repa- 
rationen und Schuldendienste 
zahlte - worauf er von seiner Posi- 
tion bei der Reichsbank zurück- 
trat, denn er wußte, daß das ge- 
samte Bankensystem vor dem Zu- 
sammenbruch stand. Daraufhin 
ging er in die Vereinigten Staaten 
und machte dort für das kommen- 
de Regime der Nationalsozialisten 
Propaganda. 


Der Zusammenbruch, den 
Schacht hatte kommen sehen, be- 
gann 1931 mit dem Konkurs der 
Österreichischen Staatsbank und 
zog sofort eine Kettenreaktion 
von Bankrotten in Deutschland 
nach sich. Innerhalb von Tagen 
fiel die Produktion um 50 Pro- 
zent, und die Arbeitslosigkeit er- 
reichte über sechs Millionen. 
Schacht begriff, daß diese Depres- 
sion nicht mit einer Neuauflage 
von „Kredit-Exporten“ zu been- 
den war, weil ja die Illiquidität der 
in Aussicht stehenden Kreditge- 
ber, wie der USA und Großbritan- 
niens, den Währungszusammen- 
bruch erst ausgelöst. hatte. Der 
Aufschwung würde aus der Sub- 
stanz der Arbeiterklasse finanziert 
werden müssen. Schacht kam zur 
Überzeugung, daß nur die Natio- 
nalsozialisten, die er persönlich 
verabscheute, ein wirtschaftliches 
Sanierungsprogramm nach seinen 
Vorstellungen würden durchset- 
zen können. 


Hitler verwirklichte 
Schachts Programm 


Ursprünglich hatte Stresemanns 
Deutsche Volkspartei, das Organ 
der Schwerindustrie, ein Schacht- 
sches Programm zu vertreten, und 
sie wurde gedrängt, eine militäri- 
sche Präsidentialdiktatur anzustre- 
ben. Als diese Aufgabe später Brü- 
ning übertragen wurde, sah man, 


daß eine rein militärische Lösung 
unmöglich war. Die Armee war in 
rivalisierende Fraktionen zersplit- 
tert, auf allen Ebenen von Intrigen 
durchzogen und daher nicht ver- 
läßlich genug, mit 15 Millionen or- 
ganisierten Arbeitern umzugehen. 
Darüber hinaus war das Militär 
zahlenmäßig schwach, und ihm 
fehlte jegliche Ausbildung für den 
Einsatz bei der Aufstandsbekämp- 
fung. Man war der Ansicht, es 
könne mit den Straßenunruhen, die 
im ganzen Land aufloderten, nicht 
fertig werden. 


Nach 1930 widmete Schacht sei- 
nen gesamten politischen Einsatz 
der Aufgabe, die Nationalsoziali- 
sten an die Macht zu bringen - 
entgegen allen gegenteiligen Er- 
klärungen seitens der heutigen 
Schacht-Anhänger. Auf der Kon- 
ferenz der deutschen faschisti- 
schen Parteien in Bad Harzburg 
war es Schacht, der genötigt wur- 
de, das Programm für das kom- 
mende Reich zu verkünden. 


Schacht hob hervor, daß dieses 
Programm „auf einigen grundle- 
genden Gedanken ruht, ‚,... näm- 
lich aus unserem Heimatboden 
herauszuholen, was herauszuho- 
len ist, und schließlich eine ganze 
Generation lang schwer zu arbei- 
ten“. Da diese Aufgabe über Brü- 
ning hinausging, fand sich der ar- 
rogante, würdevolle Herr Schacht 
nun in der Gesellschaft der Natio- 
nalsozialisten. 


Schacht fand nur Verachtung für 
die sogenannten „Theoretiker“ 
des Nationalsozialismus. Das Na- 
zi-Wirtschaftsprogamm, von Gott- 
fried Feder und Duree zusammen- 
gestellt, war ein Sammelsurium 
von Vorstellungen, die den „klei- 
nen Interessen“ aller bankrotten 
Gruppierungen des Kleinbürger- 
tums entsprechen sollten, die nach 
1930 in Scharen zu den National- 
sozialisten stießen. 


Schacht hatte Geduld mit den rei- 
nen „Idealisten“ im Lager der Na- 
tionalsozialisten: „Sollten Leute 
wie Gottfried Feder und Rower 
die Kontrolle über das Banken- 
und Finanzsystem erlangen, könn- 
te ich bereits jetzt sehen, daß es 
den Ruin der deutschen Wirt- 
schaftspolitik bedeutete. Die Ar- 
beit der Reichsbank würde zu- 
sammenbrechen.“ 


Feders Ideen wurden beibehalten, 
um den Massen zu Gefallen zu 
sein, während Hitlers wirkliches 
Wirtschaftsprogramm von Indu- 


strie und Finanz gestaltet wurde, 
als deren anerkannter Sprecher 
Hjalmar Schacht fungierte. 


Spätestens vom Jahr 1933 an er- 
ging sich Schacht in über- 
schwenglichen Briefen an Hitler, 
die er „Mit einem kräftigen Heil!“ 
unterzeichnete. Goebbels notierte 
in der finsteren Zeit von 1932 in 
seinem Tagebuch: „Er (Schacht) 
ist einer der wenigen, die fest hin- 
ter dem Führer stehen.“ 


„Und nun, meine 
Herren, zur Kasse!“ 


Der frühere Reichsbankpräsident 
war kurz vor der Machtübernah- 
me der Nationalsozialisten bis 
zum Kassenführer des Schmier- 
geldfonds der Nazis herabgesun- 
ken. Bei einer großen Veranstal- 
tung zugunsten der Parteikasse 
vor den Wahlen von 1933 sprang 
Schacht nach Hitlers Rede auf 
und ermunterte die versammelten 
Industriellen: „Und nun, meine 
Herren, zur Kasse!“ 


Sobald die Koalition aus Finanz, 
Industrie, dem Militär und Hitler 
stand, wurde Brüning ausrangiert 
und durch die politische Null von 
Papen ersetzt. Die einzige Da- 
seinsberechtigung für die Regie- 
rung von Papen war es, die letzten 
Vorbereitungen für einen friedli- 
chen Übergang zu den National- 
sozialisten zu treffen; diese waren 
ihrerseits nicht mehr als der 
Rammbock der Schachtschen Ko- 
alition. 


Man hört oft, daß Schacht als 
Wirtschaftsminister der National- 
sozialisten nicht mehr tat, als die 
Politik nachzuahmen, die bereits 
Brüning und von Papen vertreten 
hatten. Dieses Argument zäumt 
das Pferd vom Schwanz auf, denn 
die perfekte Kontinuität in der 
Wirtschaftspolitik der drei Regie- 
rungen zeigt, wie Schachts eige- 
nes Programm fortschreitend um- 
gesetzt wurde. Von Papen und 
Brüning hatten mit der Wirtschaft 
so wenig zu tun wie die National- 
sozialisten. 


Bis zum Jahre 1936 spielten die 
Nationalsozialisten nur die Rolle 
einer innenpolitischen Polizei, 
während die Wehrmacht und die 
Ministerien der Wirtschaft, des 
Auswärtigen und der Verteidi- 
gung völlig unter Leitung des 
Blocks aus Finanz, Industrie und 
Militär stand, mit Schacht an der 
Spitze. In den Bereich der kapita- 


listischen Politik durfte sich die 
NSDAP mit ihren unausgegore- 
nen Vorstellungen nicht einmi- 
schen. Die Industriellen gaben 
Hitler ihre Dankbarkeit für seine 
Leistungen zu erkennen und zoll- 
ten ihm förmlich Anerkennung, 
doch wenn es um die Politik ging, 
waren die Nationalsozialisten un- 
erwünscht. 


Die Befehle kamen 
vom Schacht-Block 


Die Säuberung der SA ist hierfür 
charakteristisch. Es trifft zwar si- 
cherlich zu, daß Hitler geneigt 
war, alle fraktionellen Gegner in 
der Partei aus dem Weg zu schaf- 
fen, der Impuls und die Befehle 
aber gingen direkt vom Block des 
Herrn Schacht aus. 


Solange die SA in der Zeit des 
Zwangs-Recycling als Hilfspoli- 
zei gebraucht wurde, duldete man 
ihre Mätzchen und begegnete 
ihren Forderungen mit einem ge- 
wissen Entgegenkommen. Das er- 
ste Hilfsprogramm der National- 
sozialisten, eine Beihilfe für 
Wohnhaus-Reparaturen, war in 
Wirklichkeit ein Beschwichti- 
gungsmittel für die nazifizierten 
Handwerker, die größtenteils im 
Baugewerbe tätig waren. 


Die erste Phase des Programms 
von Hjalmar Schacht dauerte 18 
Monate, sie setzte sich aus öffent- 
lichen Aufträgen zusammen, die 
mit Sklavenarbeit und Recycling 
der Arbeitskraft ausgeführt wur- 
den. Die SPD, die KPD und ihre 
früheren Mitglieder wurden so 
weit zermalmt, daß die SA nicht 
mehr benötigt wurde. Der 
Schachtsche Block präsentierte 
Hitler durch die Person des Wirt- 
schaftsministers Schmitt - gleich- 
zeitig Direktor der größten deut- 
schen Versicherungsgesellschaft 
und in enger Verbindung mit der 
Reichsbank - die nächste Phase 
des Programms, deren Schwer- 
punkt die Aufrüstung bildete, was 
die Liquidierung der SA und ihrer 
„zweiten Revolution‘ zur Voraus- 
setzung hatte. 


Das war zu einer drängenden 
wirtschaftlichen Frage geworden. 
Die Massen forderten die 
Schließung von Kaufhäusern, ob- 
wohl sich die Schulden dieser Un- 
ternehmen auf 500 Millionen 
Reichsmark beliefen. In ähnlicher 
Weise liefen die Forderungen 
nach niedrigen Zinsen, niedrigen 
Steuern und Wohngeld dem wirk- 


lichen wirtschaftlichen Gesun- 
dungsprogramm direkt entgegen. 
Schacht, Krupp, IG Farben und 
das Militär waren sich darin einig, 
daß die Schläger weg mußten. 


Nach der Zerschlagung von 
Röhms SA war das letzte Hinder- 
nis für ein Schachtsches Wirt- 
schaftswunder beseitigt. Schmitt 


berg ein Memorandum vor, worin 
er die Forderung des gesamten 
militärisch-kapitalistischen 

Blocks skizzierte. Das Papier er- 
klärte, daß der Aufschwung allein 
durch ein Aufrüstungsprogramm 
erreicht werden müsse und daß 
ein Wirtschaftsdiktator zu ernen- 
nen sei, dessen Macht sich über 
alle wirtschaftlichen Institutionen 
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Schacht verabschiedet sich auf dem Bahnhof St. Lazare von Owen D. 


Young. 


wurde mit beträchtlichem Druck 
zum Rücktritt gezwungen, insbe- 
sondere, nachdem er eine SS- 
Uniform angelegt hatte und die 
Interessen der Ruhr-Barone aufs 
Spiel setzte, indem er den Natio- 
nalsozialisten gestattete, Ein- 
brüche in die Unternehmerverei- 
nigungen zu erzielen - doch 
Schacht sollte die Situation rasch 
unter Kontrolle bekommen. Indu- 
strie und Armee forderten nun 
Hitler direkt auf, Schacht zum 
Wirtschaftsminister zu ernennen, 
doch nicht bloß zum Minister, 
sondern zum politischen Diktator 
über die gesamte Wirtschaft. 


Ende Juni 1934 legte General Ge- 
org Thomas, Leiter der Wirt- 
schaftsabteilung des Kriegsmini- 
steriums, Stabschef von Blom- 


erstrecken und der ganz beson- 
ders die Lohnpolitik in seiner 
Hand haben müsse. Die Illusio- 
nen des Dr. Ley, die Arbeitsfront 
ineine korporativistische „Ver- 
handlungsagentur“ zu verwan- 
deln, die die Arbeitspolitik be- 
stimmen würde, wurde im Keim 
erstickt, und die Arbeitsfront 
wurde streng auf die Funktion als 
Anhängsel der Gestapo in den Fa- 
briken beschränkt. 


Zwischen Juni und August muß- 
te General Thomas Hitler zwei- 
mal daran erinnern, daß Hjalmar 
Schacht der einzige war, der dem 
Block für den Posten des Wirt- 
schaftsdiktators genehm war. In 
seinen Memoiren beschrieb 
Schacht, wie sehr ihn Hitlers An- 
gebot „überrascht“ habe und wie 


er eine tiefe Gewissenskrise 
durchmachte, als er zu entschei- 
den versuchte, ob es moralisch 
richtig sei, diesem Regime zu 
Diensten zu sein. 


Daß sich die Ernennung Schachts 
um 18 Monate verzögerte, lag in 
Wirklichkeit an dessen Unwillen, 
den Posten zu übernehmen. 
Schacht, das sollte deutlich sein, 
war ein Opportunist und im Grun- 
de ein Feigling, der politisch 
nichts unternahm, wenn es mit Ri- 
siken verbunden war. Erst als die 
Nationalsozialisten bewiesen hat- 
ten, daß sie die Arbeiterklasse 
versklaven, und als Hitler gezeigt 
hatte, daß er sich seiner alten Ra- 
dikalen aus der SA entledigen 
konnte, war Schacht bereit, die 
Aufgaben des Wirtschaftsdikta- 
tors zu übernehmen. Sobald er 
sich jedoch entschieden hatte, 
zweifelte niemand daran, wer die 
Zügel in der Hand hatte. Der Bot- 
schafter der Vereinigten Staaten 
Dodd, Allen Dulles und andere, 
die für die herrschenden Kreise 
Großbritanniens und der USA ar- 
beiteten, hielten es für sicher: 
„Würde Hitler etwas zustoßen‘“, 
wäre Schacht sein Nachfolger. 


„Ich lasse mich nicht 
von hinten nehmen!“ 


Schachts erste Amtshandlung be- 
stand darin, seine eigene Herr- 
schaft zu errichten und absolut 
deutlich zu machen, daß er auch 
nicht den letzten Rest von Einmi- 
schung der Nationalsozialisten in 
sein Mandat dulden würde. 
Schacht beschreibt das folgender- 
maßen: 


„Am 2. August 1934 trat ich mein 
Amt als Leiter des Wirtschaftsmi- 
nisteriums an. Meine erste Maß- 
nahme war, daß ich die oberen 
Beamten zusammenrief und ihnen 
ans Herz legte, nach Recht und 
Sachlichkeit zu entscheiden und 
keinerlei Einmischung von partei- 
licher Seite zu dulden. Ich würde 
jeden Beamten schützen, der sich 
an die Richtlinien hielte. Ich be- 
schränkte mich nicht auf die Ver- 
teidigung der mir unterstehenden 
Ressorts. Ich ging auch zum An- 
griff über. Nach meiner Eröff- 
nungsansprache ließ ich mir so- 
fort Herr Gottfried Feder kom- 
men, den Hitler früher als 
Staatssekretär im Wirtschaftsmi- 
nisterium eingesetzt hatte. Ich er- 
klärte ihm, daß mit dem Tage 
meines Eintritts seine Tätigkeit im 
Wirtschaftsministerium beendet 
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sei. ‘Aber, Herr Präsident, ich bin 
doch bereit, völlig loyal mit Ihnen 
zusammenzuarbeiten.’ ‘Das mag 
sein, Herr Feder, aber ich bin es 
nicht!’“ 


Schacht beließ seine Säuberung 
nicht nur bei Feder. Wilhelm Kep- 
ler, der seinen Posten als Hitlers 
Wirtschaftsberater benutzte, um 
die NSDAP in Geschäftskreisen 
auszudehnen, wurde ausdrücklich 
von Schacht mit einem Hausver- 
bot für das Ministerium belegt. 
Einem SS-Kurier, der ihm Himm- 
lers Opposition gegen seine Er- 
nennung mitteilte, erwiderte 
Schacht, daß der einzige Weg, auf 
dem Himmler ihn zum Rücktritt 
zwingen könne, sei, daß „er mich 
von vorn erschießt, denn ich lasse 
mich nicht von hinten nehmen“. 


Für die „Hexerei“ von Schachts 
Wirtschaftswunder, mit „MEFO- 
Wechseln“ finanziert, paßt das 
Bild eines riesigen Pokerspiels. 
Die Bank stellt ihren privilegier- 
ten Spielern, die aber allesamt 
über kein Geld verfügen, Chips 
zur Verfügung, und die Spieler 
bieten als Bezahlung ihre persön- 
lichen Zahlungsversprechen 
(Wechsel) an. Der Einsatz steigt, 
und die Bank stellt freundlicher- 
weise weitere Chips zur Verfü- 
gung, wobei die Wechsel als Si- 
cherheit dienen. Irgendwann je- 
doch möchte einer der 
argwöhnischen Spieler in die 
wirkliche Welt hinausgehen, wo, 
sehr zu seinem Unglück, seine 
Gewinne vom Pokertisch nicht 
eingelöst werden. 


Kredite für . 
die Waffenproduktion 


War das Spiel vergebens? fragte 
er sich verzweifelt. Doch der Ban- 
kier ist ein finanzieller Hexer; er 
beruhigt den Spieler und versi- 
chert ihm, daß die Anstrengungen 
am Pokertisch nicht umsonst wa- 
ren. Mit einer raschen Bewegung 
seines Zauberstabs läßt der Hexer 
aus dem Nebenraum einige Her- 
ren mit Maschinenpistolen er- 
scheinen und gebietet ihnen, unse- 
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ren argwöhnischen Spieler in die 
Welt zu begleiten und sicherzu- 
stellen, daß die Zauberchips ein- 
gelöst werden. 


Schachts „Wirtschaftswunder“ 
gründet sich auf Maschinenge- 
wehre - nicht auf seine Zauberta- 
sche voller Finanztricks. 


Das Kunstwort MEFO stand für 
Metall-Forschungsinstitut GmbH, 
eine Scheinfirma, zu deren Grün- 
dung die Zentralbank, das Vertei- 
digungsministerium und die 
vier größten Waffenproduzenten 
gehörten. Die Wechsel hatten den 
Zweck, Kredite für die Waffen- 
produktion bereitzustellen. Die 
Beschaffungsämter der Reichs- 
wehr bezahlten ihre Aufträge mit 
MEFO-Wechseln, die dann von 
der Scheinfirma eingelöst wur- 
den; deren Schulden wiederum 
wurden von der Regierung garan- 
tiert. 


Im Unterschied zu dem gewöhnli- 
chen Wechsel, der am Fälligkeits- 
tag bezahlt werden muß, garan- 
tierte die Reichsbank die Redis- 
kontierung der MEFOs, so daß 
die MEFO-Gesamtschuld als Kre- 
ditgeld für weitere Zahlungen die- 
nen konnte. Aber trotzdem wurde 
ein Teil dieser Masse von den Rü- 
stungsproduzenten und ihren Lie- 
feranten in Privatbanken angelegt 
und fand dadurch seinen Weg 
zurück in die Reichsbank und 
schließlich zur Geldschöpfung. 


Vom Februar 1933 bis Februar 
1938 erweiterte sich das 
Währungsvolumen um 33 Pro- 
zent. Das jedoch stellt keineswegs 


den damals herrschenden Trend 
zur Hyperinflation dar, weil es 
bloß die Aufblähung der Währung 
erfaßt, die nur eines der kapitali- 
stischen Kreditinstrumente dar- 
stellt. 


Durch seine sehr straffe Kontrolle 
über den Kapital- und Geldmarkt 
gelang es Schacht, die liquiden 
Vermögen von Banken, Gemein- 
den, des Aktien- und Obligations- 
marktes zur Abdeckung der 
MEFO-Expansion zu benutzen. 
Sparkassen und Handelsbanken 
wurden gezwungen, 30 Prozent 
ihrer Einlagen in MEFO-Wech- 
seln zu investieren, Gemeinden 
bis zu 90 Prozent, und für öffent- 
liche und private Versicherungen 
wurden ähnliche Anteile festge- 
setzt. Die Ausgabe neuer Wertpa- 
piere wurde verboten, und Obliga- 
tionen und Guthaben, die 
während der Depression eingefro- 
ren worden waren, wurden durch 
die Verwandlung in MEFOs frei- 
gegeben. Der Kapitalmarkt wurde 
von MEFO-Wechseln und ande- 
ren Regierungspapieren über- 
schwemmt; die Reichsbank aber 
zahlte für sie ständig weniger Zin- 
sen. 


Der Lohnraub 
mit dem Volkswagen 


Man kann sich gut vorstellen, mit 
welcher Geschwindigkeit die Re- 
gierung hätte neue Banknoten 
drucken müssen, hätte nicht 
Schacht diese Konzentration des 
Papierkapitals erzwungen. Von 
1934 bis 1938 wurden insgesamt 
MEFO-Wechsel im Wert von 12 
Milliarden Reichsmark ausgege- 
ben. Doch ist hier nicht die Summe 
der MEFOs interessant, sondern 
die Hebelwirkung, den dieser Kre- 
dit für die zusätzliche Kreditexpan- 
sion im gesamten Finanzsystem 
darstellte. Hier kommt die Frage 
ins Spiel, wie dieses Papierimperi- 
um Bestand haben konnte, obwohl 
die Kriegsproduktion keine Werte 
produziert. Genau hier endet die 
Ökonomie, und die Maschinenge- 
wehre werden hervorgeholt. 


Das Geheimnis lautete ursprüng- 
lich Akkumulation. Hier glänzte 
Schacht als kaltblütiger Gangster, 
der einen Plan nach dem anderen 
ersann, um seinen Opfern auch 
das letzte Gramm Wert abzupres- 
sen. Schacht setzte durch die 
staatlich ernannten Treuhänder 
der Arbeit die Löhne auf die Höhe 
wie in der Depression von 1933 
fest, und als die Rüstungsfinan- 


zierung zunahm, gingen die 
Reallöhne ständig noch unter die- 
sen geringen Stand zurück. 


Im Vergleich entsprach der Lohn 
von 1933 etwa der Hälfte des Ver- 
dienstes von 1928. Man beachte 
auch, daß die Abzüge vom Lohn 
sich auf 10 bis 15 Prozent des 
Nennlohnes beliefen. Das ge- 
schah in der Gestalt der Beiträge 
für die Arbeitslosenversicherung, 
die so hoch waren wie in der De- 
pression, obwohl bis 1939 die Ar- 
beitslosenunterstützung entweder 
gekürzt oder verweigert wurde. 
Dann wurden alle Zahlungen offi- 
ziell eingestellt - doch die Abzüge 
blieben. Weitere Abzüge entstan- 
den durch „Altersversicherung“, 
Beiträge für die Arbeitsfront, 
„Kraft durch Freude“, von den 
zahlreichen „freiwilligen“ Beiträ- 
gen für die NSDAP ganz zu 
schweigen. 


Und dann gab es natürlich die to- 
talen Betrügereien. Der Lohnraub 
mit dem „Volkswagen“ ist ein 
herausragendes Beispiel für et- 
was, was sich täglich ereignete, 
wenn auch in nicht so spektakulä- 
rer Form. Eine höhere Effektivität 
bei der Steuereintreibung und die 
Erhöhung der indirekten Steuern, 
die von den Arbeitern zu tragen 
waren, reduzierten den Lohn noch 
weiter. 


Beschneidungen des variablen 
Kapitals (der gesellschaftlichen 
Kosten zur Erhaltung und Repro- 
duzierung einer qualifizierten Ar- 
beitskraft) führen notwendiger- 
weise zum Schrumpfen des Be- 
reichs, den Marx als Produktion 
der Abteilung II (Konsumtions- 
mittel) bezeichnet. Der Stillstand 
der Abteilung II auf dem Niveau 
der Depression war nach Schachts 
Ernennung die bewußte Politik 
des Wirtschaftsministeriums. 


Verweigerung von Krediten, Ar- 
beitskräften, Rohstoffen für die 
Konsumgüterindustrie und die 
Verhängung strenger Importbe- 
schränkungen waren die Mittel, 
um dieses Ziel zu erreichen. Daß 
es sich um eine Schrumpfungspo- 
litik handelte, mit der die Produk- 
tion auf ihrem niedrigsten Stand 
eingefroren wurde, sieht man an 
den Sonderverordnungen von 
1934, mit denen die Faserindustrie 
gesteuert werden sollte. Es wur- 
den eine Arbeitswoche von 36 
Stunden durchgesetzt, der Neubau 
von Anlagen oder Kapazitäten 
und die Einführung neuer Techno- 
logien verboten. 


Die Investitionen in Abteilung II 
erreichten nie den Stand von 
1926, vor der Depression. Der 
prozentuale Anteil von Investitio- 
nen in die Konsumgüterindustrie 
an den Gesamtinvestitionen sarık 
zwischen 1933 und 1939 um 27 
Prozent. Ein beträchtlicher Teil 
der Konsumgüter fand nie seinen 
Weg in die Zivilbevölkerung; ent- 
weder floß er direkt in das Militär 
oder wurde als Vorrat gelagert, 
um im Kriegsfall Mängel zu ver- 
meiden. 


Eine Mischung aus 
Pfadfinderlager 
und Gehirnwäsche 


Nach Schachts Machtergreifung 
brach die Funktion aller Schulen, 
nicht nur der Berufsschulen, zu- 
sammen. Es entwickelte sich ein 
ernsthafter Lehrermangel, weil je- 
der, der diesen Beruf ergreifen 
wollte, nach seiner Treue zum Na- 
tionalsozialistischen Lehrerbund 
und nach seiner körperlichen Be- 
schaffenheit beurteilt wurde. Das 
wichtigste Unterrichtsfach war 
„körperliche Ertüchtigung‘“, 
gleich danach kamen „ideologi- 
sche“ Fächer wie „Rassentheo- 
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Ein gutes Barometer für den Ver- 
fall ist der scharfe Rückgang der 
Einschreibungen in den Techni- 
schen Hochschulen, aus denen die 
meisten Naturwissenschaftler und 
Ingenieure hervorgingen. Zwi- 
schen 1933 und 1939 sank die 
Zahl der Neuimmatrikulierten von 
20 474 auf 9554; dazu kam, daß 
ein großer Teil ihrer Ausbildung 
auf das Studium „deutscher Wis- 
senschaften“, wie der „deutschen 
Mathematik“ und der „deutschen 
Physik“, verwendet werden muß- 
te. Die Qualifikation von Ingeni- 
euren und Wissenschaftlern fiel 
grenzenlos, so daß die Fachzeit- 
schriften dieser Zeit voll von Kla- 
gen und Beschwerden über die 
niedrige Qualifikation der Hoch- 
schulabsolventen waren. Man 
traute ihnen noch nicht einmal die 
Reparatur eines Autos, geschwei- 
ge denn die technische Leitung ei- 
nes Betriebes zu. 


Die Industriellen klagten verzwei- 
felt über die Qualifikation der 
Lehrlinge. Die Ergebnisse der Ge- 
sellenprüfungen waren so 
schlecht, daß sich daran ein 
großer Skandal entzündete. In 
Hamburg beherrschten bei einer 
Prüfung von 400 Lehrlingen 75 
Prozent die Rechtschreibung nur 


unzureichend, eine entsprechende 
Zahl war nicht in der Lage, den 
Namen Goethes zu buchstabieren. 
Spätestens 1938 waren Facharbei- 
ter so knapp geworden, daß die 
Industrie ihre eigenen Ausbil- 
dungsstätten eröffnete. 


Die Ausbildung und der kulturelle 
Stand der Jugend entsprachen ei- 
ner Nullwachstums-Gesellschaft. 
Eine Qualifikation ist nur in einer 
sich entfaltenden Gesellschaft ge- 
fragt. In dem Schachtschen Reich 
schrumpfte der gesellschaftlich- 
reproduktive Prozeß und kehrte 
sich gegen sich selbst. Die Erzie- 
hung war eine Mischung aus 
Pfadfinderlager und Gehirnwä- 
sche. 


Schacht erhielt 
Hilfe von den Insidern 


Die Ausplünderung der deutschen 
Arbeitskraft war nur einer der 
Aspekte von Schachts MEFO-Sy- 
stem. Kurzfristig wechselnde aus- 
ländische Geldgeber und Han- 
delspartner bildeten den anderen 
unentbehrlichen Bereich für ur- 
sprüngliche Akkumulation. Bei 
diesem Unternehmen genoß 
Schacht die Hilfe der Morgans, 
der Rockefellers und der briti- 
schen Banken. Sie unterstützten 
das Reich, indem sie ihm Kredite 
gewährten und freundlicherweise 
einige ihrer Kolonien für Schacht 
öffneten, wo er seine Art Imperia- 
lismus des armen Mannes prakti- 
zieren konnte. 


Schachts Ehrgeiz in bezug auf 
Kolonien wurde zum Teil befrie- 
digt, als die Rockefellers Lateina- 
merika und die Briten den Balkan 
für seinen Handel öffneten - ob- 
wohl gesagt werden muß, daß die 
Rockefellers, die Schacht nach 
dem Zweiten Weltkrieg als Ver- 
mittler für die Ölkartelle einstell- 
ten, ihm für sein Geld eine schwe- 
re Arbeit zuwiesen. 


Unter der Bezeichnung des „Neu- 
en Plans“ erklärte Schacht ein 
Schuldenmoratorium. Er weigerte 
sich, den langfristigen Schuldver- 
pflichtungen an ausländische 
Gläubiger, die in fremden 
Währungen zu zahlen waren, 
nachzukommen. Statt dessen bot 
er den Gläubigern „Teilzahlun- 
gen“ in Form von Bezugsscheinen 
an, womit sie innerhalb Deutsch- 
lands spezifische Waren kaufen 
konnten. Gleichzeitig wurde die 
Reichsmark aus den internationa- 
len Geldmärkten abgezogen und 


auf einem künstlich hohen Preis 
festgesetzt, der etwa 20 Prozent 
über dem Marktpreis lag. 


Die Umwandlung ausländischer 
Guthaben in Bezugsscheine fand 
nicht nur zu einem sehr profita- 
blen Wechselkurs statt, die Be- 
zugsscheine verloren auch da- 
durch noch weiter an Wert, daß 
viele Gläubiger gar kein Interesse 
hatten, gerade diese auf den Be- 
zugsscheinen angegebenen Waren 
zu kaufen. Dabei erübrigt es sich, 
zu erwähnen, daß die Einführung 
der Bezugsscheine niemals hätte 
gelingen können ohne die Kolla- 
boration der amerikanisch-briti- 
schen Hochfinanz, die dem Drit- 
ten Reich die Schulden sozusagen 
als politische Subventionierung 
erließen. 


Die Knappheit an ausländischen 
Krediten, um den Handel auf- 
rechterhalten zu können, war ein 
weit ernsteres Problem. Der Han- 
del mit den USA und Westeuropa 
ging wegen des unnatürlich hohen 
Reichsmarkkurses stark zurück, 
da deutsche Exporte um 15 bis 25 
Prozent teurer waren als britische. 
Um dem Abhilfe zu schaffen, ver- 
lagerte Schacht den Handel auf 
solche Länder, die ebenfalls unter 
Devisenmangel litten und daher 
für Tauschgeschäfte zugänglich 
waren. Solche Länder waren fast 
ausschließlich Rohstoffexporteure 
wie Lateinamerika und der Bal- 
kan, die ihre Währungen nach der 
Pfundabwertung in Großbritanni- 
en um 40 bis 80 Prozent abgewer- 
tet hatten, um ihre Ausfuhr in die 
zerrütteten Märkte zu sichern. Es 
fand zwar kein Austausch von 
Währungen bei diesen „Tauschge- 
schäften“ statt, die ausgetauschten 
Waren wurden dennoch nach den 
Wechselkursen der jeweiligen 
Länder bewertet. 


Verkauf 
zu Schleuderpreisen 


Durch die überinflationierte 
Reichsmark war Schacht im Vor- 
teil, und zusätzlich wandte er auch 
noch einen Mafia-Trick an, der 
als „Mengenmanipulation“ be- 
kannt ist. Nachdem die bürokra- 
tisch-komplizierten Austauschver- 
einbarungen getroffen waren, be- 
stellten deutsche Importeure dann 
einfach größere Mengen Rohstof- 
fe. Wenn das betrogene Land mit 
seiner Buchführung dann soweit 
war und merkte, daß die Handels- 
bilanz ein großes Mißverständnis 
aufwies, verlangte es natürlich die 


Bezahlung der zusätzlichen Roh- 
stoffmengen in harter Währung. 
Schachts Standard-Antwort war 
dann das Angebot, mit Waren, 
aber nicht mit Geld zu bezahlen. 
Die Zentralbank des beraubten 
Landes hatte keine andere Wahl, 
als den Handel mit anderen Län- 
dern einzuschränken und seine 
Importeure zu zwingen, mit 
Deutschland zu handeln, obwohl 
die deutschen Exportgüter maß- 
los teuer waren, damit die Han- 
delsbilanz ausgeglichen werden 
konnte. 


Eine andere, der Mengenmanipu- 
lation untergeordnete Praxis, war 
der Verkauf von überschüssigen 
Waren und „Ersatz“ zu Schleuder- 
preisen. Der Fall der Firma IG 
Farben, die Jugoslawien im Aus- 
tausch für Rohstoffe mit einem 
Berg Aspirin überschüttete, war in 
den Balkanländern dermaßen all- 
täglich, daß die Länder in dieser 
Region förmlich nach der Rück- 
kehr des britischen Imperialismus 
lechzten. 


Nur zwei Jahre nach dem gefeier- 
ten „Aufschwung“ war Deutsch- 
land wieder am Rand des wirt- 
schaftlichen Zusammenbruchs. 
Vom Standpunkt der gesellschaft- 
lichen Reproduktion war der Auf- 
schwung ein purer Schwindel ge- 
wesen. Rüstungsgüter dienten als 
Investitionsgebiet für die Akku- 
mulation von „Papier“, und der 
Produktionsanstieg diente nicht 
zur Vermehrung der Gebrauchs- 
werte der Gesellschaft, die weiter 
stagnierte und dann schließlich 
noch unter den Tiefpunkt 
während der Weltwirtschaftskrise 
abfielen. Das unvermeidliche Re- 
sultat war Hyperinflation in 
Deutschland, gekoppelt mit einer 
schweren Devisenkrise. 


In Industrie-, Finanz- und Militär- 
kreisen fanden 1936 das ganze 
Jahr über hitzige Debatten über 
die Lösung dieses Problems statt, 
die in einer scharfen fraktionellen 
Konfrontation zwischen Schacht 
und den Schlotbaronen des Ruhr- 
gebietes kulminierten. Zu guter 
Letzt wurde der „alte Hexenmei- 
ster‘“ von seinem Posten als Wirt- 
schaftsdiktator entbunden. 


Die eigentliche Debatte ging um 
die grundsätzliche Frage, ob die 
mit MEFO-Wechseln finanzierte 
Aufrüstung weitergetrieben wer- 
den könnte, ohne damit einen un- 
mittelbaren finanziellen Zusam- 
menbruch zu bewirken. Um diese 
Frage entstanden drei Fraktionen. 
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Deutschland 

Die 
Okonomie 
des Hjalmar 
Schacht 


Ein Teil der Export- und Leichtin- 
dustrie rief nach Abwertung der 
Mark, um den Exporthandel stei- 
gern zu können und - noch wich- 
tiger - um wieder Zugang zu den 
internationalen Finanzmärkten zu 
bekommen. Schacht, die Industri- 
ellen an der Ruhr und das Militär 
wiesen gemeinsam diese Position 
zurück und warfen den „Abwer- 
tern“ vor, sie wollten Deutschland 
in den Satrapien-Status von 1924 
bis 1932 zurückversetzen. 


Kreditausdehnung durch 
mehr Papiermasse 


Eine Abwertung hätte der Reichs- 
mark die Fähigkeit genommen, das 
fiktive Papierkapital, das in 
Deutschland erzeugt wurde, über 
den Schachtschen Handel zu reali- 
sieren. Außerdem hätte die daraus 
folgende Entwertung der MEFO- 
Wechsel-Guthaben eine Kettenre- 
aktion von Bankrotten innerhalb 
Deutschlands nach sich gezogen. 
Die deutschen Kapitalisten hätten 
dann keine andere Zuflucht mehr 
gehabt, als im Ausland um „Anlei- 
hen“ zu bitten und die politischen 
Konsequenzen, nämlich zu einer 
Kolonie der USA zu werden, auf 
sich zu nehmen. 


Sobald die „Abwerter“ politisch 
geschlagen waren, legte Schacht 
der gesamten Kapitalistenklasse 
eine Umsatzsteuer auf, um so die 
nötigen Subventionen an den Ex- 
porthandel machen zu können, 
ohne zu einer Abwertung greifen 
zu müssen. Das war aber bloß ei- 
ne kurzfristige Stützungsmaßnah- 
me, die das MEFO-Problem un- 
gelöst ließ. 


Vom Standpunkt eines aufgeklär- 
ten und erfahrenen Bankiers argu- 
mentierte Schacht, daß eine wei- 
tere Kreditausdehnung unhaltbar 
war. Seine Alternative war, die 
Papiermasse zu verringern, die in- 
flationäre Rüstungsproduktion 
einzuschränken und die Ausbeu- 
tungsrate der primitiven Akkumu- 
lation in Deutschland selbst zu er- 
höhen, indem der Bevölkerung 
drastischere Austeritätsmaßnah- 
men auferlegt würden. 
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Das ganze Jahr 1936 über wurde 
er in heiße politische Debatten mit 
der sich herausbildenden dritten 
Fraktion, den Schlotbaronen, ver- 
wickelt, als er immer wieder ihre 
Forderungen nach Krediten zur 
Erweiterung der Kriegsindustrie 
zurückwies. Der Bruch erfolgte, 
als die militärische Planungsgrup- 


sten, den Kredit für die Waffen- 
produktion auszudehnen. Der 
Göring-Plan war im wesentlichen 
eine stillschweigende Überein- 
kunft, zum frühestmöglichen Zeit- 
punkt einen Krieg anzufangen. 
Die Klausel der ‚vier Jahre“ hatte 
wenig mit Wirtschaft zu tun und 
war mehr ein fraktioneller 


Schacht im Gespräch mit Montagu Norman, dem Präsidenten der bri- 


tischen Notenbank. 


pe - im Interesse von IG Farben 
und Krupp - eine Erhöhung der 
Rüstungsausgaben verlangte, die 
den Devisenabfluß verdoppelt 
hätten. Schacht bestand darauf, 
daß es unmöglich sei, diese Aus- 
gaben zu machen; ihm gegenüber 
stand das fraktionelle Dokument 
der Industriellen, das auch als 
„Görings Vierjahresplan“ bekannt 
ist. 


An der Oberfläche präsentierte 
dieses wirtschaftliche „Pla- 
nungs“-Dokument die These, 
Deutschland könne in bezug auf 
Rohstoffe autark werden, wenn 
mehr in die Produktion syntheti- 
scher Stoffe investiert würde. Da- 
von ausgehend, argumentierte das 
Dokument, könne Deutschland 
das Devisenproblem völlig außer 
acht lassen und sich gleichzeitig 
innerhalb von vier Jahren für ei- 
nen Krieg rüsten. Autarkie, das 
angebliche Ziel des Plans, wurde 
in Wirklichkeit niemals ernst ge- 
nommen, auch machte sich gera- 
de diesbezüglich keiner irgend- 
welche Illusionen über Görings 
wirtschaftspolitische Fähigkeiten, 
insofern man über das Gebiet des 
Diebstahls hinausging. 


Der einzige Aspekt des Doku- 
ments, der etwas mit „Planung“ 
zu tun hatte, war ein Geheimab- 
kommen zwischen Militär, Unter- 
nehmern und den Nationalsoziali- 


Schachzug, um den Generalstab 
der Wehrmacht aus der Allianz 
mit Hjalmar Schacht herüberzu- 
gewinnen. 


Das Dokument 
der IG Farben 


Vier Jahre allein für die Vorberei- 
tung eines Krieges, der in etwa 
sechs bis sieben Jahren stattfin- 
den würde, das konnte den kon- 
servativen Militärstrategien 
schmackhaft gemacht werden. 
Sobald Schacht abgesetzt war, 
wurde der Generalstab von allen 
Offizieren gereinigt, die gegen 
die militärischen Glücksspiele, 
die von der inflationären Wirt- 
schaftspolitik notwendig gemacht 
wurden, opponierten. 


Die Herkunft von Görings Vier- 
jahresplan trägt schon die Natur 
der neuen Allianz in sich. Das 
Dokument wurde von A bis Z von 
Angestellten der IG Farben ge- 
schrieben, die für diese Arbeit 
von Göring bezahlt wurden. Die 
großangelegte Propaganda-Kam- 
pagne für „Autarkie“ war ledig- 
lich ein Trick, um Regierungskre- 
dite an IG Farben für die Produk- 
tion von Synthetika zu 
rechtfertigen - Kredite, die 
Schacht verweigert hatte. Ebenso 
ist das „Projekt Unabhängigkeit“ 
in den USA heute nur ein Propa- 


gandatrick, um Arbeiter davon zu 
überzeugen, daß Rockefellers 
Kohlevergasungsprojekte zur Lö- 
sung der „Energiekrise“ beitragen. 


Die Unternehmen verstanden ge- 
nausogut wie Schacht, daß die 
Rate der Schuldenexpansion weit 
höher war als die Rate, mit der die 
Schulden in Form von greifbarem 
Reichtum kapitalisiert werden 
konnten. Während Schacht ver- 
langte, die Papierakkumulation zu 
stoppen, war die Lösung der Un- 
ternehmer, die Schachtschen Me- 
thoden - auch ohne Schacht - fort- 
zusetzen, und zwar unter der Vor- 
aussetzung, daß die Schachtschen 
Methoden sowohl auf die Kapita- 
listen wie auf die Arbeiterklasse 
anderer Länder ausgedehnt wür- 
den. Vorausgesetzt, daß die 
Grenzschlagbäume, die bislang 
die primitive Akkumulation auf 
Deutschland selbst beschränkt 
hatten, von den Panzern der 
Wehrmacht niedergewalzt wür- 
den, konnten „inflationäre Ausga- 
ben“ unterstützt werden. 


Schacht war nicht gegen die An- 
wendung von Panzern zur Abstüt- 
zung der Zahlungsfähigkeit der 
Reichsbank. Er war nur besorgt 
darüber, daß die Wehrmacht auf 
die Aufgabe, den Reichtum der 
anderen europäischen Länder zu 
beschlagnahmen, unzureichend 
vorbereitet war. Verglichen mit 
der Gesamtstärke der stehenden 
Heere von Deutschlands mutmaß- 
lichen Gegnern war die Wehr- 
macht weit schlechter trainiert. 
Der Gedanke an ein Würfelspiel 
mit Krieg angesichts der überwäl- 
tigenden Überlegenheit des Fein- 
des machte Schacht Angst. 


Schachts 
Politik in Österreich 


Das Wesen von Schachts Opposi- 
tion gegen die dann eingeschla- 
gene Inflationspolitik wird erst 
wirklich klar, wenn man nachver- 
folgt, wie sich seine Einstellung 
gegenüber Hitlers aufeinanderfol- 
gende Operationen ändert. 


Als das Aufrüstungstempo nach 
1936 im Rahmen der Politik des 
Vierjahresplanes beschleunigt 
wurde, spannte man den Bogen 
der Inflation so stark, daß das ge- 
samte Währungssystem sich in ei- 
ner ständigen Zerreißprobe be- 
fand. Hitler griff zu den verzwei- 
feltsten Methoden, um 
Österreichs Finanzen zu überneh- 
men. Schacht gab den Taktiken, 


Schacht im Gespräch mit seinem 
Mitarbeiter Karl Blessing, dem 
späteren Präsidenten der Bun- 
desbank. 


womit der „Anschluß ans Reich“ 
erreicht wurde, seine volle Unter- 
stützung, ganz einfach weil das 
Risiko bei der österreichischen 
Unternehmung weit weniger wog 
als die mit Sicherheit zu erwar- 
tenden Bankkräche in Deutsch- 
land, wenn nicht sofort Auslands- 
devisen und andere flüssige Gut- 
haben ins Land geflossen wären. 


Ein paar Tage vor dem „Volksent- 
scheid“ in Wien hielt Schacht vor 
dem Stab der österreichischen 
Zentralbank eine Rede, in der er 
die Errungenschaften der „neu er- 
starkten Wehrmacht“ lobpries und 
erregt verkündete, daß „die 
Reichsbank immer nationalsozia- 
listisch bleiben wird“. 


Ein paar Tage später wurden die 
Währungsreserven Österreichs 
und die flüssigen Guthaben unter 
Schachts Leitung eiligst nach 
Berlin geschickt, während die 
Ruhr-Unternehmer sich über die 
österreichische Industrie her- 
machten und, wo sie auch hinka- 
men, alles mitnahmen, was sie 
nur finden konnten. 


Eine ganz andere Sache war dann 
Hitlers Plan, in die Tschechoslo- 
wakei einzumarschieren, der die 
Wehrmacht, wie sich herausstell- 
te, in eine direkte Konfrontation 
mit den britischen, der französi- 
schen und der sowjetischen Ar- 
mee stürzte. So ein Krieg verletz- 
te natürlich die Prinzipien eines 
rechtschaffenen Bankiers. Man 
kann sich vorstellen, wie Schacht 
heimgesucht wurde von Schreck- 


bildern in Flammen aufgehender 
MEFO-Wechsel und einer zwei- 
ten Runde von Reparationszah- 
lungen am Horizont. 


Die Aussicht einer Niederlage 
ängstigte Schacht dermaßen, daß 
er sich daraufhin an einer Ver- 
schwörung mit dem Generalstab 
zum Sturz Hitlers beteiligte. In 
diesem Zusammenhang trat 
Schacht in Verhandlungen mit 
britischen Bankierkreisen, 
während der Generalstab Boten 
mit der vollen Darlegung der mi- 
litärischen Unvorbereitetheit 
Deutschlands nach England 
schickte. Nach dem Plan des 
Komplotts sollten die Engländer 
dann Hitlers Bluff aufdecken, die 
Wehrmacht hätte einen Staats- 
streich folgen lassen, und Schacht 
sollte zum Militärdiktator des 
Reiches gemacht werden. 


Hitler 
war siegesgewiß 


Als diese Angebote von Cham- 
berlain eine Abfuhr erhielten - 
die Politik der USA und Großbri- 
tannien war ja, die Nationalsozia- 
listen zum Vorstoß nach Osten zu 
ermutigen - und auch das Würfel- 
spiel um die Tschechoslowakei 
sich auszahlte, gab Schacht vorü- 
bergehend seine oppositionellen 
Aktivitäten auf. 


Die Polenkrise war der Punkt, an 
dem es kein Zurück mehr gab. 
Nun war absolut klar, daß es zum 
Krieg kommen würde und daß 
nur ein Wunder die Wehrmacht 
vor einer völligen Katastrophe 
bewahren konnte. Hitler war sie- 
gesgewiß, während Schacht von 
der Unvermeidbarkeit des Gegen- 
teils überzeugt war; das erklärt 


den Bruch zwischen ihnen um die 
Frage der Kreditpolitik. Schacht 
berichtet in seinen Memoiren in 
enthüllender Weise über seinen 
letzten Streit mit Hitler: 


„Nunmehr zeigt es sich, daß der 
Kapitalmarkt ausgeschöpft war. 
Damit war klar erwiesen, daß mit 
einer Inanspruchnahme des An- 
leihenmarktes keine weiteren Rü- 
stungen finanziert werden konn- 
ten. Am 2. Januar 1939 suchte ich 
Hitler auf dem Obersalzberg auf. 
Bei dieser Gelegenheit kam Hit- 
ler von sich aus auf die Finanzla- 
ge zu sprechen und erklärte mir, 
er habe nunmehr einen Weg für 
die weitere Finanzierung von 
Staatsausgaben gefunden. Ich 
verwies darauf, daß die letzte An- 
leihe die völlige Erschöpfung des 
Kapitalmarktes erwiesen habe. 
Ich verwies ferner darauf, daß die 
im November verhängte soge- 
nannte Judenbuße von einer Mil- 
liarde Reichsmark, von der ein 
erstes Viertel eingetrieben wor- 
den war, nur mit einhundertsieb- 
zig Millionen Reichsmark in 
Geld bezahlt worden sei, während 
der Reichsfinanzminister für die 
restlichen achtzig Millionen des 
ersten Viertels Grundstücke, 
Wertpapiere und ähnliches hätte 
in Zahlung nehmen müssen. Dar- 
auf erfolgte die Bemerkung Hit- 
lers: ‘Aber auf diese Werte kann 
man doch Noten ausgeben.’“ 


Hitler verlangte, daß die Reichs- 
bank trotz der galoppierenden In- 
flation Kredite bereitstellte. Dar- 
aufhin veröffentlichte nun 
Schacht eine offizielle Erklärung 
zu seinem Rücktritt als Reichs- 
bankchef. In dem Dokument leg- 
te er seine Differenzen „gegenü- 
ber der rücksichtslosen Ausgaben- 
politik der Führung“ dar: 


„Das unbegrenzte Anschwellen 
der Staatsausgaben sprengen je- 
den Versuch eines geordneten 
Etats, bringt trotz ungeheurer An- 
spannung der Steuerschraube die 
Staatsfinanzen an den Rand des 
Zusammenbruchs und zerrüttet 
von hier aus die Notenbank und 
die Währung. Es gibt kein so ge- 
niales und ausgeklügeltes Rezept 
oder System der Finanz- und 
Geldtechnik, keine Organisation 
und keine Kontrollmaßnahmen, 
die wirksam genug wären, die 
verheerenden Wirkungen einer 
uferlosen Ausgabenwirtschaft auf 
die Währung hinanzuhalten. Kei- 
ne Notenbank ist imstande, die 
Währung aufrechtzuerhalten ge- 
gen eine inflationistische Ausga- 
benpolitik des Staates.“ 


Im Endeffekt 
ein Stümper 


Schacht übertrieb in seiner Rück- 
trittserklärung. Er selbst hatte im- 
mer das Prinzip bewahrt, daß eine 
„inflationäre Ausgabenpolitik“ 
dann finanziert werden kann, 
wenn die Rate, mit der der Staat 
anderen Reichtum ergaunern 
kann, nicht überschritten wird. 
Die Frage des Kredites war eine 
politische Frage, und in diesem 
Fall glaubte Schacht, daß der ein- 
geschlagene politische Kurs zur 
Zahlungsunfähigkeit des Reiches 
führen würde. IG Farben, Krupp 
und die SS waren anderer Mei- 
nung. 


Nach dem Krieg wurde im Rah- 
men des US „Strategic Bombing 
Survey“ (Bericht über die strate- 
gische Bombardierung Deutsch- 
lands) und der Untersuchung der 
deutschen Kriegsindustrie das re- 
lativ niedrige Niveau der Rü- 
stungsproduktion von 1936 bis 
1941 an die Öffentlichkeit ge- 
bracht. 


Die Frage, ob Deutschland seine 
Kriegsmobilisierung hätte be- 
schleunigen können oder nicht, 
wurde zum Brennpunkt der Dis- 
kussion und Analyse unter den 
Denkfabrik-Spezialisten des OSS- 
MI-5, die an dem Bombardie- 
rungs-Bericht arbeiteten. 


Die Debatte nach dem Krieg ent- 
sprang nicht rein akademischem 
Interesse, sondern war tatsächlich 
daraufhin orientiert, die inneren 
Mechanismen der Schachtschen 
Politik zu untersuchen, um sie in 
Zukunft anzuwenden. Die For- 
schungsarbeit, die von allen Ar- 
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beiten zum Thema der Nazi- 
Kriegswirtschaft die größte Aner- 
kennung gewann, war Burton H. 
Kleins „Deutschlands wirtschaft- 
liche Kriegsvorbereitungen“, wo- 
rin er feststellt, daß die volle 
Kriegsmobilisierung möglich war. 


Das Buch ist eine nachträgliche 
Studie über die Zusammenbruchs- 
krise 1936 bis 1939, in der Art, 
„Was hätten wir getan, wenn wir 
in ihrer Haut gesteckt hätten?“ 
oder: „Was würden wir unter ähn- 
lichen Umständen tun?“ Die Ar- 
beit nimmt dadurch den Charakter 
einer Polemik gegen Hjalmar 
Schacht an, der im Endeffekt als 
wirtschaftlicher Stüämper abquali- 
fiziert wird. Es ist daher wichtig, 
die Krise 1936 bis 1939 von 
Kleins Standpunkt aus zu untersu- 
chen, um Einblick in die Tatsache 
zu bekommen, wie konfus und 
verwirrt, und wie sehr die heuti- 
gen faschistischen Schacht-An- 
hänger ihrem Nazi-Vorgänger in- 
tellektuell unterlegen sind. 


Keine Illusionen 
über die Stärke 


Klein beginnt seine Analyse, wie 
es unter Nachrichtendienstleuten 
üblich ist, mit einer Story. Er sagt, 
er habe diese Arbeit geschrieben, 
um die Illusionen über die Stärke 
der Kriegsmaschine der Nazis zu 
zerstören: 


„Als Deutschland im Dezember 
1939 gegen Polen marschierte, 
wurde seine militärische Stärke 
von niemandem in Frage gestellt. 
Die Nazi-Regierung, so wurde 
allgemein angenommen, hatte 
sechs Jahre lang alle Kräfte des 
Landes auf die Kriegsvorberei- 
tung konzentriert. Das war in die- 
ser Zeit die stillschweigende An- 
nahme der Diplomatie und wurde 
in den umfangreichen Schriften 
über Deutschland jeweils stark 
hervorgehoben.“ 


Es ist natürlich richtig, daß die 
Arbeiter in Europa und den USA, 
die von ihren eigenen Kapitalisten 
in pro-nationalsozialistischer Pro- 
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paganda ertränkt wurden, von 
Deutschlands militärischer Stärke 
überzeugt waren. Jedoch die herr- 
schenden Kreise, die für die Di- 
plomatie zuständig waren, waren 
davon keineswegs überzeugt, 
denn sie waren viel zu sehr selbst 
an der Formulierung der Kriegs- 
ziele und der Strategie der Nazis 
beteiligt. 


Nichtsdestoweniger ist Kleins 
Hauptthese einer Betrachtung 
wert. Er vergleicht die Rüstungs- 
produktion Deutschlands und 
Englands am Vorabend des Krie- 
ges, und die niedrigen Zahlen für 
Deutschland sind in der Tat beein- 
druckend. 


„Hinsichtlich der personellen 
Stärke war die Mobilisierung fast 
um eine Million unter die Zahl 
der Streitkräfte bei Ausbruch des 
Ersten Weltkrieges gefallen. Die 
Rüstungsproduktion war geringer, 
als man angenommen hatte: Zu 
Beginn des Krieges war die deut- 
sche Flugzeugproduktion 675 im 
Monat, das heißt auf der gleichen 
Stufe wie die englische. Panzer, 
die Hauptwaffe in der Blitzkriegs- 
führung, wurden mit einer Aus- 
stoßrate von 50 im Monat produ- 
ziert, eine Rate, die von den 
Engländern übertroffen wurde. 


Ein anderes Anzeichen für 
Deutschlands Kriegsbereitschaft 
waren die Programme zur Hor- 
tung von Waren.“ 


Klein stellt fest, daß wegen der 
verkehrten Schlußfolgerungen 
über die Nazi-Wirtschaft, die von 
der Annahme massiver Kriegsin- 
vestitionen ausgingen, „eine An- 
zahl wesentlicher wirtschaftlicher 
Schlußfolgerungen richtiggestellt 
werden müßten“. Im Verlaufe des- 
sen wird auch die traditionelle 
Einschätzung Schachts „richtigge- 
stellt“, und zwar in sehr bezeich- 
nender Form. Die These läßt sich 
kurz umreißen: 


„Es gibt keinen Zweifel daran, 
daß Deutschland ohne diese Be- 
sorgnis über die Inflation und oh- 
ne einen so wirksamen Verfechter 
währungspolitischen Konservatis- 
mus wie Schacht stärker aufgerü- 
stet hätte. Die Schaffung zusätzli- 
cher Mittel durch Kredite, dachte 
man, würde das Vertrauen in die 
Wirtschaft zerstören und zu Infla- 
tion führen. Die Angst vor der In- 
flation hatte ein großes Gewicht 
bei den politischen Entscheidun- 
gen während des ganzen Jahr- 
zehnts. Die deutschen Führer hat- 


ten zu diesem Zeitpunkt einfach 
nicht die grundlegende wirtschaft- 
liche Lektion verstanden, daß ei- 
ne Nation alles finanzieren kann, 
was man produzieren kann.“ 


Schacht kannte 
noch nicht die 
Sonderziehungsrechte 


Wenn Klein in den dreißiger Jah- 
ren in Deutschland gewesen wäre, 
hätte Schacht ihn ohne Zweifel 
genauso wie die theoretisierenden 
Nationalsozialiten aus der 
Reichsbank ausgesperrt. Genau 
derselbe Denkansatz führte vor 
Jahren zu der Entscheidung des 
Internationalen Währungsfonds, 
Sonderziehungsrechte zu drucken, 
um den Euro-Dollar-Markt zu ret- 
ten, während der bankrotte Euro- 
Dollar-Markt den Kredit-Pool für 
die Sonderziehungsrechte abge- 
ben soll. Und diese Krediterweite- 
rung soll vermutlich zur Finanzie- 
rung erhöhter Rüstungsausgaben 
dienen. 


Schachts Verdienst war es wenig- 
stens, daß er einen grundsätzli- 
chen Begriff davon hatte, wie die 
kapitalistischen Finanzen funktio- 
nieren, ganz im Gegensatz zu den 
heutigen Schachtianern, deren 
Verständnis von Wirtschaft nicht 
größer als das ihres Schutzherrn 
David Rockefeller zu sein scheint. 


Während seiner gesamten Karrie- 
re wußte Schacht, daß die Erwei- 
terung des Kreditvolumens_ ir- 
gendein Vielfaches von tatsäch- 
lich vorhandenen und in 
Liquidität umwandelbaren Werten 
sein mußte. Er wußte auch, daß, 
wenn diese beiden Prozesse sich 
mit wachsender Geschwindigkeit 
in entgegengesetzter Richtung be- 
wegten, daraus eine Zusammen- 
bruchskrise folgen mußte, die sich 
zunächst durch Inflation und 
schließlich durch einen allgemei- 
nen Währungskollaps bemerkbar 
machen würde. Seine Rentenmark 
von 1924, die den Preis der Mark 
stabilisierte, basierte auf einer 
umfassenden Vereinbarung mit 
den USA, worin die amerikani- 
schen Bankiers sich zu Sofortkre- 
diten bereit erklärten, während die 
Reichsbank als Sicherheit die 
deutschen Immobilienhypotheken 
dagegensetzte. 


Die MEFO-Wechsel von 1934 


wurden durch die Ausbeutung der 
Arbeiterklasse und den Betrug ge- 
genüber den ausländischen Gläu- 
bigern flüssig gehalten. In der 


Krise 1936/37 schlug Schacht in- 
tensivere Austeritätsmaßnahmen 
und die Einschränkung der Rü- 
stungsindustrie vor. Das unverän- 
derliche Merkmal war jedesmal 
die Entschlossenheit, ein einiger- 
maßen gesundes Verhältnis zwi- 
schen der Masse des papiernen 
Kredits und konvertierbaren Wer- 
ten beizubehalten. 


Kleins Argument, Schacht sei ein 
Opfer von Inflationsparanoia ge- 
wesen, und zwar zu einem Zeit- 
punkt, als die Nazis in Österreich 
einfielen, nur um die Reichsmark 
flüssig zu halten, ist wirklich 
Blödsinn. Die Wahnsinnsthese: 
„Eine Nation kann alles finanzie- 
ren, was produziert werden kann“, 
unterstellt, daß Schacht 1936 die 
Importe für die Rüstungsproduk- 
tion hätte finanzieren können, 
wenn er nur die Wunder des Kre- 
dites gekannt hätte. Vielleicht 
durch Sonderziehungsrechte! 


Rechtfertigung des 
konservativen Schacht 


Die Unhaltbarkeit von Kleins 
Hauptthese über die Aufrüstung 
tritt dann zutage, wenn man sei- 
nen Vergleich zwischen der deut- 
schen und britischen Wirtschaft 
noch ein bißchen ausführt. Nach 
Klein waren die weiter fortge- 
schrittenen Keynesianer an der 
Bank von England anscheinend 
frei von der Schachtschen Para- 
noia und konnten deshalb „alles 
finanzieren, was produziert wer- 
den kann“. 


Klein vergißt dabei allerdings, 
daß Großbritannien sich der 
blockierten Sterling-Konten seiner 
Kolonien erfreute, die auf briti- 
schen Banken lagen. Hinzu kam 
noch das Einkommen durch die 
Kriegsabgaben, die Großbritanni- 
en den Kolonien auferlegt hatte. 
Und trotzdem verheerte die An- 
strengung der Kriegsproduktion 
die britische Wirtschaft und 
brachte Großbritannien von seiner 
Stellung als führender Bankier der 
Welt hinunter in den Bankrott. 


1941 krochen die Engländer in 
Washington auf Händen und 
Füßen, um Kredit zu kriegen, den 
die USA erst gewährte, als Groß- 
britannien ihnen einen großen Teil 
des Kolonialreiches überlassen 
hatte. Das von Klein gewählte 
Beispiel erweist sich also als über- 
wältigende Rechtfertigung des 
„konservativen“ Schacht, wenn 
man nur einmal Schachts eigenen 


Vergleich zwischen den beiden 
Volkswirtschaften betrachtet, wo 
er immer wieder darauf hinwies, 
daß das Reich eben nicht in der 
glücklichen Lage sei, ein ganzes 
Kolonialreich in die Kriegsmobi- 
lisierung mit einzuspannen. 


Die deutschen Unternehmen und 
die Nationalsozialisten stellten ein 
Gleichgewicht zwischen der Li- 
quidität und den Kriegserforder- 
nissen dar, indem sie zu einer 
„horizontalen Produktion“, die 
auch unter dem Namen Blitz- 
krieg-Wirtschaft bekannt ist, über- 
gingen. Diese Form der Produkti- 
on war spezifisch auf kurze takti- 
sche Kriege ausgerichtet, deren 
Ausgang sich in den ersten 
Schlachten entscheidet. 


Was die Kriegsproduktion anbe- 
traf, so war keine Erweiterung der 
industriellen Basis vonnöten. Ar- 
beitskräfte, Rohstoffe, Werkzeug- 
maschinen und andere Maschinen 
wurden auf dem gegebenen Ni- 
veau erhalten und jeweils entspre- 
chend der Art des nächsten Feld- 
zuges verschieden eingesetzt. Der 
Frankreich-Feldzug machte zum 
Beispiel eine Verlagerung auf 
Panzerproduktion notwendig, 
während sich später bei der „Ope- 
ration Seelöwe“ die Prioritäten 
auf Flugzeugträger und Flugzeu- 
ge verschoben. Auf diese Weise 
wurde die hyperinflationäre „ver- 
tikale Produktion“ vermieden, 
während die Blitzkrieg-Produkti- 
on aus den erbeuteten Werten in 
den besetzten Gebieten finanziert 
wurde. 


Die Alliierten 
des Faschismus 


Die Blitzkriegwirtschaft wurde 
unter der Annahme riskiert, daß 
die Gegner in kurzen Kriegen aus- 
geschaltet werden konnten, die 
durch mobile, konzentrierte deut- 
sche Angriffe, gefolgt von Durch- 
bruch und Einkreisung, gekenn- 
zeichnet waren. Das war auch der 
Gedankengang gewesen, der Ge- 
neral von Schlieffen zu seinem 
berühmtem Schlachtplan gegen 
Frankreich inspiriert hatte. 


Hitler und die Unternehmer dach- 
ten, sie könnten an der Stelle, wo 
der Schlieffenplan versagt hatte, 
trotzdem siegen, weil die Depres- 
sion die europäische Bourgeoisie 
und die der Vereinigten Staaten 
längst zu Alliierten des Faschis- 
mus gemacht hatte, besonders in 
solchen Ländern, wo die Arbeiter- 


Auf der Anklagebank im Nürnberger Prozeß. Schacht in der ersten 
Reihe der Angeklagten, ganz rechts. 


klasse noch nicht wirksam ge- 
schlagen war, wie es in Frank- 
reich der Fall war. 


Die Nationalsozialisten setzten 
auf die Fünfte Kolonne in Militär 
und Bourgeoisie ihrer potentiellen 
Feinde. Der entscheidende Faktor 
in der Schlacht um Frankreich 
zum Beispiel war nicht so sehr 
Guderians wirksamer Panzerein- 
satz als der Defätismus innerhalb 
der französischen Kapitalisten, 
die sich entschlossen hatten, sich 
mit den Nationalsozialisten zu 
verbünden, genauso wie Thiers 
sich mit Bismarck verbündet hat- 
te, um die französische Arbeiter- 
klasse 1871 zu zerschlagen. 


Die französischen Kapitalisten 
akzeptierten den Status einer Sa- 
trapie unter dem Vichy-Regime, 
nur damit ein faschistischer 
Staatsapparat entstand. Die Ent- 
wicklung der Technologie, die 
den Blitzkrieg möglich machte, 
ist völlig zweitrangig, denn es ist 
mit Leichtigkeit nachzuweisen, 
daß die Gegner Deutschlands das 
gleiche Wissen besaßen, aber 
sich zu oft weigerten, es anzu- 
wenden. 


Die Blitzkrieg-Wirtschaft fand ihr 
Ende mit den Rückschlägen in 
der Sowjetunion, die mit der 
Schlacht um Rostow am Don an- 
fingen und mit der Niederlage bei 
Stalingrad im Jahre 1942 endeten. 


Klein druckt erregt eine Statistik 
nach der anderen über die Erwei- 
terung der deutschen Rüstungs- 
produktion als letzten Beweis 
dafür, daß die deutsche Kriegs- 
wirtschaft zwischen 1936 und 
1941 hätte voll mobilisiert wer- 
den können, wenn nicht diese 
konservative Prüderie gewesen 
wäre. Wenn Schacht in der Zeit 
von 1936 bis 1939 gewußt hätte, 
daß der Reichsbank die Reichtü- 
mer ganz Europas zur Verfügung 
standen, dann hätte er ohne Zwei- 
fel seine „konservativen“ Skrupel 
fallenlassen und hätte die Erwei- 
terung der Rüstungsindustrie fi- 
nanziert. Schacht war in dieser 
Hinsicht erbarmungsloser als der 
hartgesottenste Nationalsozialist - 
aber in der Zeit von 1936 bis 
1939 gab es noch keine solchen 
Garantien. 


Die Lehre für zukünftige 
nukleare Kriege 


Klein enthüllt natürlich auch den 
eigentlichen Zweck seines Bu- 
ches im letzten Kapitel, wo er ab- 
schließend für eine Ausdehnung 
der Rüstungsproduktion in den 
USA eintritt. Hier kommt Klein 
zum Kern der Sache: 


„Die Lehre, die wir aus dieser Er- 
fahrung ziehen müssen, ist die: ob 
zukünftige Kriege nukleare oder 
konventionelle Kriege sein wer- 


den, in jedem Fall sollten wir uns 
weniger auf unsere potentielle mi- 
litärische Stärke als auf unsere ak- 
tuelle militärische Stärke verlas- 


“ 


sen. 


Kleins Arbeit, die im Jahre 1958 
veröffentlicht wurde, als er den 
Rockefellers in der Rand Corpo- 
ration diente, ist also nichts weiter 
als eine Polemik für die Ausdeh- 
nung der amerikanischen Rü- 
stungsproduktion als Lösung für 
die Rezession der Jahre 1958 bis 
1959. Er argumentiert, daß „die 
deutsche Aufrüstung - bis zu Sta- 
lingrad - beschränkt wurde durch 
den Mangel eines wirklichen Ver- 
ständnisses für die Krise. 
Deutschlands Erwachen kam 
nicht eher als nach der Niederlage 
bei Stalingrad“. Das schrieb Klein 
zu einem Zeitpunkt, als der CIA 
und Kleins Arbeitgeber, die Rand 
Corporation, gerade eine solche 
Krise in Vietnam erzeugten. 


Kleins These, wenn man ihr bis 
zu der letzten Schlußfolgerung 
nachgeht, läßt die Nationalsozia- 
listen tatsächlich als konservativ 
und prüde erscheinen - denn ihre 
Anwendung bedeutet den Tod der 
gesamten Weltbevölkerung. Das 
ist die neue schachtsche Okono- 
mie oder Rockefellers Dollar-Fa- 
schismus. m 
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Vertrauliches 


Bürgerkrieg im 
Jemen verschärft 
sich: Ausländer 
verlassen das 
Land 


Die Kämpfe zwischen Nord- und 
Südjemen eskalieren, da sowohl 
Sana, die nationale Hauptstadt im 
Norden, als auch die ehemalige 
südliche Hauptstadt Aden vom 
Militär angegriffen wurden. Die 
Streitkräfte des Südens haben ei- 
ne Scud-B-Rakete auf Sana abge- 
schossen, während die Streitkräf- 
te im Norden weiter nach Süden 
in Richtung der Hafenstadt 
Shugqrah vorrücken, wodurch 
Aden vom restlichen Südjemen 
abgeschnitten werden würde. 


Militärführer des Nordens wollen 
Aden einnehmen und haben die 
Militärführung des Südens, die 
Ali Salem al-Biedh, dem ehemali- 
gen Präsidenten von Südjemen 
und früheren Premierminister des 
Vereinigten Jemen, gegenüber 
loyal sind, als „Kriegsverbrecher“ 
bezeichnet. Mehr als 400 Auslän- 
der, darunter französische, briti- 
sche, deutsche und russische 
Staatsbürger, wurden evakuiert. 
Robert Pelletreau, der Vermittler 
aus dem amerikanischen Außen- 
ministerium, soll in Sana festge- 
fahren sein. 


Quellen des britischen Geheim- 
dienstes beschuldigen Saudi-Ara- 
bien, die Kämpfe zu schüren. In 
einem Interview mit BBC sagte 
Andrew Smith von der „Econo- 
mist Intelligence Unit“, die Saudis 
seien „nicht glücklich über ein 
vereinigtes Jemen“. Ein vereinig- 
tes Jemen hat bei weitem die 
größte Bevölkerung von allen 
Ländern am Arabischen Golf, und 
es besitzt auch Ölreserven. Die 
Saudis, meinte er, hätten die 
„Wiedervereinigung des Jemen 
aktiv unterminiert“. 


Die Saudis sind auf den Jemen 
auch wütend, weil dieser gegen 
den Golfkrieg war, obwohl Smith 
dies nicht erwähnte. Außerdem 
ärgern sie sich über die Tatsache, 
daß Jordaniens König Hussein, 
der Chef der Hashemite-Dynastie, 


64 [SIODE sr 


die traditionell ein Rivale der 
Wahhabites von Saudi-Arabien 
ist, vor einigen Monaten erfolg- 
reich zwischen Nord- und Südje- 
men vermittelt hat. Smith sagte, 
das, was sich jetzt entwickle, sei 
„der Anfang vom Ende eines ver- 
einigten Jemen. Es existiert eine 
absolute Strömung in Richtung 
Separatismus‘“. DO 


China greift er- 
neut hart durch 


Der chinesische nationale Volks- 
kongreß hat 18 neue repressive 
Maßnahmen verkündet, um in ei- 
nem offensichtlichen Anzeichen 
von steigender Nervosität über die 
sozialen und politischen Unruhen 
im Lande das Arsenal an juristi- 
schen Sicherheitsmaßnahmen zu 
erhöhen. Dies wurde von der 
Agence France Presse (AFP) aus 
Peking berichtet. 


Mit diesen Maßnahmen - so ver- 
kündete Premierminister Li Peng 
- soll „der Kampf gegen politische 
Gegner verstärkt“ und das Gesetz 
vom 1. Januar 1987 über Maßnah- 
men gegen „Angriffe auf die öf- 
fentliche Ordnung“ unterstützt 
werden. AFP zufolge sind die 
neuen Erlasse direkt gegen „Dis- 
sidenten, Moslems und Tibetaner“ 
gerichtet. Zu diesen Maßnahmen, 
die als Unterminierung der öffent- 
lichen Ordnung betrachtet werden 
können, gehören: Aktivitäten von 
„nicht eingetragenen Verbänden“; 
Aktivitäten von „abergläubischen 
Sekten und Geheimbünden“, die 
die Gesundheit und das Wohlerge- 
hen der Bevölkerung unterminie- 
ren und „Konflikte zwischen Na- 
tionalitäten schüren und den Se- 
paratismus fördern“. 


Die französische Tageszeitung 
„Liberation“ fügte hinzu, daß 
nach Informationen von Men- 
schenrechtsgruppen vor kurzem 
erneut viele Dissidenten verhaftet 
und zu harter Arbeit in „Umerzie- 
hungslagern“ verurteilt worden 
sind, obwohl Peking mit der Frei- 
lassung von Dissidenten Propa- 
ganda betrieben hatte. 


Damit in Zusammenhang steht an- 
scheinend eine Entwicklung, von 
der Reuters berichtete: In Peking 
wurden rechtliche Anordnungen 
ausgegeben, denen zufolge ältere 
Armeebefehlshaber ausgemustert 
werden und das Offizierskorps un- 
ter eine stärkere Kontrolle von sei- 
ten der kommunistischen Regie- 


rung gestellt werden soll. Die zen- 
trale Militärkommission unter Lei- 
tung von Präsident Jiang Zemin 
ordnete die Beseitigung des Rangs 
des ersten Generals an, was die 
Position des Oberbefehlshabers 
des Landes verstärkt, der dann kei- 
nen Ebenbürtigen mehr neben sich 
hätte. Außerdem wurde die Anhe- 
bung des Offizierssolds und die 
Senkung der Altersgrenze für den 
Ruhestand angeordnet, womit 
wohl aufmüpfige Offiziere im 
zweiten Rang besänftigt werden 


sollen. 


ADL steht mit den 
Kach-Faschisten in 
Verbindung 


In der Ausgabe des Pariser Newslet- 
ters „Israel and Palestine‘‘ vom April 
1994 greift der Herausgeber Maxim 
Ghilan den ausländischen Unterstüt- 
zungsapparat für die israelische 
Kach-Partei des verstorbenen Meir 
Kahane an - ein Unterstützungsap- 
parat, zu dem auch die Anti-Defa- 
mationsliga (ADL) gehört. 


Ghilan beschuldigte die interna- 
tionalen Medien den Mythos zu 
verbreiten, bei Dr. Baruch Gold- 
stein, dem Mörder von Hebron, 
habe es sich um ein „Einzel“-Phä- 
nomen gehandelt. „Nichts könnte 
weiter von der Wahrheit entfernt 
sein“, schrieb er. 


In den Medien würden die Siedler 
„als in ‘Gemäßigte’ und “Extremi- 
sten’ gespalten dargestellt“, 
schrieb Ghilan. Die extreme 
Rechte - die nie als das beschrie- 
ben wird, was sie wirklich ist: als 
Faschisten und im Falle Kachs mit 
einer Ideologie, wie sie in Hitlers 
Buch „Mein Kampf“ dargestellt 
ist - soll von der israelischen und 
jüdischen öffentlichen Meinung 
abgeschnitten sein. 


„In den Vereinigten Staaten enga- 
giert sich das amerikanisch-israe- 
lische Komitee für öffentliche An- 
gelegenheiten (AIPAC) - die zio- 
nistisch-jüdische Lobby - eher für 
die israelische Rechte als für Ra- 
bins Regierung in Jerusalem, und 
ein Teil ihrer Mitglieder zeigt of- 
fene Sympathie für die orthodo- 
xen Extremisten der Jüdischen 
Verteidigungsliga - die Gruppe, 
aus der die meisten der in Ameri- 
ka geborenen Siedler in den be- 
setzten Territorien kommen. 


Amerikanische und israelische 
Kahane-Anhänger haben auch 


gute Verbindungen zum FBI und 
zum geheimen jüdisch-amerikani- 
schen Geheimdienstnetz, der An- 
ti-Defamationsliga der B’nai 
B’rith, die Amerikaner und Israe- 
lis gleichermaßen ausspioniert 
und Einsatzplanungen für Aktio- 
nen durch israelische Institutionen 
und jüdische Rechtsextremisten 
vorbereitet.“ 


Quebecer Akti- 
vist: Auf Teilung 
Kanadas 
vorbereiten 


Lucien Bouchard, der vom Esta- 
blishment ausgesuchte Anführer 
der Kampagne für eine Unabhän- 
gigkeit von Quebec, reiste nach 
Westkanada und erzählte den Be- 
wohnern dort, sie sollten anfan- 
gen, „sich auf eine Teilung des 
Landes vorzubereiten“, berichtete 
Reuters. Bouchard ist Chef der se- 
paratistischen Bloc-Quebecois- 
Partei und Führer der loyalen Op- 
position Kanadas im House of 
Commons. 


„Ich bin hier, um den Leuten mit- 
zuteilen, daß sie darüber nachden- 
ken sollen, wie sie auf eine Ab- 
spaltung Quebecs reagieren wür- 
den“, sagte Bouchard in einer 
Radiosendung. In Vancouver wur- 
de er von Demonstranten mit 
Schildern wie „Kanada ist es 
wert, darum zu kämpfen“ und 
„Separatismus ist Gift“ höchst un- 
freundlich empfangen. 


Im März besuchte Bouchard die 
Vereinigten Staaten. Der Besuch 
war von dem „Kanada-Projekt“ 
des Zentrums für Strategische und 
Internationale Studien der Geor- 
getown-Universität gesponsert 
worden. Er sprach mit UNO-Ge- 
neralsekretär Boutros Boutros- 
Ghali, Brent Scowcroft, Zbigniew 
Brzezinski, David Abshire, dem 
Redaktionsausschuß der „Was- 
hington Post“ und einigen Kon- 
greßabgeordneten. 


Um der Situation noch einen gewis- 
sen Pfiff zu geben, veröffentlichte 
der kanadische Pressedienst noch ei- 
ne Meldung über ein neues Buch, in 
dem vorhergesagt wird, daß „ein 
blutiger Bürgerkrieg wahrscheinlich 
ist, wenn Quebec sich einseitig ent- 
scheiden sollte, sich von Kanada ab- 
zuspalten“. 


Der Autor William Gardiner 
schreibt von einem Konflikt ähn- 


lich dem amerikanischen Bürger- 
krieg, „bei dem die Bundesregie- 
rung die Armee entsendet, um 
den Bewohnern von Quebec, die 
in Kanada bleiben wollen, zu Hil- 
fe zu kommen“. D 


Sorgen und Äng- 
ste der Deutschen 


An der Spitze dessen, was den 
Menschen in Deutschland Angst 
macht, steht heute im Westen die 
Befürchtung, „daß man immer 
mehr chemisch verseuchte Le- 
bensmittel zu sich nimmt“ (44 
Prozent), und im Osten die Furcht 
vor Kriminalität. 58 Prozent der 
Befragten in den neuen Bundes- 
ländern gaben an, Angst davor zu 
haben, daß bei ihnen zu Hause 
eingebrochen wird, 56 Prozent 
fürchten sich davor, überfallen 
und beraubt zu werden. 51 Pro- 
zent machen sich in diesem Punkt 
offenbar auch fortwährend Sor- 
gen, daß jemand aus der Familie 
oder Freunde Opfer eines krimi- 
nellen Anschlags werden könnten. 


Diese Angst vor Kriminalität ist 
im Westen geringer als im Osten. 
Aber auch im Westen ist die 
Angst vor Einbruchs- und Gewalt- 
kriminalität in den letzten Jahren 
deutlich angewachsen. Ende der 
siebziger Jahre sagten erst 20 Pro- 
zent, daß sie Angst vor einem 
Einbruch bei sich zu Hause hät- 
ten, Anfang der achtziger Jahre 
sagten das 21 Prozent, 1991 je- 
doch 57 Prozent und jetzt, im Jah- 
re 1994, 40 Prozent. 17 Prozent 
lebten 1979 in der Angst, Opfer 
eines Raubüberfalls zu werden. 
Inzwischen sind 36 Prozent der 
Westdeutschen in diesem Punkt 
beängstigt. Die Befürchtung, daß 
ihr Auto aufgebrochen werden 
könnte, hatten 1979 erst 14 Pro- 
zent, jetzt 26 Prozent. 


Die Frage, die das Institut für De- 
moskopie Allensbach seit 1979 in 
Bevölkerungsumfragen immer 
wieder gestellt hat, lautet: 
„Kommt es in letzter Zeit öfter 
vor, daß Sie Angst haben vor et- 
was, was auf dieser Liste steht?“ 
Auf der Liste, die den Befragten 
an die Hand gegeben wurde, wa- 
ren mehr als 30 Angst- und Sor- 
genpunkte beschrieben: Umwelt- 
sorgen, Kriminalitätsfurcht und 
ein Spektrum verschiedener Le- 
bensängste. Wer sich über längere 
Zeit mit Umfragedaten zu den 
Sorgen und Ängsten der Bevölke- 
rung beschäftigt, kann feststellen, 


daß sich der Haushalt der Emotio- 
nen nicht beliebig mit immer neu- 
en gravierenden Ängsten anfüllen 
läßt. Die einen Ängste übertönen 
die anderen Ängste, die uns kurze 
Zeit vorher noch so bedrängt ha- 
ben. In puncto Krankheitsängste 
wird das deutlich. Als die Frage 
nach den Ängsten und Bedräng- 
nissen im Herbst 1991 an die Be- 
völkerung gestellt wurde, spra- 
chen 74 Prozent der Westdeut- 
schen davon, daß sie Angst vor 
unheilbaren Krankheiten wie 
Krebs oder AIDS hätten. Jetzt im 
Frühjahr 1994 sprechen nur noch 
39 Prozent davon. Daß es an der 
HIV-Front in der Zwischenzeit 
Hinweise zur Entwarnung gege- 
ben hätte, kann man nicht behaup- 
ten. Auch die Bekämpfung von 
Krebs hat in den letzten drei Jah- 
ren keine großen Fortschritte ge- 
macht. 


Die Sorge, daß man selbst durch 
die Autoabgase krank werden 
könnte, ist zwischen 1979 und 
1994 von 18 Prozent auf 15 Pro- 
zent gesunken, obwohl auf unse- 
ren Straßen niemals so viele Au- 
tos fuhren oder im Stau standen 
wie heute. Es mag sein, daß die 
Einführung von bleifreiem Benzin 
und die zunehmende Benutzung 
von Katalysatoren die Besorgnis 
gegenüber Autoabgasen gemildert 
haben. 


Noch vor einem Jahr machten 
sich in den neuen Bundesländern 
44 Prozent der Befragten Sorgen 
über die Entwicklung ihrer finan- 
ziellen Situation. Auch hier gibt 
es inzwischen immerhin eine 
leichte Entspannung. 


Noch vor einem Jahr stand in 
Westdeutschland ganz vorn die 
Angst, daß es bei uns zu gewaltsa- 
men Auseinandersetzungen zwi- 
schen radikalen politischen Grup- 
pen kommt. 47 Prozent nannten 
diese Befürchtung. Ebenfalls 47 
Prozent befürchteten vor einem 
Jahr, daß die Terroranschläge der 
RAF wieder zunehmen. Diese Be- 
fürchtungen - vor allem die Angst 
vor der RAF (von 47 auf 25 Pro- 
zent) - sind inzwischen kleiner ge- 
worden. Gleichgeblieben ist aller- 
dings die Angst, von Skinheads 
und Punks auf der Straße ange- 
griffen zu werden (36 Prozent). 


Angst vor schädlicher Chemie in 
den Lebensmitteln, Angst vor ei- 
ner Gewalt produzierenden politi- 
schen Radikalisierung und Angst 
vor Kriminalität - die große Mehr- 
heit der Deutschen in West und 


Ost hat das Gefühl, daß sowohl 
die Polizei als auch die Gerichte 
viel zu lasch auf Gewaltverbre- 
chen reagieren. Der Ruf nach 
größerer Rigorosität von Exekuti- 
ve und Judikative ist in der Bevöl- 
kerung wie kaum bei einem ande- 
ren Thema fast einstimmig. 64 
Prozent der Befragten im Westen 
und - sage und schreibe - 91 Pro- 
zent in den neuen Bundesländern 
monieren, daß sich die Polizei im 
Ernstfall zu sehr zurückhält, Ge- 
walttätern „nicht schnell genug 
und energisch genug entgegen- 
tritt“. 82 Prozent im Westen und 
93 Prozent im Osten beanstanden, 
daß die Gerichte zu milde sind. 
Die Strafen seien zu gering, oder 
die Täter kämen ganz und gar un- 
geschoren davon. 


Jemen am Rande 


eines neuen 
Bürgerkriegs 

Die sozialistische Partei des Süd- 
jemens (YSP) hat den Präsidenten 
Ali Abdullah Saleh am 30. April 
beschuldigt, effektiv den Bürger- 
krieg erklärt zu haben. Die YSP, 
die vom früheren Vizepräsidenten 
Ali Salem al-Baidh geführt wird, 
sagte, ein Angriff einer Brigade 
des Nordens auf die Truppen des 
Südens in Amran, nördlich von 
Sana, sei „gleichbedeutend mit ei- 
ner Bürgerkriegserklärung“, hieß 
es im Fernsehen von Aden. 


Der Jemen ist seit 30 Jahren in ei- 
nen Bürgerkrieg verwickelt, der 
von den Saudis, Ägyptern und 
Iranern geschürt wird. Die YSP 
aus dem Süden und der von Präsi- 
dent Ali Abdullah Saleh geführte 
Allgemeine Volkskongreß des 
Nordens sind seit der Wiederver- 
einigung des Landes im Jahre 
1990 in einen Machtkampf ver- 
wickelt. Wie Reuters berichtete, 
möchten jemenitische Militär- 
quellen, daß sofort ein Waffen- 
stillstand erklärt wird, und mei- 
nen, es werde zu einer Katastro- 
phe kommen, wenn die 
Zusammenstöße zwischen Mi- 
litäreinheiten des Nordens und 
des Südens weitergingen. 


Ein Sprecher des Verteidigungs- 
ministeriums in Aden meinte in 
einer Erklärung, es bestehe die 
Gefahr, daß sich die Kämpfe noch 
in andere Teile des Landes aus- 
weiten, „was einen zerstöreri- 
schen Bürgerkrieg entfachen wür- 
de“. Eine Militärquelle des Sü- 
dens sagte: „Die Eskalation der 


militärischen Zusammenstöße ist 
ein schlechtes Omen für eine blu- 
tige Katastrophe.“ 


Hintergrund der 
Anklage gegen 
Rostenkowski 


Am 31. Mai wurde Dan Rosten- 
kowski, einer der einflußreichsten 
US-Kongreßabgeordneten, wegen 
verschiedener Betrugsdelikte und 
Behinderung der Justiz angeklagt. 
Der Demokrat Rostenkowski ist 
langjähriger Vorsitzender des 
Ausschusses für Geschäftsord- 
nung und Finanzen im Repräsen- 
tantenhaus, der für Steuer- und 
Haushaltsangelegenheiten zustän- 
dig ist. Rostenkowski hatte einen 
Gerichtshandel (Schuldeinge- 
ständnis gegen erhebliche Straf- 
minderung) vehement abgelehnt. 
„Die Staatsanwälte drohen, mich 
anzuklagen, wenn ich mich nicht 
in einer Reihe von Verbrechen 
schuldig bekenne, die ich nicht 
begangen habe. Ich werde kein 
Geschäft mit ihnen machen... Ich 
bin stolz auf meine 42 Jahre als 
gewählter Mandatsträger und kan- 
didiere wieder... Die Wahrheit ist 
auf meiner Seite. Weder das Volk, 
dem ich diene , noch meine Fami- 
lie glauben, daß ich mich dem 
Druck der Regierung beugen soll- 
te.“ 


Trotzdem mußte Rostenkowski 
vorläufig seinen Ausschußvorsitz 
niederlegen. Bei Spekulationen 
über Rostenkowskis Schuld oder 
Unschuld ist die Feststellung des 
„Washington Post“-Autors David 
Broder bedenkenswert, der beton- 
te, Rostenkowski sei aufgrund sei- 
ner Integrität und Vertraueneswür- 
digkeit bei seinen Kollegen im 
Kongreß außerordentlich hoch an- 
gesehen. Trotz der Korruptionsvor- 
würfe gewann Rostenkowski am 
15. März die Vorwahlen in Illonois 
mit überwältigender Mehrheit. 


Zum Hintergrund der Rostenko- 
wski-Affäre meinen unsere Quel- 
len in Washington, daß es mögli- 
cherweise innerhalb der Regie- 
rung Clinton Tendenzen gibt, 
Rostenkowski zu „opfern“. Es 
gibt Hinweise, daß Elemente des 
politisch korrupten Justizministe- 
riums dem Präsidenten raten, 
durch ein solches „Zugeständnis“ 
an seine Feinde könne er den 
Druck gegen ihn selbst durch bri- 
tisch gesteuerte Skandalkampa- 
gnen (Whitewater, Sexgeschich- 
ten) mindern. 
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Betr.: Pharma-Industrie 
„Das 250-Millionen-Ding“ 
und „Stärken der High- 
Tech-Industrie nutzen“, 
Nr. 5/94 


Hätte es das mitteleuropäische Volk - 
vor allem die Deutschen - nicht 
während der vergangenen 200 Jahre 
verpaßt, einige für die weitere Ent- 
wicklung Europas und der Welt wich- 
tige geistige Impulse aufzunehmen, so 
wäre alles nicht so gekommen, wie es 
nun ist: Ziemlich schlimme Zeiten für 
alle, die das Gefühl und Wissen um 
den wahren Menschen in sich tragen. 
Dennoch: Man(n) schaut auf die Kin- 
der dieser Welt und weiß wieder, was 
man zu tun hat (Frau hoffentlich auch). 
Sie sprechen in diesen beiden Artikeln 
immer wieder vom hier und jetzt und 
berücksichtigen dabei nicht, daß die 
heutigen Probleme „gestern“ geschaf- 
fen wurden. Daß hinter vielen der heu- 
tigen Mangelzustände letztlich Ma- 
chenschaften von Schattenbruderschaf- 
ten zu finden sind, ändert nicht im 
Geringsten etwas an der Verantwortung 
des einzelnen an diesen desolaten Zu- 
ständen: Wer sich nicht um Klarheit 
bemüht und einfach wählt, was am 
schnellsten und bequemsten möglichst 
viel (materiellen) Wohlstand ver- 
spricht, ist wortwörtlich selber schuld, 
denn wir sind weiß Gott nicht hier, um 
die Meistersäufer im Universum zu 
sein (siehe Pro-Kopf-Bierkonsum der 
Schweizer und Deutschen). 


Während der Goethezeit hatte zumin- 
dest ein Teil des mitteleuropäischen 
Volkes andere Ideale eines wahren men- 
schenwürdigen Lebens. Heute glauben 
wohl alle, sie kämen um jegliches gei- 
stig-seelisches Ringen herum - das gibt 
es vielleicht noch im Kino, und selbst 
da ist es sehr, sehr rar geworden, seit 
Hollywood (unglaublich - kommt das 
von: Der heilige Wald ...?!), EU sei 
dank, alles, was den Anschein von Kul- 
tur hat, hemmungslos überschwemmt. 
Die Deutschen schaffen es nicht einmal 
mehr, in ihrem eigenen Filmmetier ein 
geistiges Thema als solches aufzugrei- 
fen und wiederzugeben, siehe der Film 
„Kaspar Hauser“ - das Kind von Euro- 
pa. Was hat das hier Gesagte mit dem 
Artikel „High Tech“ & „Pharma“ zu 
tun, mögen sich einige fragen und sehen 
offensichtlich nicht, daß wir uns mit die- 
ser Betrachtung mitten im Problem bewe- 
gen. Genau dies ist das Problem: Die Mit- 
teleuropäer greifen die not-wendigen (von: 
Not wenden) Impulse nicht auf: 


Wo in der mitteleuropäischen For- 
schung hat Goethes naturwissenschaft- 
liche Betrachtung Aufnahme und Wei- 
terentwicklung gefunden (außer bei Ru- 


dolf Steiner - wobei ich nicht die anthro- 
posophische Gesellschaft meine)? 


Wo ist begriffen worden, daß mit der Er- 
mordung von Kaspar Hauser nicht nur 
ein weiteres Gralsgeschlecht physisch 
ausgerottet wurde, sondern „das Kind 
von Europa“ damit an der Umsetzung 
des in der Goethezeit geschöpften gei- 
stigen Gutes gehindert wurde, wodurch 
der Gang der europäischen Geschichte 
ein ganz anderer geworden wäre? Wo ist 
begriffen worden, daß die Goethezeit 
viel mehr beinhaltete als „nur“ Goethe? 
Nämlich: Das Rosenkreuz, St. Ger- 
main/Franz Bardon, Cagliostro, Schiller 
und viel Weiteres mehr. 


Wir/Ihr Mitteleuropäer haben/habt diese 
Menschen - die diesen Namen wirklich 
verdienen - selber verheizt und ans 
Kreuz geschlagen, da kann man nicht 
helfen - es ist so, bis an den heutigen 
Tag -, mehr oder weniger für den einzel- 
nen. Einige „Wissende“ mögen nun 
wieder glauben, an der Verhinderung all 
dieser Impulse seien eben Schattenbru- 
derschaften oder „normale“ dunkle Ma- 
chenschaften einiger Machtgieriger 
„schuld“, doch so ist es nicht nur: Das 
Volk stand im großen und ganzen nicht 
zu seinen wahren Führern und Beglei- 
tern im Guten, weil diese noch nie einen 
(vordergründig) bequemen Weg angebo- 
ten haben, sondern immer einen, der zu 
Selbständigkeit und Freiheit des einzel- 
nen führt - durch das Ringen um die ei- 
gene und universelle Wahrheit des Ein- 
zelnen. So haben sich die Mitteleu- 
ropäer also selber verraten, und jeder 
Tat folgt auch eine absolut gerechte 
Wirkung. So ist es. Wer will - möge die 
Augen öffnen und es sehen. 


Die mitteleuropäische Heilkunde und 
Esoterik wurde und wird genauso nicht 
nur von den anglo-amerikanischen und 
asiatischen schwarzen Logen bekämpft 
und am Entfalten gehindert, sondern hat 
im eigenen mitteleuropäischen Volke so 
wenig Aufnahme und Rückhalt gefun- 
den, daß es einfach so kommen mußte, 
wie es kam: Mechanische/chemische 
Medizin für mechanisch/chemisch le- 
bende und denkende Menschen. Hätte 
die Homöopathie oder Spagirik/Alche- 
mie einmal solche Zuwendung und fi- 
nanzielle Unterstützung gefunden, wie 
sie heute einigen wenigen Multis zuteil 
wird (siehe die beiden „CODE“-Arti- 
kel), so wäre das gesamte Gesundheits- 
wesen Mitteleuropas in einem - eben ge- 
sunden - Zustande, und sehr vieles wäre 
für Arzt, Patient, Kliniken und Univer- 
sitäten einfach, überschaubar und be- 
greifbar geworden und geblieben. Statt 
dessen streiten sich Geister und Antigei- 
ster um so lächerliche Dinge wie etwa - 
ob Homöopathie nun wirklich funktio- 
niert oder nicht. 


Briefe 


Wo ist die „Soziale Dreigliederung“ von 
Rudolf Steiner geblieben, seine Erb- 
schaft? Da die anthroposophische Ge- 
sellschaft nicht wirklich für deren Um- 
setzung gesorgt hat, obwohl nach dem 
Kriege reichlich Gelegenheit dazu be- 
standen hat, muß man wohl davon aus- 
gehen, daß sie an ihrem eigenen Meister 
Verrat verübt hat und dies auch weiter- 
hin tut. Wäre die Dreigliederung real, so 
wären diese „CODE“-Artikel so niemals 
erschienen, und die wenigsten Anthro- 
posophen wären dogmatisch, im Gegen- 
teil zu heute. 


Die beiden „CODE“-Artikel gehen von 
einer - für „CODE“-Verhältnisse - er- 
schreckenden Weise von Akzeptanz und 
Vertretung dieser Verhältnisse aus. Die 
Redaktion hat brav wiedergegeben, was 
jene Leute, die machtvoll am Kampf ge- 
gen die alte und neue Europa arbeiten, 
maßgeben. 


Dazu noch eine kurze Anmerkung zum 
Schlußwort von „Das 250-Mio.-Ding“: 
Jeder echte und gute Arzt, der etwas 
vom Leben begriffen hat, weiß, daß es 
keine unheilbare Krankheitsform gibt, 
sondern nur eine Krankheit, nämlich 
die, sich von Gott getrennt zu erleben 
und nicht zu begreifen, daß Gott sich 
gleichwohl nie vom einzelnen Men- 
schen trennt - weshalb es auch keine un- 
heilbare Krankheit gibt, auch nicht 
AIDS. Unfähige und blinde Ärzte, Pro- 
fessoren und auch Naturheilkundler gibt 
es hingegen viele. 


Als Geisteswissenschafter muß ich diese 
Aussage insofern einschränken, als das 
Schicksal es trotzdem nicht jedem er- 
laubt, um die endgültige Erfahrung 
solch einer Krankheitsform „herumzu- 
kommen“. Auch ein Meister kann und 
darf nicht alles tun und helfen, was er 
kann. Das Schicksal muß es auch erst 
erlauben, aber das hat mit der gemach- 
ten Aussage nichts zu tun. 


Würden die Menschen die Reinkarnati- 
on und ihr Gesetz endlich wieder zur 
Kenntnis nehmen, so würde sich ihr 
Verhalten insofern ändern, als jeder von 
sich wüßte: Was ich heute tue, ob 
„weiß“ oder „schwarz“, wird mir im 
„Morgen“ wiederbegegnen, und daher 
setze ich mich für mich und meine 
Nächsten wirklich ein. 


Kann man sich vorstellen, wie schnell 
sich diese Welt ändern würde ...? 


Ich frage: Wann begreifen die Menschen 
endlich, daß Wahrheit sich selber nicht 
beweisen muß, geschweige denn sich 
beweisen will. Sie hat es schlicht nicht 
nötig, da sie immer wahr ist und sein 
wird - egal ob jemand an sie glaubt oder 
nicht. 


Ich frage: Wann begreifen die Men- 
schen, daß sie weitestgehend alles selber 
prüfen sollen, um selber wissend und 
kompetent zu werden? Wißt Ihr nicht, 
daß Eure Kinder das von Euch erwar- 
ten? Wenn Euer Kind Schmerzen hat, 
steht es dann nicht vor Euch und erwar- 
tet (wohl zu Recht), daß Ihr ihm helft? 
Richtig helft? Schließlich habt Ihr die 
Verantwortung für dieses junge Leben 
übernommen, als Ihr es gezeugt habt. 
Oder gebt Ihr einfach die Verantwortung 
an einen „weißen Kittel“ ab, ohne in der 
Lage zu sein, dessen Kompetenz wirk- 
lich beurteilen zu können? 


Ich spreche harte Worte und „verlange“ 
hier viel, ich weiß, gemessen an dem, 
was heute üblich ist. Doch darf man 
nicht vergessen, daß diese „Erwartung“ 
an dem orientiert ist, was dem Mitteleu- 
ropäer entsprechen würde, wenn er die 
letzten 200 Jahre nicht zu bequem gewe- 
sen wäre. Nun, er war und ist es. Also 
kann man als bemühter Mensch nichts 
gegen den Untergang dieses degenerier- 
ten Europas haben, sondern hofft auf ein 
möglichst baldiges, so schmerzlos wie 
mögliches, Ende desselben, damit die 
neue Europa so schnell als möglich aus 
der Asche der Alten erstehen kann und 
alle Menschen, die guten Willens sind, 
wieder freien Raum bekommen, um in 
Freiheit frei atmen und leben zu können. 
Menschenwürdig. Unversklavt von ei- 
nem System, das denjenigen frißt, der 
nicht „einfach so“ mitmacht, sondern 
auf seine Freiheit besteht - ohne deswe- 
gen auf „Kosten“ anderer zu leben. 


“Felix Gastpar, Gossau (Schweiz) 


Betr.: Leserbrief zu 
„Gefährlicher Weg auf 
dem Arbeitsmarkt“, 
Nr. 5/94 


Das von Frau Cornelius vorgestellte 
Modell einer „zinsfreien Wirtschaftsord- 
nung“ ist durchaus schlüssig, impliziert 
aber gewisse gesellschaftliche und poli- 
tische Veränderungen. Es provoziert die 
Feindschaft all derjenigen, die vom jet- 
zigen Zustand profitieren. Im Zug der 
wirtschaftlichen, politischen und mi- 
litärischen Ablösung Europas durch den 
asiatisch-pazifischen Raum vermindert 
sich wahrscheinlich der Druck der Fi- 
nanzoligarchien auf den zunehmend un- 
rentablen alten Kontinent, und die Men- 
schen werden ermutigt, sich von der 
permanenten DBevormundung und 
Fremdbestimmung frei zu machen. Si- 
cher entsteht zu Beginn des kommenden 
Jahrhunderts eine Art Militärdemokra- 
tie, die auf dem allgemeinen Konsens 
beruht, mit parasitären Strukturen und 
der internationalen Mafia aufzuräumen. 


Karl-Heinz Trilling, Frankfurt 
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beschäftigt, das die Welt regiert. 
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